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Der NSU-Komplex und das Prozess-Ende

im Kontext aktueller Migrationspolitiken

Editorial

JULIANE KARAKAYALI, BERND KASPAREK

Gewöhnlich führt das Editorial der movements in den jeweiligen Themenschwerpunkt

der Ausgabe ein. Von dieser Tradition weichen wir für dieses Mal ab, denn die ak-

tuelle Ausgabe ist die erste, die aus einem offenen Call heraus entstanden ist. Wir

freuen uns, damit aktuelle und auch internationale Forschungsarbeiten präsentieren

zu können, die u.a. aus polit-ökonomischer, feministischer, urbanistischer und ANT-

Perspektive argumentieren und deren Gegenstände beispielsweise die Produktion von

Grenze, Kämpfe der Migration und die institutionelle Bearbeitung von (Flucht-)Mi-

gration sind. Damit ist die kritische Rassismus-, Migrations- und Grenzregimefor-

schung in ihrer ganzen Breite abgebildet.

Ein aktuelles Thema allerdings findet sich nicht unter den eingereichten Beiträgen,

nämlich eine Auseinandersetzung mit dem am 11. Juli 2018 zu Ende gegangenen

NSU-Prozess. Das ist zum einen der Zeitökonomie der Heftproduktion geschuldet —

der Call endete bereits Anfang 2018, verweist aber außerdem auf eine strukturelle

Leerstelle. Denn wissenschaftliche Beiträge, die sich mit dem NSU-Komplex ausein-

andersetzen, gibt es nach wie vor nur wenige (Ausnahmen sind z.B. Greif/Schmidt

2018; Grittmann et al. 2015; Karakayali et al. 2016; Quent 2016). Darum wollen wir

dieses Editorial für eine Analyse des NSU-Komplexes nutzen. Dabei verstehen wir

den NSU-Komplex nicht als singuläres Ereignis, sondern, so unsere These, der ge-

sellschaftliche Umgang mit dem NSU-Komplex gibt Hinweise auf vergangene und

aktuelle Konfigurationen des Rassismus sowie des Antirassismus, wie wir im Fol-

genden nachzeichnen werden.

Zunächst gehen wir dafür auf die gesellschaftliche Rezeption der Taten ein, indem

wir der Frage nachgehen, wie sich das Nicht-Erkennen der Mordserie als rassistische

Verbrechen mit der Migrationspolitik der beginnenden 2000er Jahre erklären lässt.

Hier führen wir Überlegungen weiter, die wir bereits 2013 begonnen haben. In einem

zweiten Schritt analysieren wir den gesellschaftlichen Umgang mit der Enttarnung

movements | Vol. 4, Issue 2/2018 | www.movements-journal.org
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der Mordserie als rassistisch als Ausdruck der aktuellen postmigrantischen gesell-

schaftlichen Situation.

DER NSU-KOMPLEX IM KONTEXT

DER MIGRATIONSPOLITIK: 2000 UND DANACH

Vor fünf Jahren argumentierten wir bezüglich des NSU-Komplexes, dass die Rezep-

tion der Morde — nämlich als Bandenkriminalität und nicht als rassistisch motiviert

— im Kontext der bundesdeutschen Migrationspolitiken und der Rekonfigurationen

des Rassismus in den 2000er Jahren zu analysieren sei (Karakayali/Kasparek 2013).

Denn damals wurde in verschiedenen gesellschaftlichen Arenen erbittert um die Neu-

definition von Deutschland als Einwanderungsland gerungen, wobei beachtliche Ver-

änderungen im Feld der Politik, des Rechts und der Repräsentation stattfanden: das

Staatsangehörigkeitsrecht wurde modifiziert und damit eine Möglichkeit zur Einbür-

gerung bereits in Deutschland lebender Migrant_innen und ihrer hier geborenen Kin-

der geschaffen; erstmals wurde ein Einwanderungsgesetz verabschiedet und Rassis-

mus als Problem von Regierungsseite durch die Initiierung von Bundesprogrammen

dagegen anerkannt; Kulturproduktionen, die Migration und Rassismus thematisierten

wurden breit rezipiert und die deutsche Fussballnationalmannschaft der Männer be-

stand zur Weltmeisterschaft 2006 aus lauter »Multi-Kulti-Zauber-Jungs« (ein leider

erst 2010 von Deniz Yücel gefundener Begriff). Die faktisch längst schon bestehen-

de plurale Gesellschaft fand endlich, und quasi nachholend, die Anerkennung breiter

Teile von Politik und Gesellschaft.

Eben diese Entwicklung war es, die der NSU mit Mord und Terror attackierte und

zu stoppen versuchte. Warum aber wurde die rassistische Motivation der Taten gera-

de in einer Zeit migrationsgesellschaftlicher Öffnung nicht erkannt? Weil diese Öff-

nungsprozesse mit aggressiven politischen Gegenbewegungen konfrontiert waren, für

die konservative Politiker_innen oft genug den vorhandenen gesellschaftlichen Ras-

sismus bewusst mobilisierten.1 Die erbitterten Auseinandersetzungen um die doppel-

te Staatsbürgerschaft und ein Zuwanderungsgesetz Anfang der 2000er Jahre stellten

dafür nur den Auftakt dar. Dies führte dazu, das die zunächst weitreichend anmuten-

den Maßnahmen der gesellschaftlichen Öffnung in der tatsächlichen Umsetzung stark

1 | Diese insbesondere von den konservativen politischen Parteien intentionell verfolgte Stra-

tegie darf nicht vergessen werden bei den aktuellen Klagen über die Polarisierung der Gesell-

schaft.
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aufgeweicht wurden, wobei einige dieser Begrenzungen in spezifischer Weise Men-

schen mit einem türkischen background bzw. Muslim_innen2 trafen und immer noch

treffen. So wurde in der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts keine Möglichkeit

der doppelten Staatsangehörigkeit eingeräumt, ein Umstand, der insbesondere die in

Deutschland lebenden Menschen aus der Türkei traf. Als deutlich wurde, dass einige

diesen Ausschluss damit umgingen, indem sie den zweiten Pass irregulär erwarben,

wurde dies 2005 von dem damaligen Innenminister Otto Schily (SPD) öffentlichkeits-

wirksam skandalisiert. Türkische Einwander_innen wurden als irgendwie unzuver-

lässige Staatsbürger_innen stigmatisiert und vielen wurde der gerade erst erworbene

deutsche Pass wieder entzogen. Aus dem Einwanderungsgesetz wurde das Gesetz zur

Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung. Und die geschaffenen Möglichkeiten

der Partizipation wurden durch einen neuen Integrationsimperativ, der inbesondere

Muslim_innen unter Verdacht stellte, eingeschränkt.

Markierte bis 2005 der Satz »Deutschland ist ein/kein Einwanderungsland« die

politische Haltung zu Migration, so wird er 2006 abgelöst durch den Satz »der Islam

gehört/gehört nicht/gehört unter Umständen zu Deutschland«. Statt der notwendigen

Debatte über häusliche Gewalt gegen Frauen und der flächendeckenden Schaffung

von Unterstützungsangeboten wurde die Ermordung der Berlinerin Hatun Sürücü

durch ihre Familie (Stichwort ›Ehrenmord‹; vgl. kritisch Yurdakul/Korteweg 2012)

zum Anlass genommen, das Einreisealter für nachziehende Ehegatten hochzusetzen

und in Rheinland-Pfalz spezielle Fragen in den Einbürgerungstest für Menschen aus

muslimischen Ländern einzuführen (vgl. den ›Muslimtest‹; Cetin 2015). Mit Murat

Kurnaz, der 2001 in Guantanamo inhaftiert wurde, vermeinten Konservative, eine di-

rekte Verbindung zwischen der türkischen Bevölkerung in Deutschland und dem isla-

mistischen Terror, der sich am 11. September 2001 in das Bewusstsein der westlichen

Welt bombte, identifiziert zu haben — auch wenn Kurnaz’ Unschuld bereits wenige

Monate später fest stand (Tsianos 2010). Die gesellschaftliche Situation der 2000er

Jahre zeichnete sich also durch eine Gleichzeitigkeit von weitreichenden politischen

Maßnahmen der migrationsgesellschaftlichen Öffnung einerseits und der massiven

Mobilisierung gegen eine Pluralisierung, inklusive einer spezifische Problematisie-

rung von Migrant_innen aus der Türkei bzw. Muslim_innen andererseits aus. Und

eben Menschen aus der Türkei waren es, die der NSU zu ermorden trachtete. Da tür-

kische/muslimische Männer im öffentlichen Diskurs nur als Täter erschienen, konn-

2 | Wir verweisen hier auf den Begriff der natio-ethno-kulturellen Zugehörigkeit, der nach Me-

cheril (2004) die Amalgamierung von Nation, Ethnizität und Kultur in rassistischen Diskursen

bezeichnet. Die Gleichsetzung von Religionszugehörigkeit, Ethnizität, Nationalität und Kultur

im antimuslimischen Rassismus weist Shoomann (2014) nach.
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ten sie nicht als Opfer (an)erkannt werden. Erst mit der Selbstenttarnung des NSU

im November 2011 fand diese fatale Zuschreibung im Bezug auf die Opfer ein Ende.

Wie nun lässt sich der gesellschaftliche Umgang mit der Enttarnung als rassistische

Mordserie beschreiben und verstehen?

URTEILSVERKÜNDUNG IM NSU-PROZESS

Der NSU-Prozess ist am 11. Juli 2018 nach 438 Prozesstagen vor dem Oberlandes-

gericht München zu Ende gegangen. Während die lebenslange Haftstrafe mit Fest-

stellung der besonderen Schwere der Schuld für Beate Zschäpe erwartet worden war,

fielen die Urteile für die weiteren Angeklagten mehr als nur überraschend aus. Cars-

ten Schulz, der einzige der Angeklagten, der sich einigermaßen glaubwürdig von der

Neonaziszene losgesagt hatte und deutlich zur Aufklärung der Verbrechen beitrug,

erhielt mit drei Jahren nach Jugendstrafrecht eine auffällig hohe Haftstrafe. Holger

Gerlach wurde ebenfalls zu drei Jahren Haft verurteilt. Schockiert waren Prozessbe-

obachter_innen und die durch den NSU Geschädigten von den milden Urteilen, die

gegen André Eminger und Ralf Wohlleben verhängt wurden: Eminger, für den die

Staatsanwaltschaft im Sommer 2017 zwölf Jahre Haft gefordert hatte und der seither

in Untersuchungshaft saß, erhielt nur zwei Jahre und sechs Monate. Ralf Wohlleben

wurde zu zehn Jahren Haft verurteilt. Diese niedrigen Urteile wurden von den im Pu-

blikum anwesenden Neonazis mit Jubel aufgenommen (Hansen/Schneider 2018). Die

Verurteilten warten nun in Freiheit auf ihren Haftantritt — falls die Urteile überhaupt

noch vollstreckt werden. Eminger und Wohlleben sind unterdessen bereits wieder in

ihren angestammten Neonazizirkeln aktiv (vgl. taz vom 03.11.2018). Und längst hat

es seit der Urteilsverkündung verschiedene rassistische Angriffe gegeben, die sich

explizit auf den NSU beziehen, so z.B. eine Neonazizelle in der Frankfurter Polizei,

die vermutlich die Anwältin der Nebenklage im NSU-Prozess, Seda Basay-Yildiz

bedrohte.3

Die Angehörigen der Ermordeten verließen den Gerichtssaal entsetzt. Das Urteil

sei ein Schlag ins Gesicht aller, deren Angehörige durch den NSU ermordet wurden,

ließ Elif Kubaşık auf einer Kundgebung vor dem Gerichtsgebäude in München erklä-

ren. Und auch die Anwält_innen der Nebenklage formulierten Wut und Enttäuschung

über das Urteil und forderten etwa eine Abkehr von der Trio-These, die Untersu-

3 | Siehe auch die verschiedenen Kleinen Anfragen der Linksfraktion im Bundestag, Bundes-

tagsdrucksachen 18/9541, 18/5634, 18/4004, 18/2166, 19/3736.
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chung der Neonazistrukturen um das Trio sowie die Aufklärung der Involvierung der

Sicherheitsbehörden (NSU-Nebenklage, 11.07.2018).4 Offensichtlich wurde, dass es

nicht gelungen war, den systematischen Rassismus, der hinter den Morden steckt,

justitiabel zu machen.5

Selbstverständlich passen die milden Urteile gegen rechte Terrorist_innen in den

allgemeinen rassistischen rollback nach dem »Sommer der Migration« (Kasparek/

Speer 2015), in dem die Bewegungen der Migration eine neue, offenere Migrations-

politik zumindest temporär erzwungen hatten. Zu nennen wäre die Schaffung von

weiteren sicheren Drittstaaten und die Erweiterung der Abschiebegründe im Zuge

der zahlreichen sexuellen Übergriffe von Migranten auf Frauen in der Silvesternacht

2015/16 (vgl. Dietze 2016), der EU-Türkei-Deal (vgl. movements 2 (3)), das Seeho-

fersche Grenzschutzpolitiktheater (zur Renationalisierung der Grenze vgl. Schmidt-

Sembdner in diesem Heft), die pogromartigen Überfälle in Freital, Heidenau, Chem-

nitz und Köthen, unzählige Brandstiftungen in Sammelunterkünften, einen Anstieg

antisemitischer Angriffe, den Einzug der AfD in alle Landesparlamente und nicht zu-

4 | Die Verstrickung von Sicherheitsbehörden und neonazistischen Organisationen (vgl. das

Konzept der »Collusion«; Holder 2017) wurde bereits von Anwält_innen der Nebenklage, Jour-

nalist_innen und Rechercheur_innen nachgewiesen (Burschel 2018). Verschiedene Ereignisse

der Monate nach dem Prozess-Ende lassen erahnen, wie diese Verstrickung konkret ausgese-

hen haben könnte. So hat die Polizei in Berlin 2014 den Mord an einem Mitglied der Hells

Angels, von dem sie im Vorhinein Kenntnis hatte, nicht verhindert, um gesuchte Hintermänner

festnehmen zu können (vgl. Spiegel Online vom 27.07.2018). Der Bundesverfassungsschutz

hatte wiederum offensichtlich einen V-Mann in unmittelbarer Nähe von Anis Amri, dem At-

tentäter vom Breitscheidplatz 2015 platziert, obgleich Verfassungsschutzpräsident Maaßen das

immer dementiert hatte (vgl. Spiegel Online vom 30.08.2018). Die gewaltvollen rassistischen

Ausschreitungen in Chemnitz im September 2018 erklärte eben jener Verfassungsschutzpräsi-

dent Maaßen zu gezielten Falschinformationen, die gestreut würden, um vom »Mord an einem

Deutschen« abzulenken (vgl. Zeit Online vom 12.09.2018). Hier werden die Prinzipien geheim-

dienstlichen Handelns sichtbar, wie sie vermutlich auch im NSU-Komplex zur Anwendung

kamen: das mörderische Treiben nazistischer Terrorist_innen wird im Namen geheimdienstli-

cher Operationen beobachtet und gleichzeitig zugelassen, während der Verfassungsschutz eine

Agenda der Stärkung der Rechten verfolgt. Die Treffen Maaßens mit den AfD-Abgeordneten

Gauland und Petri erhärten diesen Verdacht.

5 | Dabei halfen auch die Erkenntnisse nicht, die in den insgesamt elf Landes- und zwei Bun-

desuntersuchungsausschüssen erzielt wurden. Sie blieben insofern in ihrer Tiefe begrenzt, als

der Verfassungsschutz eine Offenlegung seiner Erkenntnisse mit dem Hinweis auf den Vorrang

des Quellenschutzes verweigerte.
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letzt die hämischen Angriffe auf die Fussballnationalspieler Mesut Özil6 und Jérôme

Boateng, die auch im Jahr 2018 noch eine wirksame völkisch-nationalistische Zuge-

hörigkeitslogik offenbaren.

Richtet man den Fokus aber weg von der rassistischen Mobilisierung, und gehen

wir stattdessen entsprechend der oben skizzierten Perspektive der Frage nach, wie die

gesellschaftliche Rezeption des NSU nach seiner Enttarnung verlief und was das mit

der aktuellen Migrationspolitik zu tun hat, so gerät etwas anderes in den Blick.

KONJUNKTUREN DES ANTIRASSISMUS: IN VERTEIDIGUNG

DER POSTMIGRANTISCHEN GESELLSCHAFT

Dann lässt sich sehen, dass neben der Mobilisierung rassistischer Kräfte, wie wir

sie auch für die beginnenden 2000er skizziert haben, auch eine Mobilisierung von

dem stattfindet, was mit dem Begriff der postmigrantischen Gesellschaft bezeichnet

wird (vgl. Foroutan et al. 2018). Das Wachsen von Anerkennung und Akzeptanz der

pluralen Migrationsgesellschaft und die neuen rechtlichen und repräsentativen Mög-

lichkeiten der Artikulation zeigen durchaus Wirkung, wie sich exemplarisch an der

gesellschaftlichen Reaktion auf den NSU-Komplex aufzeigen lässt.

Denn um den NSU-Prozess herum fand eine breite gesellschaftliche Organisierung

statt, die als blueprint für eine Vision davon taugt, wie ein breites, emanzipatorisches,

gesellschaftliches Bündnis aussehen könnte. Ein bewegendes Bild dafür war die De-

monstration am 11. Juli 2018 nach der Urteilsverkündung in München, an deren Spit-

ze die Nebenkläger_innen und ihre Anwält_innen voranschritten und dabei Schilder

mit den Bildern der Ermordeten trugen.7

Vor Gericht haben sich 24 der Anwält_innen der Nebenklage zusammengetan und

gemeinsam im Auftrag ihrer Mandant_innen Recherchen zu Neonazi-Netzwerken,

V-Leuten und deren Beziehungen zu den Sicherheitsbehörden vorgenommen. Un-

terstützt wurden sie dabei von investigativ arbeitenden Journalist_innen und Antifa-

6 | Der wenig glaubwürdige Anlass — wann hat sich der deutsche Fußball jemals kritisch zu

autoritären Regimen positioniert? — dieser Anfeindungen waren ein Treffen und ein Photo

Özils mit dem türkischen Präsidenten Recep Tayip Erdoğan. In mancherlei Hinsicht lässt sich

das Posieren Özils mit dem Autokraten Erdoğan ebenfalls als Ausdruck einer solchen nationa-

listischen Zugehörigkeitslogik im Kontext Türkei verstehen.

7 | Insbesondere aus repräsentationspolitischer Sicht ist hier anzumerken, dass es sich um ge-

malte Porträts der Ermordeten handelte. Damit wurde endlich das visuelle Stigma der Fahn-

dungsphotos der Polizei, die meistens in der Berichterstattung genutzt wurden, gebrochen.
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Recherchegruppen. Damit gelang es der Nebenklage immer wieder, das Gericht dazu

zu bringen, relevante Zeug_innen zu laden — auch wenn diese dann häufig wenig en-

gagiert befragt wurden. Durch diese Zusammenarbeit erfolgte eine Vernetzung höchst

unterschiedlicher gesellschaftlicher Kräfte, die in einer einzigartigen Kooperation in-

terdisziplinär Wissen über institutionellen Rassismus, Neonazistrukturen und das V-

Leute System produzierten. Zu dieser Wissensproduktion trugen maßgeblich auch

die Angehörigen der Ermordeten und die Überlebenden der Bombenanschläge bei.

Viele von denen, die nach ihren traumatischen Erfahrungen — sowohl mit dem NSU

als auch mit der folgenden Behandlung durch die Polizei — oft jahrelang geschwie-

gen hatten, traten nun an die Öffentlichkeit und trugen mit ihrem Erfahrungswissen

maßgeblich dazu bei, die Muster neonazistischen Terrors und polizeilicher Verfah-

rensweisen im Umgang mit rechter Gewalt sichtbar zu machen.

Dieser mutige Schritt an die Öffentlichkeit wurde im Zuge der öffentlichen Aus-

einandersetzung um den NSU auch von anderen Überlebenden und Angehörigen der

Opfer rechten Terrors getan, die oft jahrzehntelang über das, was Ihnen widerfah-

ren war, geschwiegen hatten. So kam es zur Vernetzung von Menschen, die die glei-

che Erfahrung teilten, nämlich Opfer mörderischen rassistischen Terrors geworden zu

sein. Mit ihren Erzählungen ließ sich das Bild über die Arbeit der Polizei im Umgang

mit rechtem Terror, aber auch der gesellschaftliche Umgang damit vervollständigen.

Mit NSU-Watch wurde eine Informationsplattform etabliert, auf der detaillierte

Analysen, vor allem aber auch Protokolle jedes einzelnen Prozesstages sowie Pro-

tokolle aus beiden Bundestagsuntersuchungsausschüssen sowie den Untersuchungs-

ausschüssen der Länder zur Verfügung gestellt wurden. Die Jahre des Prozesses wur-

den begleitet von unzähligen Informations- und Diskussionsveranstaltungen, die von

antirassistischen und antifaschistischen Initiativen überall in Deutschland organisiert

wurden. Dabei gelang es höchst unterschiedlichen Gruppen mit unterschiedlichen

Schwerpunktsetzungen, sich zu vernetzen und den NSU-Komplex zum gemeinsamen

Bezugspunkt ihrer Arbeit zu machen. Unter anderem wurden dazu immer wieder in-

ternationale Expert_innen z.B. aus Griechenland, Großbritannien, Nordirland und der

Türkei eingeladen, die ihre Erfahrungen mit den dem NSU-Komplex vergleichbaren

Fällen teilten. Als eines der herausragenden Ereignisse ist das Tribunal NSU-Komplex

auflösen zu nennen, dass im Mai 2017 über mehrere Tage hinweg in Köln abgehalten

wurde und Öffentlichkeit schaffte, aber insbesondere auch im Vorfeld einer intensi-

ven Vernetzung antirassistischer und antifaschistischer Initiativen diente.

In verschiedenen künstlerischen Arbeiten ist der NSU-Komplex bearbeitet wor-

den, zu nennen sind hier Filme, Installationen und insbesondere Theaterstücke, die

zum Teil mit den Angehörigen der Ermordeten und Geschädigten zusammen entwi-

ckelt wurden und die den NSU-Komplex einer breiten Öffentlichkeit näher brachten.
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Herausragend ist hier die Arbeit des künstlerisch forschenden Kollektivs Forensic

Architecture zu nennen, die mit einer Installation nachweisen konnten, dass der als

Zeuge geladene Verfassungsschutzmitarbeiter Andreas Temme, der während der Er-

mordung Halit Yozgats in dessen Internetcafé in Kassel vor Ort war und behauptet,

den Mord nicht bemerkt zu haben, vor dem Oberlandesgericht München gelogen ha-

ben musste. Diese Arbeit erreichte auf der documenta 14 ein großes internationales

Publikum.

Die breite Mobilisierung rund um den NSU-Komplex ist in beeindruckender Wei-

se unter Einsatz von sehr viel Kraft, Mut und Engagement erfolgt. Doch nicht alles

wurde erreicht: keine einzige Demonstration, die den NSU-Komplex zum Anlass hat-

te, war von einer bemerkenswert großen Zahl an Menschen besucht. Keine einzige

Institution, der Fehler im Umgang mit dem Neonazinetzwerk nachgewiesen werden

konnte, ist nennenswert umgestaltet worden — das Bundesamt für Verfassungsschutz

ist hinsichtlich Kompetenzen und Ressourcen sogar seither noch besser ausgestattet

worden. Keine der Beamt_innen, die nachweislich Akten geschreddert, gelogen oder

die Angehörigen der Opfer und die Geschädigten mit unlauteren Verhörmethoden be-

drängt haben, sind in irgendeiner Weise zur Rechenschaft gezogen worden, niemand

wurde entlassen oder bestraft. Die Urteile gegen die Neonazis fielen milde aus, und

trotz der Aufdeckung ihre Unterstützungsstrukturen sind daraus bisher keine Konse-

quenzen gefolgt. Die damit verbundene Verharmlosung rechten Terrors kann gerade

in der jetzigen politischen Situation verheerende Folgen haben, ist es doch ein ähn-

liches Fanal wie das Gewährenlassen gewalttätiger Neonazis zu Beginn der 1990er

Jahre.

Dennoch war die gesellschaftliche Organisierung rund um den NSU-Komplex er-

folgreich. Sie war erfolgreich, weil es mit ihr gelungen ist, die Deutungshoheit über

den NSU-Komplex nicht dem Gericht zu überlassen, sondern eine gesamtgesell-

schaftliche Auseinandersetzung mit den Ermöglichungsbedingungen von Rassismus

und Neonazismus anzustoßen. Axel Hoffmann, Anwalt der Nebenklage im NSU-

Prozess, fand dafür bewegende Worte, als er nach der Verkündigung des Urteils vor

das Gebäude des Oberlandesgerichts München trat:

»Ein deutsches Gericht hat sicherlich die Macht und die Möglichkeit

darüber zu bestimmen, wie die Angeklagten die nächsten Jahre verbrin-

gen, ob jemand frei gesprochen wird oder nicht. Aber ein deutsches Ge-

richt hat nicht die Deutungshoheit über das, was in den letzten 430 Ta-

gen hier an Beweisaufnahme erfolgt ist. [. . .] Das Wissen über den Ver-

fassungsschutz, staatlichen Rassismus, institutionellen Rassismus, das

Wissen über die organisierten militanten Neonazis, das ist in der Welt,
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das ist geschaffen, das haben wir, das wird auch ein Urteilsspruch nicht

aus der Welt schaffen.« (Axel Hoffmann, Anwalt der Nebenklage im

NSU-Prozess auf der Kundgebung am 11. Juli 2018 vor dem Oberlan-

desgericht München)

Und sie war erfolgreich, weil sich verschiedene gesellschaftliche Kräfte darüber zu

einer vielschichtigen, kritischen Öffentlichkeit zusammengefunden haben. Wie sehr

dies die öffentliche Wahrnehmung beeinflusst hat, zeigt sich vor allem jetzt, nach der

Urteilsverkündung, und wird sich noch in Zukunft zeigen. Diese einzigartige Mo-

bilisierung hat in jedem Fall eine Gegenerzählung etabliert, die den vermeintlichen

Skandal der Migration nicht nur zurückweist, sondern den Fokus auf staatliche und

gesellschaftliche Strukturen lenkt, die die Herstellung des vermeintlichen Skandals

ermöglichen und unterstützen. Diese Art der Mobilisierung findet sich auch an ande-

rer Stelle, etwa in den großen Mobilisierungen rund um We’ll come United, Unteilbar

und rund um die Seebrücke, eine Initiative zur Verteidigung des Rechts auf zivile See-

notrettung im Mittelmeer und für sichere Fluchtwege nach Europa. Der Hashtag ›me

two‹ schuf ein neues, situiertes Archiv des Alltagswissens über Rassismus.

Allgemein lässt sich unserer Meinung nach festhalten, dass die Skandalisierung

der Migration von rechts zwar omnipräsent ist und bedrohliche Formen angenom-

men hat, die plurale Gesellschaft aber dennoch hartnäckig und beharrlich verteidigt

wird. Der Erfolg wird jedoch in nicht unwesentlicher Weise auch davon abhängen,

über konkrete Mobilisierungen hinauszugehen, eigene Wissensbestände aufzubauen

und verfügbar zu machen, und diese in konkrete Materialisierungen der Gesellschaft

der Vielen zu überführen. Die Konjunkturen des Rassismus sind immer auch die Kon-

junkturen des Antirassismus.

MOVEMENTS 4 (2): DER INHALT

Einen Beitrag zu dieser Gegenerzählung zu leisten ist das selbstgesteckte Ziel unse-

res Journals movements. Daher freuen wir uns, diese Ausgabe vorstellen zu dürfen,

die erstmals keinen thematischen Schwerpunkt hat, sondern Beiträge der kritischen

Migrations-, Grenzregime- und Rassismusforschung in thematischer Vielfalt versam-

melt. Die Entscheidung für die Möglichkeit offener Calls war auch dem Wunsch ge-

schuldet, vermehrt Debatten im Heft führen zu können.

Für den ersten Beitrag konnten wir die Initiator_innen des architektonischen For-

schungsprojekt Leros: Island of Exile gewinnen. Leros ist eine der fünf griechi-

schen Ägäis-Inseln, auf denen ein so genanntes Hot Spot-Zentrum existiert. Das
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Forschungsprojekt zeigt in Text und Fotos, dass sich diese besondere Form der Diszi-

plinierung in eine lange Geschichte von disziplinarischen Formierungen auf der Insel

einreiht.

Im ersten Textbeitrag beschäftigen sich Moritz Altenried, Manuela Bojadžijev, Leif

Höfler, Sandro Mezzadra und Mira Wallis mit den sich verändernden behördlichen

Strategien der Arbeitsmarkt-›Integration‹ Geflüchteter seit dem Sommer 2015. Sie

zeigen auf, wie die einst strenge Unterscheidung zwischen Flucht- und Arbeitsmi-

gration zunehmend aufweicht und Fluchtmigration mehr und mehr unter dem Aspekt

der Arbeitskräftegewinnung in den Blick genommen wird. Die Versuche, die migran-

tische Arbeitskraft mit dem Vokabular und den Techniken der Logistik zu verwalten

und zu verteilen sind dabei nur selten erfolgreich.

Auch der zweite Beitrag beschäftigt sich mit grundlegenden Veränderungen des

Migrationsregimes, nämlich der Wiedereinführung von Grenzkontrollen im Schen-

genraum. Matthias Schmidt-Sembdner hat dafür die Praktiken der Grenzkontrollen

Italiens, Österreichs und Deutschlands auf der sog. Brennerroute untersucht und zeigt

auf, wie diese im Sommer 2015 zunächst provisorisch eingerichtet und seither vers-

tetigt und professionalisiert wurden.

Maria Schwertl analysiert die Grenze(n) aus einer anderen Perspektive: sie un-

tersucht die Produktion des europäischen Grenzregimes durch Grenzschutztechnolo-

gien. Deutlich wird, wie territoriale, geo- und biopolitische Vorstellungen der Pro-

duzent_innen von Grenztechnologien (Unternehmen und Wissenschaftler_innen) die

Form und Funktionsweise der Grenze bestimmen. Diese werden damit dort zu den

informellen Gestalter_innen der Grenze, wo politische Vorgaben, insbesondere eine

vereinheitlichte europäische Migrationspolitik, fehlen.

Der vierte Aufsatz widmet sich der Situation von Geflüchteten in Istanbul. Gülçin

Balamir Coşkun und Aslı Yılamz Uçar untersuchen, welche unterschiedlichen Stra-

tegien verschiedene Bezirke in Istanbul im Umgang mit den dort ankommenden Ge-

flüchteten entwickeln. Aus dieser Analyse leiten sie ab, welche Instrumente Verwal-

tungen brauchen, um sinnvolle Praktiken entwickeln zu können.

Zum ersten Mal findet sich in unserer Ausgabe die Rubrik Essay, die wir eigens ein-

geführt haben, damit der Text von Thomas Müller und Sascha Zinflou einen Platz im

Heft findet. Dieser Text analysiert den so genanten Jungle von Calais aus einer stadt-

soziologischen Perspektive. Deutlich wird hier, dass den Bewohner_innen des Jungle

das Recht auf Stadt in doppelter Weise verwehrt wird: indem die von ihnen hervor-

gebrachte Sozialstruktur nicht als solche anerkannt wird und indem diese schließlich

im Namen der Migrationskontrolle niedergewalzt wird. Der Beitrag liegt uns deswe-

gen so sehr am Herzen, weil er konkret die Frage aufgreift, wie die schon seit Jahren

bestehenden, informellen und ephemären Siedlungen in Europa nicht als Slum, Ghet-
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to oder Skandal aufgegriffen werden können, sondern präzise als Möglichkeit einer

migrantischen Stadt, die sich entlang der Bedürfnisse der Migration organisiert.

In der Forschungswerkstatt präsentieren wir diesmal drei Beiträge. Naemi Gerloff

untersucht die Rolle der Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) im

Rahmen der seit 2015 verstärkten Zusammenarbeit zwischen der EU und afrikani-

schen Staaten zum Zwecke der Verhinderung von Migration. Ein weiterer Beitrag

beschäftigt sich mit Abschiebungen, ebenfalls ein Bereich der Migrationskontrolle,

der seit 2015 ausgebaut wird: Therese Lerchl unternimmt eine ethnographisch inspi-

rierte Untersuchung der Abschiebehaft unter besonderer Berücksichtigung der amt-

lichen Dokumente, die den Prozess der Inhaftierung legitimieren und strukturieren.

Und mit dem Beitrag von Hassan Ould Moctar richtet sich der Blick auf den urbanen

Kontext Nouakchotts, der Hauptstadt Mauretaniens, und den Prozessen rund um die

Aushandlungen von Ethnizität, Nationalität und Klasse.

In der Rubrik Interventionen beschreibt Mine Gençel Bek, die als eine der aca-

demics for peace die Türkei verlassen musste, sehr eindrücklich ihre Flucht nach

Deutschland und Ria Prilutski fordert das Recht ein, komplex sein zu dürfen.

Die Redaktion von movements bedankt sich herzlich bei unseren Autor_innen und

hofft, dem Gefühl der Ohnmacht mit Analysen und vor allem einer Gegenerzäh-

lung etwas entgegensetzen zu können. Als Leitspruch empfehlen wir die Haltung

des Schaffers des Afrofuturismus, Sun Ra:

»Das Unmögliche zieht mich an, denn alles Mögliche ist schon gemacht

worden, und die Welt hat sich nicht verändert.« (Zit. n. Walter 2014)
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Leros: Island of Exile

BETH HUGHES, PLATON ISSAIAS, YANNIS DRAKOULIDIS

Islands of Exile is an interdisciplinary research project which started in early 2014. It

was recently exhibited at Manifesta 12 in Palermo at Convento della Magione, where

a one-day research symposium was also organised on November 3 2018, investigating

three key topics: architecture and its role in political regimes and biopolitics; spaces

and archetypes of mental health care and de-institutionalisation processes; and the

infrastructural violence of securitisation and militarisation in the Mediterranean and

other European borders.

A highly contested site since antiquity, interwoven in the imaginary and praxis of

power and territorial domination, the Mediterranean Sea today is possibly the most

securitised and militarised zone on earth. Islands perform as agents of segregation

and dominance, with their geographic specificities, natural characteristics and strate-

gic location constructing a framework for geopolitical and biopolitical management,

which cannot be separated from its institutional architecture.

The case of Leros in the Greek Dodecanese is a unique example within this his-

tory. It conveys an entire ecosystem of exile, detainment and violent processes of

subjectification within which architecture plays a fundamental role.

Leros has been defined by its service under various regimes. This project focuses

on the last century, from the Italian occupation of 1912–1943 up until today, cover-

ing a neglected example of the Italian Rationalist architecture, namely the plan of the

town of Lakki/Portolago. The project follows the transformation of the infrastructure

built by the Italian fascist administration, from notorious mental health care facili-

ties via camps for political prisoners and violently displaced children from mainland

Greece to its current use as detention centres for refugees. Leros has emerged as

a disciplinary apparatus. Displacement, confinement and bodily restriction and in-

carceration exist within an idealised colonial architecture that celebrated a mystified,

fascist pan-Mediterraneanism. It is a space and an exemplary landscape defined by

water, geography and the south-eastern Mediterranean environment, and yet it per-

forms a series of rather different functions — or not?

movements | Vol. 4, Issue 2/2018 | www.movements-journal.org
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The project studied Leros in different ways and with a variety of media. The ex-

hibition itself was organised around a series of distinct yet complementary elements.

Three layered maps present specific moments of the institutional and planning his-

tory of the island and the town of Lakki/Portolago. A selection of key architectural

objects from across the island, the majority from the original townplan designed by

Rodolfo Petracco and Armando Bernabiti are presented in models. Photographic

prints present key moments of this environment. This is accompanied by a selection

of the plethora of archival findings; a print of the coastline of Lakki as a continuous

line, the first calculation at play that put in place the Italian military apparatus and a

set of relations between populations, landscapes, architectures and objects.

In this short piece, we are presenting six images, four photographs from Leros

and two from our exhibition in Palermo. There is a particular way different media

and representations have been used to investigate parameters of Leros and to capture

different elements, histories and bodies. We have selected to show here four spaces,

which are depicted rather empty, slightly estranged, in medium format photography.

The four spaces are:

• the interior of the now abandoned Royal Technical School,
• a view of the plains in the north of Leros, from within the restricted militarised

zone of Partheni,
• the coastal road of Lakki/Portolago, where the emblematic, fascist rationalist

architecture of civic institutions has been appropriated by the local population,

their everyday activities and the tourist economy,
• and finally, a bus stop at Xirokampos in Lepida, Leros, just outside of the fence

of the mental health care facility, and today, the Leros hotspot.

Intentionally, we do not show individuals and bodies; we rather directed our gaze

and camera lens to material and spatial elements. Each of these four spaces carries

its own traumatic history. The special forces engineering regiment camp, located

in Partheni, is one of the most notorious military installations in Greece, a ground

marked by postwar political conflicts — a space of displacement, incarceration and

torture. During the 1967–74 dictatorship, left-wing citizens were exiled in Leros as

political prisoners, many detained in the camp, while others were detained across the

island, within its rather peculiar architecture. White, rather simple, rationalist private

buildings, properly designed public infrastructure that included, among others, a mar-

ket, a generous theatre, a church, two schools and a tower clock, organised a regular

yet exotic township. This is the town of Lakki/Portolago. Large military barracks

were also scattered opposite of the town with their facades often covered by charac-

teristically large letters and their interiors full of Fascist, Nazi and Greek nationalist
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propaganda and wall paintings, some dating from the 1930s. Within these buildings,

two notorious institutions were hosted: the Royal Technical School that operated in

Lakki between 1949 and 1964, and the Leros psychiatric hospital, which opened in

1957 and still exists, reformed and de-institutionalised. The presence and influence

of Felix Guattari in the de-institutionalisation process of the Leros Psychiatric Fa-

cility in the early 1990s makes it an extremely interesting case study, well known

internationally in the field of radical psychology.

The problem of reform and the questions of what an institution is, which parame-

ters define it and how a particular institutional architecture — if this category exists

per se — responds to change of protocols, habitual practices, and even definitions or

conceptions of the ›normative‹, is central to our study of Leros and the township of

Lakki/Portolago. What is crucial here is to understand exile, detention, displacement,

confinement, indoctrination, and the architecture that allows the above not as acciden-

tal or even pragmatic developments, but as relational, diagrammatic conditions that

operate in an infrastructural field of possibilities. Leros testifies that the logistics and

the logics of warfare as well as the project of displacement and the very conception

of ›undesirables‹ and the ›displaced‹ produce first and foremost two things: the legal

and social apparatuses that produce these subjects, and spaces in which this violence

is exercised. Therefore, it is always within the asymmetric relations of labour that

both the subject of the ›confined‹ and the one of the ›guard‹ are produced.

The project does not claim that architecture is the cause of this. And while the ar-

chitecture of the Italian Rationalist period has its own qualities, it is also constructed

within a very specific diagram. What is our interest here is not the degree in which

›fascist‹ architecture of various degrees could exist, or even if any kind of architec-

ture could be more or less ›fascist‹; these questions have been addressed by multiple

scholars, especially in the case of Italian architecture of the 1920s–1930s. Rather, our

claim is that the relationships established by the plan and the architecture, the strict

imposition of gerarchia — hierarchy — established a unique urban form and social

fabric.

Tens of thousands of people exiled, detained and isolated and surveilled in Leros

and the town of Lakki/Portolago, occupying, living, but most importantly being ser-

viced, policed and confined by a series of institutions — the Royal Technical School,

the Greek Military, the Psychiatric Clinic, the national and European police and secu-

rity apparatus of control of the refugee flows — that employed the local population.

The inaugural moment of the Italian military town set up these relationships for good:

class, labour, gender segregation, multiple zones of controlled and restricted access,

military and civilian infrastructures interwoven with a multiplicity of scales: the Med,

the archipelago, the island, the town, the village, the building-object itself.



Interior of the now abandoned Royal Technical School, Lakki/Portolago, Leros.



Landscape in north Leros. Restricted access, militarised zone of Partheni, Leros.



Bus stop, Xirokampos, Lepida, Leros.



The coastal road of Lakki/Portolago, Leros.



Leros: Island of Exile, Manifesta 12. Photographic prints and the book with archival

material.



Leros: Island of Exile, Manifesta 12. Detail of a reproduced multi-layered military

map from the Italian naval and army services. Material: Plexiglas.
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Ultimately, the role of the Lerian has become one of the guard, the discipliner, the

cook, the cleaner, an extremely precarious service provider, her and himself in exile

and completely dependent on these institutional forms. If the Greek state pushed

tourism, leisure and small-scale construction industry for most islands and town in

the mainland as the main economic activity, there was a much different strategy for

Leros; to become an island of exiles.

The population is so economically inculcated in the process of control that it has

become a self-perpetuating demand, of course with the presence of many instances

and organised forms of resistance. The argument is that neither one thing in or of itself

is of substantial scale — neither the population, the large barrack infrastructures well-

suited to this application, nor the Rationalist architecture in and of itself, is unique nor

the cause, but rather the coexistence and confluence of all these factors have created a

campus of surveillance and exile. It is precisely the interdependence and co-existence

of architecture and labour that perpetuates the island’s role as an apparatus of control.
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Vermittlungsinfrastrukturen nach dem Sommer der Migration

MORITZ ALTENRIED, MANUELA BOJADŽIJEV, LEIF HÖFLER,
SANDRO MEZZADRA, MIRA WALLIS

Abstract: This article strives to theoretically understand and empirically research the nu-
merous attempts to put refugees to work in the wake of the ›long summer of migration‹
of 2015 in Germany. Starting with a discussion of the ›autonomy of migration‹ approach
in light of the multiple transformations and crises of the European border regime, the au-
thors focus on shifting paradigms in the management of labour mobility. A short review
of the emerging field of ›critical logistics studies‹ allows them to single out a process of
›logistification‹ of migration regimes, according to the goal of a ›just-in-time and to-the-
point‹ migration. The authors test their hypothesis using research they have conducted in
Berlin that particularly focuses on the roles played by the complex system and infrastruc-
ture of intermediation of the state, the private sector, and civil society actors to manage
the ›integration‹ of refugees into the German labour market.

Keywords: logistics, migration, labour mobility, European border and mobility regime,

summer of migration

Hat Europa seit 2015 eine ›Flüchtlings- oder Migrationskrise‹ erlebt? Es ist festzuhal-

ten, dass periodische Krisen Migrationsregime und Grenzsicherung einzelner Länder

und der Europäischen Union spätestens seit den frühen 1990er Jahren heimsuchen

und diese in gewisser Weise erst hervorgebracht haben. ›Krise‹ war schon immer in

das Grenz- und Migrationsregime eingeschrieben, das sich in Europa im Nachgang

der Maastrichter Verträge und im Kontext des Schengener Abkommens herausgebil-

det hat. Dieses Regime war von Anfang an dazu gezwungen, sich mit der Autonomie

der Migration zu arrangieren. Und zwar sowohl mit den multiplen Herausforderun-

gen durch turbulente Migrationsbewegungen an den Grenzen als auch mit den Regie-

rungsstrategien, Taxonomien und diskursiven Unterscheidungen (zum Beispiel zwi-

schen ›erzwungener‹ und ›freiwilliger‹ Migration, ›Kriegs‹- und ›Wirtschaftsflücht-

lingen‹), die sie managen sollen (Mezzadra 2015). Die unerträglichen menschlichen

Kosten dieser Auseinandersetzungen kann die Materialität der Autonomie der Mi-

gration dabei nicht verdecken. Im »langen Sommer der Migration« (Hess et al. 2017)

kam es geradezu zu einer Explosion dieser Autonomie: Sie forderte das gesamte eu-

movements | Vol. 4, Issue 2/2018 | www.movements-journal.org
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ropäische Grenzregime für einen Moment radikal und effektiv heraus und produzierte

so eine tiefe Krise der europäischen Migrationspolitik und damit eine Krise von Eu-

ropa als politischem Raum (Bojadžijev/Mezzadra 2015).

Was uns hier interessiert, ist was nach dem Sommer der Migration passiert ist. Die-

ser Artikel ist ein Teil unserer anhaltenden Auseinandersetzung mit dem Ansatz der

Autonomie der Migration, zu dessen Herausbildung einige von uns beigetragen haben

(siehe z.B. Bojadžijev/Karakayalı 2007; Bojadžijev 2008; Mezzadra 2006, 2011). In

unserem Verständnis hat dieser Ansatz nichts mit einer ›Romantisierung‹ der Migrati-

on zu tun und löst sich auch nicht von den strukturellen Bedingungen los, in welchen

die Bewegungen und Kämpfe der Migration stattfinden. Vielmehr nimmt der Ansatz

die subjektiven Dimensionen der Migration als Blickwinkel, aus welchem die struk-

turellen Bedingungen effektiver analysiert und kritisiert werden können. Dies gilt im

Besonderen für die Frage nach Kapital und Arbeit, da wir die anhaltende Relevanz

dieser Formation für die Untersuchung von gegenwärtigen Mobilitätsregimen unter-

streichen möchten. Dies gilt auch dann, wenn die Frage nach Kapital und Arbeit eine

scheinbar untergeordnete Rolle spielt — wie zum Beispiel bei der Frage der Geflüch-

teten und des Asylregimes (dessen Abtrennung von der Arbeitsmobilität immer ein

wichtiger Faktor im deutschen Migrationsregime war). In diesem Beitrag widmen wir

uns eben jener Frage: In welchem Verhältnis stehen Flucht- und Arbeitsmigration und

wie hat sich dieses Verhältnis in Deutschland im Zuge des Sommers der Migration

verändert? Verstanden als ein Spannungs- und Kampffeld, ist die Mobilität der Arbeit

ein wichtiger Bereich für die Untersuchung der Regierung der Migration ebenso wie

deren ständige Herausforderung durch Migrant_innen, auch im Bereich der Flucht-

und Asylmigration.

Ein Fokus auf die Autonomie der Migration erfordert darüber hinaus eine sorgfäl-

tige Untersuchung der Transformation von Mobilitätsregimen in einer Zeit dramati-

scher geopolitischer Veränderungen. Wir beginnen mit einem Blick auf die Reorga-

nisierung des europäischen Grenzregimes nach dem Sommer der Migration. Darauf

folgt ein Fokus auf die Versuche der deutschen Regierung und verschiedener ande-

rer privater und staatlicher Akteure, die 2015 und 2016 angekommenen Geflüchteten

›in Arbeit zu bringen‹. Auf der Basis empirischer Forschung testen wir dabei un-

sere Hypothese einer Logistifizierung des Migrationsregimes.1 Zuerst aber werden

1 | Der Beitrag basiert auf einem Forschungsprojekt, das von den Autor_innen 2016 und 2017

am Berliner Institut für empirische Integrations- und Migrationsforschung (BIM) durchgeführt

wurde. Mit Fokus auf staatliche, privatwirtschaftliche und zivilgesellschaftliche Vermittlungs-

infrastrukturen wurden qualitative Interviews mit 11 verschiedenen Vermittlungsinstitutionen

sowie mit Geflüchteten über ihre Erfahrungen mit der Arbeitssuche in Deutschland geführt und
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wir allgemein in den Themenkomplex Logistik und Migration einführen, eine kurze

genealogische Analyse des europäischen Grenz- und Migrationsregimes vorstellen

sowie das Verhältnis von Migration und Arbeit zu reflektieren versuchen, um das

theoretische Grundgerüst unserer Forschung zu verdeutlichen.

DAS EUROPÄISCHE GRENZ- UND MOBILITÄTSREGIME

Das Zählen der Toten im Mittelmeer, im atlantischen Ozean oder entlang der Ost-

grenze der Europäischen Union ist fast unmöglich geworden und doch bleibt es eine

schmerzhaft notwendige Aufgabe, die komplexe Probleme politischer Repräsentati-

on aufwirft (vgl. z.B. Heller/Pezzani 2016). Die Militarisierung großer Grenzräume

an Land und zu See, gemeinsam mit der Digitalisierung der Kontrolle, den Opera-

tionen von FRONTEX und der Ausweitung von Abschiebelagern, ruft das Bild der

Festung Europa hervor, also das Bild eines Grenzregimes, das einfach und brutal auf

die Abwehr von Migration in das europäische Territorium setzt. Trotz alledem sind

wir überzeugt, dass eine akkurate Untersuchung des Grenzregimes zeigt, dass dieses

Regime nicht nur eine abwehrende Dimension besitzt, sondern immer auch ein Filter-

und Hierarchisierungsmoment im Migrationsmanagement wirksam wird.

Das europäische Grenzregime ist alles andere als ein Nebenschauplatz im Prozess

der europäischen Integration und seine Entwicklung hat eine zentrale Rolle in der

Entstehung europäischen Raums seit Beginn der EU gespielt. Gerade in der Aus-

handlung der Schengener Freizügigkeit und einer variablen Geometrie der Kontrolle

der externen Grenzen war dieses Regime immer auch ein Arbeits-Mobilitäts-Regime.

Die ›Externalisierung‹ der Grenzkontrolle, welche die Einbindung von ›Nachbar-

schafts- und Drittstaaten‹ bedeutet, war spätestens seit den Vereinbarungen zwischen

Deutschland und Polen in den frühen 1990ern ein zentraler Bestandteil dieses Sys-

tems (vgl. FFM 1995). Die so entstandene multiskalare Geographie der Grenzkontrol-

le hat in den letzten Jahrzehnten den übergreifenden Rahmen gebildet, in welchem

die verschiedenen Vektoren und Praktiken der Mobilität (intern ebenso wie extern,

sogar in der illegalisierten Form) den europäischen Raum durchkreuzt, konstituiert

und verändert haben.

Die momentane Krise des Grenzregimes hat ihre eigene Entstehungsgeschich-

te. Diese beinhaltet die Wirtschaftskrise seit 2007, insbesondere mit ihren Auswir-

im Kontext historischer, ökonomischer und rechtlicher Veränderungen analysiert (vgl. ausführ-

lich Altenried et al. 2017).
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kungen auf südeuropäische Länder wie Italien und Spanien, in denen illegalisierte

Migrant_innen in verschiedenen ökonomischen Sektoren Arbeit gefunden hatten,

ebenso wie die Aufstände im Maghreb und Mashreq, mit dem Sturz der Regime

etwa von Zine El Abidine Ben Ali in Tunesien und Muammar al-Gaddafi in Liby-

en, die Schlüsselrollen bei der Externalisierung gespielt hatten (vgl. Garelli/Tazzioli

2017). Darüber hinaus, und sicherlich nicht unabhängig von diesen Entwicklungen,

beschleunigte und potenzierte der Sommer der Migration mit der einmaligen und un-

kontrollierbaren Herausforderung, vor die hunderttausende Migrant_innen und Ge-

flüchtete das europäische Grenzregime stellten, diese Krise (vgl. Kasparek/Speer

2015; Hess et al. 2017).

Es ist offensichtlich, dass der ›Hot Spot‹-Ansatz, der von der Europäischen Kom-

mission im Zuge des Sommers der Migration vorgeschlagen wurde, einen Versuch

darstellt, dieser Krise aus der Perspektive der Mobilitätskanalisierung zu begegnen

(vgl. Tazzioli 2016). Was bei diesem Ansatz hervorsticht, ist der weit verbreitete Ge-

brauch logistischer Terminologie — hot spots, hubs, platforms, corridors — als Ver-

such, eine neue Geographie und in gewisser Weise vielleicht sogar eine neue Ratio-

nalität des Migrationsmanagements zu etablieren. Die Kanalisierung der turbulenten,

unvorhersehbaren und eigensinnigen Migration durch »spaces of exception« und »go-

vernmentalized routes« soll einen Prozess der Filterung und Selektion ermöglichen

(Kasparek 2016).

Es ist leicht zu sehen, dass dieser Plan einer logistischen Reorganisierung des eu-

ropäischen Grenzregimes in der Praxis kaum funktioniert. Manche Hot Spots wurden

schlicht in Einsperr- und Abschiebelager verwandelt, während andere als Kontroll-

einrichtungen für ›secondary movements‹, also die eigensinnigen Praxen, mit denen

Geflüchtete in Europa weiterhin die europäischen Grenzen herausfordern, fungieren

(vgl. z.B. Garelli/Tazzioli 2016; Antonakaki/Kasparek/Maniatis 2016). Die Tendenz

zu einer Renationalisierung der Grenzkontrollen, die sich in verschiedenen europäi-

schen Staaten beobachten lässt, trägt definitiv zu dieser Situation bei. Der Hot Spot-

Ansatz der Europäischen Union und die Tendenz zur Renationalisierung limitiert in

einer Zangenbewegung die Mobilität hunderttausender Geflüchteter in Italien und

Griechenland und wirft einen Schatten auf alle, die potentiell auf dem Weg nach Eu-

ropa sind.

LOGISTIK UND MIGRATION

Wenn wir den Hot Spot-Ansatz als ein Projekt im Sinne einer logistischen Reor-

ganisierung des Grenzregimes beschreiben, verlangt das nach einer Kontextualisie-
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rung in den lebendigen Debatten um das Konzept der Logistik in den letzten Jahren

(vgl. z.B. Neilson 2012; Cowen 2014; Grappi 2016; Rossiter 2016). Wissenschaftler-
_innen aus verschiedenen Disziplinen wie der Geographie, der politischen Theorie,

Anthropologie oder Stadtforschung sprechen von einer ›Logistikrevolution‹, die ih-

ren Ausgang in den Vereinigten Staaten der 1960er Jahre nahm. Diese Revolution,

deren zentrales Symbol der in dieser Zeit entwickelte standardisierte Schifffahrtscon-

tainer wurde, basierte auf einem ›Systemansatz‹, der Produktion und Distribution in

einem Prozess zusammenzuführen versuchte (vgl. Cowen 2014: 32). Während Trans-

port und Versand früher möglichst kostengünstig nach Ende der Produktion statt-

finden sollten, zielt die Logistik auf die Mehrwertproduktion durch Integration des

Produktions- und Zirkulationskreislaufs. Diese Veränderung hat zum Entstehen ei-

nes neuen Mobilitätsparadigmas beigetragen, das den gegenwärtigen Kapitalismus

mit hervorgebracht hat. Auf der einen Seite hat die Logistikrevolution eine extensive

Expansion des Kapitalismus durch eine radikale Reorganisation der globalen Liefer-

ketten ermöglicht (vgl. z.B. Tsing 2009). Zum anderen, und dies könnte man als die

intensive Dimension der Logistik begreifen, hat sie eine immer engere Verknüpfung

und das Zusammenwachsen von Produktion und Zirkulation ermöglicht. Dies führt

auch in urbanen Räumen zu tiefgreifenden, wenn auch umkämpften Transformatio-

nen, deren radikaler Ausdruck digitale Plattformen wie Uber, Foodora oder Airbnb

sind (vgl. z.B. Srnicek 2017).

Was sind die Implikationen dieses mit der Logistik verbundenen neuen Mobilitäts-

paradigmas (Cresswell 2006; Urry 2007) für die menschliche Mobilität, also für die

Migration? Diese Frage wurde in der Migrationsforschung bisher kaum gestellt. Sie

kann aber, so unsere These, neue Perspektiven und Felder für kritische Forschung

eröffnen und zentrale Konfliktfelder und Spannungen gegenwärtiger Migrationsbe-

wegungen beleuchten. Während wir überzeugt sind, dass solch eine Perspektive sehr

gewinnbringend entwickelt werden kann, halten wir sie keinesfalls für die einzig

mögliche oder privilegierte Perspektive zur Untersuchung gegenwärtiger Migration,

sondern sehen sie in Dialog und Zusammenspiel mit anderen Ansätzen. Allgemein

wäre ein konstitutiver Aspekt eines logistischen Ansatzes, dass er Migration in Ar-

tikulation mit anderen Formen der Mobilität betrachtet, und zwar mit einem Fokus

auf die entstehenden Reibungen, Konflikte und Brüche. Ein zweiter zentraler Aspekt

wäre ein möglichst breiter Blick auf den gesamten Prozess der Migration (ein Echo

des integrativen Ansatzes der Logistik).

Das ist natürlich nicht komplett neu für die Migrationsforschung. Darüber hinaus

stellt der sogenannte mobility turn in den Sozialwissenschaften das Feld eben ge-

nau vor die Herausforderung, einen Fokus auf die heterogenen Mobilitätspraxen ver-

schiedener Akteure zu legen (vgl. z.B. Hui 2016). Der Mehrwert einer logistischen
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Perspektive liegt für uns dann in einem integrierten Verständnis der Materialität der

heterogenen Infrastrukturen und Praxen der Migration aus der Perspektive breiterer

Prozesse, die den gegenwärtigen Kapitalismus — und damit die Welt, in der wir le-

ben — dramatisch verändern.

Was uns in unserer Forschung besonders interessiert ist die immer größere Rolle,

die eine Vielzahl an Vermittlungsakteuren und -infrastrukturen für den Prozess der

Arbeitsmigration spielt. Xiang Biao und Johan Lindquist (2014) schlagen das Kon-

zept einer »Migrationsinfrastruktur« vor, um diese Entwicklung zu verstehen. Basie-

rend auf ihrer langjährigen Forschung zu ›geringqualifizierter‹ Arbeitsmigration aus

China und Indonesien, bringt dieses Konzept die kommerziellen, technologischen,

humanitären und sozialen Dimensionen der Vermittlungsarchitektur auf den Punkt.

Diese haben einen immer größeren Einfluss auf Form und Organisation der Migra-

tion — sowohl in ihrer Ermöglichung und Erleichterung als auch in ihrer Lenkung

und Limitierung. Die entstehenden Korridore und Kanäle, durch die Migrant_innen

oft »von anderen bewegt werden«, wie Xiang und Lindquist treffend bemerken (143),

bilden eine Geographie, die oft den operativen Räumen der Logistik, ihren Lieferket-

ten und Infrastrukturen ähnelt. Die Rolle solcher Infrastrukturen und ihrer Versuche,

Geflüchtete ›in Arbeit zu bringen‹ ist der Fokus unserer Untersuchung.

DIE MOBILITÄT DER ARBEIT BÄNDIGEN

Unser eigenes Verständnis des Ansatzes der Autonomie der Migration ist weiterhin

besonders geprägt durch einen Fokus auf die konstitutive Rolle von heterogenen For-

men der Arbeitsmobilität in der historischen Entwicklung des Kapitalismus — von

›freiwillig‹ zu ›erzwungen‹ und einer oftmals verschwimmenden Grenze zwischen

diesen beiden Polen (vgl. Mezzadra 2016). Im Zuge der zunehmenden Flexibilisie-

rung von Arbeitsmärkten ist das, was als »neue migrantische Arbeitsteilung« (Wills

et al. 2010) beschrieben wurde, in vielen Global Cities entstanden. London zum Bei-

spiel, so Wills et al., ist »heute von einem Heer im Ausland geborener Arbeiter ab-

hängig, die seine Büros reinigen, Alte pflegen, Betten machen und in Restaurants

und Bars bedienen« (2010: 1). Mit dieser Einschätzung schließen sie sich anderen

Wissenschaftler_innen und Aktivist_innen an, die von Migrierenden als den »para-

digmatischen Arbeiter_innen der Welt« von heute sprechen (ebd.: 6; Übers. d. Verf.).

Heterogene Formen von Migration, so zum Beispiel die Migration ›qualifizierter‹ Ar-

beiter_innen, die mit der Entwicklung von digitalen und Wissensökonomien verbun-

den ist, und die Migration ›unqualifizierter‹ (und häufig saisonaler) Arbeiter_innen

in der Landwirtschaft zeigen überdies die strategische Bedeutung von Migration für



Arbeit, Migration und Logistik | 41

die Funktionsweise des heutigen Kapitalismus (vgl. zum einen Shachar 2006, zum

anderen Corrado/de Castro/Perrotta 2016).

Dies sind nur einige Schlaglichter, die die Relevanz und Heterogenität von Ar-

beitsmobilität und migrantischer Arbeit im gegenwärtigen Kapitalismus bezeugen.

Etliche solcher Schlaglichter könnten hier genannt werden. Entscheidend ist aber

an dieser Stelle, dass Arbeitsmobilität gezähmt werden muss — was die Schaffung

von komplexen und natürlich historisch und geographisch variablen Instrumentarien

der Kontrolle impliziert, die auf die Filterung, Disziplinierung und oftmals auch die

Blockierung von Mobilität abzielen. Die Funktionsweise dieser Kontrollinstrumente

produziert einen besonderen Status, oder eher eine Palette von besonderen Stellungen

für migrantische Arbeiter_innen, die sie gleichzeitig mit Prozessen der Inwertsetzung

und Akkumulation von Kapital verbinden und die Zusammensetzung lebendiger Ar-

beit verändern. Der Ausdifferenzierung und Hierarchisierung verschiedener Zugänge

zu Arbeitsmarkt, Nation und Gesellschaft können wir uns mit dem Begriff der dif-

ferentiellen Inklusion annähern (vgl. Mezzadra/Neilson 2013). Dieser Begriff meint

also verschiedene Weisen der abgestuften, temporären, teilweisen und variablen öko-

nomischen, politischen und sozialen Inklusion wie sie zur Regierung von Migration

und insbesondere mobiler Arbeit entwickelt werden.

Es geht hier um nicht weniger als, um es in Marx’scher Terminologie auszu-

drücken, die Produktion und Reproduktion von Arbeitskraft als Ware und im spe-

ziellen um die Externalisierung wesentlicher Aspekte der Produktion und Reproduk-

tion der Arbeitsbevölkerung durch die Beschäftigung migrantischer Arbeiter_innen

(Burawoy 1976). Was uns der Ansatz der Autonomie der Migration hinzuzufügen

erlaubt, ist, dass die Produktion und die Reproduktion der Arbeitskraft als Ware Pro-

zesse sind, die von spezifischen antagonistischen Konflikten und Linien durchzogen

werden, die sich strukturell auf Kapitalismus begründen und trotz alledem unterschie-

den werden müssen von der Art und Weise, in der sich der Antagonismus zwischen

Kapital und Arbeit im Produktionsprozess manifestiert. Dies hat zwei wichtige Impli-

kationen, die wir in unserer Forschung versucht haben zu operationalisieren. Erstens

ist es nicht unser Ziel, einfach nur die ›Integration‹ in und die Position von Migrant-
_innen in einem bereits konstituierten ›Arbeitsmarkt‹ zu erforschen. Unser eigenes

Verständnis des Ansatzes der Autonomie der Migration führt uns vielmehr dazu, ge-

rade das traditionelle Verständnis des Arbeitsmarktes zu problematisieren und dabei

die spannungsreichen Prozesse seiner kontinuierlichen (Re-)konstitution zu betonen.

Zweitens impliziert ein Fokus auf Migration aus dieser Perspektive auch eine Re-

flektion des operaistischen Verständnisses der Klassenzusammensetzung, das wir

weiterhin als strategisch relevant begreifen. Darüber hinaus muss die Zusammenset-

zung dessen, was wir mit einem weiteren Marx’schen Konzept als ›lebendige Arbeit‹
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verstehen, offen für die Prozesse ihrer kontinuierlichen Konstitution und Rekonsti-

tution sein. Bewegungen und Kämpfe der Migration durchkreuzen diese Prozesse

und schreiben sich in die Zusammensetzung der lebendigen Arbeit als spezifisches,

mit der Produktion der Arbeitskraft als Ware verbundenes Set von Spannungen und

Konflikten ein (vgl. z.B. Bojadžijev/Karakayalı/Tsianos 2003).

ZUR ENTSTEHUNG UND DEN FALLSTRICKEN

EINER LOGISTISCHEN RATIONALITÄT

IM EUROPÄISCHEN MIGRATIONSMANAGEMENT

Mit Blick auf Burawoys klassischen Artikel lassen sich die postkolonialen Migra-

tionsbewegungen und Gastarbeiteranwerbungsprogramme, die den Übergang zur

Massenproduktion und zum Fordismus in Westeuropa nach dem Zweiten Weltkrieg

charakterisierten, als ein Versuch interpretieren, migrantische Arbeiter_innen als ei-

ne Art flexible Ergänzung zum sich bereits in dem begrenzten Raum des nationalen

Arbeitsmarktes befindlichen Arbeitskräftebestands zu behandeln. Dieser Versuch ba-

sierte auf spezifischen statistischen Erwägungen, die in gewisser Hinsicht durch die

relative Rigidität und Standardisierung der industriellen Massenproduktion ermög-

licht worden waren (vgl. die klassische Studie von Stephen Castles und Godula Ko-

sack aus dem Jahr 1973). Diese Programme zur Anwerbung migrantischer Arbeits-

kraft waren seit ihrem Beginn durch die Autonomie der Migration herausgefordert

worden, die an ihrem Höhepunkt sogar die Form von spektakulären, von migranti-

schen Arbeiter_innen geführten Kämpfen in zahlreichen westeuropäischen Ländern,

unter ihnen die Bundesrepublik (vgl. Serafini 1974; Bojadžijev 2008), annahm.

Mitte der siebziger Jahre setzte eine Reihe radikaler Veränderungen ein, die die

gouvernementale Rationalität in Bezug auf Migration und Arbeit in Europa zu ver-

schieben begannen — und nicht nur in Europa. Zunehmend restriktive Trends führten

zu Prozessen massenhafter Illegalisierung und einer Revision von Asylgesetzen in

zahlreichen Ländern. Die Flexibilisierung von Arbeitsmärkten, die gewöhnlich mit

dem Neoliberalismus assoziiert wird, rief eine Vervielfältigung und Fragmentation

von Programmen zur Anwerbung migrantischer Arbeit hervor. Temporäre, zirkulä-

re und saisonale Migration sowie ›Greencards‹, Schnellverfahren und sektorspezifi-

sche Anwerbeprogramme nahmen stark zu (vgl. Menz/Caviedes 2010). Wir verste-

hen diese Vervielfältigung und Fragmentation von Programmen zur Anwerbung von

Arbeitsmigration als einen Versuch, die zunehmende Autonomie der Migration zu

zähmen und in Wert zu setzen. Allgemein sind Theorien und Praktiken des »Migra-

tionsmanagements« (vgl. Geiger/Pécoud 2010) in Europa und überall auf der Welt
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(vgl. z.B. Xiang 2012) getrieben von Phantasien einer just-in-time und to-the-point

Migration. Und beleuchtet man diese ihr unterliegende ›Lieferrationalität‹ näher, ist

nicht schwer erkennbar, dass es sich um eine logistische Phantasie handelt.

Wie bereits erwähnt, führte der Beginn der Staatsschuldenkrise zu einer Art Ver-

langsamung, wenn nicht einem Stillstand dieser Bemühungen zur Koordinierung von

Migrationspolitik auf europäischer Ebene. Trotz alledem haben diese Bemühungen,

ebenso wie eine Palette an Regulationen heterogenen Ursprungs, die europäischen

Arbeitsmärkte tiefgreifend umgestaltet. Im Rahmen von Globalisierung und Europäi-

sierung wird kein Arbeitsmarkt in Europa mehr exklusiv national begrenzt und regu-

liert (vgl. Menz/Caviedes 2010: 6–8). Die Spannungen, die das Feld der Arbeitsmo-

bilität durchkreuzen, nehmen im gegenwärtigen Europa eigentümliche Charakteris-

tika an. Zahlreiche heterogene Vektoren, Routen, Geschichten und Erfahrungen von

Mobilität durchziehen und prägen europäische Arbeitsmärkte (vgl. Fedyuk/Stewart

2018). ›Interne‹ Migration in Europa hat im letzten Jahrzehnt zugenommen, aufgrund

der Osterweiterung der Europäischen Union, den Effekten der finanziellen und öko-

nomischen Krise und der damit verbundenen Austeritätspolitik in Spanien, Griechen-

land und Italien und nicht zuletzt in Großbritannien und anderen Ländern in Nord-

europa. Die temporäre ›Entsendung‹ von Arbeitskräften durch Subunternehmer und

Agenturen innerhalb des ›paneuropäischen Arbeitsmarktes‹ ist ein weiteres wichtiges

Beispiel der Binnenmobilität von Arbeit (vgl. Wagner 2015). Die hinter diesen Bewe-

gungen der Migration liegenden Mobilitätsregime sind zweifelsohne sehr heterogen.

In ganz Europa legen die Vervielfältigung von Grenzen innerhalb des Arbeitsmarktes

als auch damit verbundene Prozesse der Segmentation und ›Ethnisierung‹ die Grund-

lage für die Schaffung »prekärer Räume« (Wagner 2015: 1373). Diese Situation stellt

insbesondere die Gewerkschaften vor wichtige Herausforderungen bei der Geltend-

machung von Arbeitsrechten. Das Feld der Mobilität erweist sich also ein weiteres

Mal als strategisch zentral für die Organisierung von Arbeit und Kämpfen. Wir sind

davon überzeugt, dass dieser breite Blick auf die Geschichte mobiler Arbeit hilft, auch

die Situation der Geflüchteten besser zu verstehen und zu kontextualisieren, gerade

in der momentanen Situation.

Die beschriebenen Dynamiken lassen sich auch im Fall von Deutschland beobach-

ten und fallen hier sowohl mit spezifischen Formen der Regulation des Arbeitsmark-

tes als auch mit einer besonderen Geschichte der Migration und des Migrationsma-

nagements zusammen. Die Spannung zwischen dem ökonomischen Bedarf an mi-

grantischer Arbeitskraft und den politisch-kulturellen Logiken der Abschottung, wel-

che die Migrationspolitik in Deutschland wie in vielen Teilen der Welt spätestens seit

dem späten neunzehnten Jahrhundert geprägt haben (vgl. Mezzadra 2006), tritt hier

besonders markant hervor. Deutlich wird diese Spannung mit Blick auf die Trans-
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formationen des Gastarbeiterregimes von 1955 bis 1973. Nach dem Anwerbestopp

1973 dominierte die Figur des ›Flüchtlings‹ die Migrationspolitik in (West-)Deutsch-

land. Das Datum des Anwerbestopps fällt nicht zufällig auf ein Jahr, in dem sowohl

ein eindrucksvoller ›wilder Streik‹ von migrantischen Arbeiter_innen in den Kölner

Fordwerken stattfand als auch die Ölkrise ihren Höhepunkt fand, mit der häufig das

Ende des Fordismus datiert wird. Während die Mehrheit der Gastarbeiter_innen in

Deutschland blieb und der Familiennachzug sowohl die Zahl der Migrant_innen an-

stiegen ließ als auch ihre Zusammensetzung veränderte, rückte während der siebziger

Jahre die Frage der ›Integration‹ in den Vordergrund des öffentlichen Diskurses, und

mit ihr das Paradox des immer wiederkehrenden Dogmas, dass es sich bei der Bun-

desrepublik nicht um ein ›Einwanderungsland‹ handele.

Da eine legale Einreise in deutsches Territorium für die meisten nur mit einem

Flüchtlingsstatus möglich war, stand das Asylsystem zunehmend unter öffentlicher

Kritik und Figuren wie die der ›Wirtschaftsflüchtlinge‹ oder der ›Scheinasylanten‹

wurden zu Gemeinplätzen für die migrationsfeindliche Rhetorik Mitte der achtzi-

ger Jahre. Nach der Wiedervereinigung in den 1990er Jahren und der Ankunft einer

hohen Zahl von Menschen ›deutscher Herkunft‹ aus Zentral- und Osteuropa sowie

von Geflüchteten, die vor den Kriegen in Jugoslawien und dem Irak flohen, reagierte

die deutsche Regierung mit einer gegen Migration gerichteten Kampagne. Angrif-

fe von Neonazis an Orten wie Hoyerswerda und Rostock-Lichtenhagen sowie die

schrittweise Demontage des Asylrechts — eine Entwicklung, die ihren Höhepunkt im

›Asylkompromiss‹ von 1993 fand (vgl. Bojadžijev 2008: 249–52; Karakayalı 2008:

155–75). Seit den frühen achtziger Jahren war eines der zentralen Charakteristika

deutscher Migrationspolitik ein Arbeitsverbot, das Asylsuchenden auferlegt worden

war. Obwohl es über die Jahre zahlreichen rechtlichen Änderungen unterlag, blieb es

eine Art Dogma in dem Versuch zwischen ›Flüchtlingen‹ und ›Wirtschaftsmigranten‹

zu unterscheiden (Bojadžijev 2008: 246–49; Karakayalı 2008: 174–77).

GEFLÜCHTETE ALS ›UNERWARTETE ARBEITSKRAFT‹
IN DEUTSCHLAND?

Bereits vor dem Sommer der Migration 2015 begannen Veränderungen auf diesem

Gebiet — auch infolge von Druck von Seiten der Europäischen Union. Aus unserer

Sicht besonders relevant scheint hier, dass angesichts eines anhaltenden ökonomi-

schen Bedarfs an migrantischer Arbeitskraft in Deutschland sowohl innerhalb der

Bundesregierung als auch auf Kapitalseite vermehrt Stimmen laut wurden, die eine

Revision der Position von Geflüchteten auf dem Arbeitsmarkt forderten. Im Jahr 2012
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veröffentlichte die Bundesregierung einen »Nationalen Aktionsplan Integration«, der

Geflüchtete erstmals als direkte Zielgruppe von arbeitsmarkt- und migrationspoliti-

schen Maßnahmen benannte, um die «bereits im Inland vorhandenen Arbeitskräf-

tepotenziale« zu »erschließen« (Bundesregierung 2011: 115). Diese Debatte nahm

in den folgenden Jahren mit der Beteiligung von Arbeitgeberverbänden, einzelnen

Unternehmen, regionalen Handwerkskammern und wissenschaftlichen Forschungs-

institutionen an Fahrt auf (vgl. Mayer 2015: 19). Zentral in dieser Diskussion war

der Versuch, die Gruppe der Geflüchteten auf ihre ›Fähigkeiten/skills‹, ihr ›Human-

kapital‹ und ihren volkswirtschaftlichen ›Nutzen‹ hin zu überprüfen (vgl. z.B. Wech

2016; Fratzscher/Junker 2015; Boockmann/Kohler 2016).

Zunehmend wurde auch die Notwendigkeit diskutiert, das Asylverfahren und die

›Integration‹ in den Arbeitsmarkt miteinander zu verzahnen. Diese beiden Prozes-

se waren bislang sorgfältig getrennt worden. Im Jahr 2014 wurde das Modellprojekt

»Early Intervention — Jeder Mensch hat Potenzial« ins Leben gerufen. Das Koope-

rationsprojekt zwischen der Bundesagentur für Arbeit (BA), dem Bundesamt für Mi-

gration und Flüchtlinge (BAMF) und dem vom Europäischen Sozialfond (ESF) ge-

förderten Bundesprogramm XENOS zielte darauf ab, »frühzeitig Potenziale für den

Arbeitsmarkt zu identifizieren und gezielt Vermittlungsdienstleistungen bereit zu stel-

len« (Deutscher Bundestag 2015: 45–46). Ein Mitarbeiter des BAMF (2016) erklärte

uns im Interview, dass dieses Projekt zentral gewesen sei, um eine Zusammenar-

beit zwischen BAMF und BA zu etablieren — eine Kooperation, die zuvor aufgrund

der Trennung zwischen Asyl- und Integrationsprozess während des Asylverfahrens

»nicht gewollt« gewesen war. Er argumentierte, dass man den Arbeitsmarktzugang

auch deswegen früher ansetzen ließ, weil das BAMF mit dem vorhandenen Personal

die steigende Zahl der Asylverfahren nicht schnell genug bearbeiten konnte und die

Geflüchteten so »viel zu lange sozusagen zur Untätigkeit verdammt« gewesen seien.2

Die hier beschriebene Verknüpfung zwischen dem ›Screening‹ der Gruppe der Ge-

flüchteten auf ihre ›Fähigkeiten/skills‹ hin und der Schaffung von Dienstleistungen

zur Vermittlung ihrer Arbeitskraft trat im Zuge des Sommers der Migration noch

deutlicher hervor. Diese Entwicklung korrespondiert aus unserer Sicht mit unserer

These einer zunehmenden Logistifizierung des Migrationsregimes. Die deutsche Re-

gierung ebenso wie die Kapitalseite nutzten die Gelegenheit für ein weiteres ›Experi-

ment‹ mit einer solchen Logistifizierung und legten damit die Grundlage für zukünf-

tige Migrationspolitiken.

2 | Mitarbeiter des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) (2016): Telefonisches

Interview der Autor_innen vom 10.08.2016.
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Während des Sommers der Migration wuchs der Druck von privatwirtschaftlichen

Akteuren auf die Bundesregierung, den Zugang zum Arbeitsmarkt für Geflüchtete

zu öffnen. Der hier beschriebene Prozess begann wie bereits erwähnt sicherlich be-

reits vor 2015. Doch wir argumentieren, dass sich erst durch den Sommer der Mi-

gration und unter dem Druck der schlicht massiven und unerwarteten Präsenz von

Migrant_innen und Geflüchteten eine paradigmatische Verschiebung der Haltung ge-

genüber Geflüchteten in Deutschland vollzog und distinkte Merkmale einer zuneh-

menden Ökonomisierung sichtbar wurden. In diesem Sinne sprechen wir von der

unerwarteten Arbeitskraft mit Blick auf diese Gruppe Geflüchteter. Privatwirtschaft-

liche Arbeitsvermittlungsagenturen spielten bei dieser Verschiebung eine zentrale

Rolle. Schon im April 2015 hatte der multinationale Personaldienstleister Manpower

(2015) die deutsche Regierung dazu aufgefordert, das Arbeitsverbot für Asylbewer-

ber_innen zu lockern. »Selbst wenn sich herausstellt, dass es sich bei einigen Antrag-

stellern um Wirtschaftsflüchtlinge handelt — Deutschland braucht dringend Fach-

kräfte, es spricht also nichts gegen ihre Integration, wenn ihre Fähigkeiten auf dem

Arbeitsmarkt gebraucht werden«, so der Vorsitzende der Geschäftsführung (Man-

power, 22.04.2015). Es mag auf den ersten Blick verwundern, dass sich in dersel-

ben Pressemitteilung von Manpower ein explizit positiver Bezug zu »Lampedusa in

Hamburg« findet — eine Gruppe von Geflüchteten, die seit 2013 radikal gegen das

Dublin-System kämpft. Manpowers Befürwortung einer der Hauptforderungen von

Lampedusa in Hamburg — dem freien Zugang zum Arbeitsmarkt — lässt die unge-

wöhnlichen Überschneidungen erahnen, die später, im Zuge des Sommers der Migra-

tion, den widersprüchlichen Rahmen für die Entwicklung von heterogenen Vermitt-

lungsdienstleistungen zur ›Integration‹ Geflüchteter in den deutschen Arbeitsmarkt

bildeten (vgl. auch Georgi 2016: 191–92).

Auch in der Zivilgesellschaft entstanden zahlreiche neue Initiativen, die Geflüch-

tete bei der Arbeitssuche zu unterstützen versuchten — von Beratungsangeboten und

Tandemprogrammen der Willkommensinitiativen bis hin zu teils zivilgesellschaftli-

chen, teils privatwirtschaftlichen digitalen Plattformen, die das Matching zwischen

Arbeitnehmer_innen und Arbeitgeber_innen, zwischen dem Bedarf an der Arbeits-

kraft Geflüchteter und dem Angebot organisierten. Staatliche Akteure erkannten bald,

dass sie auf die Informationen und das ›Expertenwissen‹ der 2015 und 2016 überall

in Deutschland entstandenen Solidaritäts- und Willkommensinitiativen angewiesen

waren (Karakayalı/Kleist 2016; Hamann et al. 2016). »Die haben das mitgebracht,

was den beiden anderen beteiligten Institutionen [BA und BAMF] fehlte«, erklärte

uns der bereits zitierte Mitarbeiter des BAMF (2016).

Wie bereits erwähnt, hat die Hinwendung zu Geflüchteten als potentielle Arbeits-

kräfte bereits einen längeren Vorlauf. Im Zuge des Sommers der Migration verdich-
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tete und beschleunigte sich dieser Prozess aber deutlich. Unsere These ist, dass der

Sommer der Migration einen zwar prekären, aber temporär sehr breiten Konsens zwi-

schen weiten Teilen der politischen Regierungsebene, der Verwaltung sowie wirt-

schaftlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren in Bezug auf Geflüchtete als poten-

tielle Arbeitskräfte herbeiführte. Hervorgerufen wurde diese Situation nicht zuletzt

durch die eigensinnigen Bewegungen der Migration selbst und die faktische Präsenz

einer hohen Zahl unerwarteter Migrant_innen, die das bestehende Arbeits-Mobilitäts-

Regime zu einer Reorganisation zwangen. Der Konsens beruhte auf einer spezifischen

Kombination ökonomischer, humanitärer und pragmatischer Interessenslagen, Be-

gründungsmuster und Reaktionen (dazu ausführlich Altenried et al. 2017: 62ff.). Die

›Willkommenskultur‹ griff mit einer zunehmenden Ökonomisierung der Flüchtlings-

politik ineinander. Dies ebnete den Weg für die Entstehung von hybriden diskursiven

Formationen, die auch heute noch eine wichtige Rolle in öffentlichen Debatten spie-

len. Die faktische Präsenz vieler Geflüchteter und der entscheidend durch die Will-

kommensbewegung geprägte politische Moment der Hilfe und Solidarität verband

sich auf spezifische Weise mit dem dringenden Bedarf an Arbeitskräften und den

Hoffnungen, Geflüchtete (insbesondere die gut qualifizierten syrischen) könnten den

Fachkräftemangel lindern oder sogar eine »Grundlage für das nächste deutsche Wirt-

schaftswunder« werden, wie Daimler-Vorstand Dieter Zetsche argumentierte. Die

im Februar 2016 von einigen großen Unternehmen (u.a. Volkswagen und Deutsche

Bank) ins Leben gerufene Initiative »Wir zusammen« ist ein gutes Beispiel für die-

se ineinander verflochtene humanitäre und ökonomische Matrix. In diesem Kontext

kam es zu einer Vervielfältigung von Arbeitsvermittlungsprogrammen für Geflüch-

tete, zu einigen weiteren Erleichterungen des Arbeitsmarktzugangs und zu Ansätzen

der Verknüpfung von Arbeit und Aufenthalt (siehe Scherschel 2017).

SCHNELL IN ARBEIT, SCHNELL ABGESCHOBEN

Dies bedeutet nun nicht einfach eine Öffnung für Geflüchtete. Prozesse des erleich-

terten Zugangs zu Arbeit — und damit teilweise auch zu Aufenthalt — gehen ein-

her mit verschärfter Kontrolle, Differenzierung und Exklusion an anderen Stellen —

ganz im Sinne des Begriffes der differenziellen Inklusion. Parallel zur Schaffung von

Vermittlungsinfrastrukturen im Zuge des Sommers der Migration fand eine vehe-

mente Verschärfung der deutschen Asylgesetzgebung statt, die darauf ausgerichtet

war, Geflüchtete aufzuteilen und zu hierarchisieren und zwar in solche mit ›guter

Bleibeperspektive‹ und solche mit ›schlechter Bleibeperspektive‹ (Frings 2017). Das

Hauptkriterium der Einteilung oder des »Clusterings«, wie es in offizieller Sprache
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heißt (BAMF 2017: 12), ist das Herkunftsland. Und während Geflüchtete mit ›guter

Bleibeperspektive‹ in Richtung der Vermittlungsinfrastruktur gelenkt werden, die ihre

›Integration‹ in den Arbeitsmarkt beschleunigen soll, sind Geflüchtete mit ›schlech-

ter Bleibeperspektive‹ zur Abschiebung verdammt. Die bürokratische Maschine dif-

ferenzieller Inklusion und Exklusion funktioniert (oder soll es zumindest) auf eine

integrierte Art und Weise und trägt tagtäglich zu einer weiteren Fragmentation der

Figur des_der Migrant_in bei.

Einen strategischen Ort stellt in dieser Hinsicht das Netzwerk von »Ankunftszen-

tren« dar, die im Juni 2017 eröffnet wurden. Diese Zentren können als logistische

Knotenpunkte beschrieben werden, an denen sowohl die Einteilung von Geflüchteten

entlang ihrer Herkunftsländer stattfindet, als auch ihre Steuerung in Richtung Ar-

beitsmarkt oder Abschiebung stattfindet. Im Interview beschrieb ein Mitarbeiter der

BA (2016), dass der »Kerngedanke« der Ankunftszentren darin bestehe, die »logis-

tischen Voraussetzungen« dafür zu schaffen, dass alle Bestandteile des Aufnahme-

verfahrens — von der erkennungsdienstlichen Behandlung, über die gesundheitliche

Erstuntersuchung, das Asylverfahren und schließlich zur Beratung für einen mögli-

chen Einstieg in den deutschen Arbeitsmarkt »gut ineinander greifen«. Die BA ist nur

verantwortlich für diese letzte Stufe — ein »erstes Profiling«, worin die berufliche Er-

fahrung, die beruflichen Kompetenzen sowie sonstige Qualifikationen erfasst werden,

sodass dem Jobcenter am zukünftigen Wohnort der Person diese Informationen be-

reits zur Verfügung stehen.3 Doch nur diejenigen Geflüchteten mit einer ›guten Blei-

beperspektive‹ erreichen diese Stufe. Somit geht die Logistifizierung der Vermittlung

der Arbeitskraft Geflüchteter mit einer Logistifizierung von Abschiebungen einher.

Die komplexe Vermittlungsinfrastruktur, die wir in diesem Forschungsprojekt un-

tersucht haben, passt zur logistischen Phantasie einer just-in-time und to-the-point

Arbeitsmigration. Damit ist keinesfalls gemeint, dass alle in diese Infrastruktur invol-

vierten Akteure diese Phantasie teilen oder ihr sogar gezielt folgen. Dies betrifft ins-

besondere nicht die Solidaritäts- und Willkommensinitiativen. Die Logistifizierung

und Ökonomisierung von Asylpolitik stellt für solche Initiativen ein heikles Terrain

dar. Während ihre Unterstützung bei der Arbeitssuche Geflüchteten dabei helfen mag,

ihre Chancen, in Deutschland zu bleiben, zu verbessern und die Betonung des (poten-

tiellen) Beitrags Geflüchteter zur nationalen Wirtschaft ein schlagkräftiges Argument

im migrationspolitischen Diskurs geworden ist, stärken solche Argumente ebenfalls

die Ökonomisierung eben dieses Diskurses und damit auch das zunehmende Primat

3 | Mitarbeiter der Bundesagentur für Arbeit (BA) (2016): Telefonisches Interview der

Autor_innen vom 06.10.2016.
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der Ökonomie über humanitäre und andere Argumente in der migrationspolitischen

Diskussion.

Die partielle und reversible Öffnung des Arbeitsmarktes für Geflüchtete und der

Versuch, ihre ›Fähigkeiten‹ und ihr ›Humankapital‹ auf die ›Bedarfe‹ des Arbeits-

marktes abzustimmen, deutet auf den Einfluss einer logistischen Phantasie hin. Man

denke beispielsweise nur an die weitverbreitete Verwendung von Begriffen wie ›Spur-

wechsel‹, die es einfach machen, Parallelen zu den Kernbegriffen der Logistik, der

›Intermodalität‹ und der ›Interoperabilität‹, zu ziehen (vgl. Cowen 2014: 44–45; Ros-

siter 2016: 56–57). Nichtsdestotrotz ist es wichtig zu betonen, dass die perfekte just-

in-time und to-the-point-Migration meist eine Phantasie bleibt — auch wenn diese

Phantasie sehr reale Effekte produziert.

PHANTASIEN, RATIONALITÄTEN, WIDERSPRÜCHE

Logistische Rationalitäten werden immer wieder von inneren und äußeren Wider-

sprüchen durchkreuzt. Diese Widersprüche und Spannungen sind nach wie vor prä-

gend für die Regulationslogiken der deutschen Arbeitsmarkt- und Migrationspoli-

tik. Die Widersprüche zwischen der Logik der Arbeit und des Asyls bleiben zentral

und produzieren multiple Spannungen. Mehrere unserer Gesprächspartner_innen ho-

ben die daraus resultierenden Grenzen der Wirksamkeit von Vermittlungspraktiken

hervor. »Sehr interessante Flüchtlinge«, die »eine gute Chance einer schnellen Inte-

gration in den Arbeitsmarkt gehabt hätten«, gingen dadurch verloren, beklagt eine

lokale Koordinatorin des Modellprogramms Early Intervention (2016).4 Der ›Inte-

grationsprozess‹ ist durch eine Vielzahl oftmals miteinander unvereinbarer Zeitlich-

keiten geprägt. Der Erwerb erforderlicher Sprachkenntnisse, die Wohnungssuche, die

Anerkennung von Abschlüssen sowie die zahlreichen Wartezeiten auf relevante Do-

kumente oder auf Antworten von beteiligten Behörden produzieren Verzögerungsef-

fekte — entgegen den dominanten diskursiven Antizipationen einer beschleunigten

Arbeitsmarktintegration Geflüchteter. Insgesamt hat die Hoffnung, Geflüchtete könn-

ten schnell den Fachkräftemangel lindern, bei vielen Unternehmen, Institutionen und

Behörden inzwischen einige Dämpfer erhalten. Selbst wenn Geflüchtete Qualifizie-

rungen mitbringen, werden diese oft nicht anerkannt. Ein weiteres Problem ist das

Primat der deutschen Sprache. Mittelfristig zeichnet sich ab, dass Geflüchtete vor al-

4 | Koordinatorin von »Early Intervention — Jeder Mensch hat Potenzial« (2016): Interview

der Autor_innen vom 08.04.2016, Berlin.
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lem in ›niedrigqualifizierten‹, prekären, schlecht bezahlten und oftmals informellen

Sektoren Arbeit finden — etwa in der Gastronomie oder der Logistik, oftmals ver-

mittelt über Leih- und Zeitarbeit. In vielen Niedriglohnsektoren besteht großer Be-

darf nach Arbeitskraft. »Wir würden gerne, gerne viel mehr Flüchtlinge einstellen«

erzählt uns ein Angestellter einer global tätigen Zeitarbeitsfirma, »wir finden sie aber

nicht« (2016).5

Diese Aussage eröffnet die Perspektive auf einen weiteren entscheidenden Faktor,

der einer Effektivität der logistischen Phantasie einer just-in-time und to-the-point-

Arbeitsmigration zuwiderläuft: die Eigensinnigkeit, mit der Migrant_innen und Ge-

flüchtete ihre Autonomie auch nach ihrer Ankunft in Deutschland behaupten. Lo-

gistische Phantasien basieren oft auf präziser Planung und Vorhersage, die jedoch

häufig nicht auf der Höhe des Geschehens ansetzen. Im Sommer der Migration setzte

die hier beschriebene Logistifizierung als ein später Versuch ein, den vorübergehen-

den Zusammenbruch der Migrationspolitik in Angriff zu nehmen, der durch die An-

wesenheit einer großen Anzahl von ›unerwarteten‹ Migrant_innen und Geflüchteten

ausgelöst worden war. Deren Strategien, Praktiken und Wünsche kollidieren stets mit

jenen logistischen Rationalitäten, die den ›Integrationsprozess‹ steuern sollen. Viele

Geflüchtete versuchen offizielle Infrastrukturen der Arbeitsvermittlung zu vermeiden

und entwickeln mit Unterstützung von Freunden, Verwandten oder mittels existieren-

der migrantischer Netzwerke ihre eigenen Strategien auf dem Arbeitsmarkt. Dennoch

sollten die offiziellen und informellen Infrastrukturen der Arbeitsvermittlung, ebenso

wie die daraus resultierenden Arbeitsumfelder, nicht als vollständig getrennt vonein-

ander verstanden werden. Vielmehr sind sie eng miteinander verwoben.

Unsere Interviews mit Geflüchteten haben deutlich gezeigt, dass die Arbeitssuche

über informelle Infrastrukturen parallel zum pragmatischen Umgang mit dem Job-

center als offizielle öffentliche Arbeitsvermittlungsinstitution stattfindet. »Das Job-

center weiß eigentlich gar nichts über mich«, so einer unserer Interviewpartner, ein

syrischer Geflüchteter (2017).6 Er nutzte die vom Jobcenter finanzierten Deutschkur-

se und schloss den geforderten Integrationskurs ab, versuchte aber abgesehen davon,

dem Jobcenter den Einblick in seine Zukunftsplanung so weit wie möglich zu ver-

wehren, um Vorgaben und Sanktionen zu entgehen. Gleichermaßen entzog er sich den

staatlichen Kontrollmechanismen, während er noch den Ausgang seines Asylverfah-

rens abwartete. Denn um seine Studienplatz- und Arbeitssuche zu beginnen, musste

er sich über die Residenzpflicht hinwegsetzen, gemäß derer er den norddeutschen

5 | Mitarbeiter eines Zeitarbeitsunternehmens (2016): Telefonisches Interview der Autor_in-

nen vom 09.09.2016.

6 | Geflüchteter aus Syrien (2016): Interview der Autor_innen vom 31.03.2017, Berlin.
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Landkreis, in dem er offiziell gemeldet war, nicht längerfristig hätte verlassen dür-

fen. Eigenständig zog er in ein WG-Zimmer nach Berlin und organisierte sich einen

Vorbereitungskurs auf das Studium, einen weiteren Deutschkurs und einen Mini-Job.

Während also öffentliche Institutionen noch damit beschäftigt sind, die ›Potentiale‹

der Geflüchteten zu evaluieren und gleichzeitig überwältigt sind von der logistischen

Aufgabe, geeignete Sprachkurse und Integrationsmaßnahmen anzubieten, ›integrie-

ren‹ sich viele Geflüchtete selbst in den Arbeitsmarkt. Dabei ist wichtig zu betonen,

dass viele ihrer Strategien für die formellen Infrastrukturen der Arbeitsvermittlung

weitgehend unsichtbar bleiben.

Unsere Untersuchungen zeigen darüber hinaus, dass das Bild einer ›Schattenwirt-

schaft‹, die abseits von ›regulären‹ Arbeitsbedingungen ›im Dunklen‹ operiert, unzu-

treffend ist. Die Grenzen zwischen formellen und informellen Ökonomien sind flie-

ßend und dokumentierte und undokumentierte Arbeit oft eng miteinander verflochten.

Ein weitverbreitetes Arrangement besteht darin, eine geringfügige Beschäftigung auf

Mindestlohnbasis durch undokumentierte und geringer entlohnte Arbeitszeit aufzu-

stocken. Die informelle Ökonomie als Gegenpol zu der formellen Ökonomie zu ver-

stehen, ist folglich irreführend (Cyrus 2001: 210). Mit Blick auf die Positionierung

Geflüchteter auf dem deutschen Arbeitsmarkt sind unter anderem drei Aspekte der

informellen Ökonomie von Bedeutung. Erstens handelt es sich bei der Informalisie-

rung um eine Strategie der Kapitalseite, die Lohnkosten zu senken. Neu zugezogene

Migrant_innen sind von diesen Praktiken der Informalisierung insofern besonders be-

troffen, als Arbeitgeber_innen fehlendes Wissen über das deutsche Lohnsystem und

Arbeitsrechte ausnutzen können. Zweitens resultiert die informelle Ökonomie aus

dem legalen Ausschluss eines Teils der Geflüchteten (vor allem jener mit ›schlechter

Bleibeperspektive‹) vom Arbeitsmarkt. ›Schwarzarbeit‹ und ›Illegalität‹ lassen sich

in diesem Sinne als ein Produkt von staatlichen Gesetzen denken (Bojadžijev 2008:

145). Drittens kann informelle Arbeit eine wichtige Taktik von Geflüchteten — wie

auch vielen anderen Betroffenen des Hartz-Regimes — darstellen, ihre niedrigen So-

zialleistungen aufzustocken, um beispielsweise die Schulden ihrer Flucht zu tilgen

oder den Nachzug der Familie zu organisieren. Konfrontiert mit den Integrationsmaß-

nahmen und Vermittlungsbemühungen der Jobcenter, die oftmals unbezahlte Praktika

als Einstieg in einen niedrig vergüteten Ausbildungsplatz beinhalten, entscheiden sich

viele Geflüchtete für undokumentierte Arbeit.

Die logistische Rationalität möchte mobile Arbeit gemäß der Phantasie eines rei-

bungslosen Warenverkehrs steuern. Auch am Bespiel des neuen Zugriffs auf Geflüch-

tete zeigt sich jedoch, wie diese Phantasien immer wieder scheitern — im Bereich der

mobilen Arbeit oft noch drastischer als im Bereich des Güterverkehrs. Wie wir wissen

ist die Arbeitskraft eine Ware, die sich von allen anderen unterscheidet. Ihre Mobili-
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tät hat spezielle Eigenschaften, sie besitzt einen eigenen Willen. Die Autonomie der

Migration zeigt dies auf, indem sie auf die Subjektivität der Migrant_innen hinweist.
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Grenzkontrollen als ›dauerhaftes Provisorium‹?

Renationalisierungsprozesse im Schengenraum
am Beispiel der Brennerroute

MATTHIAS SCHMIDT-SEMBDNER

Abstract: The epochal migration movements along the »Balkan Route« in 2015 upended
the European border regime and paralyzed the Dublin System — one of the core princi-
ples of migration governance in Europe. The following reintroduction of national border
controls in the Schengen Area was not limited to the Balkan Route, as this article ex-
emplifies, focusing on the renationalization of migration politics alongside the »Brenner
Route«. Brenner Pass, frequently described as the »needle-eye of the Alps«, is one of the
most significant traffic routes in Europe. As such, it has always had a significant role as a
point of intersection for transit migration between Italy, Austria, and Germany. The article
describes and analyzes the political developments and processes of bordering as well as
the movement of migration alongside the Brenner route in recent years. Referring to the
tenacity of migrants to be mobile and cross borders and in light of the »trilateral police
cooperation« among Italy, Germany, and Austria, as well as Austria’s new ›border man-
agement‹ plans, the paper questions the contours and characteristics of the reconfiguration
of the Schengen Area since 2015.

Keywords: Dublin, Schengen Area, Brenner, renationalization, police cooperation

Südtirol, Oktober 2017: Gemeinsam mit einer Aktivistin von Antenne Migranti stehe

ich am Stumpfgleis des Bahnhofs Brenner, wir warten auf den letzten Regionalzug

aus Österreich. Es ist schon später Abend, es sind kaum Reisende am Bahnhof an-

zutreffen. Hinter uns sind einige italienische PolizistInnen und SoldatInnen versam-

melt. Der Bahnhof liegt auf italienischem Gebiet, doch die Grenze zu Österreich ist

nur wenige Meter entfernt. Aus der Ferne sehen wir eine Person mit Warnweste, sie

leuchtet mit einer Taschenlampe die dort stehenden Güterzüge ab. Plötzlich gehen

einige SoldatInnen und PolizistInnen das Stumpfgleis entlang Richtung Norden und

verschwinden in der Dunkelheit. Nur wenige Minuten später kommen sie zurück: Sie

halten zwei junge Männer fest, deren Klamotten voller Ruß sind. Die beiden Männer

werden erst von der Polizei zum Wartesaal gebracht und kurz darauf in Begleitung

zweier Beamter in einen Regionalzug Richtung Süden gesetzt. Gerne würden wir mit

ihnen sprechen. Nach den Erfahrungen der Aktivistin könnte die Polizei sie bis zur

movements | Vol. 4, Issue 2/2018 | www.movements-journal.org
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Endhaltestelle nach Bozen fahren lassen, manchmal müssen MigrantInnen aber auch

bereits in einer der kleineren Ortschaften südlich vom Brenner den Zug verlassen.

Wir entscheiden uns, so schnell wie möglich mit dem Auto nach Bozen zu fahren —

das wäre auch der einzige Ort, an dem ihnen zumindest etwas Unterstützung ange-

boten werden kann. Am Bahnhof Bozen warten wir auf den Zug vom Brenner. Die

beiden Männer sind immer noch im Zug, die Beamten waren bereits ausgestiegen.

Vom Schaffner werden sie angewiesen, den Zug zu verlassen. Wir stellen uns kurz

vor und fragen, was mit ihnen passiert sei. Sie waren auf einem Güterzug zum Bren-

ner gefahren und wollten von dort weiter in Richtung Norden reisen, doch die Polizei

hätte sie entdeckt und sie mussten zurückfahren. In Bozen waren sie bislang noch

nie — sie waren davor in zwei unterschiedlichen Camps und haben sich erst auf ih-

rem Weg Richtung Norden kennengelernt. Einer von ihnen hat nur noch ein T-Shirt

an, seine schmutzige Jacke hat er in seinen Rucksack gesteckt. Wir begleiten sie zu

einer Anlaufstelle für Obdachlose, sie bekommen neue Jacken und eine Tüte mit Es-

sen ausgehändigt. Anschließend zeigt ihnen die Aktivistin einen Ort, an dem sie im

Freien schlafen können.

In der Alpenregion zwischen Italien, Österreich und Deutschland im Jahr 2017 stel-

len die Erlebnisse der beiden jungen Männer keinen außergewöhnlichen Vorfall dar,

keinen Moment, der besonders erwähnenswert wäre. Er ist gewöhnlich, zumindest

ist er das geworden. Dass Asylsuchende sich dazu entschließen, Italien zu verlassen

und in andere europäische Länder zu gehen, ist weder ein überraschendes noch ein

neues Phänomen. Dass sie dabei aber auf solch riskante Transportmittel wie Güter-

züge zurückgreifen, um im Herzen des Schengenraums nationalstaatliche Grenzen

zu überwinden, ist die Folge eines massiven Wandels, den das europäische Grenzre-

gime während und im Anschluss an den ›Sommer der Migration‹ 2015 (Kasparek und

Speer 2015) vollzogen hat. Dessen Auswirkungen sind nicht auf die europäischen

Außengrenzen oder auf die sogenannte Balkanroute beschränkt. Spätestens mit der

Wiedereinführung nationaler Grenzkontrollen im Schengenraum im Herbst 2015 hat

sich auch die Transitmigration zwischen Italien, Österreich und Deutschland zuneh-

mend verkompliziert und trifft auf immer neue Modi der Regulation und Kontrolle.

Über den Brenner, oft als ›Nadelöhr der Alpen‹ bezeichnet, verläuft einer der wich-

tigsten Verkehrswege Europas. Auf Straßen wie auf Schienen ist die Verbindung zwi-

schen Italien und Österreich von enormer wirtschaftlicher Bedeutung und sie ist in

den vergangenen Jahrzehnten zum europäischen Symbol für den freien Fluss von

Waren und Personen im Schengenraum geworden. Dies gilt auch für den internatio-

nalen Zug Eurocity, der täglich mehrmals zwischen Verona und München verkehrt

und mit Zwischenhalt im italienischen Grenzort Brenner die Städte Bozen in Italien,

Innsbruck und Kufstein in Österreich sowie Rosenheim und München in Deutschland
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miteinander verbindet. Neben Ventimiglia und Como ist der Brenner auch einer der

wichtigsten Transitpunkte für Asylsuchende in Europa, um Italien zu verlassen.

Auch im Wissen um die wirtschaftliche und symbolische Bedeutung des Bren-

nerpasses für Europa hat die Europäische Kommission in den vergangenen Jahren

in ihren Empfehlungen, welche nationalen Grenzen bis zum Erreichen des ›Normal-

zustandes‹ Schengens kontrolliert werden sollten, die Grenze zwischen Italien und

Österreich stets ausgespart (Europäische Kommission 2016a). Trotzdem wurde sie

sukzessive zu einem Schauplatz der Renationalisierung des Schengenraums im An-

schluss an den Sommer der Migration 2015. Diese Entwicklung der Renationalisie-

rung möchte ich im vorliegenden Artikel näher betrachten und danach fragen, wie

sich der Schengenraum am Beispiel der Brenner-Route im Wechselspiel zwischen

der Bewegung der Migration und den Versuchen der Regulierung und Repression der

Transitmigration rekonfiguriert. Grundlage dazu ist meine empirische Feldforschung

entlang der Brenner-Route: Seit 2015 beobachte und analysiere ich die verschiedenen

Grenzziehungspraktiken und Handlungslogiken entlang der Zugstrecke und spreche

mit MigrantInnen, AktivistInnen, SozialarbeiterInnen und mit MitarbeiterInnen der

verschiedenen Polizeien. Die Bewegung der Migration und ihre transformative Kraft,

wie es die ›Autonomie der Migration‹ zum Ausdruck bringt (Hess 2016: 62), prägt

dabei meinen Blick auf das Feld und kennzeichnet die Strategien von MigrantInnen

zur (umkämpften) Herstellung von Mobilität entlang der Route als einen wesentli-

chen Aspekt des von mir untersuchten Prozesses.

Beginnend mit einer Einordnung des Zustandes des europäischen Grenzregimes

und einem Blick auf die regionalen Dynamiken entlang der Brennerroute vor dem

Sommer der Migration 2015, widme ich mich im Verlauf des ersten Teils den an-

schließenden Renationalisierungsprozessen mit einem besonderen Fokus auf die Mi-

grationsgeschehnisse und Grenzziehungsstrategien der verschiedenen Nationalstaa-

ten in der untersuchten Alpenregion. Im zweiten Teil werde ich mich der zu Beginn

aufgeworfenen Fragestellung widmen und die Konturen, Ambivalenzen und lokalen

Spezifika der Rekonfiguration des Schengenraums herausarbeiten.

AUF DEN SPUREN DES BRENNERKONFLIKTS

Um die Entwicklungen entlang der Brennerroute in den vergangenen Jahren zu ver-

stehen, ist ein Blick zurück auf die Zeit vor dem Sommer der Migration 2015 und

dem massiven Umbruch des europäischen Grenzregimes unumgänglich. Dies be-

trifft sowohl den europäischen Gesamtkontext bezüglich Migrations- und Grenz-
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politik, als auch die bereits zuvor relevanten lokalen Dynamiken in der untersuchten

Grenzregion.

Dublin Troubles und die Schaffung der trilateralen Polizeikooperation

Mit der Transitmigration über den Brenner entziehen sich MigrantInnen einer ent-

scheidenden Logik des europäischen Grenzregimes: der Verhinderung der sogenann-

ten ›Sekundärmigration‹. Mit dem Dublin-System, dem Kernstück des Gemeinsa-

men Europäischen Asylsystems, sollte der Wegfall der nationalen Grenzkontrollen

im Zuge der Schaffung des Schengenraums im Jahre 1985 kompensiert und damit

die Sekundärmigration und das Stellen von mehrfachen Asylanträgen in Europa ver-

hindert werden (Buckel 2013: 65). Mit einer Vielzahl hierarchischer Kriterien soll

die Dublin-III-Verordnung die Zuständigkeit für Asylverfahren in Europa regeln. In

der Praxis hat sich dabei der Ort der ersten Einreise als zentrales Kriterium herausge-

stellt. Es soll Asylsuchende dazu zwingen, ihren Asylantrag in dem Land zu stellen,

welches sie zuerst betreten haben (Meyerhöfer et al. 2014: 152). Der Logik eines

›Verursacherprinzips‹ folgend, sind es also in erster Linie die Mitgliedsstaaten an

den europäischen Außengrenzen, welche für die überwältigende Mehrheit der Asyl-

anträge zuständig sein sollen, da sie die Einreise der Asylsuchenden nicht verhin-

dern konnten. Um allerdings das Kriterium der Ersteinreise wirkmächtig werden zu

lassen, benötigte die EU ein Instrument zur Feststellung der Migrationswege. Erst

mit der Schaffung der ersten EU-weiten Fingerabdruckdatenbank namens Eurodac

im Jahr 2003 wurde der Grundstein für Abschiebungen auf Grundlage der Dublin-

Verordnung gelegt, da fortan die Registrierung von MigrantInnen in anderen natio-

nalen Asylsystemen über das Abgleichen der Fingerabdrücke nachgewiesen werden

konnte (Kasparek 2015: 64). Die Kontrolle über die Sekundärmigration fand also

nicht an den nationalen Grenzen, sondern in den nationalen Asylbehörden statt.

Die durch das Dublin-System hervorgerufene fehlende Balance in der europäi-

schen Verteilungspolitik (ebd.: 62ff.) wird von Italien und anderen Ländern mit EU-

Außengrenze regelmäßig kritisiert. Mit der sogenannten Quattro-Gruppe wandten

sich Regierungsvertreter aus Italien, Griechenland, Malta und Zypern bereits im Jah-

re 2009 an die übrigen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union mit der dringlichen

Aufforderung, das Dublin-System aufgrund des anhaltenden hohen Drucks auf die ei-

genen nationalen Asylbehörden umgehend zu reformieren (Council of the European

Union 2009: 6f.) — hatten damit jedoch keinen Erfolg. Eine umfassende Verhinde-

rung der sogenannten Sekundärmigration liess sich aber auch schon in den Jahren

vor dem Sommer der Migration 2015 nicht konstatieren, viele MigrantInnen blieben
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nicht im Land ihrer Ersteinreise — und setzten sich auf unterschiedlichen Ebenen

und mit verschiedenen Formen gegen spätere Dublin-Abschiebungen zur Wehr.

Hier müssen zunächst die zahlreichen erfolgreichen juristischen Kämpfe genannt

werden. Als Meilensteine können dabei zwei Urteile des Europäischen Gerichtshofs

für Menschenrechte (EGMR) aufgeführt werden. Mit dem Prozess M.S.S. gegen Bel-

gien und Griechenland im Jahr 2011 wurden Abschiebungen nach Griechenland für

lange Zeit unterbunden (Meyerhöfer et al. 2014: 152), der EGMR-Prozess Tharakhel

gegen die Schweiz im Jahr 2013 verkomplizierte zudem Abschiebungen von Familien

mit Kindern nach Italien (EGMR 2014). Aber auch die ›alltäglichen‹ Kämpfe jenseits

von Gerichten müssen an dieser Stelle angeführt werden: darunter das Unkenntlich-

machen von Fingerabdrücken, Widerstände bei Abschiebeversuchen oder auch die

Nutzung von Kirchenasyl zur Überbrückung der vorgegebenen Fristen zur Überstel-

lung von Asylsuchenden auf Grundlage der Dublin-Verordnung (Lorenz 2015: 15f.).

Die Beharrlichkeit von MigrantInnen, sich trotz des Dublin-Systems nicht im Land

ihrer Ersteinreise ›festkleben‹ zu lassen und die Strategie Italiens mit ihrer speziel-

len Position im Dublin-System als Staat an der europäischen Außengrenze umzu-

gehen, machten in der Vergangenheit eine ›kuriose Allianz‹ zwischen MigrantInnen

und dem italienischem Staat am Brenner sichtbar: Während MigrantInnen den Bren-

nerpass zur von der EU und auch den nördlichen Mitgliedsstaaten so ungewollten

Sekundärmigration nutzten, vernachlässigten die italienischen Behörden das Abneh-

men von Fingerabdrücken und die Polizei am Brenner sah sich nicht dazu veranlasst,

die Kontrollen der Eurocities allzu gründlich zu vollziehen. Die daraus resultierende

Frequentierung der Brennerroute und die geringe Effizienz des Dublin-Systems, wel-

che letztlich auch auf die fehlenden Möglichkeiten und mangelnde Bereitschaft Itali-

ens zur Identifizierung von Asylsuchenden zurückzuführen ist, veranlassten Deutsch-

land und Österreich bereits im Jahr 2014 zu einer Disziplinierungsmaßnahme Itali-

ens. Auf Druck der beiden Länder stimmte Italien nach ministeriellen Absprachen

der Etablierung einer trilateralen Polizeikooperation zum Zwecke der Identifikation

von MigrantInnen in den internationalen Zügen zu. Seither operiert entlang der Zug-

strecke zwischen Verona und dem Brenner eine Polizeistreife, bestehend aus zwei

italienischen BeamtInnen und jeweils einer Person der österreichischen Polizei und

der deutschen Bundespolizei. Die österreichische und deutsche Polizei seien dabei

lediglich ›beratend‹ tätig, da sie keine territoriale Souveränität zur Ausübung von

Passkontrollen haben. Die Beschränkung der österreichischen und deutschen Polizei

auf einen ›Beobachterstatus‹ will sowohl eine parlamentarische Anfrage der Partei

DIE LINKE an den deutschen Bundestag bestätigen (Deutscher Bundestag 2014: 4)

als auch die Vizepräsidentin der italienischen Bahnpolizei POLFER aus Verona, mit

der ich ein Interview führen konnte. Dass es sich bei der Aussage der italienischen
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Polizistin meiner Einschätzung nach auch um diplomatisches Wohlwollen handeln

könnte, zeigt, dass meine eigenen Beobachtungen und Berichte von AktivistInnen ei-

ne andere Sprache sprechen — auch deutsche und österreichische BeamtInnen kon-

trollieren Ausweise in den Zügen, zumindest kontrollieren sie Dokumente nach einer

›Erstansicht‹ durch ihre italienischen KollegInnen. Auch die Ausführungen zur trila-

teralen Polizeikooperation von Seiten eines Landessekretärs von SIULP, der größten

italienischen Polizeigewerkschaft, lassen Zweifel an der aus dem Begriff ›beobach-

tende Tätigkeit‹ implizit hervorgehenden Passivität deutscher und österreichischer

BeamtInnen aufkommen. Er berichtete mir, dass SIULP schon seit Beginn der trila-

teralen Polizeikooperation dieses Kontrollkonstrukt kritisiert und spricht von einem

enormen Druck, den die Anwesenheit der Polizei aus Österreich und Deutschland

auslöst. Dass die trilaterale Polizeikooperation sowohl auf kollegialer als auch auf

politischer Ebene konfliktbeladen ist, werde ich später noch einmal aufgreifen.

Festzuhalten bleibt, dass es zum Zeitpunkt der Schaffung der trilateralen Polizei-

kooperation im Jahr 2014 noch keine europaweit verteilten nationalen Grenzkontrol-

len gab und das Ziel der trilateralen Kooperation schließlich nur die Identifizierung

und damit das Abnehmen der Fingerabdrücke für die Eurodac-Datenbank gewesen

sein kann — und nicht etwa die (dauerhafte) Festsetzung von MigrantInnen. Ich ver-

stehe ihre Anfangszeit daher auch in erster Linie als Versuch der Stabilisierung des

Dublin-Systems und (noch) weniger als Versuch, dem viel zitierten ›Kontrollverlust‹

der Europäischen Union mit Lösungen auf ›nationaler Ebene‹ zu begegnen. Nichts-

destotrotz beginnt mit der trilateralen Polizeikooperation auch eine Politik der Im-

mobilisierung entlang der Brennerroute, dementsprechend war schon zu diesem Zeit-

punkt eine schrittweise Verlagerung der genützten Transportmittel von MigrantInnen

von den internationalen Zügen zu den bis zum Brenner verkehrenden Regionalzügen

festzustellen. Zudem sollte die Kooperation auch im Prozess der Renationalisierung

eine zentrale, wenngleich auch immer ambivalente Rolle einnehmen.

Des Weiteren gewinnen rückwirkend betrachtet auch die Ereignisse rund um den

G7-Gipfel in Bayern und das Bilderbergtreffen in Tirol im Frühjahr 2015 an Bedeu-

tung: Die im Zuge solcher ›sicherheitsrelevanter‹ Veranstaltungen durchaus übliche

Aussetzung Schengens entpuppte sich als großes ›Planspiel‹ deutscher und österrei-

chischer Polizeibehörden, wie die nationalen Grenzen umfangreich kontrolliert wer-

den können. Im Zuge der Kontrollen wurden weit weniger Menschen im Zusammen-

hang mit den Gipfelprotesten festgesetzt als Asylsuchende bei Grenzüberschreitun-

gen gestoppt (Blaßnig 2016: 34f.).
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Die Wiedereinführung der nationalen Grenzkontrollen

Um den Entwicklungsverlauf an der Brennerroute weiter zu verfolgen, ist ein Blick

auf die epochalen Migrationsbewegungen entlang der Balkanroute im Sommer 2015

unumgänglich. Als Ende August 2015 tausende MigrantInnen vom ungarischen Bahn-

hof Keleti über Österreich nach Deutschland einreisten, kam dies einer Bankrotter-

klärung der EU-europäischen Regulierungs- und Steuerungsversuche von Migration

im Schengenraum gleich.

Unmittelbar vor dem Aufbruch der MigrantInnen gelangte ein internes Dokument

des deutschen Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) an die Öffent-

lichkeit, in der eine Leitlinie zur Aussetzung von Dublin-Verfahren bei syrischen

Staatsangehörigen formuliert wurde. Im Gegensatz zu einer möglichen Anordnung

hatte es als Leitlinie keine rechtliche Grundlage (Pro Asyl 2015) und als internes

Dokument auch noch keine (offizielle) Zustimmung des zuständigen Innenministeri-

ums. Die deutsche Bundeskanzlerin Merkel sollte später von einem ›Missverständ-

nis‹ sprechen. Die Nachricht über die angebliche Aussetzung der Dublin-Verfahren

verbreitete sich jedoch rasend schnell und die in Ungarn festsitzenden MigrantIn-

nen forderten nun umso vehementer, nach Deutschland weiterreisen zu dürfen. Nur

wenige Tage nach dem Auftauchen des Dokuments erreichten die ersten Migran-

tInnen den Hauptbahnhof in München. Der Spiegel hatte bereits einen Artikel mit

dem Titel »Wie ein Gerücht Tausende auf die Züge lockte« (Spiegel Online 2015a)

veröffentlicht. Die Protestierenden am Bahnhof Keleti hatten aus diesem ›Gerücht‹

innerhalb kürzester Zeit eine Tatsache geschaffen. Denn erst am 21. Oktober schaff-

te das deutsche Innenministerium die Wende und verkündete, ab diesem Zeitpunkt

das Dublin-Verfahren auch für syrische Staatsangehörige wieder anzuwenden (Ta-

gesschau 2015) — doch das faktische Scheitern des Dublin-Systems wurde damit

zunächst besiegelt (Kasparek und Schmidt-Sembdner 2017). Jenes Scheitern lässt

sich aus meiner Sicht nicht alleine auf den Sommer der Migration 2015 reduzieren,

hätte es doch beispielsweise für die deutsche Regierung die Möglichkeit gegeben, ihr

Handeln von Beginn an offensiv als der Situation angemessene Regelanwendung der

Dublin-III-Verordnung (wie die Inanspruchnahme des Selbsteintrittsrechts der Mit-

gliedsstaaten für Asylverfahren) zu vertreten. Und auch die von mir bereits skizzier-

ten vorangegangenen Kämpfe gegen das System, in denen MigrantInnen in einem

Zusammenspiel mit verschiedenen Akteuren wie Gerichten, AktivistInnen und ein-

zelnen Staaten Dublin seiner Effizienz beraubten, begleiteten das System quasi schon

seit seinem Bestehen. Es war daher mehr die Kombination aus einem ohnehin schon

auf Fragilität und Ineffizienz basierenden System mit den epochalen Migrationsbewe-

gungen nach und durch Europa im Jahre 2015, die das Scheitern des Dublin-Systems
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zum Ausdruck brachten: es war schlicht nicht mehr präsentabel genug, um den massi-

ven Verlusten an Glaubwürdigkeit und Autorität der Europäischen Union in der Frage

der Kontrolle und Verhinderung von Migrationsbewegungen etwas entgegenzusetzen.

Angesichts der hohen Ankunftszahlen von MigrantInnen über die Balkanroute und

befeuert durch das allgegenwärtige Misstrauen gegenüber der Handlungsfähigkeit der

EU, entschloss sich die deutsche Bundesregierung Mitte September 2015 zur Wieder-

einführung nationaler Grenzkontrollen. Sie löste damit eine Art Dominoeffekt aus,

an dessen Ende sich die Regierungen Sloweniens, Serbiens, Bulgariens und Mazedo-

niens zur Schließung ihrer nationalen Grenzen entschlossen und so versuchten, die

Balkanroute für MigrantInnen abzuriegeln (Moving Europe 2017: 254f.).

Mit dem Beginn der Grenzkontrollen im deutsch-österreichischen Grenzgebiet

wurde der Bahnhof in Rosenheim zu einem wichtigen Knotenpunkt und Sinnbild na-

tionaler Migrationskontrolle im Schengenraum. Die Bundespolizei Rosenheim, deren

Standort in der kleinen oberbayerischen Stadt in den Jahren zuvor unter Legitimati-

onsdruck stand, sollte sich fortan über regionalen Zuspruch für ihre unermüdliche

Arbeit freuen dürfen. Auch wenn es in den ersten Monaten noch überwiegend um

MigrantInnen auf der Balkanroute ging, griff die Maßnahme in Rosenheim mit der

Aufnahme von Kontrollen in den Eurocities auch in die Transitmigration entlang

der Brennerroute ein. Die Züge wurden am Bahnhof Rosenheim für rund 20 Minu-

ten angehalten, um sie gründlich zu durchsuchen — beim Kauf einer Fahrkarte von

Italien nach München wurde auf diese ›institutionalisierte Verzögerung‹ sogar auf

der Rückseite der Tickets hingewiesen. Während täglich hunderte MigrantInnen am

Rosenheimer Bahnhof festgesetzt wurden, demonstrierten ein aufgebauter Klapp-

tisch, ein paar Stühle und ein dürftiges Absperrband am Aufgang von Gleis 1 den

Improvisationscharakter der neu eingeführten Grenzkontrollen. Eine Durchsuchung,

eine kurze Befragung und eine erste Registrierung wurden am Bahnhof durchgeführt,

ehe ein großer Bus der Bundespolizei mit einer Kapazität für rund 50 Personen die

MigrantInnen für ein bis zwei Tage in die nahegelegene Kaserne des ehemaligen

Bundesgrenzschutzes brachte. Diejenigen, die nicht nach Österreich zurückgescho-

ben wurden, sollten später eigenständig ihre Reise nach München fortsetzen und mit

ihrem Asylverfahren beginnen.

Mit zunehmender Dauer der Grenzkontrollen zu Österreich änderte sich das Bild

am Bahnhof: Während im Laufe der nächsten Monate und Jahre die Zahl der Migran-

tInnen immer weiter abnahm, professionalisierte sich der Ablauf der Kontrollen und

das Gefühl des routinemäßigen Trotts machte sich bei meinen Beobachtungen breit.

Aus dem Absperrband wurde ein Zaun mit Sichtschutz, später wurde vom Katastro-

phenhilfswerk ein Containerkomplex mit Sichtschutzwänden auf dem Vorplatz des

Bahnhofs aufgebaut, in dem die erste Registrierung und Befragung seither stattfindet.
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In der jüngeren Vergangenheit konnte man Augenzeuge eines seltsamen Schauspiels

werden: Auch wenn nur zwei oder drei Personen von BeamtInnen aus den Zügen

geholt wurden, kam wenig später der große Reisebus der Bundespolizei vorgefahren,

um allem Anschein nach nur so viele Menschen abzuholen und zur Kaserne zu brin-

gen, dass diese ohne weiteres in einem normalen Polizeibus Platz gefunden hätten. Zu

dieser Zeit hatte sich auch der Umgang mit MigrantInnen ein Stück weit verändert,

wie mir ein Aktivist aus Rosenheim berichtete. Die Situation am Bahnhof sei weit

weniger hektisch und aufgeregt als noch zu Beginn der Einführung der Grenzkon-

trollen, was vor allem an den gesunkenen Ankunftszahlen läge. Die Polizei mache

auf ihn daher auch inzwischen einen ›professionelleren‹ Eindruck, ihr Verhalten ge-

genüber MigrantInnen sei ruhiger geworden, viele Abläufe hätten sich eingespielt.

Er sieht darin eine mögliche Erklärung, warum inzwischen keine Erzählungen mehr

über gesetzeswidrige Abschiebungen nach Tirol im Umlauf wären, anders als noch

zu Beginn der neuen Grenzkontrollen in Rosenheim.

Mit der Einführung der Grenzkontrollen erhöhte sich auch die Kontrolldichte am

Brenner und in den Eurocities aus Verona. Vorausgegangen war eine Bitte der baye-

rischen Sozialministerin Emilia Müller an ihre Südtiroler Amtskollegin Martha Sto-

cker, vermehrt entlang der Brennerroute zu kontrollieren, da sich die Polizei in Bay-

ern bereits den hohen Ankunftszahlen von der Balkanroute ausgesetzt sehe (Spie-

gel Online 2015b). In diesem Zusammenhang möchte ich auch noch einmal auf die

trilaterale Polizeikooperation eingehen. Obwohl sich die konkrete Praxis der inter-

nationalen Polizeistreife nicht wesentlich änderte, fand aus meiner Sicht eine un-

weigerliche Umwidmung ihrer Wirkung statt, betrachten wir den radikal veränder-

ten kontrollparadigmatischen Kontext, in dem sie sich nun befindet: Konnte sie vor

der Wiedereinführung der nationalen Grenzkontrollen ihre Wirkung mittelfristig nur

durch die Registrierung von Fingerabdrücken für spätere Dublin-Verfahren entfal-

ten, ist sie nun Teil eines Kontrollkomplexes, der tatsächlich auf die unmittelbare,

an den Grenzen beziehungsweise Grenzregionen stattfindende Verhinderung der so-

genannten Sekundärmigration abzielt. Die Unterscheidung von Ulrich Beck und Ed-

gar Grande zwischen regelsetzenden beziehungsweise regelverändernden Machtspie-

len einerseits und regelanwendenden Machtspielen andererseits (Beck/Grande 2007

[2004]: 208) verdeutlicht diese Umwidmung: Während es zu Beginn der trilateralen

Polizeikooperation um eine Hilfestellung zur Anwendung einer existierenden Rege-

lung (nämlich der Dublin-III-Verordnung) ging, ist sie nun Teil eines Prozesses, der

die Regeln der Migrationskontrolle im Schengenraum neu setzt und verändert. Diese

Veränderungen zeichnen sich dadurch aus, dass sich nun nicht mehr auf eine spätere

›Sanktionierung‹ der Sekundärmigration mit der Einleitung eines Dublin-Verfahrens

durch die jeweiligen Asylbehörden verlassen wird, sondern versucht wird, der Se-
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kundärmigration unmittelbar zu begegnen — an den Schengener Binnengrenzen und

entlang der relevanten Routen. Aus meiner Sicht übte die trilaterale Polizeikoope-

ration ab diesem Zeitpunkt zwei wesentliche Aufgaben aus. Zum einen ist sie nun

fester Bestandteil der ›vorgelagerten‹ Kontrollen entlang der Brenner-Route, da die

Streifen bereits ab Verona im Einsatz sind. Zum anderen, und das halte ich in diesem

Punkt für sehr wesentlich, dient sie als Vehikel zum ›praxisnahen‹ Wissenstransfer

zwischen den italienischen, deutschen und österreichischen Behörden. So wurde mir

auch von Seiten der österreichischen Fremdenpolizei erläutert, dass die trilaterale

Polizeikooperation vor allem auch dem Austausch über aktuelle Konjunkturen in der

Transitmigration dient. Informationen darüber, wer mit welchen Mitteln versucht mit

den Zügen die Grenzen zu überqueren, werden hier unter den Behörden geteilt. Dabei

kann es beispielsweise um die (numerische) Relevanz der verschiedenen Nationalitä-

ten gehen oder auch um die Identifizierung von Passfälschungen.

Doch trotz der Wiedereinführung der nationalen Grenzkontrollen und der von

mir skizzierten Umwidmung der trilateralen Polizeikooperation blieb eine ›relative

Durchlässigkeit‹ der Grenze weiterhin bestehen: auch wenn es schon zu diesem Zeit-

punkt sicherlich mit mehr Schwierigkeiten verbunden war, Italien über die Brenner-

grenze zu verlassen, konnten MigrantInnen nach wie vor auch noch Personenzüge

zur Überquerung der Brennergrenze nutzen. Zunehmend gewannen jedoch die Re-

gionalzüge für die Transitmigration über den Brenner an Bedeutung.

SoldatInnen, Container, Zäune:
Das neue ›Grenzmanagement‹ im Herzen des Schengenraums

Während die ›Schließung‹ der Balkanroute zu Beginn des Jahres 2016 weiter Kon-

turen annahm (Moving Europe 2017) und die EU im März 2016 den sogenannten

›EU-Türkei-Deal‹ für die Wiedererlangung der Kontrolle der Fluchtmigration über

die Ägäis als ›Fortschritt zurück‹ zum ›Schengener Normalzustand‹ verkaufte (Eu-

ropäische Kommission 2016b), warb vor allem Österreich darum, die Blicke auf die

zentrale Mittelmeerroute und damit auf die zu erwartende Verlagerung der Fluchtwe-

ge nach Italien zu lenken (Kurier 2016).

Schon im Februar 2016 waren erste Medienberichte über eine vermeintliche Schlie-

ßung des Brenners durch Österreich zu lesen (Tiroler Tageszeitung 2016). Im März

2016 wurden die Pläne von der Regierung konkreter vorgestellt: Schon in weni-

gen Wochen könnte die österreichische Regierung das neue ›Grenzmanagement‹ am

Brenner aktivieren, so der damalige österreichische Verteidigungsminister Hans Peter

Doskozil. Dies würde neben dem Einsatz des österreichischen Heeres und mobiler

Sperrgitter auch den Aufbau eines Grenzzaunes und die Aufstellung von Containern
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bedeuten. Die Politik des ›Durchwinkens‹ müsse mit einer Dichtmachung des Bren-

ners beendet werden, so die Töne des österreichischen Ministers (Tagesschau 2016).

Auch ein österreichischer Einsatz auf italienischer Seite wurde diskutiert, unter der

Berufung auf eine mögliche Reaktivierung eines Abkommens von 1985, welches

österreichischen BeamtInnen damals Zugkontrollen bereits im italienischen Fran-

zensfeste, also rund 50 Kilometer im Landesinneren Italiens, erlaubte (ORF 2016).

Die Pläne des neuen ›Grenzmanagements‹ waren nichts anderes als die Androhung

einer massiven Militarisierung der Brennergrenze. Österreichische und italienische

AktivistInnen riefen zu Demonstrationen am Brenner auf. Unter den Demonstrieren-

den kursierte ein Gerücht über die Aufkündigung der trilateralen Polizeikooperation

von Seiten Italiens, das sich als falsch erweisen sollte. Jedoch betonte der italieni-

sche Innenminister Angelino Alfano, dass die Pläne Österreichs auch angesichts der

seit 2014 gestärkten Polizeikooperation unnötig seien (Der Standard 2016) und die

Schließung der Brennergrenze »gegen jegliche Logik, gegen die Vernunft und gegen

die Geschichte« (ORF 2016) wäre. Auch aus Brüssel wurde Kritik an den Plänen

geäußert. Die Diskussionen um die Kontrolle über die Bewegung der Migration in

Europa entbrannten in dieser Heftigkeit erstmalig mit Blick auf die Brennerroute.

Mit Ausnahme vermehrter österreichischer Polizeikontrollen in den Zügen nörd-

lich des Brenners und erster architektonischer Maßnahmen am Brenner wurden die

großen ›Baupläne‹ der österreichischen Regierung, die weder zum damaligen noch zu

einem späteren Zeitpunkt mit erhöhten Flüchtlingszahlen hätten gerechtfertigt wer-

den können, nicht umgesetzt. Doch hatten sie weit mehr Auswirkungen als nur ein

erneutes Kapitel über europäische Solidarität, über nationalstaatliches Misstrauen ge-

genüber der EU und über diplomatische Krisen zwischen Mitgliedsstaaten zu schrei-

ben. Als ich zum ersten Mal nach der offiziellen Präsentation des Grenzmanagements

den Brenner aufsuchte, befand sich eine Vielzahl an italienischen Polizei- und Mili-

täreinheiten am Bahnhof. Die Bahnpolizei POLFER, der italienische Zoll, die Cara-

binieri (zum Militär gehörende Einheit mit polizeilichen Aufgaben), Einheiten des

italienischen Heers mit ihren federgeschmückten Filzhüten. Im Bewusstsein über die

Auswirkungen auf die Transitmigration und damit allen inneren Widerständen zum

Trotz konnte ich diesem grotesken Schauspiel zunächst nur etwas surreal-komisches

abgewinnen: Der kleine, beschauliche Alpenort Brennero hatte also zum polizeilich-

militärischen Karneval geladen. Als ich über ein Jahr später die Vizepräsidentin von

POLFER fragte, ob die Androhung Österreichs, den Brenner zu schließen, irgendwel-

che Auswirkungen auf die Kontrollintensität Italiens gehabt hätte, verneinte sie dies

zu meiner Überraschung. Weder quantitativ noch qualitativ hätten sie am Brenner ir-

gendwelche Veränderungen bei den Kontrollen vorgenommen. Nach dem Gespräch

verflog meine Verwunderung über diese Antwort jedoch sehr rasch, die Beamtin hatte
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wohl schlicht und einfach nur von ihrer eigenen Bahnpolizei gesprochen. Diese war

tatsächlich bereits vor den Androhungen Österreichs in vergleichbarer Zahl am Bren-

ner präsent gewesen. Doch dieses zwischenzeitliche Missverständnis meinerseits war

für mich ein weiterer Grund, der Bedeutung unterschiedlicher Polizeieinheiten, ihrer

Befindlichkeiten, ihren Kämpfen um Legitimation und Kompetenz auch im Zuge der

Renationalisierung des Schengenraums Rechnung zu tragen.

Auch ohne den Bau eines Zaunes hatte die Transitmigration über den Brenner im

Frühjahr 2016 eine Zäsur erlebt. Zum einen erhöhte die italienische Regierung nicht

nur am Brenner, sondern auch entlang der Zugstrecke die Polizeipräsenzen an den

Bahnhöfen massiv. Bereits in Bozen wurden MigrantInnen daran gehindert, Züge in

Richtung Brenner zu betreten. Auch der Bahnhof in Verona wurde nun ins Visier

genommen, um MigrantInnen von der Ausreise aus Italien abzuhalten — 180 Kilo-

meter Luftlinie südlich von der österreichischen Grenze gelegen. Die nach wie vor

operierenden trilateralen Polizeistreifen hatten ihren Kredit als ›Kompromisslösung‹

zwischen den Staaten also endgültig aufgebraucht.

Zum anderen wurden die Kontrollen nördlich des Brenners weiter intensiviert und

systematisiert, wie der Umgang der deutschen und österreichischen Behörden mit

dem Eurocity fortan zeigte. Nach den intensiven Inspektionen des Zuges auf italieni-

scher Seite beginnen seither zwischen zwei und vier österreichische BeamtInnen mit

Ausweiskontrollen im Zug unmittelbar nachdem dieser die Grenze passiert — und

wiederholen damit die Prozedur, die oft nur wenige Minuten zuvor von der italie-

nischen Bahnpolizei im Zug während seines Aufenthaltes am Brenner durchgeführt

wurde. In Innsbruck verlassen die österreichischen BeamtInnen in der Regel den Zug.

Nur eine gute halbe Stunde später steigen BeamtInnen der Rosenheimer Bundespo-

lizei im österreichischen Kufstein zu und beginnen ihrerseits mit Personenkontrol-

len nach dem Passieren der österreichisch-deutschen Grenze, bevor sie den Zug in

Rosenheim wieder verlassen. Art und Umfang der deutschen und österreichischen

Kontrollen scheint dabei von der Motivation der BeamtInnen und von der Anzahl der

Fahrgäste abhängig zu sein. Insbesondere wenn nur wenige Reisende an Bord sind,

werden oft alle Fahrgäste nach Ausweisen gefragt. Ist der Zug voller, werden oft nur

Ausweise von denjenigen Personen verlangt, die von den BeamtInnen als potentielle

MigrantInnen ›identifiziert‹ wurden. Entlang der österreichischen Strecke habe ich

aber auch schon mehrmals erlebt, dass die vorausgehenden BeamtInnen anhalten und

ein halbes Abteil um die Ausweise bitten, sobald sie eine ihrer Ansicht nach ›kon-

trollrelevante‹ Person gesehen haben. Ein für mich wenig überzeugender Versuch,

nicht den Anschein zielgerichteter Personenkontrollen nach dem Prinzip des racial

profiling zu erwecken.
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Eine besondere Komplexität erlangen die an der Brennerroute stattfindenden Ver-

suche der Immobilisierung von MigrantInnen mit Hinblick auf die italienisch-öster-

reichische Grenze. Denn im Gegensatz zur Transitmigration aus Italien ist die Zahl

derjenigen Asylsuchenden in Europa, die aufgrund ihrer abgelehnten Asylbeschei-

de und der drohenden Abschiebungen in den nördlichen Ländern Europas den Weg

nach Italien suchen, in den vergangenen Jahren gestiegen — auch über den Brenner.

Dies ist der italienischen Regierung durchaus bewusst, die Einreise nach Italien über

den Brenner ist somit ebenfalls stärker ins Visier der italienischen Behörden geraten.

Seither mehren sich die Fälle, in denen MigrantInnen (zum Teil auch ganze Gruppen)

zwischen österreichischer und italienischer Seite hin und hergeschickt und von den

jeweiligen Behörden mit Verweis auf die Illegalität des Grenzübertritts des Landes

verwiesen werden.

Die Überwindung der Alpen mit dem Güterzug

Die Transitmigration aus Italien in den Personenzügen ist seither nie völlig zum Er-

liegen gekommen, wenngleich die Wahrscheinlichkeit einer erfolgreichen Grenzüber-

querung über diesen Weg noch einmal drastisch verringert wurde.

Von der kritischen Migrations- und Grenzregimeforschung ist in der Vergangen-

heit immer wieder darauf hingewiesen worden, dass die Schließung von Grenzen

Migrationsbewegungen nicht einfach unterbindet, sondern viele MigrantInnen auf

gefährlichere Wege oder Transportmittel zurückgreifen (Heck 2010: 53). Eine sol-

che Entwicklung lässt sich auch für die Überquerung der Alpen konstatieren. Nur

wenige Wochen nach der Kontrollintensivierung im Frühjahr 2016 verdichteten sich

die Anzeichen, dass MigrantInnen nun Güterzüge für den Transit nutzen. Erste Pres-

semitteilungen der deutschen Bundespolizei gelangten im Verlauf des Sommers 2016

an die Öffentlichkeit, die mediale Berichterstattung dazu blieb jedoch äußerst gering.

Griffen einzelne Tageszeitungen das Thema auf, reduzierten sich die Artikel auf den

Abdruck der polizeilichen Mitteilung und einen Verweis auf die durch die Vorfälle

entstandenen Behinderungen für den öffentlichen Nah- und Fernverkehr. Kritische,

hinterfragende Berichterstattungen oder politische Debatten zu diesem Thema blie-

ben aus, während sich die Transitmigration mit dem Güterzug zu einem quasi alltäg-

lichen Phänomen entwickelte, wie ich es bereits zu Beginn des Textes verdeutlicht

hatte. Seither vergeht kaum mehr eine Woche ohne einen Bericht der deutschen Bun-

despolizei, dass erneut bis zu 30 MigrantInnen auf Güterzügen aus Italien bei der

Einreise nach Deutschland aufgegriffen wurden (Bundespolizeidirektion München

2017). Selbst in den Wintermonaten, an denen am Brenner oftmals zweistellige Mi-

nusgrade herrschen, werden die Güterzüge von MigrantInnen genutzt, viele kommen
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mit starken Unterkühlungen in Deutschland an. Entlang der Zugstrecke kam es seit-

her zu schweren Verletzungen, mehrere MigrantInnen sind schon beim Versuch auf

Güterzüge zu gelangen oder während der Fahrt gestorben — in Italien, in Österreich

und in Deutschland (Kurier 2017; Süddeutsche Zeitung 2017).

Auf deutscher Seite wurden die Güterzüge noch bis zum Herbst 2017 überwiegend

in Raubling, einer kleinen Stadt vor Rosenheim, kontrolliert. BeamtInnen der Bun-

despolizei durchleuchteten nachts die dort haltenden Güterzüge und fanden regelmä-

ßig MigrantInnen zwischen den Containern und den Fahrgestellen. Im Herbst wurde

der Großteil der Kontrollen auch für Güterzüge nach Rosenheim verlegt. Hinter den

Bahnsteigen für Personenzüge gelegen wurde ein Gleis mit Gittern eingezäunt, ein

Sichtschutz angebracht und Scheinwerfer montiert. Nachts kommt auch regelmäßig

ein Polizeihubschrauber zum Einsatz.

In Österreich werden die Güterzüge vor allem vom österreichischen Bundesheer

kontrolliert. Im März 2017 kündigte der Tiroler Landeshauptmann Günther Platter

den Bau eines neuen Bahnhofes am Brennersee, also unmittelbar hinter der italieni-

schen Grenze, an. Das 1,3 Millionen Euro teure Projekt wurde im Frühherbst 2017

fertiggestellt und in Betrieb genommen; es soll als infrastrukturelle Maßnahme die

Bahnhöfe Innsbruck und Steinach entlasten und eine umfangreichere Kontrolle der

Güter- sowie Personenzüge ermöglichen. Auch die Lärmbelastung durch nächtliche

Güterzugkontrollen soll durch den neuen Bahnsteig gesenkt werden und die Aktivie-

rung des Grenzmanagements ›auf Knopfdruck‹ noch besser möglich werden (ORF

2017).

In meinem Gespräch mit dem Landessekretär der italienischen Polizeigewerk-

schaft SIULP wurde der neue Bahnsteig ebenfalls thematisiert: Er sei ein weiteres

Indiz für andauernde systematische Kontrollen, die im Schengenraum verboten wä-

ren. Während sich die Vizechefin von POLFER mit Kritik zurückhielt und bei der

Frage nach den Güterzügen auf die vom Ministerium neu ausgegebenen Flyer ver-

wies, auf denen in verschiedenen Sprachen über die Gefahren des Betretens von

Gleisen informiert und vor dem Aufspringen auf Züge gewarnt wird, wurde der Prä-

sident der Bahnpolizei Gianluigi Rispoli in einem Zeitungsartikel vom Dezember

2017 deutlicher. Die deutsche Bundespolizei hätte erst vor kurzem über die Ankunft

von 23 MigrantInnen mit einem Güterzug berichtet und behauptet, die MigrantInnen

wären in Verona auf die Güterzüge geklettert. Dies könne nicht sein, denn sie würden

intensive Kontrollen ausüben — doch besonders ärgere ihn, dass sie erst vor kurzem

eines ihrer regelmäßigen Treffen mit den österreichischen und deutschen Behörden

gehabt hätten und dieser Vorwurf dort nicht zur Sprache kam (Arena 2017).

Trotz dieser ›diplomatischen Spannungen‹ stimmte Italien einer Ausweitung der

trilateralen Polizeikooperation bereits im November 2017 zu: am Brenner sollen nun
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auch gemeinsam die Güterzüge kontrolliert werden, Deutschland und Österreich hat-

ten sich also den Kontrollzugriff auch auf italienischem Boden gesichert. Wie eine

›beratende‹ Tätigkeit bei Güterzugkontrollen aussehen soll, bleibt unklar.

Flankiert von den konfliktgeladenen Aushandlungen um die Kontrolle der Güter-

züge, reduzierte die italienische Polizei nach dem Sommer 2016 schrittweise ihre An-

wesenheit an den Bahnhöfen südlich des Brenners. Auch eine erneute Drohgebärde

Österreichs vom 04. Juli 2017, als der Verteidigungsminister die grenznahe Verle-

gung von 750 SoldatInnen und ›schwerem Gerät‹ — darunter vier Pandur-Radpan-

zer — öffentlich verkündete und von der Möglichkeit einer Schließung des Brenners

innerhalb von 72 Stunden sprach (Der Standard 2017), änderte dies nicht.

Doch mit dem Ausruf Österreichs zur Militarisierung der Brennergrenze im Früh-

jahr 2016 veränderte sich die Art und Wahrnehmbarkeit der Transitmigration nicht

nur in Hinblick auf die Ankünfte von MigrantInnen in Deutschland. Auch die Si-

tuation in den Städten Norditaliens wandelte sich: Umso umkämpfter die Frage der

Mobilität wurde, umso mehr reduzierte sich die Sichtbarkeit der Transitmigration

in ihrer Unmittelbarkeit an Bahnhöfen und in den Personenzügen. In Bozen waren

im Verlauf des Jahres 2016 immer weniger MigrantInnen am Bahnhof anzutreffen,

dagegen wuchs die Zahl an wohnungslosen MigrantInnen in den Parks oder unter

Brücken. Die Stadtregierung Bozens begann mit einer massiven Kriminalisierung von

Wohnungslosen, löste informelle Camps auf und verbaute den Zugang zu leicht ge-

schützten Flächen. Es ist davon auszugehen, dass sich im Verlauf dieser Entwicklung

die Transitmigration stärker in die lokalen Aufnahmestrukturen, seien es Flüchtlings-

camps oder Winter-Notquartiere, verlagert hat. MitarbeiterInnen von Aufnahmezen-

tren sind sich auch bewusst, dass sie als ›Transitzentren‹ benutzt werden, denn viele

Menschen verschwinden bereits kurz nach der Aufnahme wieder.

Dass inzwischen vermehrt Güterzüge zur Überwindung der nationalstaatlichen

Grenzen im Alpenraum genützt werden, ist nicht nur die Folge einschlägiger Ver-

änderungen im Umgang mit der Sekundärmigration entlang der Brenner-Route, die

ich in diesem Artikel anhand der Wiedereinführung systematischer Grenzkontrollen

durch Deutschland und des österreichischen Grenzkontrollmanagements am Bren-

ner dargestellt habe. Die Migration mit dem Güterzug hat auch ein weiteres Mal zu

Justierungen und Ausweitung der Schengener Binnengrenzkontrollen geführt und hat

den sozialen, politischen und ökonomischen Kontext, in dem die Transitmigration ge-

schieht, verändert. Dies zeigt die Entwicklung in Norditalien, wo die Transitmigration

in den Norden nicht zum Erliegen gekommen ist, sich aber ihre Form verändert und

ihre Intensität und vor allem ihre Sichtbarkeit reduziert hat. Ausgehend von diesem

Punkt möchte ich mich abschließend noch einmal dem Renationalisierungsprozess
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widmen und einige Punkte aufführen, welche die Charakteristiken der Rekonfigura-

tion des Schengenraums an der von mir untersuchten Route verdeutlichen.

DIE BEWEGUNGEN DER MIGRATION

UND DIE REKONFIGURATION DES SCHENGENRAUMS

Die Transitmigration durch die Alpen hat sich in den zurückliegenden Jahren stark

verändert. Während Personenzüge kaum noch genutzt werden, haben andere Wege

zur Grenzüberwindung mehr Bedeutung gewonnen: mit dem PKW, zu Fuß über die

sogenannte ›grüne Grenze‹ jenseits von Autobahnen, Bundesstraßen und Zuggleisen

oder auch die Nutzung von Güterzügen. All diese Wege setzen in der Regel eine

längere Vorbereitungszeit und einen besseren Zugang zu Netzwerken und kollekti-

vem Wissen voraus und haben so die Migration durch die Alpen verlangsamt, die

sich im Zuge dessen auch der unmittelbaren öffentlichen Wahrnehmung schrittweise

entzogen hat. Unmittelbar, da sie nicht mehr in vergleichbarer Form wie noch vor

wenigen Jahren an den Bahnhöfen Norditaliens in Erscheinung tritt. In der öffentli-

chen Wahrnehmung ist sie jedoch weiterhin präsent, jedoch vermittelt über mediale

Berichterstattungen und politische Debatten. Zudem wird sie Reisenden durch die

Anwesenheit von Militär und Polizei an den Bahnhöfen und in den Zügen ins Be-

wusstsein gerufen.

Abseits der Bahnsteige und Bahnhofshallen hat sich die Transitmigration hinge-

gen in Parks und teilgeschützte Flächen im öffentlichen Raum ›zurückgezogen‹ und

sich auf spezifische Art und Weise in die regionalen Aufnahme- und Unterbringungs-

strukturen eingeschrieben, die inzwischen vermehrt als ›Zwischenhalt‹ fungieren und

in dieser Form als informelle ›Transitzonen‹ genutzt werden. Sich auf diesem Wege

dem Zugriff durch polizeiliche Behörden zu entziehen, prägt die Kämpfe um Mobi-

lität entlang der Brenner-Route ebenso wie die Schaffung ›kurioser Allianzen‹, wie

sie noch vor und auch zu Beginn des Renationalisierungsprozesses sichtbar waren.

Auch die Verlagerungen auf andere Verkehrswege und Transportmittel begleiten den

Prozess, lösen Neujustierungen in den staatlichen Kontrollpraktiken aus und tragen

so zur umkämpften Rekonfiguration des Schengenraumes bei.

Analytisch lassen sich diese Praktiken und Strategien der Bewegungen der Migra-

tion mit Charakteristiken zusammenfassen, die für das Konzept der ›non-movements‹

des Soziologen Asef Bayat konstitutiv sind.1 Mit der Verlagerung der Verkehrswege,

1 | Eine ausführliche Übertragung des Konzeptes der ›non-movements‹ von Asef Bayat auf in-

ternationale Migrationsbewegungen habe ich gemeinsam mit Bernd Kasaparek im Artikel ›To-
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der Nutzung von Aufnahmestrukturen und den kuriosen Allianzen werden ›Zonen

der relativen Freiheit‹ (Bayat 2010: 25) erschlossen, angeeignet oder kreiert. Mit der

Bildung von informellen Camps in Parks werden ›passive Netzwerke‹ jenseits von

öffentlichen Institutionen und Organisationen formiert (ebd.: 22). Was diesen Prak-

tiken eine Gemeinsamkeit verleiht, ist die ›leise Beanspruchung des Gewöhnlichen‹

(ebd.: 34) — die Bewegungsfreiheit im Schengenraum, die zwar für Asylsuchende

nicht rechtlich verankert ist, aber durch die Beharrlichkeit der MigrantInnen trotz der

Regulierungsversuche der Sekundärmigration immer wieder eingefordert wird.

Wenn die konflikthafte Rekonfiguration von Grenzen zuallererst als Reaktion auf

Migrationsbewegungen zu verstehen ist, wie Sabine Hess mit dem Regimeansatz ver-

deutlicht (2016: 63), weist der Prozess der Renationalisierung am Beispiel der Brenn-

erroute auch darüber hinaus. Noch in der ersten Phase der nationalen Grenzkontrollen

im Jahr 2015 traten jene krampfhaften reflexartigen Reaktionsformationen zu Tage,

welche Nicholas de Genova den staatlichen Taktiken des borderings attestiert (2016).

Die provisorische Errichtung von Kontrollstellen wie am Bahnhof Rosenheim wich

jedoch mit der Zeit einer Professionalisierung und Routinisierung des Kontrollablaufs

und formte die Grenzarchitekturen der Brennerroute. Können die Entwicklungen zu

Beginn teilweise noch als ›krampfhafte‹ Reaktion gelesen werden, entwickelten je-

ne Reaktionen eine mancherorts skurrile Trägheit, die augenscheinlich nicht mit den

aktuellen Grenzüberschreitungen in Einklang gebracht werden können — bedenken

wir den Dauereinsatz des großen Polizei-Reisebusses in Rosenheim.

Die Konturen der Renationalisierung können auch nicht nur anhand der Konfliktli-

nien zwischen der Bewegung der Migration und den staatlichen Versuchen der Kon-

trolle oder den ›Lösungen‹ auf ›nationaler‹ oder europäischer Ebene verstanden wer-

den. Kämpfe um Kompetenzen und Legitimationen sowie Formen der (Selbst-)Auf-

wertung von Polizei- oder Militäreinheiten prägen die lokalen Ausgestaltungen des

Renationalisierungsprozesses mit. In meinen Gesprächen mit italienischen BeamtIn-

nen kam immer wieder die Frage auf, wer für welchen Bereich zuständig sei, wer

die Kompetenz besitzt, Ausweise zu kontrollieren und Personen an der Weiterrei-

se zu hindern: Die Frage danach, wer der ›Chef‹ an der Grenze und in den Zügen

ist, zog sich von den verschiedenen Polizei- und Militäreinheiten letztlich bis hin

zum Bahnpersonal durch. Das Beispiel Tirol zeigt indes, wie die Politik aufgrund der

gestiegenen Kontrollansprüche entlang der Brenner-Route neue Stellen für die Poli-

zei schafft. Für die Fremdenpolizei in Tirol wurde eine Ausbildungsoffensive gestar-

tet, 100 zusätzliche Stellen wurden aufgrund der ›Migrationsproblematik‹, wie mir

wards Democracy. Die Bewegung der Migration und die Demokratisierung des europäischen

Projekts‹ (2017) vorgenommen.
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ein österreichischer Beamter erklärte, geschaffen — mit kürzeren Ausbildungszeiten

und vielen motivierten und ambitionierten jungen PolizistInnen, erläuterte mein Ge-

sprächspartner. Und nachdem sich der bundespolizeiliche Standort Rosenheim durch

die Migrationsbewegungen des Jahres 2015 und die Wiedereinführung der nationalen

Grenzkontrollen in nur kurzer Zeit seine zuvor in Frage gestellte Daseinsberechti-

gung um ein Vielfaches steigerte, nahm die neu geschaffene bayerische Grenzpolizei

im Juli 2018 ihre Arbeit auf — eine Einheit mit derzeit 500 BeamtInnen, deren Zahl

sich jedoch nach den Plänen der CSU bis 2023 noch verdoppeln soll (Süddeutsche

Zeitung 2018). Ein glaubhafter politischer Wille, Schengen wieder in den ›Normal-

zustand‹ zurück zu versetzen, sieht anders aus. Und die Vermutung liegt nahe, dass

sich die nationalen Grenzkontrollen im Schengenraum zu einem ›dauerhaften Provi-

sorium‹ mausern.

Abschließend möchte ich die Renationalisierungsprozesse noch in ein Verhältnis

zur Europäisierung bzw. zur europäischen Integration setzen. Sowohl die Vizeprä-

sidentin von POLFER als auch der Landessekretär von SIULP verwiesen darauf,

dass die bi- und trilateralen Polizeikooperationen zwischen Italien, Österreich und

Deutschland bereits auf die 1990er Jahre zurückgehen und eine originär europäische

Idee seien — Ziel war es, Reisende in den Europaregionen rund um den Brenner

vor Kleinkriminalität wie Diebstahl in internationalen Zügen zu schützen. Erst 2014

änderte sich der Fokus dieser Kooperation mit dem Ziel der Eindämmung der Tran-

sitmigration — meine GesprächspartnerInnen monierten jedoch, dass sich hier eine

eindimensionale Wahrnehmung fortschreibt, es ginge schließlich nur um die Migrati-

on von Süden nach Norden. So zeigt das Beispiel der trilateralen Polizeikooperation

erstens, dass die Prozesse der Renationalisierung auch zwischen den Mitgliedsstaaten

stark von Konflikten durchzogen sind. So wie Beck und Grande im Schreiben über

die ›Irreversibilität‹ des Europäisierungsprozesses verdeutlichen, dass Renationali-

sierungsstrategien fortan immer im europäischen Kontext erfolgen (müssen) (2007

[2004]: 127, 209), so ist auch die derzeitige Rekonfiguration des Schengenraums kein

einfaches ›zurück‹ zu nationalstaatlichen Kontrollparadigmen der Zeit vor Scheng-

en — so zeigt die trilaterale Zusammenarbeit zweitens, dass die Renationalisierung

der Migrations- und Grenzpolitik sich in Prozesse der Europäisierung einschreibt, sie

aufgreift und umdeutet.
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Zur Bedeutung von Technisierung
im EUropäischen Migrations- und Grenzregime
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Abstract: How do technologies affect the production of European borders? This question
has not only been asked by social and cultural scientists in recent years. In my research
project, I also posed it to those that themselves produce border (control) technologies,
either as employees of arms manufacturers, research institutions like the Fraunhofer In-
stitute, or EU institutions such as Frontex and the European Commission. Their answers
emphasize the fact that the introduction of technologies means more than merely the use
of new technologies. It is accompanied by an increase in significance and legitimation
of those who produce such technologies, i.e., industries and research institutions. The in-
troduction of new technologies ultimately goes hand in glove with a dehumanization and
geopoliticization of perspectives on borders.

Keywords: border control technology, security-industrial complex, dehumanization,

imaginations, geopolitics

»But I think one should make a distinction maybe between the system

itself, which is relatively small, and the [. . .] EUROSUR-idea. And [. . .]

the idea was that it also . . . would give the Member States an umbrel-

la to build up certain capacities and capabilities [. . .]. And I think that

these two things were confused in the press and it was portrayed like

it’s an all-encompassing system. No, [. . .] the system itself, the techni-

cal system, is relatively small and cheap, as I told you, but it was more

the umbrella idea, the concept, which was wider and which was to push

the Member States also to invest more in their surveillance capabilities.«

(Interview mit Edgar Beugels, Chef der Research and Development Unit

von Frontex, am 09. Juni 2016 in Warschau)
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Was verändern High-Tech-Technologien wie Drohnen und andere IT-Systeme, Sa-

telliten oder Radare in der Herstellung der EUropäischen1 Grenzen? Wie verändern

sie Grenzen? Diese Fragen sind in den letzten Jahren nicht nur von Sozial- und Kul-

turwissenschaftler_innen immer wieder behandelt worden (vgl. Dijstelbloem/Meijer

2011; Kuster/Tsianos 2016). In meinem Forschungsprojekt habe ich sie ein Jahr

lang auch jenen gestellt, die Grenz(schutz)technologien produzieren, entweder als

Mitarbeiter_innen von Rüstungsunternehmen, von Forschungsinstitutionen wie der

Fraunhofer-Gesellschaft — spezifisch der Abteilung Sensordaten und Informations-

fusion des Fraunhofer-Instituts für Kommunikation, Informationsverarbeitung und

Ergonomie FKIE — oder von EU-Organen wie Frontex oder der Europäischen Kom-

mission. Die Antworten der acht in Vertrieb und Forschung tätigen und von mir in-

terviewten Ingenieure2 verdeutlichen ebenso wie die Antworten von drei Vertretern

der EU-Kommission und die oben zitierte Antwort des Leiters der Forschungsabtei-

lung von Frontex, dass Technisierung mehr mit sich bringt, als den Einsatz neuer

Technologien an der Grenze. Sie geht vor allem auch mit einer Bedeutungszunahme

und Legitimierung derer einher, die Technologien produzieren, also von Unterneh-

men und Forschungsinstitutionen. Damit bekommen auch ihre Perspektiven, Konzep-

te und Ideen in der Konstruktion von Grenze mehr Gewicht. Technisierung bedeutet

dann eine neue Form der Technokratie im Bereich der EUropäischen Migrations-

und Grenzpolitik. Das seit 2013 operierende europäische Grenzüberwachungssystem

EUROSUR, das vom Leiter der Forschungsabteilung von Frontex oben angesprochen

wird, ist hierfür ein treffendes Beispiel. Dies betont auch der Politikwissenschaftler

Julien Jeandesboz: »EUROSUR, then, reflects a trend that has been noted by va-

rious commentators [. . .], namely the tendency to seek agreement over initiatives that

are deemed ›technical‹ in the face of persistent struggles in domains considered by

Member States governments as sovereign matters« (Jeandesboz 2011: 118). Die Be-

deutungszunahme der Technik im EUropäischen Grenzregime hängt also wesentlich

mit ihrer Funktion als Mediator (Latour 2005), Transmissionsriemen oder teilwei-

se auch als Katalysator zusammen. Durch das Nicht-Vorhandensein einer EUropäi-

schen Migrationspolitik entsteht eine Lücke, die nicht nur durch Agenturen wie der

Grenzschutzagentur Frontex und dem European Asylum Support Office, durch einen

Krisenmodus (Kasparek/Tsianos 2012) und durch die Verräumlichung des Problems

Migration (das heißt durch die Fixierung auf Routen und das Mittelmeer) gefüllt

1 | Die Schreibweisen »EUropa« und »EUropäisch« signalisieren, dass es hier nicht um Euro-

pa als Kontinent und Region geht, sondern um die Grenzen der EU.

2 | Das Rüstungs- und Sicherheitsfeld ist stark männlich geprägt, was dazu führte, dass ich

ausschließlich mit Männern gesprochen habe.
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wird. Diese Lücke bringt vielmehr auch den vermehrten Einsatz von Technologi-

en und die Zusammenarbeit mit Forschung und Industrie hervor. Um zu verstehen,

was es bedeutet, dass die EU allein zwischen den Jahren 2002 und 2013 230 Mil-

lionen Euro in 39 Forschungs- und Entwicklungsprojekte und 226 Millionen Euro

in die Ausstattung EUropäischer Grenzschützer_innen investiert hat (The Migrants’

Files 2015), muss sich der Blick von Grenzforscher_innen also entsprechend von der

Grenze als Demarkationslinie abwenden, und jenen zuwenden, die territoriale, geo-

und biopolitische Grenzen vor der Grenze produzieren (vgl. Bourne/Johnson/Lisle

2015). Denn Grenz(schutz)technologien und ihre Produzent_innen bringen spezifi-

sche Vorstellungen in die Grenzproduktion ein. Ziel dieses Beitrags ist es deshalb,

darzustellen, wie Grenzen im Forschungs- und Entwicklungskontext von Grenztech-

nologien, in der Grenzschutzindustrie, im »sicherheits-industriellen Komplex« (Guit-

tet/Jeandesboz 2010) imaginiert und vor allem herstellbar gemacht werden, indem sie

erstens zugleich geo- und biopolitisch gerahmt werden, zweitens als Ware, Produkt

und Design verstanden werden und drittens als technikbasiert angesehen werden, das

heißt erst durch Technik oder andere Materialisierungen entstehen.

Zwar scheint es offensichtlich, dass Ingenieure, die in Forschungsinstitutionen und

Unternehmen Grenztechnologien und Grenzanlagen produzieren und verkaufen, als

Vertreter dieser Unternehmen einen marktwirtschaftlichen und technologischen Blick

auf Grenzen einnehmen. Wie dieser aber naturalisiert, verargumentiert und letztlich

entpolitisiert wird, soll im Folgenden dargestellt werden. Damit soll auch deutlich

werden, welche Antworten Technik und Techniker_innen auf die Frage geben, wie

die EUropäischen Grenzen aussehen sollen. Dies ist wichtig, weil Technologie nicht

als neutral zu verstehen ist, wie unter anderem Jef Huysmans betont:

»technology [is] not [. . .] a neutral factor or dependent variable of secu-

rity practices, but [. . .] a key influence in the framing, layout and con-

duct of security policies: the modulation of insecurity domains [. . .] cru-

cially depends on technological and technocratic processes. The deve-

lopment and implementation of technological artefacts and knowledge

[. . .] do more than simply implementing a policy decision [. . .] These

solutions and instruments of policy implementation often precede and

pre-structure political framing in significant ways. They are not just de-

veloped in response to a political decision but often already exist in one

form or another [. . .].« (Huysmans 2006: 8)

Dies gilt besonders im Bereich des Grenzschutzes, in dem zurzeit beispielsweise un-

ter dem Schlagwort ›maritime Sicherheit‹ Systeme wie Drohnen, die bis dato zur

Schifffahrtskontrolle oder im Umweltbereich eingesetzt wurden, für den Grenzschutz
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geöffnet und mitgenutzt werden.3 Die Detektion von Grenzübertritten und Schadstof-

fen wird damit technisch gesehen zum gleichen Vorgang, was Tür und Tor öffnet für

eine Entmenschlichung des Blicks auf Grenzpassagen. Die Perspektiven auf und Ima-

ginationen von Grenze und Grenztechnologien im Forschungs- und Entwicklungsbe-

reich zeige ich im Folgenden in zwei Schritten auf: nach einer Einordnung meiner

Forschung und meiner Perspektive in aktuelle Debatten, erörtere ich zunächst die

Imagination von Grenze in Bildern, die die Rüstungsindustrie verwendet, um Grenz-

schutzanlagen auf ihren Webseiten zu bewerben. Anschließend zeige ich auf, wie die

Produzenten von Grenzanlagen über diese als Ware, Produkt und Design sprechen

und wie dabei Grenze zur Technik wird. Zuletzt geht es mir um die Effekte dieser

Perspektiven, die ich mit dem Begriff der ›Entmenschlichung‹ zu fassen versuche.

FELDFORSCHEN

IM SICHERHEITS-INDUSTRIELLEN KOMPLEX?

In den letzten Jahren ist in der Migrationsforschung und v.a. in den Border Studies

mehr und mehr von einer Digitalisierung, Technisierung und Militarisierung von Mi-

grationskontrolle und Grenze die Rede, aber auch von dem Unterschied, den Smart-

phones, Facebook und Google Maps mittlerweile im Prozess der Migration machen

(vgl. Dijstelbloem/Meijer 2011; Kuster/Tsianos 2016). Häufig wird dabei nicht wei-

ter ausgeführt, was mit Digitalisierung, Technisierung und Militarisierung gemeint

ist, oder welchen Unterschied Satelliten, Smartphones und Google Maps für wen ei-

gentlich machen. Der zunehmende Einsatz von Technik im Grenzregime wird allein

diagnostiziert und beschrieben und scheint merkwürdig selbsterklärend: der Einsatz

3 | Staffan Ekwall von der Generaldirektion Maritime Angelegenheiten und Fischerei der Eu-

ropäischen Kommission stellte das am 24. Februar 2016 im Gespräch mit mir wie folgt dar:

»EMSA [European Maritime Safety Agency] is developing a drone capacity for maritime trans-

port, which can be used, for example, checking emissions from ships or at pollution prevention,

er . . . general surveillance issues on maritime transport issues. Frontex is doing the same for

border control. They develop their drone capacity to, to, supervise, er . . . a specific area near

the coast of Libya and so on, and Turkey and Turkey-Greece border. And the fishery control

agency, they also have their drone capacity, erm . . . which is designed to check fisheries con-

trol. So, the idea of drones is just one example. But the idea is to say, instead of having three

agencies, having their own drone capacity to check THEIR thing, why don’t we have ONE

drone capacity that can check . . . fisheries control, border control, maritime transport and other

issues?«
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von Technik seitens Migrant_innen scheint gleichbedeutend mit mehr Freiheit und

Autonomie (z.B. von Schleppern und Schleusern), der Einsatz von Technik auf Sei-

ten des Grenzschutzes gleichbedeutend mit mehr Kontrolle und Schließung.

Die ethnographische Migrations- und Grenzregimeanalyse (Hess/Tsianos 2010),

auf der ich meine Forschungen aufbaue, kritisiert an solchen diagnostischen Mo-

menten, also an der Diagnose ›Technisierung, Militarisierung, Digitalisierung‹, dass

sie die Aushandlungen, Praxis und Arbeit hinter der Nutzung und Produktion von

Technologien unsichtbar machen und vom reibungslosen Funktionieren von Technik

ausgehen. Auch das Konzept des sicherheits-industriellen Komplexes suggeriert eine

solche Reibungslosigkeit der Produktion und des Funktionierens von Technik; denn

es imaginiert einen stabilen Verbund von privaten Akteuren auf der einen Seite und

öffentlichen auf der anderen. Damit wird die Multiplizität aus Akteuren und Praxen,

durch die die Technologien gefördert, entwickelt, vermarktet und angeschafft werden,

verunsichtbart, wie Julien Jeandesboz und Emmanuel-Pierre Guittet betonen:

»one needs for instance to distinguish between designers (e.g. engi-

neers), marketers and promoters of technological systems, as well as

between the agents responsible for acquiring technological systems

(procurement administrations), for supporting research in the private

and public sectors, and for using these systems — with the additional

caveat that all of them intervene, through different arenas and interfaces,

into technological processes.« (Guittet/Jeandesboz 2010)

Deswegen bereitet ihnen auch die Vorstellung Unbehagen, verschiedenste technologi-

sche Systeme unter dem Label ›Sicherheitstechnologien‹ zusammenzufassen. Dieses

Labelling würde der Komplexität der Situation, die von verschiedenen Logiken ge-

trieben und bestimmt sei, nicht gerecht. Schließlich wirkten hier nicht nur Versicher-

heitlichungen, sondern auch — dies wird am Beispiel der EU besonders deutlich —

die Vorstellung, einen Markt und einen Industriesektor im Bereich Sicherheit aufzu-

bauen und Arbeitsplätze zu schaffen oder zu erhalten. Entsprechend reiche es nicht

aus, Technologien an und für sich zu untersuchen, man müsse auch die Praxen und

Ideologien, die sich mit ihnen verbinden, betrachten: das designing, undertaking und

practicing security.

»In this regard, the analysis of the logics and sites for the promotion of

such technologies remains underdeveloped — and might constitute the

missing link in security studies as regards technology. Beyond their ma-

terial characteristics, security technologies are the embodiment of the ul-

timate expectations in terms of safety, predictability and reassurance —

security technologies, then, are commoditized as knowledge.« (Ebd.)
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Sie schlagen deshalb vor, den Aspekten des Marketings und der Imagination von

Technik und den verschiedenen Praxen ihrer Produktion und ihres Verkaufs zu folgen.

Einen ähnlich praxeologischen Blick nehmen auch Bourne, Johnson und Lisle ein,

indem sie in ihrer gemeinsamen Forschung fragen, »how borders are produced by

scientists, engineers and security experts in advance of the deployment of technical

devices they develop« (Bourne/Johnson/Lisle 2015: 307), wie also Grenze vor der

Grenze, im Labor und in Forschungs- und Entwicklungsabteilungen verhandelt wird,

und »how bordering action emerges in the mediations of scientists, end-users, mate-

rials, international standards and policies, laboratory practices, immaterial imaginati-

ons, and phantasmatic figures (terrorists, smugglers, border guards) as they circulate

and combine with wider forces of political economy (from governement funding to

imperatives for fast and accurate border decisions)« (ebd.: 309). Ein solcher Zugang

zu Technologien an und vor der Grenze, der in den Science and Technology Studies

oder der Akteur-Netzwerk-Theorie fußt, verschiebt die Perspektive. Statt Diagnosen

ermöglicht er technographische Beschreibungen.

Indem man sich mit Technologien noch vor ihrem Einsatz an der Grenze, an Flug-

häfen oder Häfen beschäftigt und sich fragt, warum und wo überhaupt Grenztechno-

logien tagtäglich produziert und gefördert werden, kann also deutlich werden, dass

Grenze nicht nur an der Grenze passiert, sondern von den Aktivitäten unzähliger Ak-

teure abhängig ist. Mit Akteur_innen in Industrie und Forschung über Technologien

und ihre Arbeit zu sprechen, stellt deshalb eine Möglichkeit dar, sich der Alltäglich-

keit der Produktion von Grenze anzunähern und damit auch ihrer gesellschaftlichen,

sozialen Dimension.

Anders als den bis dato erwähnten Arbeiten zu dieser Alltäglichkeit der Produk-

tion von Grenze, geht es mir in meiner Beschäftigung mit der Thematik nicht um

die praxio- oder technografische Rekonstruktion von Aushandlungen und Prozessen

der Technikproduktion und nicht um eine Labor- oder Technikforschung, sondern

im Sinne kulturanthropologischer Grenzforschung um das Aufzeigen der kollektiven

Denkbilder und Ideologien, die stets mit Grenze verbunden sind. Denn mit Georg

Simmel »ist die Grenze keine räumliche Tatsache mit soziologischen Wirkungen,

sondern eine soziologische Tatsache, die sich räumlich ausdrückt« (Simmel 2006).

Die Aushandlungen von und um Grenze, die Herstellung von Grenzen, zeige ich da-

mit anhand von Imaginationen, von Grenz- und Technikvorstellungen, auf.

Obwohl ich damit im Folgenden vor allem darstelle, wie über Technologien ge-

sprochen wird, gehe ich im Sinne der angeführten Literatur nicht davon aus, dass

mit einer Perspektive auf Imaginationen, Debatten und Bedeutungszuschreibungen

alles gesagt ist, was über Grenztechnologien, Grenztechnologieproduzent_innen und

ihren Einfluss auf Grenzregime zu sagen ist. Bruno Latour und der Akteur-Netzwerk-
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Theorie folgend, gehe ich vielmehr von Übersetzungsketten, Verhandlungen und

Akteurs-Netzwerken aus, die sich um bestimmte Technologien herum bilden. Tech-

nologien sind also sowohl Verhandlungsobjekt und Materialisierungen von Verhand-

lungen, sie verhandeln aber auch selbst mit. Das Vorhandensein von Drohnen, Satelli-

tensystemen wie dem GMES (Global Monitoring for Environment and Security) und

ihre jeweiligen Qualitäten beeinflussen das Aussehen der EUropäischen Außengren-

zen. Insofern sind Materialitäten und Semiotiken nicht voneinander zu entkoppeln.

Materialitäten sind aber auch nicht nur Übersetzungen von Vorstellungen. Die Per-

spektive der Grenztechnologieproduzent_innen ist nicht deshalb wichtig, weil sie sich

1:1 in den von ihnen mit-hergestellten Technologien wiederfindet, sondern weil sie

in Projekte und Politikprozesse eingebracht wird, weil im Sprechen über Technolo-

gien Diskurspositionen und spezifische Perspektiven auf Grenzen eingenommen und

verfestigt werden.

Wie bereits erwähnt fußt meine Forschung theoretisch alles in allem auch im Regi-

mekonzept der ethnographischen Migrations- und Grenzregimeanalyse. Dieses ver-

tritt die Auffassung, dass Regulationen nicht Produkte des Staates, der Eliten oder

von Unternehmen sind, sie sind vielmehr Produkt von Auseinandersetzungen zwi-

schen verschiedenen lokalen, regionalen, nationalen und transnationalen Akteuren.

Die Regimeperspektive bearbeitet letztlich die Frage, wie es möglich ist, dass ein

Gewirr von autonomen Prozessen, von Aushandlungen, Praxen und Bewegungen zu

einem kohärenten Ganzen (wie einem Grenzsystem) werden kann, welches aber erst

im Nachhinein kohärent wirkt. Politik ist aus dieser Perspektive nicht als linearer und

rationaler Prozess zu verstehen, der innerhalb der formalen Institutionen des Staates

abläuft, stattdessen geht es darum, wie sich Politiken und Regulationen durch Kämp-

fe formieren, wie sich gesellschaftliche Auseinandersetzungen, gerade auch im Sinne

von kaum wahrnehmbaren Alltagspolitiken, in Gesellschaft und Staat einschreiben.

Dies tun sie nicht unbedingt linear, sondern vermittelt und verzögert.

Besonders wichtig ist es aus Sicht der ethnographischen Migrations- und Grenz-

regimeanalyse, dabei die Bewegungen der Migration als Teil dieser Auseinanderset-

zungen zu begreifen: der Einsatz von Technik ist dann eine Reaktion auf die Bewe-

gungen der Migration, ein Versuch sie unter Kontrolle zu bekommen, und nicht ein

souveräner Akt des Regierens.

Durch die aufgezeigten Perspektiven geprägt, interviewte ich seit November 2015

Vertreter_innen verschiedener EU-Institutionen wie der European Defence Agency,

verschiedener Generaldirektorate der EU-Kommission (darunter z.B. der DG Ho-

me, DG Mare oder DG Research) und sprach mit Gewerkschaften und Friedensakti-

vist_innen, mit Lobbyverbänden und Unternehmen, Forschungsinstitutionen und Ak-

teuren der europäischen Forschungsförderung (aktuell v.a. Vertreter_innen von Hori-
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zon 2020). Insgesamt kamen so bis dato 22 Interviews zustande. Des Weiteren habe

ich drei Infotage der deutschen Kontaktstelle für Sicherheitsforschung besucht, bei

denen es darum ging, wie man Sicherheitsforschung betreiben kann und soll und wie

sie gefördert wird. Ebenso habe ich ca. zwanzig (natur-)wissenschaftliche Artikel, in

denen Grenzschutz berechnet wird, analysiert und die Webseiten von neun Firmen

(z.B. Airbus, Saab, Thales) sowie die Projektpublikationen aus sechs EU-geförderten

Grenztechnologie-Projekten untersucht.

GEOPOLITIK VS. BIOPOLITIK? GEO- UND BIOPOLITIK!

»If ›distribution‹ is the spatial figuration that characterises traditional

geopolitical rationalities and technologies of security, ›circulation‹ is

the spatial configuration which characterises the biopolitics of security.

Whereas ›distribution‹ signals a world understood to be divided between

sovereign territorial political subjects and their competing hegemonies,

›circulation‹ concerns a world understood in term of the biological struc-

tures and functions [. . .]. If geopolitically driven imperialism seeks to

control the distribution of territory and resources, biopolitically driven

imperialism seeks to control circulation as such. [. . .] The single most

important difference [. . .] is, however, the shift in the referent object of

security from sovereign territoriality to Life. [. . .] The logic of threat

installed by a liberal biopolitics of security is ultimately not that of an

externalised enemy alone. [. . .] the threat to Life in the liberal struggle

biopolitcally to secure Life becomes life itself — the very means by

which life-like properties circulate and propagate.« (Dillon 2015: 186)

Bis zum Ende des Kalten Kriegs war Grenzschutz in Europa vor allem Geopolitik:

er baute auf der Vorstellung souveräner Staaten, auf militärischen Mitteln und Di-

plomatie auf und hatte zum Hauptziel nicht die Migration, sondern den Schutz des

Territoriums. Seitdem hat sich die Geo- mit der Biopolitik verbunden, wie bereits das

Sprechen vom ›Migrationsmanagement‹ zeigt, das sich seit den 1990er Jahren durch-

zusetzen begonnen hat (vgl. Geiger/Pécoud 2010: 11).4 Mit dem Migrationsmanage-

4 | Diese Zielsetzung des Migrationsmanagements wird auch als ›Triple Win‹ bezeichnet und

soll die verschiedenen Interessen der am Phänomen Migration Beteiligten unter einen Hut brin-

gen: das Interesse, im Zielland Arbeitskräfte zu rekrutieren und zu ›exportieren‹, den Schutz der

Rechte der Migrant_innen, das Vorantreiben der Entwicklung des Herkunftslandes und die Si-
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Abb. 1: Screenshot der Webseite von Thales.

ment wird Zirkulation zum Problem, aber auch zum Anliegen: Es betont Migration

als normalen Prozess und ruft dazu auf, über die Kontrolle von Mobilität hinaus-

zugehen und Migration proaktiv und zum Wohle aller zu organisieren und steuern

(vgl. ebd.). Martin Geiger und Antoine Pécoud erläutern den Begriff folgenderma-

ßen:

»Since the mid-1990s, ›migration management‹ has become a catchword

to refer to a range of new initiatives pertaining to international migration

and human mobility. One of the core beliefs behind these new approa-

ches is that migration, if ›managed‹ in a properly and orderly manner,

can be turned from a ›problem‹ to a beneficial process that will serve

the interests of all: sending and receiving countries as well as migrants

themselves.« (Geiger/Pécoud 2012: 7)

cherheit aller Beteiligten (vgl. Geiger/Pécoud 2010). Migration wird damit im Migrationsma-

nagement zum technischen Managementproblem: »The very notion of ›management‹ is cha-

racterized by its apolitical and technocratic nature, and its popularity [. . .] is in itself a way of

depoliticizing migration. Policies would not result from political choices, but from ›technical‹

considerations and informal decision-making processes on the most appropriate and successful

way of addressing migration« (ebd.: 11).
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Die Biopolitik der neuen Grenzen wird auch im Sprechen und der Konstruktion von

intelligenten Grenzen oder ›smart borders‹ deutlich, die Grenzpassanten filtern und

sortieren sollen. Auf den Bildern, die die Rüstungsindustrie verwendet, um Grenz-

schutzanlagen auf ihren Webseiten zu bewerben, ist jedoch von der Zirkulation von

Menschen oder von Lebewesen allgemein keine Spur. Anders als in der Werbung für

biometrische Systeme, in denen häufig Körper-Maschine-Interaktionen zu sehen sind,

sieht man auf den Werbebildern von Thales, Textron, Airbus oder Rohde & Schwarz

vor allem eines nicht: Menschen. Keine_n, der die Grenze übertritt oder sie ›schützt‹,

kontrolliert oder überwacht. Das Einzige, was immer und immer wieder zu sehen

ist, ist Landschaft bzw. Grenzorte. Ab und zu, aber nicht immer, in Kombination mit

Zäunen, Sensorwellen, Flugzeugen oder Drohnen.

Das Referenzobjekt der Bilder ist also das Territorium. Während die Bilder die De-

markationslinie per se zu zeigen versuchen, ist in den Texten von ›illegalen‹ Grenz-

übertritten, von kriminellen Organisationen und bedrohlichen Subjekten die Rede. So

heißt es etwa auf der Webseite von Thales: »Preventing unlawful cross-border activi-

ties and fighting criminal organisations on land and sea borders requires effective and

comprehensive surveillance and control systems« (Thales n.d.). Und Airbus schreibt:

»Illegal immigration is a rapidly growing problem for many nations which is expected

to worsen in future bringing human misery and tragedy with it. Aircraft are essential

to detect incoming vessels as early as possible and to rescue exploited immigrants

and arrest criminals«.

Visuell entsteht auf den Webseiten eine Entmenschlichung der Grenze und des

Grenzschutzes, so dass die Grenze als etwas Natürliches, das der Landschaft einge-

schrieben ist, dargestellt wird. Indem die High-Tech-Firmen vor allem Zäune und

Landschaften zeigen, machen sie die Grenze an und für sich überhaupt erst sichtbar,

durch die Verbindung mit den zitierten Texten (re)produzieren sie zudem die Vorstel-

lung von Illegalität. Die Produzenten von Grenz(schutz)anlagen sind damit Teil des

von Nicholas De Genova diagnostizierten »Grenzspektakels« (De Genova 2013): Ih-

re Bilder sind immer relational zu anderen Bildern zu denken, auf denen überfüllte

Boote und ›illegale‹ Grenzpassant_innen zu sehen sind. Erst wenn die gezeigten Bil-

der relational zu anderen medialen Bildern von der Grenze gelesen werden, ergeben

sie Sinn und zeigen Grenzen. Erst dann werden ihre Konnotationen deutlich und das,

was nicht gezeigt wird.

Zugleich zeigt sich an den oben zusammengestellten Bildern, was Michael Dillon

viel genereller für Sicherheitspolitiken festgestellt hat: »There is [. . .] no geopolitics

that does not imply a correlate biopolitics, and no biopolitics without its correspon-

ding geopolitics« (Dillon 2015: 56). Statt einer Verschiebung von Bio- zu Geopolitik

ist auf den Bildern und in den sie begleitenden Texten vielmehr eine Gleichzeitigkeit
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Abb. 2: Screenshot der Webseite von Textron.

von Bio- und Geopolitik erkennbar; eine Veränderung der Geopolitik, die biopoliti-

scher wird und der Biopolitik, die geopolitischer wird. Wenn es der Biopolitik um

die Kontrolle der Zirkulation, der Bewegung und des Lebens geht, wie Michael Dil-

lon das im oben angeführten Zitat knapp zusammenfasst, und es der Geopolitik um

die Verteilung und das Territorium zu tun ist, dann wirkt die Abwesenheit jeglicher

Menschen auf den gezeigten Bildern umso eklatanter: »Smooth, fast, automatisch

hindernis- und widerstandslos, total trouble-free, so zeigt sich die [. . .] [hier] anvi-

sierte Grenze«, schreibt Brigitta Kuster (2017).

Und: die Abwesenheit von Menschen und von Kontrollpraxen auf den Bildern

nimmt den/die Betrachter_in der Bilder verstärkt in den Griff. Der Standpunkt der

gezeigten Bilder ist durchgehend erhöht, so wie wenn sie von Kameras aufgenom-

men worden wären. Indem man also die Bilder betrachtet, sieht man auch die Grenze

wie durch Kameraaugen. Damit wird der/die Betrachter_in der Bilder zum Teil des

Grenzsystems. Die Grenze wird damit nicht nur entmenschlicht und evoziert, sondern

auch naturalisiert.

DIE GRENZE ALS WARE, PRODUKT UND DESIGN

Nicht allein auf den Webseiten von Rüstungsfirmen steht die Landschaft im Vor-

dergrund, sondern auch wenn der Leiter der Forschungsabteilung von Frontex, Edgar
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Beugels, über Grenztechnologien und ihren Einsatz an der EUropäischen Außengren-

ze spricht:

»And then you have different kind of equipment for different kinds of

borders or border areas. I mean it ranges from looking at the land bor-

der, I mean starting in the North we have areas where we have snow all

year, eh, where it is simply too cold and where people will not venture

out easily, and try to cross the border there by just walking in through

a field or whatever. And then it goes down, you get the more woody

areas, but still quite flat, then it reaches to Baltic states, eh, where it is

also a combination of flat lands, forests, Eastern Poland same thing, it

continues, even there are some rivers that form the border line, then it

goes down and becomes more mountainous, Slovakia or more Eastern

in Poland, Bulgaria, a little bit and then it becomes flatter and it turns

into sea. [laughs] so you have different kind of, oh yes and also the bor-

der between Greece and Bulgaria is very mountainous. The border line

is a mixture of hills, mountains and flatlands. And the border between

Greece and Bulgaria is also hills and flat. So yeah . . . very different eh

borders which require different kind of solutions. I forgot the border bet-

ween Greece and Turkey which is also flats and river, eh partly river and

partly no river, and then you have the sea, and also the sea is different.

The sea borders. I mean the sea borders between Turkey and Greece. I

mean of course it’s border, but the distance is very short between Turkey

and the Greek islands, you see Turkey easily. And how long does it take

to get from one side to the other? Depends on what kind of boat you use,

if you use a speed boat it’s half an hour maybe, if it’s a slower boat then

up to two hours.« (Interview mit Edgar Beugels, 09. Juni 2016)

Später erläutert Beugels die ›Problematik Wald‹ nochmals näher:

»For land borders what is a topic of interest at the moment is the detec-

tion of people inside forests as at our Eastern land borders, also in this

country [Poland], at the border with Belarus, you have forests and fo-

rests are a challenge for technology, because of the trees, the leafs, and

it is very hard to get a good picture as to what is happening inside the

forest. So, this is still a topic which is kind of in the air and which indus-

try is also aware of, that there is not, no good solution at the moment.«

(Ebd.)
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Abb. 3: Darstellung aus der Webseite von Airbus.

In den angeführten Aussagen von Beugels wird ein Verständnis von Grenzen deutlich,

in dem diese in Anpassung an die Landschaft durch Technologie hergestellt werden

müssen. Ebenso wird eine — auch dem Grenzüberwachungssystem EUROSUR und

Hot-Spot-System zugrunde liegende — Segmentierung der Grenze deutlich: je nach

Landschaft und für die Grenzpassage genutzten Mitteln, wie z.B. Booten, sind unter-

schiedliche Grenzabschnitte verschieden stark ›gefährdet‹. Wälder werden deshalb

aktuell als besonders ›gefährlich‹ angesehen, weil die Detektion von Grenzpassagen

in ihnen (für die Technologie) besonders schwierig ist. Die Gefährdung der Grenze

entsteht also in dieser Logik aus einer Mischung aus Grenzpassagen, Landschaft und

Technologie. Sichere Grenzen sind dann der Effekt einer guten Passung zwischen

Technologie, Landschaft und Art der Grenzpassagen.

Generalisierter als Beugels es in seinen Erläuterungen tut, erklärt mir Jens Wink-

ler, der für ein Rüstungsunternehmen im Vertrieb von Grenzanlagen tätig ist, dass

die Räumlichkeit von Grenzen für die Produzenten von Grenztechnologien und ihre

Kunden per se ein Problem ist:

»Das Problem ist sehr, sehr komplex, man weiß nicht wo man anfan-

gen soll [. . .]: Wie mache ich eine Grenzüberwachung? Wie überwa-

che ich einen großen Raum? Eine große Grenze? Ja? Kann ich das
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überhaupt überwachen?« (Interview mit Jens Winkler, im Vertrieb von

Grenzschutzanlagen tätig, am 26. November 2015 in München)

Immer wieder kam das Thema der Landschaft, des unübersichtlichen Raumes, aber

auch des Wetters, die Frage der Tageszeiten und damit insgesamt die natürlichen Ge-

gebenheiten der Grenzräume in den von mir geführten Interviews auf. Je nachdem,

ob es Tag oder Nacht ist und ob die Grenze durch hügeliges Gelände oder Wald geht,

muss sie sich anders technologisch materialisieren: je nachdem bedarf es anderer

Technologien. Aus der Perspektive der Akteur-Netzwerk-Theorie könnte man sagen:

es bedarf anderer Akteurs-Netzwerke, also Verbindungen von Technologie, mensch-

lichen Grenzschützer_innen und Landschaft. Und diese müssen von den Produzenten

von Grenztechnologien und Grenzanlagen hergestellt werden.

Um mir die Herausforderungen und Grenzen beim Einsatz von Technik an der

Grenze zu veranschaulichen, wurde mit der Unübersichtlichkeit von Wäldern und

Meeren argumentiert und dabei immer wieder gefolgert, dass die Technik, die an der

Grenze zum Einsatz kommt, eine spezifische ist. So betont etwa Jens Winkler, dass

an der Grenze Hochtechnologien zum Einsatz kommen, über die selbst Expert_innen

staunen würden. Aus kulturwissenschaftlicher Sicht ist dabei nicht spannend, ob diese

Technologien besonders und Hochtechnologien sind, sondern dass sie immer wieder

so dargestellt und imaginiert werden. Die Grenze wird damit zum Ausnahmeraum,

dessen Anforderungen sich Nicht-Expert_innen überhaupt nicht vorstellen können:

»Ich geb’ mal ein Beispiel: Ich hab einen Freund, der macht seit Jahren

Bildverarbeitungen [. . .] seit Jahren beschäftigt der sich intensiv im In-

dustrieumfeld mit solchen Anwendungen [. . .]. Ich hab dann mal kurz

bei ihm angefragt ob er Lust hätte an einem Projekt mitzuarbeiten, da

haben die einfach schon abgewunken, als sie gehört haben mit welchen

Kamerasystemen wir arbeiten [. . .] das sind nicht mal irgendwie so klei-

nen Kameras, da reden wir von solchen [ausholende Geste] Kameras,

ja? Mit so ’ner [ausholende Geste] Öffnung, da können Sie dreißig,

vierzig Kilometer weit gucken [. . .] und Sie können auch durch Nebel

gucken [. . .], ja?« (Ebd.)

Erneut betont er am Ende dieses Zitats die besonderen ›natürlichen‹ Herausforderun-

gen für Technologie(-entwickler): Grenzanlagen müssen bei jeder Wetterlage Grenz-

passant_innen sichtbar machen. Sie müssen bei Nebel, Dunkelheit und durch Wälder

hindurchsehen und erkennen. Grenztechnologien interagieren in dieser Logik also

immer mit der Natur und natürlichen Gegebenheiten — wenn man einem höchst es-

sentialisierenden Verständnis folgt, in dem diese einfach gegeben sind und Gefahren-
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potentiale bergen. Grenzen sind deshalb Hybride: sie bestehen nicht allein aus Tech-

nologie, sondern müssen in einer Assemblage aus Natur und Technik erst hergestellt

werden, womit Grenztechnologieproduzenten Grenzen aktiv mit herstellen.

Nicht nur an die landschaftlichen und natürlichen Gegebenheiten müssen Grenz-

(schutz)anlagen jedoch aus Sicht der Produzenten angepasst werden, sondern zu-

gleich an die Wünsche der ›Kunden‹ (zumeist nationalstaatliche Behörden, so Jens

Winkler), welche wiederum durch Marketing und Lobbying sowie die Anlagenpro-

duzent_innen und ihre technische Expertise beeinflusst werden. Die Abstimmung mit

den Kunden sei immer schwierig, so Jens Winkler, weil diese sonst nichts mit die-

sen Themen zu tun hätten und sich weder Technik noch Kosten vorstellen könnten.

Sie wollten vor allem, dass alles kostengünstig erledigt werde. Dies führe zu vie-

len Missverständnissen und besonders auch zu Projektverzögerungen. Außerdem, so

betont Edgar Beugels von Frontex, verfügen die meisten Staaten und damit Kun-

den bereits über Technologien, etwa zur Kontrolle der Schifffahrt, in die sich die

Grenz(schutz)anlagen einfügen müss(t)en:

»We’re not starting from scratch. The member states have already things

in place, so what they are looking for is, when there is some technology

advancement, it should be integrated in what they have. So it’s not about,

you know, redesigning the whole thing, but, put very simple, here is your

equipment, here is your plug, but where can I plug it into my system and

how is this going to communicate then?« (Interview mit Edgar Beugels)

In den Aussagen von Beugels und Winkler wird der Grenzschutz zum Effekt eines

Wechselspiels zwischen Landschaft, Technik, ökonomischen und technischen Gege-

benheiten und Behörden(vertreter_innen). Beide sowie weitere Vertreter_innen des

Forschungs- und Entwicklungsfeldes betonen, Grenzanlagen dürften nicht ebenso

teuer sein wie Rüstungstechnologien, da sie zwar in Ausnahmeräumen operierten,

aber eben doch nicht ganz so hochtechnologisch sein müssten wie Rüstungstechno-

logien. Deshalb arbeitet beispielsweise auch der Satellitenbauer OHB System AG

derzeit an möglichst günstigen Satellitenmodellen, die spezifisch im Sicherheitsbe-

reich eingesetzt werden sollen.5 Vor allem aber ist Grenzschutz für Produzent_innen

von Grenztechnologien ein Objekt, das verkauft werden muss und an dem über meh-

rere Jahre gearbeitet wird. Denn: jede Grenze ist anders, jedes verkaufte System ist

eine spezielle Anpassung für den Kunden, jedes Mal geht es um neue Lösungen —

und um viel Geld:

5 | Interview mit einem Vertreter der Forschungs- und Entwicklungsabteilung des Satelliten-

bauers OHB am 07.09.2016 in Oberpfaffenhofen.
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»Bevor man in eine solche Sache reingeht [also in den Verkauf einer

Anlage an eine Nation], muss man schon vorher zwei, drei Jahre [. . .]

eigentlich in dem Land unterwegs sein, ja? Muss wissen, dass da was

[eine Ausschreibung] kommen wird, muss vielleicht auch eine Beein-

flussung machen, äh das machen andere auch. [. . .] Sie haben ’nen Part-

ner dort, der entweder Consulting ist oder Agent. Also ein Agent hat

einen richtigen Auftrag, ja? Hat ’nen richtigen Auftrag bekommt dafür

auch Geld, ja? Also, ist . . . Es gibt verschiedene Verhältnisse wie man

das da aufbauen kann, ja? Und je nachdem wie bedeutend das ist, wenn’s

ein sehr bedeutender Markt ist und man will dort rein, dann gründet man

’ne Niederlassung, ja? [. . .] und wenn man das vom Kunden signalisiert

bekommt, dass man ’ne Niederlassung gründen muss, dann gründet man

die, ja? Also aber da geht es dann nicht um eine Million oder zwei Mil-

lionen, dafür macht man das nicht, ja?« (Interview mit Jens Winkler)

Winkler macht hier deutlich, dass die Herstellung von Grenzen und Grenzanlagen

ein langwieriger und lukrativer Prozess ist. Zeitlich gesehen sind Grenzen aus dieser

Perspektive das Ergebnis einer langen Reihe von Abstimmungen, Aushandlungen

und Übersetzungsprozessen zwischen verschiedenen Akteuren. Für Jens Winkler ist

auch die Humanität von Grenzen deshalb letztlich allein eine Sache der Entscheidung.

Auf meine Frage hin, wann eine Grenze sicher sei, sagt er:

»Also es geht sicherlich nicht drum, ’ne Maus nicht durchzulassen, ja?

Ne Grenze ist sicher, ich sag mal, zu 99% sicher, wenn jeglicher Ver-

such des Übertrittes abgewehrt wird, oder erkannt wird, es muss ja nicht

gleich [. . .] ’ne Selbstschussanlage oder irgendwas steh[en], ja? Muss ja

nicht da dran enden . . . aber, dass das erkannt wird und Maßnahmen

zeitnah erfolgen können — zur Abwehr . . . Dann ist ’ne Grenze sicher.

Und wenn natürlich auch, es sollte natürlich auch kein Leib und Leben

zu Schaden kommen. . . . Aber das ist dann schon wieder ein bisschen

Philosophie des Landes.« (Ebd., Herv. durch die Autorin)

Die zuletzt angeführte Aussage von Winkler macht die Konsequenz und Problematik

der auf den letzten Seiten beschriebenen Wahrnehmung von Grenze deutlich. Gren-

zen als Produkte und Design, also als Anpassung an Kundenwünsche, Landschaft

und Grenzpassant_innen anzusehen, bedeutet hier letztlich auch, dass aus Perspek-

tive der Firmen alles möglich und alles erlaubt ist. Die »Letalität von Grenzen« —

so Winkler — wird damit letztlich zu einer politischen Entscheidung. Wird jedoch

politisch keine Entscheidung getroffen oder wird ihre Notwendigkeit ignoriert, wie
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es meiner Meinung nach für das EUropäische Migrations- und Grenzregime derzeit

der Fall ist, so verstärkt die Marktorientierung im Forschungs- und Entwicklungs-

bereich und damit die Technisierung der EUropäischen Grenze entmenschlichende

Tendenzen, wie sie auch bereits auf den analysierten Werbebildern der Rüstungsfir-

men deutlich werden. Deswegen verwende ich den Begriff ›Entmenschlichung‹ hier

auch in doppelter Weise: einmal im Sinne der Abwesenheit und Unsichtbarkeit von

Menschen als Grenzkontrolleure und -passant_innen und dann auch im Sinne eines

anti-humanitären Blicks.

Die befragten Ingenieure — und nur über diese kann ich hier Aussagen treffen —

interessieren sich letztlich mehr für das Problem des Waldes und des Meeres als für

das ›Objekt‹, das mit den Radaren und Kameras eingefangen werden soll. Sie in-

teressieren sich mehr für die Landschaft, die vorhandene Infrastruktur und die Kun-

denwünsche, als für die Frage der Migration. Für diese verweisen die befragten In-

genieure und Grenzproduzenten auf die Politik und ziehen damit eine klare Grenze

zwischen Forschung und Technik auf der einen und Politik auf der anderen Seite.

Dieser Befund wurde bereits ganz zu Anfang meiner Forschungsversuche in die-

sem Feld deutlich: wann immer ich Firmen, Forschungsinstitutionen und ihre Mit-

arbeiter_innen fragte, ob sie mit mir über (die von ihnen produzierten und verkauf-

ten) Grenz(schutz)technologien sprechen würden, bekam ich die Antwort, mit Grenz-

schutz habe man per se nichts zu tun. Schnell änderte ich deshalb meine Strategie:

statt nach Grenz(schutz)technologien fragte ich nun nach Sicherheitstechnologien,

nach der Bedeutung des Themas ›maritime Sicherheit‹ für das Unternehmen oder die

Forschenden. Und ich wurde überrascht: über ihre Rolle und die Rolle der von ih-

nen (mit)produzierten Technik in der Herstellung von Sicherheit in EUropa wollten

fast alle Angeschriebenen gerne mit mir sprechen. Sobald es jedoch um den Einsatz

der von ihnen produzierten Technologie an den EUropäischen Außengrenzen ging,

der sich aufgrund von Geldflüssen und Aufträgen nachweisen lässt (vgl. The Mi-

grants’ Files 2015), erntete ich Unverständnis und Abwehr. Einer meiner Kontakte,

mit dem ein Gespräch aus den genannten Gründen nie zustande kam, formulierte es

so: »Die Themen ›Grenzschutz‹ und ›Maritime Sicherheit‹ stellen eher Marketing-

Themen dar!«6 Wo die von ihnen produzierte Technologie zum Einsatz kommt, hat

also aus Sicht der Ingenieure und Techniker weniger mit ihnen als mit dem Marketing

und der Vertriebsabteilung ihrer Firmen zu tun. Aus meiner Sicht zeichnet sich hier

eine Verantwortungsverschiebung ab, die Grenztechnologieproduzenten (auch) ent-

lastet. Wenn die Produktion von Grenztechnologien letztlich von so vielen Akteuren

6 | E-Mail-Konversation mit einem ehemaligen Mitarbeiter von Atlas Elektronik am

12.01.2016.
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abhängt, dass ihre Hersteller nur einer von vielen sind, dann ist dieses Netzwerk aus

Akteuren für die Produktion verantwortlich und nicht die Produzent_innen.

DIE GRENZE ALS TECHNIK

Auf den oben dargestellten Webseiten der Rüstungsfirmen, auf denen sie Grenzan-

lagen bewerben, bleiben nicht nur diejenigen, die die Grenze übertreten, unsichtbar,

sondern auch jene, die die Grenzen überwachen, kontrollieren und ›schützen‹ sollen.

Das heißt die Entmenschlichung der Grenze ist hier eine doppelte: die Grenze hat hier

nicht nur keine menschlichen Objekte, nicht nur die Grenzpassant_innen bleiben un-

sichtbar, sondern auch keine Subjekte — auch die Grenzschützer_innen werden nicht

gezeigt. Dieser Eindruck der Entmenschlichung des Grenzschutzes (und nicht nur der

Grenze) verstärkt sich, wenn man sich damit auseinandersetzt, was Grenzschutz- und

Grenzüberwachungsanlagen aktuell aus Sicht des Forschungs- und Entwicklungs-

feldes leisten sollen. Nicht nur bei EUROSUR geht es dabei vor allem um das Si-

tuationsbewusstsein7. Bereits der Bericht des European Security Research Advisory

Boards ESRAB betonte im Jahr 2006 die Wichtigkeit des Situationsbewusstseins in

Fragen der EUropäischen Sicherheit und beschrieb diese als »the capture, fusion, cor-

relation and interpretation of disparate forms of real-time and historical data and their

presentation in a clear manner, facilitating effective decision-making and performan-

7 | Total Information Awareness ist ein Programm, das seit 2002 vom Pentagon forciert wird

(Berland/Fitzpatrick 2010). Angesichts einer wahrgenommenen Revolution in militärischen

Angelegenheiten durch die Möglichkeiten von Informationstechnologien, geht es darum, die

Möglichkeiten der IT (auch durch die Interoperabilität von Systemen) voll auszunutzen und

so ein ›perfektes‹ Bild des Kriegsschauplatzes zu bekommen. Damit will man dem Gegner

einen Schritt voraus sein, womit auch oft der Einsatz von Drohnen legitimiert wird. Situati-

onsbewusstsein meint dann »the ability to maintain a constant, clear mental picture of relevant

information and the tactical situation including friendly and threat situations [. . .]. The RS-

TA [Reconnaissance, Surveillance, and Target Acquisition] elements must provide situational

understanding of the operational environment in all of its dimensions — political, cultural, eco-

nomic, demographic, as well as military factors« (Dostal 2001). Laut der Europäischen Kom-

mission soll das Grenzüberwachungssystem Eurosur durch »situational pictures« einen »flow

of information« ermöglichen. Die Lagebilder sollen Informationen zu den folgenden Aspekten

beinhalten: »Unauthorised border crossings and on incidents relating to a risk to migrants’ lives;

Position and status of patrols; Analytical reports and intelligence« (Europäische Kommission

2013).
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ce in a complex environment« (ESRAB 2006: 25). Situationsbewusstsein heißt also

übersetzt: Datenfusion und -darstellung — und zwar möglichst automatisch.

Mit der Frage, wie dies gelingen kann, beschäftigen sich aktuell verschiedene Mit-

arbeiter_innen der Fraunhofer-Gesellschaft, einem der wichtigsten Akteure der Si-

cherheitsforschung in Deutschland, der immer wieder an EU-Forschungsprojekten

zu Grenztechnologien beteiligt ist. Während die einen, wie die Abteilung für Sensor-

daten und Informationsfusion des Fraunhofer-Instituts für Kommunikation, Informa-

tionsverarbeitung und Ergonomie FKIE, Sensordatenfusion8 bereits als eine natürli-

che Erweiterung menschlicher Fähigkeiten ansehen9, betonen Forscher_innen wie die

Mathematikerin Yvonne Fischer die Überforderung, die die große Anzahl an Daten

und ihre Fusion bedeuten kann. Fischer, die an einem Fraunhofer-Institut ihre Doktor-

arbeit im EU-Projekt Wimaas10 geschrieben hat, betont in ihren Veröffentlichungen,

Situationsbewusstsein sei letztlich der Wissensstand der ›Entscheider‹ und kritisiert

deshalb das ›data-driven processing‹, wenn sie schreibt:

»[T]his approach is not useful for the situation awareness of an opera-

tor, because his workload in interpreting all this information will be too

high. The challenge of intelligent surveillance systems is therefore not

only to collect as much sensor data as possible, but also to detect and

assess complex situations that evolve over time as an automatic support

to an operator’s situation assessment process, and therefore enhancing

his situation awareness.« (Fischer/Geisler 2012)

8 | Bei der Sensordatenfusion werden die Daten, die verschiedene Sensoren, wie Radare, Ka-

meras oder Bewegungsmelder, produzieren, zusammengeführt. Auf der Seite des FKIE ist zu

lesen: »Die Sensordaten- und Informationsfusion führt heterogene, sich ergänzende Informa-

tionen zusammen, sodass ein verbessertes Bild und Verständnis der zugrundeliegenden Phä-

nomene erreicht wird« (Fraunhofer-Institut für Kommunikation, Informationsverarbeitung und

Ergonomie).

9 | Schließlich könnten Haie, Hunde und andere Tiere z.B. unendlich viel besser riechen als

der Mensch. Dies zeige, dass es prinzipiell möglich sei, viel mehr wahrzunehmen als es die

menschlichen Sinne zulassen.

10 | Ein unter dem europäischen Forschungsrahmenprogramm 5 gefördertes Projekt mit dem

Namen Wide Maritime Area Airborne Surveillance. Online unter: iosb.fraunhofer.de. Die Dok-

torarbeit von Yvonne Fischer trägt den Titel »Wissensbasierte probabilistische Modellierung

für die Situationsanalyse am Beispiel der maritimen Überwachung« und ist 2016 erschienen.

In ihr geht es darum, trotz fehlender Daten aufgrund von Wahrscheinlichkeitsrechnungen ein

Modell und System dafür zu entwickeln, wie gefährliche Bewegungen auf dem Meer erkannt

werden können.

https://www.iosb.fraunhofer.de/servlet/is/34396/
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Im Zuge ihrer Kritik betont Fischer zwar die Überforderung, zugleich reifiziert sie

aber auch die Notwendigkeit der Automatisierung, um Situationen zu erfassen. Wenn

die Frage der Mensch-Maschine-Interaktion also am Fraunhofer zentral gesetzt wird,

so wird das Ziel der Automatisierung der Situationsbewertung weder von Fischer

noch von der Abteilung für Sensordatenfusion in Frage gestellt.

Zugleich wird hier ein Bild von Technik vertreten, in dem deren Steuerbarkeit,

aber zugleich auch die Nicht-Verantwortlichkeit von Technik und Technikentwick-

lung betont wird. So führt etwa der Chef der Abteilung für Sensordatenfusion im

Gespräch mit mir aus, ethisch könne aus seiner Sicht nur sein, wer Verantwortung tra-

gen kann, wer verantwortlich gemacht werden kann, wer also auf juristische Fragen

und Vorwürfe antworten kann. Schließlich stecke in dem Wort Verantwortung in den

verschiedensten Sprachen der Welt das Wort ›Antwort‹. Zwar könne Technik ethisch

gemacht werden (zum Beispiel indem man einen Drohnenpiloten vor Abschuss ein

Protokoll durchlaufen lasse, in dem er bestimmte Fragen beantworten muss), verant-

wortlich für die Effekte von Technik sei aber immer nur und allein der Mensch.

Was bedeutet Technik und Technisierung am Fraunhofer dann in der Summe dieser

beiden Positionen, also der Automatisierung und der Verantwortungslosigkeit? Dies

wird im Interview an den Ausführungen der Abteilung für Sensordatenfusion über

ein aktuelles Projekt deutlich, in dem Sensoren an Zugangsbereichen und Knoten-

punkten von Bahnhöfen platziert werden sollen, um biologische und chemische Ge-

fahrenstoffe, wie radioaktives Material und Sprengstoff, zu erkennen. Die Abteilung

betont bezüglich dieses Projektes zweierlei: zum einen, dass die Sensoren es erlau-

ben werden, ein realistischeres Bild von der Welt zu vermitteln, zum anderen aber

auch, dass sie als Entwickler dieser Sensoren sich keine Gedanken darüber machen,

was passiert, wenn die Sensoren tatsächlich Sprengstoff erfassen. Darüber müssten

sich dann die Polizei oder andere Sicherheitskräfte den Kopf zerbrechen. Die Nicht-

Verantwortlichkeit der Technik erweitert sich hier auf ihre Produzent_innen. Und es

wird deutlich: Technisierung bedeutet, sich alleine auf Technik, auf Sensoren und

Algorithmen zu fokussieren. Die Mitarbeiter_innen von Fraunhofer nehmen explizit

und ausschließlich eine technisch-mathematische Perspektive ein. Die Frage des Ein-

satzbereichs und der Effekte der von ihnen produzierten Technik bleibt letztlich auch

für sie, wie bereits für Jens Winkler und andere meiner Gesprächspartner, eine Fra-

ge, über die der Kunde zu entscheiden hat. Grenzen sind für sie damit alleine eine

Frage der Technik, die in Algorithmen und Wahrscheinlichkeiten übersetzt werden

müssen. So führt etwa Yvonne Fischer die in ihrem Situationsbewusstseins-Modell

zugrunde gelegten Faktoren dafür an, dass ein Boot ein »smuggling vessel« ist (ebd.:

1) Der letzte angesteuerte Hafen lag in einem »kritischen Land«, 2) das Schiff trifft

ein anderes Schiff auf See und 3) hat eine verdächtige und als »Schmuggelgegend«
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bekannte Gegend passiert, 4) es sendet kein AIS-Signal und zeigt 5) eine »abnor-

male« Häufigkeit des Abbiegens und ein für die Schiffsart abnormales Verhalten auf

(vgl. ebd.).

Paradigmatisch für dieses allein technische Verständnis von Grenze ist auch, wie

stark Jens Winkler mich bereits vor unserem Treffen per E-Mail auf die Brisanz ei-

nes Ereignisses hinwies, das in der Öffentlichkeit keine große Beachtung fand (auch

wenn einige deutsche Zeitungen darüber berichteten, wie beispielsweise der Spiegel

[Diehl 2015]): das Abschalten des Stroms an der bulgarisch-türkischen Grenze im

Jahr 2015, mitten in der Schengen-Krise, weil der Strom nicht mehr bezahlt wer-

den konnte. Winkler erläuterte das Ereignis nicht nur während unseres Interviews,

sondern schickte mir zur Vorbereitung des Gesprächs per E-Mail die entsprechenden

Zeitungsartikel zu, um mir zu verdeutlichen, womit er tagtäglich zu kämpfen habe:

Grenzanlagen zu installieren und am Laufen zu halten sei für ihn besonders in Osteu-

ropa eine Sisyphos-Aufgabe: »Und ich fange da wirklich im Osten an der Oder-Neiße

Grenze an, ab dort gehen die Regeln anders los!« Ohne Strom, ohne funktionierende

Technologie, so Winklers Perspektive, keine Grenze.

DIE PRAXIS DER TECHNISIERUNG VON GRENZEN

Die angeführten Zitate und Beobachtungen aus dem Feld der Produzent_innen von

Grenz(schutz)technologie verdeutlichen, wie sehr von diesen Vertreter_innen immer

wieder eine Grenze zwischen Wissenschaft und Politik, beziehungsweise zwischen

Forschung und Technik auf der einen und ihrem Einsatz auf der anderen Seite gezo-

gen wird. Der hier sichtbar werdende blinde Fleck in Bezug auf die eigene Agency

und Verantwortung in der Produktion von Grenztechnologie ist nicht nur der Doxa

des Feldes geschuldet, auch in der Öffentlichkeit gerät die Grenzlinie als Demarkati-

onslinie meist nur dann in den Blick, wenn es um die EUropäische Migrations- und

Grenzpolitik geht (vgl. Walters 2014). Dass diese Grenzen tagtäglich vor der Grenze

in Forschungsinstituten und Unternehmen mitproduziert werden, wird lediglich im-

mer wieder durch das Aufzeigen der Gelder, die die EU hierfür ausgibt, skandalisiert.

Auch diese Skandalisierung trägt aber dazu bei, dass die Technisierung des EUropäi-

schen Migrations- und Grenzregimes wie ein unaufhaltsamer und nicht steuerbarer

Prozess und damit wie ein Automatismus wirkt, wie etwas, das man nicht aufhalten

kann. So wurden 2016 etwa von mehreren deutschen Zeitungen Artikel dazu verfasst,

wie die Sicherheitsindustrie von der Flüchtlingskrise profitiert. Sie stellten beides

damit in einen unmittelbaren Zusammenhang, die Gleichung zwischen ›Krise‹ und

Technologie wird so jedoch nicht aufgelöst. Statt in Frage zu stellen, ob Technologie
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das Mittel der Wahl sein sollte, um Grenzpolitik zu machen, wird beständig betont,

dass dies die ›Antwort‹ auf das vermeintliche ›Flüchtlingsproblem‹ ist.

Gerade im Gespräch mit den Produzent_innen von Grenzschutztechnologie wird

jedoch die Alltäglichkeit und Banalität ihrer Produktion deutlich. Sie berichten von

jahrelangen Aushandlungen mit ›Kund_innen‹, von der Normalität des Lobbyismus

und machen Technik immer wieder »zur einzigen Lösung«. So betonte ein Lobbyist

der EOS (European Organisation for Security) in Brüssel etwa im Gespräch mit mir,

die einzige Alternative zur Grenztechnologie sei Krieg. An solchen Aussagen wird

erneut die anfangs betonte Gleichzeitigkeit von Geo- und Biopolitik deutlich und die

Nähe zur Rüstung, die ich an anderer Stelle erläutert habe (Schwertl 2018).

TECHNISIERUNG UND ENTMENSCHLICHUNG

Wie verändert sich also die EUropäische Grenze durch Technisierung? Während ich

zu den Veränderungen an den geopolitischen Demarkationslinien und zu der Verän-

derung von Grenzübertritten nichts berichten kann, weil ich aus den genannten Grün-

den nicht ›an‹ sondern ›vor‹ der Grenze geforscht habe (vgl. Bourne/Johnson/Lisle

2015), macht gerade diese Perspektive deutlich, wie sich durch die Technisierung des

EUropäischen Migrations- und Grenzregimes die Wahrnehmung und Debatten um

Grenzen verschieben. Grenzen werden in ihnen zur Assemblage aus Technik, öko-

nomischen und politischen ›Kundenwünschen‹ und Landschaft. Die Frage, welche

Funktion Grenzen haben sollen und welchen Objekten sie gilt, wird dabei rein tech-

nisch mithilfe von Algorithmen und Wahrscheinlichkeiten beantwortet. Die Techni-

sierung der EUropäischen Außengrenzen bedeutet also einerseits eine Entmensch-

lichung, wie sie auch auf den Webseiten von Rüstungsfirmen deutlich wird, ande-

rerseits aber auch das Stärken eines rein technischen und vermeintlich nicht verant-

wortlichen Blicks, den meine Gesprächspartner selbst betont haben. Zugleich bleiben

Grenzen besonders aus Perspektive von Rüstungsfirmen immer wieder geographisch

festgelegte Demarkationslinien, weshalb sie auch mit Bildern von Zäunen und Land-

schaften evoziert werden können.

Während also einerseits die Technisierung der EUropäischen Grenzen eine Bio-

metrisierung bedeutet, die Grenzen fluider und ubiquitärer, das heißt biopolitischer

werden lässt und Körper zum Träger von Grenzen macht, bedeutet die Technisierung

der EUropäischen Grenzen zugleich eine Verstärkung und Verstetigung der »borderli-

ne obsession« und damit auch eine erneute Geopolitisierung von Migration. Insofern

gilt auch diskursiv, was Verbeek für Technologien in der Praxis festgestellt hat: »Me-
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diating technologies amplify specific aspects of reality while reducing other aspects«

(Verbeek 2011: 9).
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Local Responses

to the Syrian Refugee Movement

The Case of District Municipalities of Istanbul, Turkey
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Abstract: More than two and a half million Syrian people in Turkey live in urban areas of
metropolitan cities, particularly in Istanbul. The basic needs of the Syrian population are
provided by central agencies authorized by national regulations. However as the number
of the refugees increase in urban areas and as they spend more time in their neighborhoods,
refugee movements have inevitably gained an urban character. Thus, municipalities in
Turkey are more pushed to engage in the provision of services they have no legal respon-
sibility to provide. How should municipalities respond to these challenges? This study
focuses on the case of local governments within Istanbul, and their responses to the move-
ments of Syrian refugees. For this purpose, our research team conducted semi-structured,
in-depth interviews with representatives from five district municipalities in Istanbul. This
was then followed up by a data analysis employing a comparative approach to grasp the
peculiarities of municipal-level responses to the movements of refugee. It suggests that
local governments in Turkey develop varied responses. However, all local governments
have been pushed to find alternative ways to bypass or interpret the rules and regulations;
in some cases, they also develop discourses opposing the central government.

Keywords: refugees, local governments, Syrian refugees in Turkey, migration policy,

asylum seekers in Turkey

Since the outbreak of the war in Syria in 2011, over 5.6 million people have fled Syria

to Lebanon, Turkey, and Jordan; almost 93% of these displaced people live outside

camps, since the capacities of refugee shelters are extremely limited (UNHCR 2018).

This means that almost 5.2 million Syrians are dispersed in various regions of the

countries in which they live. For this reason, the total population living in camps has

stayed more or less stable, although the urban, semi-urban, and rural population has

been increasing regularly since the beginning of the refugee movement (ibid). The

case of Turkey does not differ from other neighboring countries in that the number of

Syrian refugees in Turkey exceeded 3.5 million in 2018; almost 96% — 3.4 million —

have settled in 10 provinces of Turkey, living outside the 26 camps in border towns

and in urban areas of metropolitan cities (DGMM 2018).

movements | Vol. 4, Issue 2/2018 | www.movements-journal.org
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As the number of Syrian people has increased in urban areas, as they have begun

to spend more time in their neighborhood, and for several other reasons, it has also

become obvious that there are significant roles to be fulfilled by local governments.

Indeed, since municipalities are the closest governmental unit in their neighborhood,

Syrians have turned to them as the first contact point for their needs. Because of this,

the refugee issue has turned out to be a local and an ›urban‹ issue for Turkey, just like

in the other neighboring countries of Syria.

The increasing demand for urban and local tasks, such as social services, housing,

transportation, etc. as well as being the closest and first contact point force municipal-

ities to address Syrian refugee policies and practices. However, in Turkey, national

legislation dictates that the basic needs of refugees, such as education and health-

care services, are to be provided by national governmental agencies and the scope

of local governments’ authority related to the refugee issue is not clearly defined by

law. Nevertheless, both policymakers and researchers are already aware that munic-

ipalities carry out important work and spend significant amounts of time and money

on refugees, despite of the lack of authorization. This means that each municipality,

however, develops unique policies and practices regarding the Syrian refugee phe-

nomenon within their jurisdictions and within their limited scope of authority.

The goal of this article is to contribute to the literature on local approaches and

responses to Syrian refugee movements by comparing and contrasting data collected

from five municipalities (Bağcılar, Sultanbeyli, Kadıköy, Şişli, and Esenyurt) in Is-

tanbul. We conclude that each municipality has developed varied approaches towards

Syrian refugees and has applied practical solutions to face these challenges, based on

their diverging political, administrative, and financial capacities.

This article consists of three parts. In the first part, we present a brief literature

review on local approaches to the movement of refugees. In the second part, we re-

view the legal-administrative dimensions of the refugee issue and conclude that the

Turkish government jealously guards its authority on the issue and avoids delegating

any power to local governments. We also show that, despite the fact that municipali-

ties have no legal authority, they are nevertheless engaged in implementing migration

policy in practice. In the third part of the article, we analyze the semi-structured in-

depth interviews that we conducted and evaluate the de facto role of municipalities in

dealing with refugees. We demonstrate that the five municipalities have all developed

specific reflexes to engage in the process, differing according to their political affilia-

tion and to their available capacities. Since there is no binding regulation that requires

municipalities to do more in terms of refugees, their ability to cope with the current

situation appears to depend solely on their own capacities and willingness. And it

should be concluded that there is an urgent need for an amendment of the rules and
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regulations on migration and the role of local governments, one which would involve

local governments in refugee policy formulation and implementation.

THE LITERATURE ON LOCAL APPROACHES

TO THE SYRIAN REFUGEE MOVEMENT

The role of local governments in the policies and practices of governing Syrian

refugees has been emphasized in reports by global policymakers, and the challenges

local governments face have been stated. In this context, the Center of Mediterranean

Integration (CMI) held a workshop in Amman between May 30 and 31, 2016 on

the topic »Municipalities at the Forefront of the Refugee Crisis« with the support

of various international organizations, bringing together 140 participants, including

70 municipal representatives from Iraq, Jordan, Lebanon, Morocco, Palestine, and

Europe. Participants strived to share knowledge and good practices about the role

of municipalities acquired by host communities, and to strengthen the coordination

network among them (CMI 2016). According to the CMI report, municipalities have

been forced to expand the scope of their tasks and provide education, employment,

and aid relief, as well as emergency shelter, healthcare services, etc. due to the pres-

ence of Syrian refugees. They all agreed that it was necessary to develop resilient

approaches and strategies to face future shocks and crises (ibid).

Policy papers, as it is stated above, have focused on a highly significant question:

how to make municipalities engage in the formulation and implementation of poli-

cies responding to the Syrian refugee movement (and other refugee situations) more

effectively. Nevertheless, the case studies focusing on the role of municipalities and

the challenges that they face are only now beginning to receive more attention among

scholars from different parts of the world,1 and this genre of literature shows that the

approaches each municipality develops and the challenges they face widely vary.

The challenges stated above sometimes appear to point to a conflict between a more

central government vis-à-vis a more decentralized one. And local approaches have

only been addressed in a more theoretical approach within the debate on »sanctuary

cities.« According to Bauder (2016), there are dozens of cities in the USA, in Canada,

and in the UK which have attempted to protect »illegalized«2 immigrants or refugees

1 | See Caponio/Borkert (2010); Betts/Ali/Memişoğlu (2017); Lidén/Nyhlén (2014).

2 | Bauder explains why he preferred this term by this means: »My use of the term ›illegal-

ized‹ migrant — rather than undocumented, unauthorized, irregular, or non-status migrant — is
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by way of legislation or local policies that are contrary to the desires of the respective

central government:

»In the context of the USA, Canada, and the UK, four aspects define a

sanctuary city (Bauder 2017): (1) legality, i.e. an official commitment

by the municipal legislative body to support sanctuary policies and prac-

tices; (2) discourse, i.e. challenging exclusionary narratives that portray

migrants and refugees as criminal and undeserving; (3) identity, i.e. the

formation of collective identities expressing unified membership in an

urban community; and (4) scale, i.e. rejecting national migration and

refugee laws, and articulating policies and practices of belonging at the

municipal scale. These four aspects combine in various ways in differ-

ent contexts.« (Bauder/Gonzalez 2018: 125f.)

In addition to the cases in the USA, Canada, and the UK, a few cities from other coun-

tries have begun to apply similar policies without using the label of sanctuary cities.

»Refuge city« (Barcelona, Spain), »Commune of Reception« (Quilicura, Chile) or

»Solidarity City« (Freiburg, Germany) are examples of how cities develop policies

and practices to protect »illegalized« immigrants and refugees and include them in

the local community (Bauder/Gonzalez 2018). In fact, this new municipalist move-

ment reflects tensions between national governments and local authorities as well as

quests for new kinds of belonging.

What about the municipalities in Istanbul? Do they make use of sanctuary city

policies and practices?

The number of studies on local approaches to Syrian refugees’ in Turkey is rather

limited. The literature which refers to the local aspects of the Turkish case often

focuses on administrative aspects of migration. Scholars often start with a given cat-

egorization of the policies and practices between national and local governments:

social integration with local inhabitants, provision of cultural services, social work,

education, and vocational education including employment services, are considered

»local« governmental issues, whereas the bureaucratic aspects of sovereignty such

as entry into the country, implementation regarding visa and residence procedures,

and managing work permits and citizenship processes are considered to be in the

hands of the central administration (Daoudov 2015). In this framework, municipal-

ities in Turkey are called upon to play a prominent role in the social integration of

Syrian refugees (Kaypak/Bimay 2016). Within the scope of the roles attained by local

intended to draw attention to national laws, policies, and practices that deny migrants full status

or legal residency« (Bauder 2016: 1).
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governments, some scholars have also explored the challenges for central and local

administrations and emphasized the legal and financial challenges that municipalities

face (e.g. Demirhan/Aslan 2015). The studies mentioned here thus approach Syrian

refugees from an administrative and legal perspective, making a few generalizations

in an effort to engage local governments in policies and practices.

The most comprehensive research on the role of municipalities in the management

of Syrian refugees was released in January 2017 (Erdoğan 2017). A research team

at Hacettepe University’s Migration Research Center conducted in-depth interviews

with representatives of all the district municipalities in Istanbul. The report contained

valuable statistical data on the role of municipalities and makes policy recommenda-

tions to incorporate municipalities into the management process. The report also ex-

amined the similar legal, administrative, and financial obstacles municipalities face in

the management of this process. However, like the studies mentioned above, Erdoğan

also employed a holistic approach and made generalizations about the municipalities’

responses.

As we indicated earlier, municipalities’ responses concerning the lack of legal au-

thorization for their involvement in migration policies and practices differ from each

other. We argue that these varied responses can only be captured by a comparative

analysis of the municipal approaches by employing qualitative field data. In one re-

cently published work, Yeseren Eliçin (2018) focused on the varied local approaches

to Syrian refugee movement. Her field research dealt with three district municipali-

ties of Istanbul — Zeytinburnu, Sultanbeyli, and Şişli. Using the data she obtained,

she analyzed challenges that municipalities face, as well as what types of services are

delivered to refugees, and how they are organized. According to her, »the solutions

which the mayors find are also proportional to their creativity, financial and human

resources they can deploy, and their institutional capacity« (Eliçin 2018: 94). Along

with Eliçin’s study, but not limited to its scope, we aim to contribute to the litera-

ture on the cases of municipal approaches and responses in Turkey to Syrian refugee

movements.

By employing a comparative analysis of the qualitative field data on municipal

approaches to Syrian refugee movements, we aim to analyze the distinctive elements

of approaches and responses of municipalities in Turkey to the refugee movement

within the conceptual framework of Bauder’s conceptualization of sanctuary cities.
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TURKEY’S SYRIAN REFUGEE POLICY:
LEGAL AND ADMINISTRATIVE ASPECTS

The main pillar of the policy on Syrian refugees in Turkey is the granting of ›asylum

seeker‹ status rather than ›refugee‹ status, in that displaced people are considered

›guests‹ who have temporarily fled to Turkey to return to their country when the

emergency situation ends or to move to another country. According to this logic, it

is enough to focus on meeting the basic needs of these displaced people, particularly

those living in shelters. These basic services such as education, healthcare, and social

support are provided by national governmental agencies to Syrian refugees within

the shelters according to national rules and regulations. Moreover, since the Syrian

refugees’ movement is temporary, there is no need for long-term social integration

services and local / urban authorization, so local governments can be ignored.

Syrians as ›Asylum Seekers‹ under Temporary Protection

The main international document that regulates the legal status of refugees is the

1951 Refugee Convention Relating to the Status of Refugees, agreed on in Geneva

on 28 July 1951. The Convention defines the term »refugee« and outlines the rights

related to this legal status. With the 1967 Protocol, the Convention was amended;

geographical and temporal limitations of the definition were removed, and universal

coverage was enacted. Turkey approved the Convention in 1961 by Law No. 359, and

the Protocol by a Decision of the Council of Ministers (1968). However, Turkey kept

the geographical reservation of the refugee definition and preferred to apply the Con-

vention »only to persons who have become refugees as a result of events occurring

in Europe« (Protocol Relating to the Status of Refugees 1967). With this addition,

Turkey became the only member of the Council of Europe that kept a geographical

reservation to the Refugee Convention (Amnesty International 2016: 6).

The Convention and the Protocol (with the reservation) remained the basic and sole

regulation regarding migration policies in Turkey for almost 30 years. The first na-

tional regulation, called the Regulation on Asylum, was adopted in 1994 (Regulation

on Asylum 1994). Its aim was to establish the basic principles and procedures of

regulating migration and to authorize the relevant institutions to address this task. By

keeping the geographical limitation in the Regulation, Turkey declared that it would

only accept European asylum seekers fleeing persecution as »refugees«.3 The Regu-

3 | The 1994 Regulation created the new category of »asylum seekers« for refugees from out-

side Europe. The Regulation can be considered to be a response to the refugee movements
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lation of 1994 was revised in 2006. However, the refugee definition was maintained

as it was. In this revised version, there were some amendments concerning migrants

considered to be of Turkish origin, but there is nothing new for the others.

Therefore, when the displacement of Syrians reached its peak in the beginning of

2012, they did not qualify as refugees in the eyes of Turkish authorities according

to this legal framework. The government preferred to refer to Syrian refugees as

›guests‹ who would soon return to their country, as they expected the war to end

before long. However, this prediction did not come true, and it became necessary

to make legal arrangements to effectively address this humanitarian crisis. For this

reason, the Turkish government granted Syrians the status of »asylum seekers« in

April 2012 with a »Circular on Syrian Refugees« by the Prime Minister’s Office

(Prime Minister’s Office 2012).

As a party to the Protocol and to the 1951 Refugee Convention, Turkey permits

fleeing Syrians to reside for a »reasonable« period of time and thus provides a »tem-

porary asylum« right until they are accepted as refugees by a third country — on the

condition that these people fall under the refugee category as laid out in the 1967 Pro-

tocol and the 1994 Regulation (Ertuğrul 2017: 157). However, with the increasing

number of Syrians who fled to Turkey, this legal framework became conspicuously

insufficient. Thus, Turkey adopted its first asylum law, Law No. 6458 on Foreigners

and International Protection, in 2013.4 First, the Law defines three types of inter-

national protection: »refugees« (art. 61),5 »conditional refugees« (art. 62),6 and

»subsidiary protection« (art. 63).7 In addition to these types of international pro-

tection, the last section refers to the category of »temporary protection«. According

to art. 91(1), »Temporary protection may be provided to foreigners who have been

forced to leave their country, cannot return to the country that they have left, and

have arrived at or crossed the borders of Turkey in a mass influx situation seeking

immediate and temporary protection« (Law No. 6458). The second paragraph of art.

coming from Iraq and Iran at the beginning of the 1990s (Regulation on Asylum 1994, quoted

according to Altunok 2017: 302).

4 | It is necessary to emphasize that this law had also been prepared according to the acquis

communautaire within the framework of membership negotiations with the EU.

5 | Those who are fleeing from events in a European country are accepted as »refugees«.

6 | Those who are fleeing from events outside Europe and who must await resettlement to a

third country are classified as »conditional refugees«.

7 | Those who are not suitable for the previous categories but who require protection because

of mortal danger in their country of origin are provided with »subsidiary protection«.
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91 links the implementation to a Directive to be issued by the Council of Ministers.8

The Temporary Protection Regulation (TPR) was prepared accordingly, and entered

into force in 2014 (TPR 2014). It has constituted the framework for the procedures

and principles related to those under temporary protection. According to the TPR,

»foreigners under this Regulation can be provided with health, education, access to

labor market, social assistance, interpretation and similar services« (ibid.: art. 26).

By way of interim provisions, the TPR grants temporary protection status to Syrians

who crossed Turkey’s borders due to events that have taken place in Syria since April

28, 2011. It means that »health, education, access to labor market, social assistance,

interpretation and similar services« are legally guaranteed to them (ibid.: provisional

art. 1).

Although this new legal framework is more encouraging than the previous one, it

still contains at least two major problems. First, while under temporary protection,

Syrians cannot individually apply for international protection (ibid.: art. 16). Ac-

cording to Öztürk, this situation represents a conflict with the 1951 Convention, since

it restricts their right to apply for international protection (Öztürk 2017: 248–249).

Secondly, the TPR does not provide any time limit for temporary protection status.

This is very problematic, since the temporary protection identification document is

not equivalent to a residence permit, and therefore »its duration shall not be taken

into consideration when calculating the total term of residence permit durations and

shall not entitle its holder to apply for Turkish citizenship« (TPR 2014: art. 25).

However, as the case of Syrians shows us, this ›temporary‹ situation can persist for

years and create a roadblock to developing more specific integration policies.

The Central Administration as the Sole Actor

The administrative organization of Turkish migration policy should be analyzed in

two separate periods: before and after 2013 — that is, before and after the establish-

ment of the Directorate General of Migration Management (DGMM).

In the first phase of the Syrian refugee movement, before 2013, the administrative

organization of the migration policy was fragmented among various public institu-

tions. The National Police as well as governors were authorized to coordinate the

8 | For the development of the concept of »temporary protection« within the EU and UNHCR,

see Council Directive 2011/55/EC; UNHCR (2014). However, the temporary protection regime

can be also interpreted as a deviation from the refugee regime. For a detailed analysis of

temporary protection and a critical point of view, see Öztürk (2017) and Baban/Ilcan/Rygiel

(2017).
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population in their respective areas. However, the task of coordinating the ›refugee

crisis‹ was given to the Disaster and Emergency Management Authority (AFAD) un-

der the Prime Ministry in the first few years of the displacement of Syrians. The au-

thorization of AFAD was not a coincidence, since the Syrian ›influx‹ (or other mass

migration cases) was considered to be a state of emergency, similar to earthquakes,

floods, storms, etc., as it was defined in the Disaster and Emergency Management

Centers Regulation (2011). This ›emergency-oriented‹ perspective clearly dominated

the Circular issued by AFAD (2014b) on the Management of Services Provided for

Foreigners under Temporary Protection numbered 2014/4 in December 2014.

With the rapid increase in the number of Syrian refugees, and as it became obvious

that the conflict in Syria would not be temporary, a civilian agency was established in

2013 to manage migration policy: the Directorate General of Migration Management

(DGMM). Its purpose was to execute the international protection of refugees as stated

by Law No. 6458 on Foreigners and International Protection. As a civilian agency, the

DGMM was authorized to register migrants and decide on their right to movement

within the country. The DGMM registers Syrians and directs them to temporary

accommodation centers or approves their stay in a given province (Law No. 6458:

art. 24).

Syrians living in temporary accommodation centers are provided with healthcare,

education, social assistance, and other related services by the DGMM and other min-

istries and their field units. Nevertheless, Syrian refugees need more than what the

refugee camps can provide, and they flee to the cities. So, how can the needs of the

Syrian refugees living in these metropolitan areas be satisfied?

The daily humanitarian needs and health services of Syrian citizens who live out-

side the camps in Turkey have also been met by related ministries (Ertuğrul 2017:

163). Syrians registered by the DGMM are provided with an ID card that gives them

access to medical and other material assistance services (see ibid.). According to Law

No. 6458 and to the Regulation of 2014, health services are under the responsibility

of the Ministry of Health, and Syrian refugees are entitled to receive treatment at

public hospitals in each province. Educational services are the duty of the Ministry

of Education, and children of Syrian citizens are obliged to register their children in

public schools.9 Issues concerning employment fall under the duties of the Ministry

9 | The integration of Syrian pupils into the formal education system is a crucial problem for

the development of a culture of living together, but it is outside of the ambit of this research

paper. For more detailed analyses of this subject, see HRW (2015), Emin (2016) and Heyse

(2016).
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of Labor and Social Security. Integration and social services are duties of the Ministry

of Women and Family.

Concerning the aforementioned services, the TPR and the Circular 2014/4 (AFAD

2014b) called for cooperation among public institutions, international organizations,

and other relevant institutions. It is striking that all the legal documents mentioned

make only one reference to local governments — a single article in Law No. 6458,

which called on local governments alongside other public institutions, universities,

international organizations, and civil society organizations to provide suggestions and

contributions for integration activities to be carried out by the DGMM (art. 96).

In addition to national legislation on migration and Syrian refugees, regulations

dealing with local governments — Law No. 5393 regarding the role and function

of urban local governments, and Law No. 442 regarding governments of rural vil-

lages — also make no mention of migration whatsoever.10 As such, national rules

and regulations have remained silent regarding local governments’ role in taking care

of the urban / local needs under international or temporary protection.

Indeed, there are legal barriers that even prevent municipalities from providing

services to Syrian refugees:

1. Law No. 5393 on Municipalities limits the municipal service provision to ›cit-

izens‹, meaning that Syrian refugees are not able to benefit from any municipal ser-

vices.

2. Law No. 5779 on the Allocations to be Transferred from the General Budget to

Municipalities states that allocations from the central administration to local govern-

ments are calculated on the basis of the population (referring only to citizens) and the

scale of the municipal territories. Therefore, there are no monetary outlays earmarked

for municipalities to provide services to migrants.

As we have shown, it is clear that the central administration is the sole authority re-

garding all services to be provided under the temporary protection regime in Turkey;

this is stated in legislative documents, and there is no reference made to local gov-

ernments. However, during our interviews, we observed that local authorities have

created institutions or have been cooperating with civil society organizations in order

to provide free services and orientation to Syrians about education, health services,

and training opportunities. This means that they find — or are forced to find — some

bypass methods, circumventing their exclusion from being granted authority in the

10 | In the administrative structure of Turkey, given its nature as a unitary state, the national

government is responsible for providing the main public services throughout the entire country,

such as education, healthcare, security, etc., whereas local governments are responsible for local

services such as transportation, electricity, water, fire protection, etc. within their jurisdictions.
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migration field, similar to what other cities worldwide have done under the sanctuary

city framework. For these reasons, it is necessary to examine their practices in more

detail.

PRACTICES: LOCAL APPROACHES AND RESPONSES

At the beginning of the Syrian refugee movement, the Platform for Monitoring Syr-

ians in Istanbul conducted detailed field research and published a report, suggesting

that housing, social assistance, healthcare, education, and employment were the main

problems for Syrians, and that municipalities were the first point of contact that they

could turn to (Platform 2013). In other words, as stated above, it is at the municipal

level where refugees primarily contact governmental institutions to satisfy their basic

and immediate needs, ranging from housing to employment.

In this section of the article, we show how municipalities have approached and re-

sponded to this unpredictable situation. In order to do so, we did a small-scale field

research to define the challenges that municipalities face, to uncover alternative solu-

tions that they have developed, and to reveal the similarities and differences between

municipalities’ practices. We conducted semi-structured in-depth interviews11 with

representatives from five district municipalities12 of Istanbul. Sultanbeyli, Bağcılar,

and Esenyurt are led by Turkey’s ruling party (AKP) and have the highest proportions

of refugee populations, while the other two, Şişli and Kadıköy, are led by the main op-

position party (the CHP) and have relatively small proportions of refugees. In-depth

interviews took place with deputy mayors in charge of Social and Cultural Affairs

in the municipalities of Bağcılar and Esenyurt (AKP), an expert from the Directorate

of Social Assistance in the municipality of Sultanbeyli (AKP), an expert from the

11 | In-depth interviews have a variety of advantages over other approaches. First, as the litera-

ture suggests, the unsteady nature of macro-politics and the shifting scope of municipal involve-

ment in this complicated situation make it difficult to conduct structured interviews. Second,

semi-structured in-depth interviews provide space for interviewers to lead the interview, which

is crucial to sufficiently probe for further information.

12 | Insofar as the study was interested in exploring the differences between municipalities in

the management of the Syrian refugee movement, eight district municipalities with different

political affiliations, socio-economic structures, and proportions of refugee population were

determined in the early days of the study. They were asked for their support or legal permission,

to which only five of them responded positively. One declined, and the rest did not respond at

all. In the end, the field study was conducted in five district municipalities.
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Migration Unit in the municipality of Şişli and a researcher in the municipality of

Kadıköy (CHP).

In the following, we employ a comparative approach to analyze the interviews and

to shed light on the similarities and differences among municipalities in terms of their

approaches to the issue and the responses they have developed. We divide the most

important axes of comparison that emerged from the interviews into main categories

and present a comparative analysis of our findings under each category.

A Political Approach to Syrian Refugees

As indicated in the first section, the discourse of the Turkish Government towards

Syrian refugees has not been stable, but has been changing since the first arrival of

Syrians in 2011. At the beginning of the Syrian crisis, they were called ›guests‹ or

›brothers and sisters‹. For example, in October 2014, the AFAD reported about the

official visit of President Erdoğan to Islahiye with the following headline: »(T)he

President celebrated Syrian Guests’ Bayram in Islahiye« (AFAD 2014a). However,

it has changed over time. In July 2016, Erdoğan was talking about the possibility of

citizenship for refugees, in particular for qualified Syrians (BBC 2016).

This general discourse on Syrians has had different repercussions for municipali-

ties. Officials from the Justice and Development Party (AKP) have preferred to use

the official narrative of the government. During the interviews, the interviewees from

the Municipalities of Bağcılar and Sultanbeyli (AKP) emphasized several times that

it was necessary to »help Syrians« because they were forced to flee their homes and

that it was a humanitarian issue. Therefore, we argue that those two municipalities

have developed a humanitarian-moral attitude and that they legitimize their actions

from this perspective. However, it is necessary to point out that the interviewee from

Sultanbeyli made some references to the rights of refugees and the need to maintain

harmonization between Syrians and the host community. It seems that international

projects that involve them and accumulated knowledge from these international net-

works — Sultanbeyli is the most engaged actor in projects among municipalities in

Istanbul — have moved them to a more rights-based approach, although they do

not advocate it openly. On the other hand, the interviewee from the municipality of

Esenyurt (AKP) did not explicitly contradict the general guest discourse, but added

a new economic dimension. He said that »asylum seekers contribute to the econ-

omy both as consumers and entrepreneurs. Local tradesmen also took advantage of

refugees as cheap and unlicensed labor and used them as guards to open unlicensed

workplaces« without a critical perspective of exploitation. In other words, the mu-

nicipality of Esenyurt preferred using the label »asylum seekers« and is closer to em-
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ploying a more economist-utilitarian approach. In fact, this interview has confirmed

previous academic reading not only on Syrians’ roles as workers in mostly informal

sectors (Akdeniz 2014; Şenses 2015), but also on new Syrian entrepreneurs (Gürsel

2017). Consequently, representatives from municipalities with the same political af-

filiation as the ruling party have preferred using the national government’s term of

›guests‹ and have emphasized the ›temporary‹ character of the Syrians’ presence.

The political approach of the interviewees from the main opposition party, the

Republican People’s Party (CHP) was profoundly different. They openly criticized

the ›guest discourse‹ of the governing party and emphasized the right to have rights.

Although the refugee status of Syrians is not officially or legally recognized, they

used the term ›refugees‹ and made references to different rights that Syrians should

have. In other words, interviewees from the Şişli and Kadıköy Municipalities (CHP)

appear to have adopted a rights-based approach towards refugees.

The municipality of Kadıköy, in fact, has tried to put this approach into prac-

tice more. The interviewee from Kadıköy emphasized that the refugee population

in Istanbul was not only constituted of Syrians, but that it also comprises Iraqis and

Afghans, as well as Turkish citizens of Kurdish origin. They emphasized the neces-

sity of creating a culture of living together for all. In order to do so, they designed a

»living room« in a neighborhood where Syrians live. The interviewee explained their

project in more detail:

»The problem that we saw was the following: There is a problem in the

intercommunication among people. They are intolerant towards oth-

ers. We brought couches, tables, and chairs and we built a living room

on the street. We wanted to emphasize the transformation from a tem-

porary situation to a permanent situation. We told them: ›You cannot

tolerate this person since you think he or she is different. Talk among

yourselves‹. There were six Syrians and six people from the local com-

munity [Fikirtepe]. They sat down and drank tea. We saw that laborers

started to talk about the difficulties they face at their workplaces and

they all found out that they had similar problems [. . .]. At the end, a

friendship environment flourished.«

As it can be concluded from this quote, the municipality of Kadıköy (CHP) has pre-

ferred to use refugee-friendly labels within a rights-based approach for the Syrian

refugees in contrast to the national discourse. In that sense the Kadıköy Municipality,

within its limited area of legal-financial authorization, attempts to establish a »unified

membership« within its locality among all disadvantages groups. The municipality

of Kadıköy uses policies and practices similar to the other sanctuary cities, but this is
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not done in the form of an official commitment by the municipal organ, since munic-

ipalities are not granted such a degree of autonomy from above.

The differing political approach towards the Syrian refugee issue is also reflected

in the administrative organization and the qualifications of the personnel employed

within municipalities.

The Şişli Municipality (CHP) has established a dedicated unit for migrants, the Mi-

gration Unit under the Directorate of Social Support Services to concern the refugee

issue (Şişli Municipality 2018). The main task of this Unit is to provide counselling

for migrants regardless of their residence status. Şişli Municipality has also recently

built up a Center for Solidarity and Support with Refugees (2018) in cooperation with

a civil society organization (Migrant Solidarity Association 2018) as a contact unit to

provide assistance in order to direct refugees to the proper authorities — especially

for health services — or to provide translation services.

The municipality of Kadıköy (CHP) has consciously refused to set up a dedicated

unit for refugees since they adopted a comprehensive approach towards all migrants

and disadvantaged groups of society. The municipality of Kadıköy is also unique

in its taking the initiative to authorize a group of young, research-oriented people to

monitor and analyze issues concerning Syrian refugees and migration.

The interviewees in the municipalities of Şişli and Kadıköy (CHP) were young,

research-oriented personnel with academic affiliations, which is common for those

municipalities, while those in the municipalities of Bağcılar, Sultanbeyli, and Es-

enyurt (AKP) were employees with a political affiliation or a bureaucratic back-

ground. Though at first glance this would appear to be insignificant for municipali-

ties, in fact it has significant repercussions for municipal approaches to framing the

refugee issue. AKP-governed municipalities were more likely to use the mainstream

terminology for Syrian refugees, whereas CHP-governed municipalities have aimed

to reframe the mainstream perspective. In this framework, municipalities close to the

ruling party are rather ready to deliver ›services‹ to accommodate ›guests‹ in a more

political and/or bureaucratic way. They emphasize the fact that Syrians are users of

public services provided by local authorities, and mayors as elected persons should

be more sensitive to the ›needs‹ of citizens who will vote in the next elections. The

interviewee from Sultanbeyli summarizes this point:

»The state must adequately explain to society the necessity of citizen-

ship for Syrians and create a consensus. It must open a way for Syrians

who want to obtain Turkish citizenship. [. . .] If providing the right of

citizenship is a difficult task to achieve, the state must provide these

people with the right to vote in the local elections where they live. Be-
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cause mayors are bound to attach more importance to those who vote

for them.«

CHP-governed municipalities, on the other hand, employed research-oriented people

and they have tended to follow recent developments all over the world concerning the

migration issue; they then have used the data and information gathered from the field

to reframe the issue. Interviewees from CHP-governed municipalities emphasized

their worldwide network among municipalities, which shows that they have been ea-

ger to reframe the issue in ways that contrasts with mainstream policies and practices,

such as those of sanctuary cities.

Legal, Administrative, and Financial Barriers and Municipal Responses

Regardless of their political position regarding Syrians, municipalities have to act on

refugee issues within the boundaries of legal rules and regulations. However, munic-

ipalities do not have the authority to initiate and implement policies that respond to a

variety of Syrians’ needs, from housing to employment. Since the legal infrastructure

for municipalities to react to the refugee movement is very limited, they muddle their

way through in order to respond to local challenges. Here are their two basic roles as

defined by legislative documents and assigned to municipalities.

1. As a facilitator: According to the TPR, the authority to »ensure the establish-

ment [and] management of the referral centers and provision of services in these

centers« (TPR 2014: art. 36) lies within the governorates. As such, municipalities

are allowed to establish receiving centers or referral centers upon approval by the

governorates. Most of the demands collected in these centers are about healthcare,

education, and employment issues. Municipalities respond to these demands as facili-

tators in healthcare and education, and in most of the municipalities a referral system

has been established for hospitals, schools, and relevant offices of public agencies

(TGNA 2018: 263).

Within this context, Bağcılar and Sultanbeyli (AKP) have employed Syrian per-

sonnel for their municipality contact points and translation services. Şişli (CHP) has

employed one Syrian refugee, who works for the Center for Solidarity and Support

with Refugees (2018), established in cooperation with civil society organizations, to

facilitate communication between refugees and local governments. The municipality

of Kadıköy (CHP) has not yet employed any Syrian personnel, but was searching for

people willing to work under a project-based contract to translate municipal reports

and documents at the time of our research.
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2. As a social assistance and social services provider: According to the TPR, the

agency authorized to set procedures and principles concerning social assistance and

services is the Ministry of Family and Social Policies. However, this does not prohibit

Syrians from contacting municipalities for social assistance and services as the first

and closest unit of governmental offices.

Municipalities are authorized to provide »social assistance and services« by Law

No. 5393 on Municipalities (art. 14). This same article indicates that »municipal

services are offered at the closest level to citizens and with the most appropriate

methods« (ibid.). Thus, the use of the word »citizens« generally seems to be a barrier

to providing social assistance and services to refugees. Interviewees often refer to

art. 13 of the Law to legitimize their service provision to refugees, stating that »ev-

eryone is a fellow-townsman (hemşehri) of his own neighborhood. Fellow-townsmen

are entitled to participate in municipal decisions and services, to be informed about

municipal activities, and to benefit from the help of municipal authorities« (GNAT

2018: 263).13

Additionally, the Grand National Assembly of Turkey (GNAT) also recognized that

»many municipalities provide food, clothing, blankets, and other necessary goods for

troubled Syrians, and aid collection campaigns are organized« (GNAT 2018: 263).

Syrians in need are included in existing social assistance and protection services

(ibid.). As for the content of social assistance, we observed that none of the mu-

nicipalities provided social assistance in the form of cash. However, they all tried to

provide some level of social support in the form of clothing, educational materials for

children, etc., and encouraged refugees to take advantage of social facilities free of

charge.

To sum up, citizenship seems to be a precondition of utilizing municipal services,

and the authority to provide social assistance to refugees is regulated by the Min-

istry of Family and Social Policies. However, there is an urgent need to establish a

standardized and systematic provision of services in Istanbul’s municipalities. As a

response to this need, the GNAT’s Committee on Human Rights Inquiries (CHRI)

has recently offered to add a provision to art. 14 of Law No. 5393 to »do or carry

out integration services for immigrants« and add a provision to art. 15 to »carry out

services in regular and unregulated migration areas if needed« (ibid.: 264). This

13 | Babaoğlu and Kocaoğlu have noted that referring to a »fellow-townsman« to provide ser-

vices to Syrian refugees does not necessarily provide a safe cover for municipalities, since

various questions arose during audits by the Court of Accounts (2017: 505). But the authors

did not give any details about these questions.
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regulation may provide the legislative infrastructure necessary for the municipalities

when engaging in services with a local element.

Another part of the problem is that there is no communication system between

central and local governments in terms of budgeting, which means that there is no

financial incentive for municipalities to respond to refugees’ needs. According to Law

No. 5393, there are two kinds of revenue for municipalities: their own budgets and

allocations from the central administration. In terms of their own budgets, refugees

do not contribute to the municipalities’ budgets, because they do not pay local taxes

since they are not citizens. On the other hand, allocations from the national-level

budget is calculated solely on the basis of the local population of citizens. The Syrian

population is not included in the calculation of these budget shares. Therefore, the

presence of more refugees does not lead to an increase in allocations from the central

budget to municipalities. The CHRI has also offered an amendment, suggesting that

»the number of migrants and asylum seekers residing in these municipal territories

should also be taken into account for a share of the central administration [budget]«

(ibid.).

Our interviewees from Bağcılar and Sultanbeyli Municipalities (AKP) emphasized

that not including the Syrian population in the calculation of the local budget consti-

tuted a profound challenge. Our interviewee from Sultanbeyli explained the problem

in these words: »The budget allocated to municipalities depends also on the num-

ber of citizens living there. It is necessary to provide additional funding according

to [the number of] refugees living in this municipality. In this way, municipalities

can offer public services more easily.« Additionally, the interviewee from Bağcılar

pointed out that there has been an increase in demand for infrastructure services such

as garbage and wastewater, and that they had to supply these services without any

financial compensation.

In sum, as the interviews demonstrate, local governments have been pushed into

carrying out the provision of social assistance and social support services, even

though they are not granted any legal responsibility or any financial authority. In this

sense, none of the municipalities has been allowed to commit themselves to support

sanctuary policies and practices, nor have any of them rejected national migration and

refugee laws, but they have often tended to circumvent or reinterpret existing rules

and regulations to expand their role with the help of informal or formal governance

networks.
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Formal and Informal Governance Networks

We conclude from the interviews that the lack of formal legal authorization has led

municipalities to engage with the issue in an informal manner, by cooperating with

civil society and market actors to mobilize local human and financial resources in

responding to the problems of refugees.

This informal governance on the local scale can be found in different forms in each

neighborhood, since each municipality cooperates with different NGOs and civil so-

ciety organizations. During the interview, the representative from Sultanbeyli (AKP)

explained that they needed to find a way to organize services and to finance them

after the settlement of the first Syrians in 2014. They quickly decided to establish

an association, Association for Assistance Solidarity and Support with Refugees and

Asylum Seekers (Mülteciler ve Sıǧınmacılarla Yardımlaşma Dayanışma ve Destek-

leme Derneǧi) which could raise donations and make applications to national and

international funding. The interviewee also noted that they had very close relations

with the Association: he and some other officials from the municipal government

were members of the board of directors. Therefore, assuming that this Association

has been acting under the control of the municipal government would not be a major

stretch of the imagination. It has offered refugees various services, including health-

care, psychological support, and education. The association itself is located in a

building with eight floors, where each floor is reserved for different services provided

for refugees. To illustrate the capacity and efficiency of this association, the health

service department can be an informative case in point. The first floor is reserved for

clinics. When we asked about health services offered to refugees, our interviewee

explained:

»Thirteen Syrian doctors work in this Center. If the problem cannot be

solved within our clinic, we send patients to the hospital, accompanied

by a translator. There is nothing that comes from the central budget.

It does not come from the municipality’s budget. We create different

methods of financing. We have more than 170 patients every day. We

examine also patients coming from other districts.«

The interviewees (there were two people) from the municipality of Şişli (CHP)

also referred to their cooperation with the Migrant Solidarity Association (Göçmen

Dayanışma Derneği). The Center for Solidarity and Support with Refugees (2018)

was established in October 2016 in their neighborhood in cooperation with the Mi-

grant Solidarity Association, Expertise France and the municipal government of Şişli.
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Similar forms of governance networks, formal and informal, between municipali-

ties and civil society organizations can be observed throughout all the municipalities

of Istanbul (Eliçin 2018: 85–88). In brief, the governance network in each neighbor-

hood signals the potential of institutionalizing the provision of social support and as-

sistance services through civil society organizations by circumventing national rules

and regulations.14

Personal Ties and Political Affiliations

There is one significant point to consider which we also noticed during the inter-

views — the data about refugees (how many refugees were living in the neighbor-

hood, where they were living, what they were doing to earn their living, etc.) within

municipal jurisdiction was not clear for all municipalities.

According to art. 52 of the TRP, the DGMM is responsible for registering asylum

seekers and storing their information; the Directorate may also deliver information

to other public agencies (Kurtbaş/Andiç 2016). Nevertheless, rules and regulations

fall short of establishing a clear-cut information flow between governmental agencies

and also between the DGMM and municipalities. Due to this, there is an information

asymmetry about the statistics on refugees between different municipalities. This

asymmetry leads municipalities to establish their own databases and conduct their

own surveys with their existing capacities.

In order to collect demographic information on refugees, the Sultanbeyli Munic-

ipality (AKP) has developed a database system. The municipality has gathered the

data by visiting each house in the district, whereas the Bağcılar Municipality (AKP)

does not have an established database. However, the interviewee said that they can ob-

tain the data when needed. Their personal and political connections with the DGMM

help them to get information in this process.

The case is different in the CHP-governed municipalities. The Şişli Municipal-

ity (CHP) does not have a database or even formal data on refugees, and they state

that they cannot communicate with the government agencies in order to obtain the

required data. Their personnel is eager to collaborate with academia, but rapid bu-

reaucratic appointments and displacements that took place in the related department

of the Şişli Municipality have served as barriers that prevented establishing any long

term collaboration. On the other hand, the municipality of Kadıköy (CHP) had al-

14 | We have also been informed about an extraordinary case such as building and managing

schools for Syrians with the cooperation of the private sector, civil society organizations, and

the municipalities themselves.
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ready engaged in some field studies in the previous years and disseminated the find-

ings within the Municipality. There is also an ongoing field study in collaboration

with a university to collect data on refugees.

In sum, there is an information asymmetry resulting from the lack of a formal

communication flow between governmental agencies and local governments. This

gap is filled by informal networks of municipalities. In this manner, AKP-governed

municipalities are able to mobilize their political affiliations to get information easily,

whereas CHP-governed municipalities are not able to do so. The municipality of

Kadıköy (CHP) uses its already established networks in academia to fill this gap, as

it is indicated above.

In order to maintain a well-coordinated administration of asylum seekers and/or

migrants, a well-organized communication flow integrating all municipalities without

engaging in latent discrimination between them seems vital. In fact, data is important

for municipalities to engage in policy formulation and implementation. This reveals

another hole that legislation must fill.

CONCLUSION

Local governments are the first points of contact for refugees who need assistance

for the basic and immediate problems they are faced with. However, in Turkey, rules

and regulations concerning refugees only grant authority to the central government.

Nonetheless, the national government has seemed reluctant to delegate any legal or

financial-administrative authority to local governments. The lack of a legal autho-

rization in Turkey was expected to result in the reluctance of local governments to

engage in policymaking and implementation regarding refugees. However, drawing

on the findings of our field research, we can show that this is not the case; in fact,

municipalities are highly engaged in the Syrian refugee issue.

Since local governments have no legal, financial, or political-administrative re-

sponsibility and authority, they have not been asked to engage in the formulation and

implementation of policies to tackle the migration/refugee issue. In fact, there are

legal and financial barriers that even prevent them from providing social and other

services for refugees, such as citizenship and residence issues framed by municipal

law. Though local governments seem keen to contribute to the amelioration of the

problems in refugees’ lives, their contribution and involvement are still ad hoc rather

than demanded by law.

In light of this, the approaches of municipalities to Syrian refugees have var-

ied. We have determined two dominant approaches that municipalities utilize: a
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humanitarian-moral approach, and a rights-based approach. AKP-governed munic-

ipalities prefer to use labels such as ›guests‹ in line with the general discourse of

the government, while CHP-governed municipalities have developed a more refugee-

friendly discourse and have emphasized a rights-based approach to refugees, contra-

dicting the central government’s narrative. Among the CHP-governed municipalities,

the municipality of Kadıköy is the one that applies policies and practices most similar

to those of sanctuary cities. They consciously use the label of »refugees« for Syrians,

but this is not considered a form of official commitment, or »scaling« in Bauder’s

terminology. At this point of the debate, it should be noted that the case of Turkey is

distinct from those of the USA, Canada, and the UK, since its unitary state structure,

meaning a highly centralized administrative structure and a correspondingly limited

area of legislative and executive jurisdiction given to municipalities constitutes an en-

tirely different context. Within this limited area of jurisdiction, the municipality of

Kadıköy has attempted to »challenge the exclusionary narratives« (Bauder/Gonzalez

2018: 125f.) and has tried to form an identity among all disadvantaged groups.

In terms of practical responses, it is common for all municipalities to interpret the

laws in a way that differs from traditional interpretations, such as the case of art. 13 of

Law No. 5393, where municipalities have made use of the »fellow-townsman« con-

cept to provide services to refugees. They have also tended to circumvent the legal

framework, creating alternative methods of financing service provisions for Syrian

refugees by participating in formal and informal governance networks. Therefore,

each municipality has cooperated with one of the associations, or other civil society

organizations, on refugees, bearing similar approaches to refugees, within their for-

mal or informal governance networks. Lastly, municipalities have tended to use their

existing networks (personal, political, institutional, etc.) to get the necessary data on

Syrian refugees, since national rules and regulations fall short of regulating the com-

munication flow between central and local governments. AKP-governed municipal-

ities have mobilized their personal ties and political affiliations to get data on Syrian

refugees (the overall number of refugees, demographic features, their addresses, etc.)

regarding their neighborhoods from the central agencies, whereas CHP-governed mu-

nicipalities have been more eager to cooperate with academia to collect this data from

the field directly.

In sum, considering the substantial differences in financial and administrative ca-

pacities between municipalities, we argue that resolving the lacunae in the legislation

is an urgent matter to facilitate the engagement of municipalities in Syrian refugee

policies and practices.
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Die Urbanität des Jungle

Calais und die Möglichkeit einer migrantischen Stadt

THOMAS MÜLLER, SASCHA ZINFLOU

Abstract: This essay suggests a changed view on the Jungle of Calais, dismantled in 2016,
by exploring its transformation into an informal city. Starting from an analysis of Calais’
political and visual geography, the essay studies how the »New Jungle« emerged and
evolved during 2015 and 2016. This settlement originated from the authorities’ evictions
of then-existing camps and the subsequent assignment of a defined area, which was treated
like an extraterritorial zone. The New Jungle showed enormous dynamics, and grew to a
settlement of 10,000 inhabitants within 18 months. In addition to traditional indicators for
urbanity (condensing, differentiation, centrality), the analysis reveals the formation of a
hybrid urban culture that is integrated into complex civil society networks. The authors see
this as an evolution of the migratory mobile commons in a »border trap« (Michel Agier),
caused by UK border’s externalization on French territory. The urbanity of the New Jungle
resembles the French bidonvilles in the 20th century, which however reflects a global
change of the urban — no longer understood as a permanent structure, but instead taking
informal, precarious and ephemeral forms. Even after its destruction by the authorities,
the New Jungle has remained a viable entity, as prevention of any new urbanization has
become a central task for police action in Calais.

Keywords: Calais, Jungle, urbanization, transit migration, Franco-British border

Der vorliegende Beitrag widmet sich den Jungles von Calais unter dem Gesichtspunkt

ihrer Transformation in eine Stadt. Standen am Anfang der Entwicklung prekäre und

temporäre Camps, die seit dem Ende der 1990er Jahre zunächst sporadisch in der

nordfranzösischen Hafen- und Grenzstadt existierten, so bildete sich nach einigen

Zwischenstadien im Frühjahr 2016 eine Siedlung, in der nach wenigen Monaten be-

reits 5.000 und nach knapp anderthalb Jahren mehr als 10.000 Menschen unterschied-

licher Herkunft, Motivation und rechtlicher Stellung lebten. Dieser New Jungle war

der flächenmäßig größte aller Calaiser Jungles, doch war er anders entstanden als die

vorausgegangenen: Nach einer langen Folge von Räumungen und Neugründungen

hatten die Behörden die Migrant_innen auf einem einzigen Siedlungsplatz konzen-

triert und ›tolerierten‹ sie dort, bis sie sie im Oktober und November 2016 auf ein

movements | Vol. 4, Issue 2/2018 | www.movements-journal.org
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Netz kleiner ›Aufnahme- und Orientierungszentren‹ im ganzen Land verteilen und

die Siedlung vollständig zerstören sollten.1

Was war diese Siedlung? Einfach nur ein großes Transitcamp, ein Getto, ein Slum?

Unseres Erachtens beschreiben diese häufig verwendeten Termini den New Jungle

nur unvollständig, da sie ein wesentliches Charakteristikum außer Acht lassen, näm-

lich seine Urbanität.

Den New Jungle als eine Stadt zu erkennen, war unter seinen Bewohner_innen wie

auch bei französischen Beobachter_innen und Forscher_innen nicht so außergewöhn-

lich wie im deutschen Diskurs. Die Architekturen und Strukturen, die Formen der

Improvisation und der Selbsthilfe, die einsetzenden Entwicklungsschübe und Wachs-

tumsdynamiken unterscheiden sich nicht wesentlich von prekären urbanen Siedlun-

gen des globalen Südens und waren etwa im Prozess der Industrialisierung auch

in den Peripherien europäischer Städte gängig. Historisch gingen sie außerdem den

(im traditionellen eurozentrischen Verständnis) regulären Städten voraus, wenn et-

wa komplexe mittelalterliche Siedlungen spezialisierter Handwerkergruppen durch

ihre Einbindung in Fernhandelsnetzwerke eine ökonomische Macht akkumulierten

und diese taktisch einsetzten, um ihre Autonomie gegenüber dem Landesherrn zu

stärken. Solche historischen Siedlungen an der Schwelle zur Stadt waren Gemeinwe-

sen in einem räumlich-zeitlich-rechtlichen Zwischenzustand, in dem sie typologisch

nicht mehr als Dorf oder Zwecksiedlung begriffen werden konnten, jedoch (noch)

keine Stadt im Sinne jener Attribute waren, die im heutigen Alltagsverständnis die

Stadtwerdung markieren, also etwa die formale Zuweisung oder Anerkennung eines

bestimmten Rechtsstatus (›Verleihung der Stadtrechte‹), die Akkumulation von Res-

sourcen, Wissen und Privilegien (z.B. Marktrecht, Zunftwesen, Gerichtsbarkeit) oder

die Ausführung bestimmter Architekturen (z.B. Stadtmauer, Rathaus). Diese räum-

liche Verdichtung und zunehmende Autonomie bedeutete immer auch eine soziale

Transformation, nämlich die Herausbildung einer differenzierten und nicht mehr al-

lein durch persönliche Bekanntschaft konstituierten Stadtgesellschaft, oft einherge-

1 | Zur Analyse der Calaiser Grenzsituation und der Jungles vgl. an erster Stelle die von ei-

nem Autor_innenkollektiv um Michel Agier vorgelegte Monographie (Agier et al. 2018). Eine

deutschsprachige Geschichte der Jungles schrieb einer der Autoren dieses Beitrags gemeinsam

mit Uwe Schlüper (Müller/Schlüper 2018). Allgemeine Beschreibungen des New Jungle in die-

sem Beitrag beruhen, sofern keine anderen Quellen angegeben werden, hierauf. Für ihre Un-

terstützung bei Recherchen in Calais danken wir stellvertretend für viele Philippe Wannesson,

Johannes Maertens und der Calais Migrants Solidarity, deren Beobachtungen ebenfalls ein-

flossen. Entscheidende Hinweise auf aktuelle Diskussionen über Urbanisierung und ephemere

Städte gab uns Anna Weber, RWTH Aachen. Auch ihr gilt unser Dank.
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hend mit der Nutzung von Migrationen und Mobilitätsbeziehungen zu anderen Städ-

ten und der Herausbildung einer zentralörtlichen Rolle gegenüber dem Umland. An-

zeichen für die daraus resultierenden Indikatoren von Urbanität, insbesondere Ver-

dichtung, Differenzierung, Zentralörtlichkeit und Autonomie, fanden sich im New

Jungle und wurden zudem von der Herausbildung spezifischer sozialer, ökonomi-

scher, kultureller, sprachlicher und alltagstaktischer Muster begleitet, die, so unsere

These, urban waren.

Insofern ähneln Siedlungen an der Schwelle zur Stadt einander. Sie unterscheiden

sich jedoch, sobald wir das in der westlichen Moderne hegemoniale Stadtkonzept

zu Grunde legen, in einem wesentlichen Punkt: Denn Städte sind in diesem Konzept

durch ihre Permanenz definiert und setzten sich damit von ephemeren Siedlungen wie

beispielsweise Camps ab (Mehrotra/Vera 2017). In diesem engen Verständnis war der

New Jungle keine Stadt, da dort hauptsächlich Migrant_innen on the move lebten, al-

so (vordergründig) keine (und tatsächlich nur eine geringe) Sesshaftigkeit bestand

und auch in baulicher Hinsicht keine auf Dauer angelegten Strukturen erkennbar zu

sein schienen. Diese Sicht verändert sich jedoch, sobald wir Permanenz nicht mehr

als konstitutiv für Urbanität begreifen. Ansätze hierfür bieten Konzepte des 20. Jahr-

hunderts, in denen Urbanität als sozioökonomisches und soziokulturelles Phänomen

begriffen wurde (etwa Georg Simmel und Louis Wirth, vgl. Herz 2013: 499), und ak-

tuelle Forschungen über ›informelle‹, ›prekäre‹, ›kinetische‹ und ›ephemere‹ Formen

von Stadt und Urbanisierung, die ihrerseits an postkoloniale Perspektiven anschlie-

ßen und explizit die Urbanisierung von Flüchtlingscamps in den Blick genommen

haben (ebd.).

Wir werden also einen erweiterten Begriff von Stadt anwenden, der global zu be-

obachtende Prozesse ephemerer Urbanisierung in den Fokus rückt. Doch haben wir

es zugleich mit einem innereuropäischen und innerfranzösischen Kontext zu tun, der

den New Jungle in die Geschichte der sogenannten bidonvilles einfügt. Französische

Autor_innen wie der Soziologe und Urbanist Julien Damon (2017), der Anthropo-

loge Michel Agier (et al. 2018) und der Aktivist und Blogger Philippe Wannesson

(2016, sowie die dort abrufbaren Beiträge) haben den New Jungle als Bidonville

beschrieben und ihn auf diese Weise zu den informellen Siedlungen am Rande der

französisch-algerischen und kontinentalfranzösischen Städte der 1930er bis 1970er

Jahre in Beziehung gesetzt, worauf wir noch zurückkommen werden.

An dieser Stelle ist hinzuzufügen, dass der New Jungle noch in einem weiteren

Kontext zu sehen ist, nämlich der Externalisierung der europäischen Grenzen. Diese

findet hier im Innern der EU statt, nämlich als Externalisierung der britischen Grenz-

kontrollen auf französisches Territorium (vgl. AnArchitektur 2002; Clochard 2007).

Daher gehört der New Jungle auch in die Kategorie exkludierter Lebensorte innerhalb
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der so geschaffenen Grenzräume (vgl. BABELS 2017), für die Agier den Begriff der

»Grenzfalle« (Agier 2016: 58ff.) ins Spiel gebracht hat.

Aufgrund der hohen medialen Aufmerksamkeit, die auf ihn gerichtet war und sich

mit Praxen politischer Aneignung und ideologischer Aufladung verband, war der Jun-

gle zudem emblematisch, d.h. er mutierte unfreiwillig zu einem Symbolort am Kreu-

zungspunkt politischer, sozialer, kultureller und konzeptioneller Krisen des europäi-

schen Integrationsprojekts. Ihn nicht als Stadt — genauer: als eine Stadt außerhalb

des hegemonialen Verständnisses von Stadt — sondern lediglich als ›Camp‹, ›La-

ger‹, ›Sackgasse‹, ›rechtsfreien Raum‹, ›humanitäre Krise‹ oder Objekt humanitärer

Hilfe zu beschreiben, umging das Verstörende und fügte es in einen wohldefinier-

ten Diskurs der ›Flüchtlingskrise‹ und ihrer ›Lösung‹ ein. Damit war der Zugang zu

zwar ambivalenten, aber ebenso produktiven Entwicklungen im gegenwärtigen Eu-

ropa verstellt. »Wir Mitteleuropäer ertragen die Unkontrollierbarkeit von selbstorga-

nisierten Siedlungen seit einigen Generationen nicht mehr«, schreibt Stefan Mörsch

über den New Jungle und weist auf eine Konsequenz hin: »Damit haben wir uns aber

von einer in anderen Teilen der Welt willkommenen Ressource zur Urbanisierung

komplett abgeschnitten« (Mörsch 2016: 216).

Diese Prozesse sind Gegenstand des vorliegenden Essays. Ausgangspunkt ist die

These, dass in Calais eine Transformation der im Vollzug der Migration virulenten

mobile commons hin zu einer Form prekärer Urbanität stattgefunden hat, die wie-

derum eine enorme Dynamik, Komplexität und Effizienz hat entfalten können. Diese

Entwicklung geschah nicht voraussetzungslos, sondern erstreckte sich über mehr als

ein Jahrzehnt und war durch die spezifischen Bedingungen der französisch-britischen

Grenzregion und des Grenzregimes, der Geschäftsmodelle der auf Grenzpassage spe-

zialisierten Dienstleister, der Interessen und Strategien der beiden Regierungen, der

Handlungsspielräume der lokalen Behörden, der Nutzbarkeit eigener und fremder

Ressourcen, der Einbindung in zivilgesellschaftliche Netzwerke, der Vielschichtig-

keit solidarischer Praxen und nicht zuletzt durch das Migrationsgeschehen selbst

strukturiert. Wir werden uns dieser Stadt zunächst auf der Ebene der politischen

und visuellen Geographie annähern, bevor wir einige Indikatoren ihrer Urbanität be-

schreiben, einige theoretische Zugänge skizzieren und einen Blick auf die Situation

nach der finalen Zerstörung im Herbst 2016 werfen.

ZWEI ORTE UND DIE DISTANZ ZWISCHEN IHNEN

Der New Jungle trug verschiedene Namen: La Lande, also Brachland oder Heide,

hieß er im offiziellen Sprachgebrauch, wo er auch als ›toleriertes Camp‹ bezeichnet
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Das Zentrum des New Jungle, im Hintergrund die weißen Zäune entlang der Autobahn zum

Fährhafen. (Foto: T. Müller, Oktober 2016)

wurde. In diesem sprachlichen Muster erschien er gleichsam als leerer Raum im Zu-

stand einer zugestandenen, jedoch namen- und formlosen (informellen) Zwischen-

nutzung. Jungle hingegen hieß die Siedlung bei ihren Bewohner_innen, bei Akti-

vist_innen und Helfer_innen, bei der lokalen Bevölkerung, bei den meisten Medien

und nicht zuletzt bei rassistischen und rechtsextremen Gruppen. Positiv verstanden

repräsentierte der Name Jungle eine Kontinuität innerhalb einer langen Reihe aufein-

ander folgender oder parallel zueinander bestehender Siedlungen von Migrant_innen,

die in Calais seit den späten 1990er Jahren nachgewiesen sind und seit Mitte der

2000er Jahre als Jungles bezeichnet werden.

Der Begriff ist eng verbunden mit einer Waldparzelle, die inselartig am östlichen

Rand von Calais liegt und seit etwa 20 Jahren immer wieder genutzt, besiedelt und

geräumt worden ist. Das paschtunische Wort Dzhangal bedeutet Wald und existiert in

ähnlicher Form in einer Vielzahl von Sprachen (z.B. pers. jangal, hindi jam. gal, arab.

daγal, eng./frz. jungle, dt. Dschungel). Es bezeichnete also sowohl die Topographie

des Siedlungsplatzes als auch die Siedlung selbst, ging auf eine Anzahl weiterer Sied-

lungen in Calais über und wurde zudem ortsunabhängig für einen bestimmten Typus
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von Siedlungen benutzt. Wir haben es also mit einem vielschichtigen und polyglotten

Terminus zu tun, der jede dieser Siedlungen in ein Netz anderer Orte entlang von Mi-

grationsrouten und an schwer passierbaren Grenzen einordnet. Der Zusatz New mach-

te deutlich, dass die hier beschriebene Siedlung nicht einfach nur ein Jungle wie die

vorausgegangenen war. Denn waren dies Landbesetzungen, so war er zugewiesenes

Land; er war Mittel staatlichen Handelns, war in eine Strategie von Raumentzügen

und Raumzuweisungen eingebettet und trug Züge eines Gettos.

Der New Jungle existierte von April 2015 bis Anfang November 2016. Er erstreck-

te sich über eine Brachfläche von etwa einem Kilometer Länge und einem halben

Kilometer Breite; dies entsprach etwas mehr als der Hälfte der Fläche des Altstadt-

kerns von Calais. Nach Süden und Osten war das Gelände durch öffentliche Stra-

ßen begrenzt. Nach Norden grenzte es an die ehemalige Jugendfreizeiteinrichtung

Centre Jules Ferry, die im Januar 2015 als Tageszentrum für die informell in Calais

lebenden Migrant_innen reaktiviert worden war. Diese Maßnahme war Teil einer ver-

änderten staatlichen Strategie, die in offiziellen französisch-britischen Erklärungen

dieser Phase als »Managing Migratory Flows in Calais« (Joint declaration 2015) be-

zeichnet wird. Das Zentrum war kofinanziert von der Europäischen Kommission und

wurde von der privaten Organisation La Vie Active betrieben. Es bot Zugänge zu

Nahrung, Wasser, Duschen, Waschmaschinen, medizinischer Hilfe und elektrischem

Strom, jedoch keine allgemein nutzbaren Unterkünfte, sondern lediglich (und nicht

von Anfang an) ein Lager für eine begrenzte Anzahl von Frauen und Kindern, dessen

Kapazität nicht ausreichte und dessen Aufnahmekriterien strikt waren. Das Centre Ju-

les Ferry fungierte dadurch als Magnet, der die in Calais lebenden Migrant_innen auf

das zur Besiedlung vorgesehene Brachgebiet lenkte. Eine Welle von Räumungen und

Räumungsdrohungen verstärkte den Druck, dorthin umzuziehen. Der Ursprung des

New Jungle war genau diese staatliche Intervention. Etwas später wurde dem Centre

Jules Ferry außerdem ein Containerlager für 1.500 Migrant_innen angegliedert, das

wie eine staatliche Exklave inmitten des gewachsenen Jungle lag und bereits visuell

einen radikalen Gegenentwurf darstellte. Das Lager sollte als ›Abfluss‹ der ›Migrati-

onsströme‹ in ein Netz dezentraler Aufnahmeeinrichtungen dienen. Da diese jedoch

nicht in ausreichender Zahl existierten, erzeugte auch das Containerlager einen ›Ma-

gneteffekt‹ auf Migrant_innen, die den New Jungle als Zugang zum französischen

Asylsystem nutzten oder ihr britisches Migrationsziel aufgegeben hatten.

Die wichtigste Grenze des New Jungle war jedoch seine Westseite. Die Siedlung

grenzte dort in ihrer gesamten Länge an die stark frequentierte Zubringerautobahn

zum Fährhafen. Die vorletzte Ausfahrt vor Erreichen des Hafens führte unmittelbar

an den Jungle heran. Kein anderer Jungle hatte einen so direkten Zugang zu diesem

Straßenabschnitt besessen, auf dem der Lastkraftverkehr — das am häufigsten ge-
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nutzte Hilfsmittel zur Grenzpassage — zu den Fähren gelangte und sich oft genug

staute. Die mit britischen Geldern entlang der Autobahn errichteten Hochsicherheits-

zäune endeten zunächst genau in der Mitte des New Jungle und wurden erst ab Mai

2016 bis zu dessen Ende verlängert, wo im Oktober 2016 der weitere Ausbau in Form

einer Mauer begann. Diese Sperranlagen waren Teil der auf französisches Gebiet vor-

verlagerten, dort mehrfach gestaffelten und zonal gegliederten britischen Grenze, so-

dass der New Jungle gewissermaßen eine Siedlung in der (verräumlichten) Grenze

war. Die am New Jungle vorbeiführende Autobahn war daher Schauplatz unzähliger

Migrationsversuche und ihrer Abwehr: Migrant_innen versuchten einzeln, in Klein-

gruppen oder in größeren Schwärmen auf die Autobahn zu gelangen, sie nutzten oder

erzeugten Staus, und immer wieder kamen Menschen zu Tode. Die entlang der Zäu-

ne postierten Polizist_innen der Compagnies Républicaines de Sécurité (CRS) setz-

ten massive Gewalt ein, um die Annäherung an die Autobahn zu unterbinden. Ihre als

gassings bezeichneten Salven von CS-Gas weiteten sich vom Vorfeld der Grenzzäune

zu Beschießungen der angrenzenden Wohnviertel aus und konnten sich zu täglichen

(genauer: nächtlichen) Routinen mit großflächiger Wirkung steigern.

Diese unmittelbare Grenzlage beeinflusste die räumliche Entwicklung der Sied-

lung massiv und stellte eine doppelte, ambivalente Sichtbarkeit her: Der Migrations-

pfad nach Großbritannien war hinter dem weißen, doppelten und beleuchteten Grenz-

zaun vom New Jungle aus gut sichtbar und verlief erhaben oberhalb einer Böschung,

während der Jungle für jeden, der die Autobahn passierte, hinter einem bewachten

Zaun dalag. Frühere Jungles waren zwar ebenfalls in taktisch günstiger Lage entstan-

den, jedoch dem Blick der Öffentlichkeit entzogen gewesen. Gleichzeitig wirkte die

Autobahn wie ein Wall, der den New Jungle und Calais optisch voneinander trennte

und eine rund sieben Kilometer weite Distanz zwischen die beiden Orte legte.

Die so geschaffene politische und visuelle Geographie stand in radikalem Kontrast

zur vorausgegangenen Situation, die sich als ein Heraustreten der Migrant_innen aus

der Klandestinität und ihr Hineintreten in den öffentlichen Raum der Stadt fassen

lässt.

Ab 2009 hatte sich aus dem Zusammentreffen migrantischer Communities mit

der No borders-Bewegung, die im Kontext der Calais Migrant Solidarity kontinu-

ierlich präsent blieb, eine hohe soziale und politische Dynamik entfaltet, die mit ei-

ner Reihe weiterer Entwicklungen und Konflikte zusammenfiel. Dazu gehörten eine

langanhaltende Strukturkrise der Region und ein Rechtsruck innerhalb der Stadtge-

sellschaft (um 2008), die Fortifikation der Grenzverkehrsanlagen und die Implemen-

tierung hoch entwickelter Technologien der Migrationsbekämpfung (seit 2001) sowie

die Etablierung polizeilicher Routinen im Grenzbereich legaler und illegaler Hand-

lungen einschließlich einer hohen Bereitschaft zur Gewalt (seit 2003). Hinzu kamen
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Hölzerne, durch Folien isolierte Wohnhütten im Zentrum des New Jungle. Die Nummern an

den Wänden stammen aus Einwohnerzählungen, die Hilfsinitiativen mehrfach durchführten.

Durch das nasse Gelände führt ein provisorischer Weg. (Foto: T. Müller, April 2016)

die Verknappung der Migrationsmöglichkeiten bei gleichzeitigem Anstieg der Zahl

und Aufenthaltsdauer der Migrierenden, die Entstehung lukrativer Geschäftsfelder

für Schmuggler_innen mit fließenden Übergängen zur organisierten Kriminalität und

zu ausbeuterischen Ökonomien, ein massiver Anstieg der verlangten Preise, wieder-

kehrende Verteilungskämpfe zwischen migrantischen Gruppen, steigende internatio-

nale Medienaufmerksamkeit und die Verortung der Calais-Thematik auf höchster po-

litischer Ebene Frankreichs und Großbritanniens — aber auch eine Pluralisierung und

Professionalisierung solidarischer und humanitärer Interventionen sowie eine Anpas-

sung der mobile commons an die Situation der Grenzfalle.

In Calais hatte es schon länger sowohl kleine Camps als auch stille Besetzun-

gen leerstehender Gebäude gegeben, die teils selbstorganisiert erfolgten und teils

von Schleusergruppen kontrolliert waren, die vor Ort als ›mafias‹ bezeichnet wer-

den. Indem No borders nun zusätzliches Erfahrungswissen — etwa zur vorüberge-

henden rechtlichen Absicherung eines besetzten Gebäudes — einbrachte, wurden

größere Wohn- und Sozialzentren mit erheblich besseren Lebensbedingungen mög-
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Geschäftsviertel im New Jungle. (Foto: T. Müller, April 2016)

lich, die außerhalb der informellen Macht- und Gewaltverhältnisse standen und zu-

gleich Ausgangspunkte weiterer Interventionen waren (vgl. Calais Migrant Solidarity

o.J.,2015a). Stellte bereits dies eine sichtbare Aneignung urbaner Ressourcen dar, so

machten demonstrative Camps an exponierten Stellen der Innenstadt und das öffent-

liche Einfordern des Rechts auf Mobilität in den Jahren 2013/14 (vgl. Mörsch 2016:

213f.) unübersehbar, dass eine neuartige soziale Bewegung und Realität entstanden

war, die die öffentliche Wahrnehmung der Stadt überlagerte und ›Calais‹ gleichsam

neu definierte: als die Stadt mit den Jungles. All dies ließ die administrativen Routi-

nen einer Verdrängung des ›Problems‹ an die Peripherie und in die Unsichtbarkeit ins

Leere laufen und bewirkte einen Rückgriff auf Taktiken der Raumzuweisung außer-

halb des städtischen Raumes, wie sie in Calais bereits in den Jahren 1999 bis 2002

praktiziert worden waren.2

2 | Zwischen 1999 und Ende 2012 waren die Calaiser Migrant_innen in einem Hallenkomplex

in der Nachbargemeinde Sangatte untergebracht. Nach der Schließung und dem Transfer eines

Teils der Migrant_innen nach Großbritannien wurde Sangatte zum Symbol eines ›Magneteffek-
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Das zentrale Element dieses Strategiewechsels war der New Jungle. Im Gegen-

satz zur Aneignung und Neudefinition des städtischen Raums war er ein Ort und ein

Mittel der Exklusion und Einkapselung — und insofern ein »racial ghetto« (Calais

Migrant Solidarity 2015b). Er verlagerte das auf städtischer Bühne vor internationa-

lem Publikum sichtbar gemachte Grenzspektakel zurück in die Peripherie und an/in

die Grenze.

Dieser Raumentzug durch Raumzuweisung stoppte die Dynamiken der Jungles

allerdings nicht, sondern verdichtete sie in einer Art und Weise, die Urbanisierung

bedeutete (vgl. Hanappe 2015, 2016a, 2016b, 2017). Auf dem Stadtgebiet von Ca-

lais entstand — in angemessener Distanz und hinter einer optischen Barriere — eine

zweite Stadt. Es muss an dieser Stelle nicht dargelegt werden, dass der Lebensalltag in

dieser zweiten Stadt von extremer materieller Not, von Mangelwirtschaft, physischen

und psychischen Verletzungen und nicht zuletzt von massiven Gewalterfahrungen ge-

prägt war — seien es Formen legaler und illegaler Polizeigewalt, alltäglicher und or-

ganisierter Kriminalität, kommerzieller und sexueller Ausbeutung, Verteilungskämp-

fe und Rassismen zwischen den Gruppen, Angriffe durch die extreme Rechte oder

die der Grenze selbst inhärente Gewalt: Im französisch-britischen Grenzraum sind

mehr Todesfälle von Migrant_innen — insgesamt über 200 — dokumentiert als in

jeder anderen Region im Zentrum der EU.3 Es wäre also völlig richtig, den New Jun-

gle als Schauplatz einer humanitären Krise zu begreifen (vgl. Dhesi/Isakjee/Davies

2015). Jedoch neigen wir dazu, die Perspektive zu verändern und ihn als eine mög-

liche Form der Krisenbewältigung zu sehen, die gerade dadurch funktionierte, dass

sie den Dispositiven des Migrationsmanagements weitgehend entzogen war und von

ihnen erst spät und niemals ganz okkupiert werden konnte.

Zwischen den beiden Orten Calais und New Jungle lagen mithin nicht nur sieben

Kilometer und eine optische Barriere, sondern eine sehr viel tiefere Grenze. Man kann

den New Jungle als extraterritorialen Raum begreifen, der gleichsam aus der Staat-

lichkeit ausgekapselt war und in dem sich staatliches Handeln völlig anders darstell-

te als in der ›normalen‹ Außenwelt, sei es durch radikale Abwesenheit, punktuelle

Eingriffe oder massive Intervention. Das Verhalten insbesondere der Polizei im New

Jungle glich typologisch eher dem Verhalten einer Besatzungs- oder Kolonialmacht

und stellte damit eine Art informellen Ausnahmezustand her, in dem gängige Normen

suspendiert waren. Diese Suspension von Normen und Normalitäten im ›Grenzraum‹

tes‹, den es unbedingt zu vermeiden gelte (vgl. AnArchitektur 2002; Clochard 2007: 246–254,

280ff.).

3 | Übersichten der Todesfälle finden sich in Form einer Zeitleiste unter timeglider.com sowie

kartographisch in: Lequette/Le Vergos 2016: 104f. Von einem Dunkelfeld ist auszugehen.

http://timeglider.com/timeline/65ecd96fa599a9c6
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scheint der modernen europäischen Konzeption von Grenze eingeschrieben zu sein

(vgl. am Beispiel der ›Grenzmarken‹: Ratzel 1892) und war historisch in sehr un-

terschiedlichen Situationen wirksam (z.B. Schaffung eines cordon sanitaire oder ei-

nes Glacis, Vorhalten militärischer Ressourcen, taktisch betriebene Siedlungs-, Min-

derheiten- oder Vertreibungspolitiken, Ideologisierung der Grenze zum Kampfraum

usw.). Eine solche Grenze zwischen einem Raum der Geltung und einem Raum der

Suspension staatlicher Normalität verlief also zwischen Calais und dem New Jun-

gle. Diese waren nicht nur Städte ungleicher Kategorie — formell/regulär/permanent

versus informell/prekär/ephemer, sondern lagen in gewissem Sinne nicht einmal im

gleichen (im Sinne von: gleichförmigen) Staat.

INDIKATOREN VON URBANITÄT

Kennzeichen einer urbanen Entwicklung waren im New Jungle leicht erkennbar und

sollen nun auf dem Zeithorizont ihrer maximalen Entfaltung im Herbst 2016 umrissen

werden. Die Bewohner_innen stammten zu dieser Zeit vor allem aus dem subsahari-

schen östlichen Afrika und aus den Krisengebieten des Mittleren und Nahen Ostens.

Gemeinsam war den meisten die Beherrschung der englischen Sprache, oft verbunden

mit einer anglophilen Mentalität oder biographischen, familiären oder freundschaft-

lichen Beziehungen nach Großbritannien. Die meisten waren männlich und unter 25

Jahren alt, der Anteil der oft unbegleiteten Kinder und Jugendlichen war hoch. Die

größte und am stärksten wachsende Gruppe bildeten die Sudanes_innen (häufig aus

Darfur), deren Anteil zwischen April und Oktober 2016 von 35 % auf 43 % zunahm.

Aus den Nachbarländern Äthiopien (meist Oromo) und Eritrea kamen rund 10 %

bzw. 4 %, aus Afghanistan und Pakistan rund 30 % bzw. knapp 10 %. Hinzu kamen

Menschen aus Syrien, Kurdistan, Irak, Iran, Kuwait, Palästina, Tschad und anderen

Ländern (vgl. Refugee Rights Data Project 2016a/b/c/d). Mitunter wechselten größe-

re Gruppen in andere Jungles und Lager, etwa nach Grande-Synthe bei Dunkerque

oder Paris, oder kamen aus diesen (etwa nach Räumungen) in den New Jungle.

Die Aufenthaltsdauer im New Jungle divergierte von wenigen Wochen bis zu vie-

len Monaten. Zwischen 12 % und 17 % der Menschen gaben außerdem an, bereits

länger als ein Jahr dort zu leben und/oder gar nicht (mehr) nach Großbritannien

weiterreisen zu wollen (vgl. Refugee Rights Data Project 2016c/d). Sie waren also

bis auf weiteres ansässig geworden. Neben Transitmigrant_innen auf dem Weg nach

Großbritannien traten solche, die einen Weg in das französische Asylsystem such-

ten, während eines bereits laufenden französischen Asylverfahrens obdachlos waren,

den Jungle einer zugewiesenen Unterkunft vorzogen, das Verstreichen der Dublin-III-



140 | Thomas Müller, Sascha Zinflou

Hamam (links) und Zahnarzt im Zentrum des New Jungle. (Foto: T. Müller, April 2016)

Überstellungsfristen abwarteten, mehrere Optionen parallel verfolgten, einfach nur

orientierungslos waren oder im New Jungle ein Auskommen gefunden hatten. Man-

che, darunter zahlreiche unbegleitete Minderjährige, erfüllten alle Voraussetzungen

einer legalen Einreise nach Großbritannien, waren jedoch von den zur Realisierung

erforderlichen Verfahren und Informationen abgeschnitten. Auch kriminelle Gangs

hatten sich im New Jungle angesiedelt und nutzten ihn beispielsweise als Absatz-

markt für Drogen.

Aufgrund staatlicher Interventionen gliederte sich der Jungle in mehrere Zonen mit

ungleichen Nutzungsmöglichkeiten. So war Anfang 2016 zunächst der Randstreifen

entlang der Autobahn und kurz darauf der bis dahin am stärksten besiedelte Süd-

teil des Jungle, die Southern Section, geräumt und planiert worden. Die staatlichen

Maßnahmen schufen eine Pufferzone im Vorfeld der Grenzzäune und sollten eine

Räumung der gesamten Siedlung einleiten, die jedoch wegen der Anzahl der Bewoh-

ner_innen (etwa 6.000), der begrenzten Kapazitäten des Containerlagers (1.500), dem

Fehlen alternativer Unterkünfte und einem mehrwöchigen Widerstand, darunter ein

Hungerstreik, zunächst scheiterte. Außerdem bewirkte eine gerichtliche Interventi-

on, dass einige Gemeinschaftseinrichtungen der Southern Section, nämlich zwei Mo-
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scheen, eine Kirche, zwei Schulen, eine Bibliothek und Jugendeinrichtungen, nicht

zerstört werden durften. Sie lagen daher inselartig in einem glacisartigen Vorfeld der

Grenze, in dem die Polizei jegliche Neubesiedlung verhinderte.

Mit den Räumungen hatte sich der Schwerpunkt des Jungle in den Nordteil, die

Northern Section, verlagert. Man betrat sie durch ein ursprünglich zwischen beiden

Sektionen gelegenes Gewerbeviertel, wo Teestuben, Restaurants, Imbisse und klei-

ne Läden die Straße säumten. Diese führte in den Kern der Northern Section, wo

sich ein Zentrum mit weiteren gewerblichen Betrieben, Gemeinschaftseinrichtungen,

Moscheen und Unterkünften herausbildete. Die eigentlichen Wohnquartiere umring-

ten das Zentrum und füllten mit der Zeit jede nutzbare Fläche. Diese Verdichtung

war das Resultat der genannten Teilräumungen und ging mit einem rapiden Bevölke-

rungszuwachs einher: Eine sich binnen fünf Monaten verdoppelnde Einwohnerschaft

siedelte auf weniger als der Hälfte der ursprünglichen Fläche. Lebten im April 5.188

Menschen im Jungle,4 waren es im Juli 7.037 und im September 10.188, bevor die

Zahl, bedingt durch Abwanderung im Vorfeld der finalen Räumung, auf 8.143 im

Oktober 2016 sank (vgl. die Verweise bei Müller/Schlüper 2018: 74). Dies bedeutet

einen monatlichen Zuwachs von rund tausend Personen, sodass die Bevölkerungszahl

ohne den Effekt der Räumung am Jahresende 2016 wohl bei etwa 14.000 gelegen hät-

te. Ein Gedankenspiel verdeutlicht den Grad der Verdichtung: Hätten die Behörden

sich entschlossen, die Gesamtfläche des New Jungle wieder freizugeben, und wäre

diese in gleicher Dichte besiedelt worden, so hätten dort etwa halb so viele Menschen

gelebt wie in der 76.000-Einwohner-Stadt Calais.

In physischer Hinsicht mischten sich im New Jungle Bauformen unterschiedli-

cher Materialität, Qualität und Funktionalität. Neben Gebäuden aus Euro-Paletten,

Baustellenzäunen und Decken gab es Viertel aus seriell gefertigten Holzhütten und

Bereiche, in denen ausgemusterte Campingzelte dominierten. Diese repräsentierten

unterschiedliche Phasen der Entwicklung, denn war die Verwendung von Europalet-

ten und Zäunen die gängige Bauform der vorausgegangenen Jungles, so wurden die

Hütten von europäischen Freiwilligen außerhalb des Jungle in großer Anzahl seriell

vorgefertigt, bevor der Bedarf nicht mehr befriedigt werden konnte und immer stär-

ker auf Zelte minderer Qualität zurückgegriffen werden musste. Ein genaueres Bild

dieser Siedlung zeichnet der Architekt Cyrille Hanappe, der sie umfassend dokumen-

tiert, erforscht und durch die Erstellung eines plan guide (Hanappe 2016c) beeinflusst

hat:

4 | Die Zahl war im Zuge der Räumung der Southern Section gesunken.
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»Die Bewohner des Jungle sind unabhängig von ihrer Herkunft meist

städtische Zeitgenossen, die von einem guten Bildungsniveau profitiert

haben und in einer Welt leben, die vernetzt und für die Kulturen der

Welt offen ist. Ihre Art, Lebensräume zu konzipieren, zu konstruieren

und in ihnen zu leben, ist dennoch intrinsisch durch Herkunftskultu-

ren geprägt, die jeweils unterschiedliche Typologien definieren: Alle

haben Architekturen und besondere Wohnformen erfunden, die ihrem

Selbstverständnis und ihrer Art des Zusammenlebens entsprechen. Die

Sudanesen haben sich um einen rechteckigen gemeinsamen Hof grup-

piert, der durch klar definierte und identifizierte Funktionen strukturiert

ist; die Architekturen sind ergonomisch und effektiv: Ein verschlosse-

nes Vorratslager zum Schutz vor Schädlingen, eine offene und lufti-

ge Küche, ein Saal zum Speisen und für größere Versammlungen, gut

beleuchtet und windgeschützt, während die Schlafräume dunkel und

niedrig sind, um die Wärme zu halten. Die Strukturen der Eritreer sind

kleiner und geschmeidiger, während die Afghanen die größten Gebäu-

de geschaffen haben, die vor allem als Restaurants dienen. Die [nicht-

migrantischen Hilfs-] Vereinigungen haben ihrerseits ökologische Holz-

häuser für jeweils weniger als 400 Euro gebaut, die zu Hunderten in

allen Teilen des Jungle für die zuletzt Angekommenen aufgestellt wer-

den.« (Hanappe 2016a)5

Eines der aufschlussreichsten Gebäude war die äthiopisch-orthodoxe St. Michael’s

Church of the Jungle,6 die nach der Teilräumung inselartig in der Southern Secti-

on lag. Sie war das wohl am häufigsten abgebildete und beschriebene Bauwerk aller

Calaiser Jungles, vielleicht, weil sie ein Schnittpunkt zwischen dem sich als christ-

lich begreifenden Europa und der christlichen Gemeinschaft des New Jungle war und

auf viele europäische Besucher_innen eine hohe emotionale oder spirituelle Wirkung

ausübte. Die Anlage glich mit ihrer bewachten Pforte und ihrem mit Nebengebäuden,

5 | Dieses und alle weiteren Zitate von Hanappe aus dem Französischen übersetzt durch die

Autoren.

6 | So die englische Übersetzung der Inschrift über dem Portal. Für die Übersetzung aus dem

Tigrinischen und für wertvolle Hinweise über die äthiopisch-orthodoxe Kirche danken wir dem

Bischof von Adigrat/Äthiopien. Die äthiopisch-orthodoxe Kirche geht auf spätantike Ursprünge

zurück und war durch die Ausbreitung des Islam von der übrigen Ostkirche getrennt, sodass

sie zahlreiche Besonderheiten bewahrte bzw. entwickelte, aber auch aus dem Blickfeld der

europäischen Theologie verschwand.
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überdachten Bänken und Pflanzungen versehenen Innenhof einem Kloster, ohne ein

solches zu sein. Vielmehr entsprach die Anlage den Erfordernissen der äthiopisch-

orthodoxen Liturgie, während der Kirchenbau selbst wohl aufgrund der begrenzten

Ressourcen von traditionellen Bauformen (wie Oktogon, Kreis, Arche) abwich und

eher einer kleinen mitteleuropäischen Kirche ähnelte. Mit ihrem Innenhof bildete die

Kirche zudem einen Raum, der nach traditionellen Vorstellungen dem besonderen

Schutz der Engel und Heiligen unterstand. Auch das Patrozinium des Erzengels Mi-

chael symbolisierte die Hoffnung auf Schutz und ließ sich auf die biblische Erzählung

des Exodus beziehen. Wir können daher nur erahnen, welche Bedeutung dies für ei-

ne Gemeinde hatte, deren Mitglieder on the move waren. Der Kirchenbau selbst war

bereits der dritte in Folge, von denen der erste in einer früheren Siedlung gestanden

hatte und der zweite einem Feuer zum Opfer gefallen war. Mit jedem Wiederaufbau

war das Gebäude vergrößert und danach weiter ausgeschmückt worden, wobei äthio-

pische und mitteleuropäische Ikonographien sich vermischten. In gewisser Weise de-

mentierte die Kirche damit die Folge der Raumentzüge, der die Jungles unterworfen

waren, und manifestierte stattdessen eine Kontinuität der Gemeinde, deren Mittel-

punkt und Monument sie war. Sie war daher ein gutes Beispiel für die Herausbildung

einer tendenziell permanenten (ihrem Selbstverständnis gemäß: ewigen) Institution

im Kontext ephemerer Urbanisierung.

In diesen Beispielen zeigt sich die hohe Bedeutung der jeweiligen Herkunft für

die Ausdifferenzierung der Stadt. Insbesondere die Wohnviertel waren in der Re-

gel, aber nicht zwingend homogen und oftmals durch Anlehnung an das Gelände

(z.B. Bewuchs) oder durch die Erschließung über sich verzweigende Sackgassen in

Distanz zueinander angelegt (ein z.B. in frühneuzeitlichen osmanischen Städten gän-

giges Prinzip zur Schaffung von Konvivalität; vgl. Riedler 2018). Dennoch bestand

(wie auch in diesen) keine durchgängige ethnische Segregation, denn ebenso exis-

tierten gemischte Viertel, indifferente Zonen sowie gemeinschaftlich genutzte Räume

und Institutionen. Hinzu kamen andere Formen der Differenzierung, etwa ein speziell

für Familien und Kinder reserviertes Viertel, das durch seine Lage in einer Lichtung

und einen besonderen Zugang vom übrigen Jungle getrennt war. Auch bildeten sich

soziale, politische und kulturelle Initiativen heraus, die sich nicht über Ethnizität und

Herkunft definierten, sondern, wie etwa Refugee’s voice, auf eine Überwindung der

Binnengrenzen zielten (vgl. Calais writers 2016: 166, 236f.).

Allerdings agierten im New Jungle auch kriminelle Gruppen bzw. mafias homo-

gener Herkunft, die sich für die eigene Gruppe oder zur Akkumulation von Kapital

die Kontrolle über bestimmte Wohnquartiere, Essenausgaben und Migrationsgele-

genheiten (z.B. Zugänge zur Lkw-Parkplätzen) aneigneten, jedoch miteinander kon-

kurrierten. Ihre Claims zogen unsichtbare Grenzen durch die Siedlung, zonierten ihr
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Der Jungle Shop, eine von zahlreichen Kleinhandlungen im New Jungle. (Foto: T. Müller, Ok-

tober 2016)

Umfeld und waren der Hintergrund wiederkehrender Eskalationen, die vordergrün-

dig als ›ethnische Konflikte‹ erscheinen konnten, tatsächlich jedoch Hegemonie- und

Verteilungskonflikte waren. Während der größten dieser Auseinandersetzungen wur-

de am 26. Mai 2016 ein gesamtes sudanesisches Viertel von afghanischen Gruppen

niedergebrannt. Da solche Konflikte entlang ethnischer Linien eskalierten, war eine

Konvivalität begünstigende Siedlungsstruktur, die auf räumliche Distanz aufbaute,

elementar für die Reduktion von Risiken und Gewalt (Hanappe 2016c). Diese Di-

stanz aber war mit der Verdichtung infolge des staatlichen Raumentzugs immer we-

niger gegeben, was die Risiken potenzierte.

Einen interessanten Blick auf die Urbanität des New Jungle eröffnet die Aktivistin,

Anarchistin und Migrationsforscherin Natasha King, indem sie die Binnenperspekti-

ve ihres Aufenthalts in verschiedenen Calaiser Jungles und ihr Erfahrungswissen aus

dem Kontext der Calais Migrant Solidarity einbezieht. Ihr Interesse richtet sich weni-

ger, wie bei Hanappe, auf die architektonischen und städtebaulichen Aspekte, sondern

auf die Herausbildung einer spezifischen Kultur und einer u.a. an sprachlichen Neu-

schöpfungen ablesbaren Hybridität. Sie verweist damit auf die Transformation der in
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Das Kids Café im Gewerbeviertel des New Jungle war ein informelles Jugendzentrum mit kos-

tenlosem Zugang zu WLAN, Getränken, Nahrung, Informationen und Spielen. (Foto: Oktober

2016)

der Grenzfalle nicht nur wirksam gebliebenen, sondern miteinander interagierenden

mobile commons in ein hybrides Gemeinwesen:

»They [the inhabitants] raised the Jungle from being a place of mere

survival, to one where people grew, shared things, and created others. It

was, in other words, its own culture, and one that brought together many

different influences: a hybrid of customs, fashions, cuisines and langua-

ges; of different kinds of music and dance; different customs for sharing

a meal, for celebrating, or drinking coffee or alcohol. Language was a

good example. A lexicon emerged that became commonly shared. For

instance, kubba: meaning stuff, or bric-a-brac, a word that apparently

traced a heritage from the Sudanese Arabic word for rubbish, came to

be used to refer to all the aid, especially clothing, that was brought to

the Jungle; zarouk: also from Sudanese Arabic, meaning rocket, deno-

ted a newcomer to the Jungle; its opposite, makana, meaning machine,
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denoted someone who had been trying to cross for a long time.« (King

2017)

Die Entstehung solcher Muster ist unseres Erachtens ein starker Indikator für den

Übergang zur Stadt. Kings Forschungen zeigen jedoch, dass dieser Übergang nicht

voraussetzungslos erfolgt ist, sondern an kulturelle und soziale Techniken der voraus-

gegangenen Jungles anknüpfte. Waren diese in den Jahren ab 20037 aus extrem pre-

kären Verstecken entstanden, so hatten sich seit Mitte der 2000er Jahre große Jungles

mit einigen hundert, manchmal mehr als tausend Menschen und einer zunehmend

multiethnischen Struktur herausgebildet, deren Bewohner_innen sich zu communities

of care zusammenfanden. Auch die Entstehung erster gewerblicher Betriebe sowie

religiöser und kultureller Stätten fällt in diese Phase (vgl. King 2016: 107f.; Mörsch

2016). Im New Jungle nahm all dies eine Vielschichtigkeit und Qualität an, die sich,

so King, gängigen Begrifflichkeiten und Denkmustern entzog. Sie selbst deutete dies

als eine Form von Subversion.

»Many came to celebrate the Jungle for the ›cultural melting pot‹ that it

was. But what made it subversive was that this was a culture of outsi-

ders. It signalled the resilience of the people living there, and that was

a provocation to the French and British authorities. It was a culture that

embodied lawlessness. That it was populated by people who were conti-

nually undermining the border regime, or that at least six mosques exis-

ted in a district of perhaps 6 [wohl: 0,6; d. Verf.] square kilometres on

French territory, seems unthinkable in any other part of Europe. Jungle

culture was also subversive in the way that it never amounted to any sin-

gle overriding system. Instead, numerous different ways of being existed

alongside each other — not in some kind of harmony, nor with any one

way dominating. It was never the regulated, organised and secure space

of a refugee camp, but a cacophony of ideas, cultures and ways of being;

alive with possibility, creativity and chaos. This place was not France.

Neither was it Sudan, nor Afghanistan. It was some strange hybrid: eve-

rybody’s and nobody’s.« (King 2017)

Insofern unterschied sich der New Jungle nicht nur dadurch, wie er urban geworden

war und wie sich die Urbanität manifestierte, von einer Stadt im traditionellen eu-

rozentrischen Sinne, sondern stellte sich ihr als ein sozialer Organismus gegenüber,

dessen Alterität kaum anders denn als Provokation wahrgenommen wurde.

7 | Nach der Schließung des Lagers Sangatte (s. Fußnote 2).
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Zu diesem sozialen Organismus, dessen Benennung als »city« sich auch in Texten

seiner Bewohner_innen findet (Calais writers 2016: 258f.), gehörte allerdings sehr

wohl auch ein Umfeld von Calaisiens sowie von europäischen Staatsbürger_innen

aus anderen Teilen Frankreichs, Großbritannien, Belgien und anderen Ländern. Sie

entstammten unterschiedlichen sozialen, politischen, generationellen und kulturellen

Kontexten und kompensierten die teils verweigerten, teils zu gering bemessenen und

teils an das Verlassen des Grenzraumes gekoppelten Fürsorgeleistungen der franzö-

sischen Behörden. Nur ein Teil dieses Spektrums bestand aus etablierten Verbän-

den und professionellen NGOs, von denen zwei (La Vie Active und ACTED)8 im

staatlichen Auftrag handelten. Die Schlüsselrolle hingegen übernahmen unabhängige

kleinere Organisationen, die im lokalen Kontext entstanden waren, über logistische

Möglichkeiten verfügten, auf Spenden und Freiwillige zurückgreifen konnten und vor

allem eine gute Kenntnis der Situation besaßen. Außerdem arbeiteten beispielswei-

se unabhängige Rechtsberatungen; das Polizeiverhalten wurde dokumentiert; es gab

inoffizielle Schulen, Jugendzentren, Kultureinrichtungen, eine Radiostation, WLAN-

Hotspots und sportliches Equipment. Hinzu kamen Interventionen auf gerichtlicher

und politischer Ebene sowie eine Vielzahl architektonischer, künstlerischer und publi-

zistische Projekte (vgl. exemplarisch Lequette/Le Vergos 2016). Listen der im New

Jungle tätigen zivilgesellschaftlichen Akteure aus dem Jahr 2016 nennen etwa 100

Gruppen ohne die zahllosen Zusammenschlüsse via Social Media. Zwischen dem

New Jungle und ›Europa‹ bildete sich also ein transnationales Feld aus, das ihn auf

sehr vielen Ebenen in die Zivilgesellschaft einband und ihn mit den jeweiligen sozia-

len Netzen, medialen Kanälen, politischen Praxen und kulturellen Ressourcen ver-

band.

8 | Die traditionelle französische Hilfsorganisation La Vie Active betrieb, wie bereits gesagt,

das Centre Jules Ferry. ACTED hingegen war eine im Kontext des Afghanistankrieges entstan-

dene semistaatliche Organisation, die auf den Betrieb von Flüchtlingslagern außerhalb Europas

spezialisiert war und vermutlich ein ähnliches Lagerkonzept auf den New Jungle anzuwenden

versuchte. Es bestand in der Bereitstellung rudimentärer Infrastrukturen (Wasserentnahmestel-

len, Mobiltoiletten, elektrische Beleuchtung einiger Hauptwege, Abtransport von Müll u.ä.) und

der Installation eines Gremiums (vermeintlicher) community leaders ohne reale Entscheidungs-

befugnisse. ACTED besaß keine Verankerung in den zivilgesellschaftlichen und migrantischen

Strukturen und verfügte über keinen Erfahrungshintergrund bezüglich Calais, beanspruchte je-

doch eine koordinierende Rolle. Die Organisation agierte in erster Linie als Mittel eines re-

pressiven staatlichen Migrations- und Grenzmanagements, imitierte dabei jedoch volunteer-

Strukturen.



150 | Thomas Müller, Sascha Zinflou

Vordergründig ein exkludierter Ort, war der New Jungle in Wirklichkeit auf die-

se hybride Weise ›europäisch‹. Ohne dieses zivilgesellschaftliche Umfeld und ohne

die dadurch mobilisierten Ressourcen (gleich ob Solidarität, Expertise, Baumaterial,

Hilfsgüter, Gelder oder volunteers) wäre der Urbanisierungsprozess nicht so verlau-

fen, wie wir ihn vorgefunden haben.

Wir können dieser Spur weiter folgen und auch die eingangs behauptete Distanz

zwischen den beiden Orten Calais und New Jungle noch einmal hinterfragen. Denn

auch jenseits von Solidarität waren sie auf vielfältige Weise miteinander verbunden.

Nach einer Modellrechnung Hanappes lässt sich der New Jungle als ein informell

wirkendes Konjunkturprogramm für die ökonomisch schwache Region deuten. Die

Summe der Gelder, die durch den Konsum der Bewohner_innen, der volunteers und

der zusätzlichen Polizeikräfte, die Beschaffung der Bau- und Hilfsgüter, den Ausbau

der Grenzanlagen usw. zusätzlich in die Region flossen und ihrer Wirtschaft zu Gute

kamen, dürfte auf dem Höhepunkt der Entwicklung kaum unter 100 Millionen Eu-

ro im Jahr gelegen haben (vgl. Hanappe 2016b). Indem die Stadt Calais gleichzeitig

auf Mehrkosten und Einbußen verwies, gelang es ihr, in großem Umfang staatliche

Unterstützung zu akquirieren, darunter die geplante Ansiedlung des Freizeitparks He-

roic Land mit einem Investitionsvolumen von 275 Millionen Euro (vgl. Thiéry 2016).

Seit der Zeit des New Jungle sind Wirtschaftshilfen für die Region außerdem Teil der

britisch-französischen Regierungsvereinbarungen zum Grenz- und Migrationsregime

(zuletzt im Vertrag von Sandhurst v. 18.01.2018). Maßnahmen zur Stadterneuerung

haben sichtbar begonnen und verändern das von Verfall und Leerstand geprägte Stadt-

bild. Das ›Management der Migrationströme in Calais‹ schafft zudem ein Laboratori-

um für die Entwicklung und Erprobung immer neuer Verfahren und Geschäftsmodel-

le im Bereich der Sicherheitstechnologien. Calais fungiert als innereuropäischer Mo-

dellraum für die Externalisierung der Migrationsabwehr an den Außengrenzen der

EU (vgl. Clochard 2007: 303; Bee 2017), deren ›Notwendigkeit‹ es im politischen

Diskurs zugleich legitimiert. Der Jungle war damit zwar ein Ort in Distanz zu Calais,

zugleich aber Zentrum, Motor und Legitimation eines lokalen Strukturwandels und

einer transnationalen Grenzindustrie. Er war auch auf diese Weise ›europäisch‹.

Der New Jungle war also eine dynamisch wachsende Siedlung von hoher Dichte

und Komplexität. Sie hatte eine Differenzierung in räumlicher, ethnischer, religiöser,

sozialer und funktionaler Hinsicht erfahren, ein Zentrum ausgebildet, Formen von

Konvivalität entwickelt und die Rolle eines Zentralorts gegenüber einer Vielzahl klei-

nerer Camps in Nordfrankreich und Belgien eingenommen. Als Vereinigungspunkt

internationaler Migrationsrouten war der New Jungle ein sozialer Organismus mit

eigenen kulturellen und ökonomischen Mustern, die sich untereinander und mit der

europäischen Zivilgesellschaft zu einem Hybrid verbanden. Dabei stand er in einer
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mehrschichtigen Beziehung zur Außenwelt, die an seiner Entwicklung partizipierte

und von seiner Existenz profitierte. All dies unterstreicht ein Verständnis des Jungle

als Stadt.

EPHEMERE URBANISIERUNG UND PREKÄRE STADT

Wir bedürfen, schreibt die Architektin und Migrationsforscherin Anna Weber über

migrantisches Bauen, »eines Verstehenskonzepts, welches die unterschiedlichen Vor-

aussetzungen der Produktion von Raum stärker in den Blick nimmt, ohne diese im-

plizit in Bezug auf Klugheit, Rechtschaffenheit oder kulturelle Überlegenheit zu be-

werten« (Weber 2018: 2). Sie bringt stattdessen in Anlehnung an die Handlungsso-

ziologie Michel de Certeaus den Begriff des »Taktischen« ins Spiel (ebd.). Der New

Jungle wäre dann vor allem als Produkt eines durch die Begrenzung von Raum und

Ressourcen zwar limitierten, innerhalb dessen aber hoch effizienten und rationalen

Handelns zu verstehen. Eine solche Taktik sei, so zitiert sie de Certeau,

»immer darauf aus, ihren Vorteil ›im Fluge zu erfassen‹. Was sie ge-

winnt, bewahrt sie nicht. Sie muss andauernd mit den Ereignissen spie-

len, um ›günstige Gelegenheiten‹ daraus zu achten. Der Schwache muss

unaufhörlich aus den Kräften Nutzen ziehen, die ihm fremd sind.« (Zit.

n. ebd.: 3)

Taktisches Handeln in diesem Sinne entfaltet sich in einem ephemeren, nicht in einem

permanenten Kontext.

Die Urbanisten Rahul Mehrotra und Felipe Vera widmen ihre Untersuchung »Eph-

emeral Urbanism« (2017) im Kern der Frage, ob Permanenz tatsächlich konstitutiv

für Urbanität sei. Dabei kontrastieren traditionelle Vorstellungen von Stadt mit fle-

xibleren Konzepten, die je nach Sichtweise als fluide, kinetisch oder ephemer gefasst

werden können, jedoch in einem Verständnis von Urbanisierung als Prozess in stän-

digem Fluss konvergieren. Auch der New Jungle lässt sich als eine Siedlung im Zu-

stand des »constant flux« (Mehrotra/Vera 2017: 11) beschreiben, der durch die stän-

dige Anpassung an die Gegebenheiten der Grenzfalle und die Erfordernisse der (für

die meisten) noch nicht vollendeten Migration getrieben war. In solchen Situationen

seien Städte

»temporary in nature, dependent upon ephemeral conditions, and often

built with recycled materials: plastic sheets, scrap metal, canvas, and

wast wood. These materials also enable modification and reinvention.
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The kinetic city is a place where designing functional arrangements is

more important than the construction of the architectonic body [. . .]. It is

a city that is premised on detachment. In this context, sustainability reli-

es more on the city’s capacity to deconstruct, disassemble, reconfigure,

and reverse previous iterations.« (Ebd.)

Damit verschiebt sich die Perspektive auf ein Verständnis der Stadt als »more fluid,

and more open to change than the technology and social institutions from which they

are generated« (ebd.: 13). Diese Beschleunigung des Urbanisierungsprozesses ge-

genüber seiner administrativen Kontrolle und Steuerung zeigt sich auch zwischen be-

hördlichen Prozeduren im Umgang mit Migration und der Migration selbst. Auch der

durch staatliches Handeln extraterritorialisierte, in seiner Extraterritorialität jedoch

hoch dynamische und multipel vernetzte New Jungle war insofern den Behörden vor-

aus.

Fassen Mehrotra und Vera nicht nur Flüchtlingscamps, sondern vielfältige eph-

emere Strukturen von Selbsthilfe in Katastrophenfällen über Militärlager bis hin zu

großen Festivals und religiösen Zeremonien unter ihren erweiterten Begriff von Stadt,

so konzentriert sich u.a. Manuel Herz auf die Urbanisierung von Flüchtlingscamps.

Hierzu untersuchte er ein Netz von Camps der aus der Westsahara nach Algerien ge-

flohenen Sahrawi, das ohne Zutun des UNHCR und anderer internationaler Akteure

entstanden war und eigene administrative, politische, kulturelle und soziale Infra-

strukturen ausgebildet hatte.

»The camps are not only the site where this empowerment is practiced,

but they are the very tool with which it is achieved. The camps allow

[. . .] to set in motion a social transformation process that has emanci-

pated the Sahrawi society, brought education and media, as well as in-

scribing them in an international network of exchange and knowledge

transfer. [. . .] In short, the camps are understood as a political and social

project. In this sense, they are not the antithesis of the urban conditi-

on, but could be described as being hyper-urban: not in the sense that

the camps are excessively urban, but that, at lease in certain aspects,

they are consciously employed as an instrument to achieve emancipati-

on, self-control, social exchange, and mobility, eventually to be realized

permanently in the homeland.« (Herz 2013: 491)

Praxen der Selbstermächtigung und Urbanisierung werden hier als ineinandergrei-

fend und einander bedingend gedacht. Obschon sich die Camps der Sahrawi und der

New Jungle in vielem unterschieden, scheinen hier Gemeinsamkeiten auf, die an Na-

tasha Kings oben zitierte Beobachtungen denken lassen:
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»if we look at the camp through the lenses of its inhabitants, how they

make use of the environment, how daily lives are acted out in them, how

they become a medium to play out their desires and aspirations, and how

local culture develops within these spaces, we can certainly perceive the

existence of urban qualities. We can observe how difference emerges,

how the development of neighborhoods diverges over time, and we can

see how certain fashions and urban cultures manifest themselves in the

environment and influence it. Moreover, we can observe how camps be-

come a space where political aspirations are not only allowed to take

place, but how the physical fabric of the camps becomes the very medi-

um with which these political expressions are expressed. In that sense,

and with a reference to the urban geographer David Harvey9, the camps

can be seen as expressing an essence of urbanity.« (Ebd.: 18)

Zielt dies auf ein abstraktes Verständnis informeller und migrantischer Städte, so

lässt sich der New Jungle ebenso in einem spezifisch französischen Kontext ver-

orten, nämlich im Verhältnis Frankreichs zu den einleitend erwähnten Bidonvilles

(vgl. Cohen/Blanc-Chaléard 2018).

Der Begriff leitet sich von der Verwendung von Eisenkanistern (frz. bidons) als

Baumaterial ab, bezeichnete in den 1930er Jahren zunächst die durch Landflucht

entstandenen Siedlungen um Tunis, Casablanca und Algier, später dann informel-

le Quartiere am Rand kontinentalfranzösischer Großstädte (deren Vorläufer wieder-

um ins 19. Jahrhundert zurückreichten und die ähnlich in den meisten europäischen

Ländern existierten). Die meist auf Brachland errichteten Siedlungen resultierten aus

Kriegszerstörungen, Wohnungsknappheit sowie dem Zuzug von Migrant_innen vor

allem aus Portugal und Algerien. Im Jahr 1966 lebten in Kontinentalfrankreich et-

wa 75.000 Menschen in mehr als 250 Bidonvilles, von denen zwei Drittel im Umland

von Paris lagen und von denen die meisten einige hundert bis wenige tausend und nur

einzelne mehr als 10.000 Bewohner_innen umfassten. Seit den späten 1950er Jahren,

verstärkt seit dem Algerienkrieg und vor allem zu Beginn der 1970er Jahre zielten die

französischen Behörden auf die Auflösung der Bidonvilles, die oftmals brutal durch-

geführt wurde, jedoch mit der Schaffung humaner Lebensbedingungen legitimiert

wurde und meist in der Bereitstellung von Wohnraum (etwa in den neu errichteten

Banlieus) mündete (ebd.: 25ff.). Diese Handlungsweise ähnelte dem global gängigen

Umgang mit Slums und sollte in modifizierter Form später auch auf den New Jungle

angewandt werden.

9 | Die Referenz bezieht sich auf Harveys Schriften zum Recht auf Stadt.
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Nach der Räumung der letzten Siedlung im Jahr 1976 setzte um die Jahrtausend-

wende eine neue Phase der Bidonvilles ein, zu der neben den entstehenden Calaiser

Jungles vor allem die Camps osteuropäischer Roma gehörten. Diese neuen Siedlun-

gen waren »weitaus prekärer als damals« (ebd.: 25), auch weil beide Gruppen einem

stärkeren Rassismus ausgesetzt waren und zur Zielscheibe der konservativen Regie-

rung von Nicolas Sarkozy wurden. Im Jahr 2017 lag die Zahl der neuen Bidonvilles

bei 571 (einschließlich besetzter Gebäude) und die Zahl der Bewohner_innen bei etwa

16.000 (vgl. ebd.: 27). Der zu diesem Zeitpunkt bereits geräumte New Jungle war al-

so sowohl in historischer als auch in aktueller Dimension eine der größten Siedlungen

dieser Art in Frankreich.

Der Soziologe und Urbanist Julien Damon stellt den New Jungle in den doppel-

ten Kontext der historischen französischen Bidonvilles und heutiger Siedlungen in

Afrika, Asien und Lateinamerika (zum Beispiel Kibera in Nairobi und Dharavi in

Mumbai), die er ebenfalls als Bidonvilles begreift und als prekäre Städte deutet. Auch

wenn das Leben in ihnen unwürdig sei, so verfügten sie über attraktive Ressourcen

und Netzwerke, die Neuankömmlinge motivierten, sich in ihnen anzusiedeln. Für den

Jungle war dies, so Damon, nicht allein die Aussicht auf ein Leben in Großbritannien,

sondern die Verfügbarkeit der urbanen Ressourcen der Bidonvilles: Unterkunft, die

Möglichkeit des — wenn auch prekären oder illegalen — Gelderwerbs, der Zugang

zu Information, Verpflegungs- und Sanitäreinrichtungen und nicht zuletzt zu sozialen

und kulturellen Netzwerken. Wie auch in den anderen Bidonvilles stelle Hoffnung

die zentrale und konstituierende Ressource dar (vgl. Damon 2017: 82).

Damon begreift die Bidonvilles nicht als Ursache des prekären Lebens, sondern

als dessen Sichtbarwerden — sie produzieren es nicht, sie ziehen es an. Dem sichtbar

gewordenen prekären Leben in den Bidonvilles Asiens, Afrikas und Lateinamerikas

steht ein im noch höheren Maße prekäres, aber unsichtbares ländliches Leben gegen-

über — dem prekären Leben im Jungle hingegen das vereinzelte Leben on the move

ohne Zugang zu Informationen und Netzwerken und damit der Hoffnung, das Migra-

tionsziel zu realisieren (vgl. ebd. 100f.). Einem Teil ihrer Bewohner_innen gelinge

es im Laufe der Zeit außerdem, in weniger prekäre Quartiere überzusiedeln. Dies

konnte im Falle des Jungles der gelungene Grenzübertritt nach Großbritannien, der

Übergang in das französische Asylsystem oder das Leben als Sans papier in einer

französischen Stadt sein. Die Hoffnung auf ein besseres Leben mochte sich auf einen

anderen Ort richten, hat aber die soziale und kulturelle Kreativität des Jungle ebenso

forciert wie kollektives und unternehmerisches Handeln (vgl. BABELS 2017: 90f.).

Die Bidonville entfaltet ihre Innovationskraft also als Ort der potentiellen Passage —

der Passage nach Großbritannien (Jungles), in die reguläre Stadt (Bidonville in Afrika

oder Asien) und allgemein von Armut zu Wohlstand.
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Daher lässt sich fragen, inwieweit diese urbane Innovationsfähigkeit Rückschlüs-

se auf die Entwicklung zukünftigen urbanen Lebens zulässt. Neben ihrer Prekari-

tät sind Bidonvilles nach vielen Kriterien formal nachhaltige und innovative Städte:

Sie verfügen über hohe Besiedlungsdichte, hohen Recyclinggrad, hohen Mischnut-

zungsgrad, hohen Fuß- und Radverkehrsanteil und einen geringen CO2-Fußabdruck.

Sie sind modular, und die städtische Bebauung wird unmittelbar einem sich verän-

dernden Bedarf angepasst. Sie verfügen über eine junge Bevölkerung, die eine hohe

ökonomische Dynamik und permanente Innovation entfaltet. Angesichts einer Poli-

zei, die abwesend ist oder wie eine Kolonial-/Besatzungsmacht agiert, entwickeln die

Bewohner_innen Modelle des Selbstschutzes und der Selbstverwaltung (vgl. Damon

2017: 96ff.).

Selbstverständlich sind viele dieser Eigenschaften direkt mit der Prekarität ver-

bunden und werden mit deren wünschenswertem Ende verschwinden, aber dies gilt

nicht pauschal: Die Bidonville als digitale Stadt besitzt etwa eine über die reguläre

Stadt hinausweisende Innovationskraft. Mit dem Aufkommen des Smartphones war

der Internetzugang für die Bidonvilles ungleich einfacher herzustellen als beispiels-

weise der Zugang zu fließendem Wasser, gleichzeitig hat er das Leben dort ungleich

stärker verbessert als das Leben in der regulären Stadt. Der Zugang zu Information,

die Organisation der Erwerbsarbeit, die Nachfrage nach Waren und Dienstleistung,

die Aufrechterhaltung familiärer und sozialer Kontakte finden beinahe ausschließlich

über das Smartphone statt. Die Möglichkeit unbaren Zahlungsverkehrs per Smartpho-

ne, ohne im Besitz einer Kreditkarte oder eines Kontos zu sein, ist beispielsweise eine

Innovation, die zunächst in den Bidonvilles erprobt wurde, bevor sie in der regulären

Stadt Verbreitung fand.

Ob man die Bidonvilles nun als »Reservoire urbaner Probleme und Lösungen«

(Damon 2017: 114) oder den New Jungle als »Laboratorium der Stadt des 21. Jahr-

hunderts« (Hanappe 2016a) begreift: der öffentliche Diskurs in Frankreich verweist

sehr viel deutlicher auf das urbane Potential des Jungle, als es in Deutschland bis-

lang der Fall ist. So intervenierte etwa die interdisziplinäre Gruppe PEROU (Pôle

d’Exploration des Ressources Urbaines) mit der Herausgabe einer gefälschten Stadt-

zeitung von Calais, symbolischen Ausschreibungen, Auftritten auf internationalen

Fachforen (wie der Architektur-Biennale in Venedig) und der Erstellung eines »Atlas

einer potentiellen Stadt«, um für eine »Neuerfindung von Calais« (Réinventer Ca-

lais) zu werben (PEROU 2017). Im Mittelpunkt ihres Projekts stand der Gedanke

einer Re-Fusion der beiden Orte Calais und Jungle unter dem Leitbild des Rechts

auf Stadt (Thiéry 2016). Unter dem Begriff Hopetowns diskutierten währenddessen

Bewohner_innen des New Jungle die Übertragung der in Calais praktizierten Formen

kooperativen und kollektiven Handelns auf britische Städte (vgl. Refugee’s Voice in:
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Calais writers 2016: 236f.). Zwar ist dies nur ein einzelner Diskursstrang aus dem

Inneren des New Jungle, doch zeigt er in unserem Kontext, wie sehr die Kategorie

Stadt das Denken dort geprägt hat.

SCHLUSSBEMERKUNG: POINTS DE FIXATION

Wenn der New Jungle eine informelle Stadt war, so war seine Zerstörung ein »Ur-

bizid« (Hanappe 2016a). Der Terminus zielte auf ein Verständnis der Räumung als

bewusste Zerstörung eines sozialen Organismus und ordnete sie einer Geschichte ord-

nungs- und sozialpolitischer Strategien gegen Bidonvilles, Slums und andere prekäre

Städte ein, die auf globaler Ebene längst von der Dynamik informeller und ephemerer

Urbanisierung überholt worden sind. In der Tat ähnelt die Räumung des New Jungle

im Oktober und November 2016 diesem überkommenen Muster. Die Zerstörung der

Stadt war auch in diesem Fall an Transfers in staatlich bereitgestellte Unterkünfte ge-

koppelt. Sie hießen Centres d’Accueil et d’Orientation (CAO), waren über das ganze

Land verteilt (mit Ausnahme der Calaiser Grenzregion und der Hauptstadt) und bo-

ten lediglich einen befristeten Aufenthalt. Der weitere Weg konnte zu einem legalen

Aufenthaltstitel, einer sicheren Passage nach Großbritannien (limitiert auf bestimm-

te Herkunfts- und Altersgruppen unbegleiteter Kinder und Jugendlicher), aber auch

zur Inhaftierung, Abschiebung oder zurück in die Klandestinität führen (vgl. Mül-

ler/Schlüper 2018: 109–117).

Dabei spiegelt die Art, wie der Jungle als physischer Ort zerstört wurde, dessen

emblematischen Charakter. Denn der Siedlungsplatz wurde in einer Radikalität von

möglichst vielen sichtbaren Relikten gereinigt, als habe mit der Siedlung auch die

Möglichkeit ihrer Wiederkehr getilgt werden sollen. Danach wurde das Gelände im

Januar 2017 zur Sperrzone erklärt und später teilweise renaturiert, sodass die ehema-

lige Northern Section heute mit einer scheinbar natürlichen Dünenlandschaft über-

schrieben ist. Während diese neue visuelle Geographie geformt wurde, stieg die Zahl

der neu oder wieder in Calais lebenden Migrant_innen erneut an und liegt seit 2017

zwischen 500 und 1.000 Personen. Diese sind Teil einer Menge von vielleicht etwa

3.000 Migrant_innen on the move, die außer in Calais vor allem in Grande-Synthe

bei Dunkerque, Brüssel und Paris auf ihre Gelegenheit warten. In Calais selbst sind

die Bedingungen so prekär wie zuletzt vor mehr als einem Jahrzehnt. An die Stel-

le der migrantischen Stadt sind Schlafplätze unter freiem Himmel getreten, die sich

über weite Teile der städtischen Peripherie in Reichweite der Verkehrsinfrastrukturen

erstrecken und sich der vorhandenen Topographie (z.B. Gebüsche, Hecken, Rand-

streifen von Industriegeländen, Halden, Brachland, verlassene Gebäude) anpassen.
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Überschreibung. Das ehemalige Gewerbeviertel des New Jungle nach Räumung, Sperrung und

Neuformung der Topographie. (Foto: T. Müller, März 2018)

Gelegentlich entstehen kleine und kurzlebige Camps, die als Jungles bezeichnet wer-

den, jedoch keine Urbanität mehr aufweisen.

In alte Muster der Verdrängung und Unsichtbarmachung zurückgefallen, haben

die Polizeibehörden die Räumung und Zerstörung des New Jungle in eine tägliche

Routine überführt, die vor allem darin besteht, die Schlafplätze der Migrant_innen im

Abstand weniger Tage zu räumen, die Menschen durch exzessiven Einsatz physischer

und psychischer Gewalt zu zermürben, den Zugang zu lebenswichtigen Ressourcen

zu verstellen und die zivilgesellschaftliche Hilfe zeitlich und räumlich zu limitieren

(vgl. ebd., 117–134; Human Rights Watch 2017). Diese Strategie des Raumentzugs

richtet ihren Fokus auf points de fixation, also auf genau solche Orte, die zu Kritstal-

lisationspunkten eines neuen Jungle würden, sollte der Repressionsdruck nachlassen

(vgl. Tazzioli 2016). Dies erfordert einen anhaltend hohen Einsatz personeller und

finanzieller Ressourcen sowie die Bereitschaft zu exzessiver Gewaltanwendung, also

die Perpetuierung eines Ausnahmezustandes.

Diese heutige Situation lässt sich also als Entzug von Urbanität deuten: während

die urbanen Ressourcen des New Jungle zerstört und symbolisch getilgt sind, ist der

Zugang zu den urbanen Ressourcen der verbliebenen Stadt Calais verstellt. Dieser

Zustand erzeugt keine spektakulären Bilder wie in den Jahren 2008 bis 2016 und
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beseitigt damit auch die mediale, diskursive und sympolpolitische Präsenz, die das

in diesen Jahren vollzogene Heraustreten aus der Klandestinität auch bedeutet hat.

Gleichwohl ist dies noch nicht das Ende des Jungle. Er wirkt im Hintergrund als eine

Stadt nach, die jederzeit wieder entstehen würde, sollte ihre präventive Räumung

aussetzen, und die insofern latent vorhanden bleibt. Die dreimalige Überschreibung

ihres historischen Standorts erscheint wie ein magisches Ritual zur Bannung ihrer

Wiederkehr.
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Die GIZ im Euro-Afrikanischen Grenzregime
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Abstract: Development policy, like other foreign policy fields, has been put into the ser-
vice of migration management. Since the »long summer of migration« (Kasparek/Speer
2015) and in the wake of the EU-African Summit of Valletta, organizations dealing with
development cooperation have increasingly been used to implement migration policy
projects in African countries of origin and transit. On the German side, a government-
owned company, the GIZ (German Society for International Cooperation) is the central
actor in this field. Using projects currently run by GIZ in African countries, this article
explains the emergence of this player in development policy, and its role in migration
and border management. The article then scrutinizes the narratives by which this role is
legitimized. It analyzes how GIZ’s work is related to the strategies of German and EU mi-
gration policy, and places the company within the process of externalizing the European
border regime, or more specifically, the development of a Euro-African border regime.

Keywords: migration management, development cooperation, externalization, EU-Afri-

can border regime, GIZ

»GIZ koordiniert Grenzschutz im Sudan und in Eritrea« titelte die Tagesschau im Mai

2016 in Bezug auf das EU-Vorhaben Better Migration Management (BMM), welches

durch die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH (GIZ)

umgesetzt wird (vgl. Tagesschau 2016). Das Vorhaben ist Teil des Europäischen

Treuhandfonds1 für Afrika, der im November 2015 durch den Euro-Afrikanischen

Migrationsgipfel in Valletta ins Leben gerufen wurde (vgl. EUTF 2015). Mit diesem

Treuhandfonds wird erstmals ein Instrument geschaffen, das maßgeblich Agenturen

der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) mit der Implementierung eines migrationspo-

litischen Aktionsplans beauftragt. Die GIZ erhielt im Vergleich zu anderen Entwick-

lungsinstitutionen besonders viele Zuschläge aus dem EUTF (vgl. Castillejo 2016:

16).

1 | European Union Emergency Trust Fund For Stability And Adressing The Root Causes Of

Irregular Migration And Displaced Persons in Africa, nachfolgend zitiert als EUTF.

movements | Vol. 4, Issue 2/2018 | www.movements-journal.org
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Im Zuge der öffentlichen Berichterstattung über das BMM stand insbesondere die

Kooperation der GIZ mit repressiven Diktaturen wie dem Sudan und Eritrea in der

Kritik (vgl. Hoffmann 2016; Kekeritz 2016; Pro Asyl 2016). Weniger Beachtung fand

die Frage, warum Migrationsmanagement und Grenzsicherung überhaupt entwick-

lungspolitische Ziele darstellen. Daran anschließend analysiert dieser Artikel, wie

und warum die GIZ als EZ-Akteur an der Umsetzung euro-afrikanischer Migrati-

onspolitik beteiligt ist und welche Funktion sie dabei erfüllt. Wie gezeigt wird, soll

die zunehmende Verschränkung von Migrations- und Entwicklungspolitik der Kri-

senhaftigkeit von Grenzregimen entgegenwirken und afrikanische Staaten stärker in

Migrationskontrolle einbinden.

Spätestens seit Mitte der 2000er Jahre heben Vereinbarungen zwischen europäi-

schen und afrikanischen Staaten die Bedeutung von Entwicklungspolitik heraus, um

Migrationsbewegungen aus dem globalen Süden präventiv ›vorzubeugen‹ und Ursa-

chen von Migration zu bekämpfen. Gleichzeitig etablierte sich Migration als festes

Handlungsfeld der Entwicklungszusammenarbeit (vgl. Europäischer Rat 2005: 3ff.;

Rabat Konferenz2 2006: 2).

Auch für die GIZ ist Migration und Flucht zu einem ihrer bedeutendsten Arbeitsbe-

reiche angewachsen. Mit den »Herausforderungen der Flüchtlingskrise« (GIZ 2016)

erhielt sie zusätzliche Finanzmittel für Projekte in afrikanischen Herkunfts- und Tran-

sitländern. Der deutsche Entwicklungsminister Müller erklärte das Bundesministeri-

um für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 2016 zum »Afri-

kaministerium« (Deutsche Bundesregierung 2016: 7) und möchte »die Rückkehr in

die Heimatländer fördern« (Deutschlandfunk 2017). Die GIZ ist dabei eine wichti-

ge Umsetzungsorganisation, deren migrationsbezogene Rollenverschiebung weiter-

gehend unhinterfragt bleibt.

Hintergrund des Artikels ist eine qualitative empirische Sozialforschung für ei-

ne universitäre Abschlussarbeit. Dazu wurde eine inhaltliche Dokumentenanalyse

von Veröffentlichungen der GIZ und Expert_innen-Interviews mit Mitarbeiter_innen

durchgeführt. Weil ein Teil der interviewten Personen ihre Zitate auch in anonymi-

sierter Form nicht zur Veröffentlichung freigab, wird auf einige aussagekräftige Zitate

verzichtet.

Ausgehend von theoretischen Überlegungen zum Begriff des Euro-Afrikanischen

Grenzregimes und der Externalisierung wird dargestellt, wie sich Migration(smana-

gement) als entwicklungspolitisches Thema etablieren konnte und welche Rolle das

Entwicklungsparadigma in migrationspolitischer Zusammenarbeit spielt. Darauffol-

2 | Euro African Ministerial Conference on Migration and Development of Rabat, zitiert als

Rabat Konferenz.
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gend wird analysiert, wie sich insbesondere seit 2015/16 das Thema Migration im

Unternehmen GIZ niederschlug und welche konkreten Projekte es hierzu im afrika-

nischen Kontext umsetzt.

ZUM BEGRIFF DES EURO-AFRIKANISCHEN GRENZREGIMES

Der Regimebegriff der kritischen Migrations- und Grenzregimeforschung betont die

Produktivität des umkämpften Regierens der Migration, die Anpassungsfähigkeit und

Entwicklung antizipativer Strategien gegenüber Taktiken klandestinen Grenzüber-

tritts (vgl. Hess/Tsianos 2010: 250). Aus materialistischer Perspektive werden Grenz-

regime als jene Rahmen verstanden, die »›migrationsbezogene‹ Probleme, Konflikte

und Krisen« (Georgi 2016: 189) regulieren, um die »Reproduktion kapitalistischer

Verhältnisse« (ebd.) zu gewährleisten. Die Forschungsgruppe »Staatsprojekt Euro-

pa« verweist hierbei auf Foucaults Ansatz der Gouvernementalität, um die komplexe

Ausübung von Macht und das Wie des Regierens innerhalb von Regimen darzustel-

len (vgl. Buckel et al. 2014: 25). Diese Perspektive erlaubt, das Regieren von Mi-

gration anhand verschiedener (auch nicht-staatlicher) Akteure zu betrachten, ohne

Herrschaftsverhältnisse im Kontext von Transnationalisierungsprozessen auszublen-

den.

Politiken der ›Externalisierung‹, also die Einbeziehung von Drittstaaten in Migra-

tionskontrolle, gelten als zentrale Rationalität des Europäischen Grenzregimes zur

Regulation ihrer immanenten Krisen — insbesondere aus Sicht der kritischen Grenz-

regimeforschung (vgl. Hess/Tsianos 2007; Tsianos/Ibrahim 2009; Schwiertz 2014;

Dünnwald 2015; Tsianos/Kasparek 2015). Aktuelle Interventionen des movements-

Journals verweisen jedoch auf Leerstellen des Externalisierungs-Paradigmas. Zum

Einen leide diese Forschungsperspektive an einer kolonialen Amnesie, indem sie

die europäische Grenzziehung in Afrika als koloniale Praxis aus dem Blick lasse

(vgl. Korvensyrjä 2017). Zum Anderen reduziere der Begriff der Externalisierung die

Transnationalisierung von Grenzregimen oftmals als bloße Ausweitung des Euro-

päischen (vgl. Heck/Hess 2017). Externalisierung wird meist als Top-down-Prozess

charakterisiert, der einseitig von der EU erarbeitete und gewünschte Grenzschutzpoli-

tiken in Nachbarstaaten implementiert. Wie Heck und Hess dagegen am Beispiel der

Türkei verdeutlichen, sind Grenzregime vielmehr als hybride Formationen zu ver-

stehen, »in which different intersecting layers, scales, interests, and actors do not

produce a linear process« (ebd.: 39). Es ist daher fraglich, ob der Externalisierungs-

begriff hinreichend ist, um migrationspolitische Prozesse beschreiben und erklären zu
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können und die Interessen nicht-europäischer Entscheidungsträger_innen darin aus-

reichend zu erfassen.

Die migrationspolitische Zusammenarbeit europäischer und afrikanischer Regie-

rungen ist als »strategische Partnerschaft« (Mangala 2013) zu verstehen, der post-

und neokoloniale Machtverhältnisse, materielle Abhängigkeiten und eine eurozen-

tristische Deutungshoheit zu Grunde liegen (vgl. ebd.: 199ff.). Trotz der bestehen-

den Machtgefälle agieren afrikanische Akteure in und durch diese Politiken. Es wä-

re daher unpräzise, den Ausbau innerafrikanischer Grenzen durch die Afrikanische

Union (AU) selbst oder Interventionen afrikanischer Regierungen gegen ›irregulä-

re Migration‹ als bloße Verlagerung des europäischen Grenzregimes zu verstehen.

Euro-afrikanische Migrations- und Grenzpolitiken gehen über punktuelle, bilaterale

Kooperation hinaus und zeigen sich in einer Reihe institutionalisierter Gipfel, Dialo-

ge und Strategiepapiere (vgl. Africa-EU Partnership 2017). Afrikanische Regierun-

gen vertreten dabei aufgrund verschiedenster volkswirtschaftlicher Abhängigkeiten

oder panafrikanischer Interessen ambivalente Haltungen gegenüber einer Einbezie-

hung in ein interkontinentales Grenzregime. Insbesondere Transitstaaten sind sich

ihrer geostrategischen Bedeutung für Migrationskontrolle zunehmend bewusst und

nutzen diese als Verhandlungsposition (vgl. De Haas 2008; Dünnwald 2015). Dabei

zeigen sich Regierungen zum Teil aufgeschlossen gegenüber Maßnahmen, die auch

dem Ausbau des eigenen staatlichen Machtmonopols dienen.3

Der Begriff des Euro-Afrikanischen Grenzregimes beschreibt, wie sich Praktiken

des Grenz- und Migrationsmanagements transnational verwoben haben und migra-

tionspolitische Diskurse und Strategien zwischen der EU und afrikanischen Staaten

›gewandert‹ sind. Er ist als Rahmung zu verstehen, um die Zusammenarbeit zwischen

europäischen und afrikanischen Akteuren sowohl in ihrer Funktion der Externalisie-

rung des EU-Grenzregimes als auch als interkontinentales Grenzregime zu fassen.

MIGRATION MAINSTREAMING

DER ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT

Im Kontext neoliberaler Globalisierung hat sich Entwicklungspolitik zu einer globa-

len Strukturpolitik transformiert, die mit transnationalen Themen wie Klimawandel

3 | So z.B. Sudans Außenminister Ibrahim Ghandour: »Der Migrationskommissar in Brüssel

hat mir gesagt: ›Wir haben 12.000 illegale Migranten aus dem Sudan in der EU. Sind Sie bereit,

die zurückzunehmen?‹ Ich sagte ihm: ›Sofort. Steht zu euren Versprechen und sie sind herzlich

willkommen.‹« (Ghandour zit. n. Schlindwein 2016).
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und Migration über Armutsbekämpfung hinausgeht und nach einer Architektur der

global governance strebt (vgl. Ziai 2007: 237ff.). So verwundert es nicht, dass auch

die Regierbarkeit von globalen Migrationsbewegungen beeinflusst werden soll und

die sogenannte Entwicklungshilfe »in den Dienst des Migrationsmanagements ge-

stellt worden« (Hess/Tsianos 2007: 36) ist.

Das Projekt des Migrationsmanagements ist an vielen Stellen anschlussfähig für

die Arbeit entwicklungspolitischer Organisationen. Seine Regierungstechniken sind

auf eine flexible Steuerbarkeit von Migrationsbewegungen und damit auf Bevölke-

rung ausgerichtet (vgl. Geiger/Pécoud 2010: 1; Georgi 2007: 64). Im Fokus stehen

Praktiken der Wissensproduktion und des Informationsaustauschs über das zu kon-

trollierende Objekt (vgl. Kalm 2010: 23; Hess/Karakayalı 2007: 53). Diskursiv wer-

den dabei zunehmend Elemente linksliberaler Rhetorik und Themen wie humanitäre

Hilfe, Flüchtlingsschutz und Rechte von Migrant_innen eingebunden (vgl. Georgi

2016: 192). Über das Narrativ, »die Migration abzuhalten, um menschliche Tragödien

zu vermeiden« (Hess/Tsianos 2007: 34) oder die Absprache einer gesellschaftlichen

Perspektive im Zielland wird legitimiert, Migrant_innen bereits während des Tran-

sits zu selektieren und Migrationsbewegungen präventiv zu verhindern (vgl. Georgi

2007: 86; Hess/Karakayalı 2007: 52). Dieses Narrativ bietet direkte Ansatzpunkte für

eine migrationspolitische EZ, die in außereuropäischen Ländern tätig ist.

Die Idee des Migrationsmanagements verspricht außerdem eine Verwaltung von

Migration nach ökonomischen Kriterien ›zum Wohle‹ aller Beteiligten. Im Sinne ei-

ner Triple-Win-Prophezeiung könnten Herkunftsland, Aufnahmeland und Migrant_in

von einer regulierten Migration profitieren. Hier schließt der sogenannte Migration-

Development-Nexus an (Hess/Karakayalı 2007: 51; Schwertl 2015: 3). Unter diesem

Begriff plädierten ab etwa 2002 die Weltbank, die Internationale Arbeitsorganisa-

tion, die IOM und andere Akteure dafür, Migration durch eine entwicklungspoliti-

sche Brille zu betrachten und die Potentiale von Migration für Entwicklungsprozesse

besser nutzbar zu machen. Dafür sollten Migrant_innen sich möglichst arbeitsmarkt-

und entwicklungsorientiert verhalten und so einen Ressourcen- und Wissenstrans-

fer in ihre ›Herkunftsländer‹ leisten. Der entwicklungspolitische Auftrag wird dabei

individualisiert (vgl. Lavenex/Kunz 2008: 441, 450; Schwertl 2015: 8). Es folgte ein

regelrechter Hype um den Migration-Development-Nexus, der sich von der Weltbank

über die IOM bis UN und EU-Politiken zog. Die entwicklungspolitische Neukonzi-

pierung der Migrationspolitik führte jedoch nicht zu einer Ablösung von Politiken

der Versicherheitlichung, sondern lediglich zu ihrer Zusammenführung mit einem

Entwicklungsansatz (vgl. Lavenex/Kunz 2008: 442; Schwertl 2015: 2).

Der Diskurs um Migration und Entwicklung erzeugte »gouvernemental eine brei-

tere Zustimmung zum Migrationsmanagement, das heißt zu Migrationspolitiken,
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Grenzkontrollen, Rückführungsabkommen, der Befristung von Visen und zu zirku-

lärer Migration« (Schwertl 2015: 22). Er bewirkte ein erfolgreiches migration main-

streaming in der EZ sowie eine Diversifizierung des migrationspolitischen Akteurss-

pektrums: »So that the German development organization GTZ suddenly gets active

in border management issues and on the other hand the IOM suddenly behaves like a

development aid organization« (Hess 2008: 8).

DAS ENTWICKLUNGSPARADIGMA

IN DER EURO-AFRIKANISCHEN MIGRATIONSPOLITIK

Die Kopplung von Entwicklungsgeldern an migrationspolitische Konditionen ist

prinzipiell nichts Neues (vgl. Dünnwald 2015). Bereits seit den 1990er Jahren wer-

den Zahlungen als »Instrument der Disziplinierung« (Tsianos/Ibrahim 2009) oder

im Rahmen von Rückübernahmeabkommen eingesetzt. Der Fluss von Entwicklungs-

geldern verschob sich dabei mit dem geographischen Wandel der Migrationsrouten

und Möglichkeiten der Macht- und Einflusssphäre. Während Anfang der 2000er der

Fokus auf Interventionen in west- und nordafrikanische Transitstaaten lag, wurden

zunehmend auch Kooperationen mit zentralafrikanischen Staaten und der Region

Horn von Afrika angestrebt (vgl. Dünnwald 2015: 5f.; De Haas 2008: 1313; Oshana

2016). Der Diskurs um Migration und Entwicklung wurde und wird dabei immer wie-

der als Anreiz für die Einschreibung von Migrationskontrolle in politische Agenden

afrikanischer Staaten eingebunden.

Wichtige Meilensteine darin sind der europäische Gesamtansatz für Migration

(GAM) und die erste Euro-Afrikanische Ministerkonferenz zu Migration und Ent-

wicklung 2006 in Rabat. Sie versprechen rhetorisch eine partnerschaftliche Neuaus-

richtung »to ensure that migration works to the benefit of all countries concerned«

(Europäischer Rat 2005: 3). Die Konferenz von Rabat setzte eine Institutionalisierung

des Euro-Afrikanischen Dialogs zu Migration und Entwicklung in Gang, aus der eine

Reihe von Abkommen und direkte Interventionen europäischer Grenzschutzakteure

in nord- und westafrikanischen Staaten (vor allem Libyen, Mauretanien, Mali) re-

sultierten (vgl. Dünnwald 2015: 5f.; De Haas 2008: 1313). Gleichzeitig wirkte sie

diskursiv auf die Einstellung afrikanischer Regierungen und Zivilgesellschaften zu

Migration und trieb eine Einteilung in ›legal-illegal‹ voran (vgl. Dünnwald 2015: 1).

Die politischen Umbrüche im nordafrikanischen Raum ab 2010/11 lassen beste-

hende Grenzsicherungen am Mittelmeer zusammenbrechen und zeigen die Fragilität

der aufgebauten Allianzen. Effektives Migrationsmanagement erfordert eine direkte

Steuerung durch lokale Grenzschutz- und Sicherheitsinstitutionen, die auch für die
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beteiligten Drittstaaten einen eigenen Sinn ergibt. Durch neue bilaterale Vereinba-

rungen, wie Mobilitätspartnerschaften mit Marokko und Tunesien versucht die EU,

Kontrolle im Mittelmeerraum zurück zu erlangen und verspricht Entwicklungs- und

Mobilitätsvorteile (vgl. Oshana 2016). Zudem wird mit dem Khartum-Prozess (EU

Horn of Africa Migration Route Initiative) 2014 ein weiterer regionaler Rahmen des

Migrationsmanagements am Horn von Afrika ins Leben gerufen. Er soll Antworten

auf einen ›gestiegenen Menschenhandel‹ und die Schleusung von Migrant_innen in

der Region finden (EU/ICMPD 2016). Die 2015 verabschiedete Europäische Migrati-

onsagenda hält dazu fest, dass ›afrikanische Schlüsselstaaten‹ hinsichtlich der Steue-

rung von Migration nicht nur durch Frontex, sondern auch über Gelder und Initiativen

der europäischen Entwicklungspolitik unterstützen werden können (vgl. Europäische

Kommission 2015: 11f.).

Die Ereignisse des »langen Sommers der Migration« (Kasparek/Speer 2015) ver-

deutlichen erneut, wie abhängig das Funktionieren des europäischen Grenzregimes

von der Einbeziehung (afrikanischer) Drittstaaten und einer global ausgerichteten Mi-

grationspolitik ist (vgl. Hess et al. 2017: 8f.). Der anschließende Euro-Afrikanische

Migrationsgipfel in Valletta ist mit unter als Reaktion darauf zu verstehen. Dort wird

ein Europäischer Treuhandfonds eingerichtet, der deutlicher als je zuvor auf die Ein-

beziehung der EZ in das Management von Migration abzielt. Diskursiv stehen dabei

drei Punkte im Vordergrund: Effiziente Rückkehrpolitik, die Verfolgung von Schlep-

pern mit Verweis auf den notwendigen Schutz von Migrant_innen sowie die soge-

nannte Ursachenbekämpfung irregulärer Migration (vgl. Valletta-Gipfel 2015: 2f.).

Große Teile des Treuhandfonds stammen aus entwicklungspolitischen Töpfen wie

dem Europäischen Entwicklungsfonds (vgl. Castillejo 2016: 7). Zu seiner Implemen-

tierung werden maßgeblich Organisationen der EZ eingesetzt, obwohl umstritten ist,

inwieweit die vorgesehenen Maßnahmen die Kriterien der offiziell definierten Ent-

wicklungshilfe4 überschreiten (vgl. ebd.: 8, 15f.). Einer Untersuchung des Deutschen

Instituts für Entwicklungspolitik (DIE) zufolge hat der EUTF daher die wesentliche

Funktion, geplanten migrationspolitischen Projekten eine entwicklungspolitische Ra-

tionalität zu verleihen (vgl. ebd.: 15f.).

Ebenfalls auf dem Valletta-Gipfel entsteht das Konzept sogenannter Migrations-

pakte (migration compacts) als maßgeschneiderte Verträge mit Drittstaaten zur Steue-

rung von Migration (vgl. Europäische Kommission 2016). Die europäische Entwick-

lungspolitik wird dabei eingebunden, »um die Anstrengungen der Länder zu honorie-

ren, die bereit sind, bei der Migrationssteuerung wirksam mit der EU zusammenzu-

4 | Entsprechend der Official Development Assistance (ODA) des OECD-Entwicklungsaus-

schusses.
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arbeiten, und um Konsequenzen für jene sicherzustellen, die dies verweigern« (ebd.:

2). Dieser more-for-more-Ansatz beinhaltet also gleichzeitig ein less-for-less-Prinzip,

welches die Konditionalität von Entwicklungsgeldern für afrikanische Drittstaaten

verstärkt (vgl. Oshana 2016). Im Zuge der Bemühungen um den Abschluss solcher

Migrationspakte haben Besuche europäischer Politiker_innen in afrikanischen Staa-

ten zugenommen. Vertreter_innen von NGOs beklagen derweil die lokalen Effekte

auf afrikanische Migrationsrouten.5

Die Debatte um vermeintliche Fluchtursachen und Asylverfahrenszentren in afri-

kanischen Staaten bleibt hoch aktuell, so auch bei der G20-Afrikakonferenz 2017

in Hamburg und dem EU-AU-Gipfel in Abidjan (vgl. Jakob/Schlindwein 2017; Ber-

nau 2017). Im Querschnittfeld von Migrations- und Entwicklungspolitik treten dabei

neben ›alt-bekannten‹ UN-Organisationen, der IOM oder dem ICMPD, nun auch ex-

plizit Akteure der EZ in Erscheinung.

DER ›MIGRATIONSBOOM‹ BEI DER GIZ

Die GIZ versteht sich als »weltweit tätiger Dienstleister« (GIZ 2016a) und beschäf-

tigte im Jahr 2016 über 18.260 Menschen in rund 120 Ländern (vgl. ebd.). Als ge-

meinnütziges Unternehmen der BRD liegt die GIZ zu hundert Prozent in staatlicher

Hand. Über den Geschäftsbereich der International Services kann sie jedoch auch

Dienstleistungen für andere Auftraggeber, wie nationale Regierungen oder Unter-

nehmen, anbieten (vgl. Deutscher Bundestag 2012: 12). Die EU ist in diesem Zusam-

menhang einer der wichtigsten Auftraggeber. Das Finanzvolumen von EU-Aufträgen

stieg seit 2014 kontinuierlich an (vgl. GIZ 2017: 64f.).

Auch das für die GIZ maßgeblich bestimmende BMZ verdreifachte 2016 sein Bud-

get zur »Bewältigung der Flüchtlingskrise« (BMZ 2016: 2). Konkrete Handlungsfel-

der sieht das Ministerium u.a. in der Bekämpfung sogenannter ›Schlepperkriminali-

tät‹ und in der Verbesserung der Möglichkeiten von Rückführung (vgl. BMZ 2016a:

3). Die Afrikanische Union soll dabei unterstützt werden »ihr Mandat im Bereich Mi-

gration und Flucht wahrzunehmen« (BMZ 2016b: 8) und den Valletta-Aktionsplan

5 | So meint ein Sprecher der Caritas im Niger, die nigrische Polizei würde an der Grenze zu

Mali immer mehr Reisende abweisen: »Was an dieser Grenze geschieht sind direkte Auswir-

kungen des Valletta-Gipfels« (Camden zit. n. Jakob 2017: 9). Auch die Exilorganisation Eritrei-

sche Initiative für Flüchtlingsrechte (EIRR) berichtet von Anrufen von Eritreer_innen auf der

Flucht: »Sie erzählen, Sudans Einheiten seien von Deutschen ausgerüstet worden, deswegen

wagen sie sich nicht mehr über die Grenze« (Estefanos zit n. Schlindwein 2016: 5).
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schnellstmöglich umzusetzen. Denn — so verdeutlichen diverse Staatsreisen von Re-

gierungsvertreter_innen in den letzten zwei Jahren — »[d]as zentrale Problem ist die

Migration aus Afrika mit 1,2 Milliarden Menschen« (Merkel zit. n. Süddeutsche Zei-

tung 2016). Das afrikapolitische Strategiepapier des BMZ problematisiert das pro-

gnostizierte Bevölkerungswachstum Afrikas als besondere, migrationspolitische Be-

drohung. Es sei dafür zu sorgen, dass »der Ausweg aus der Perspektivlosigkeit nicht

in Europa sondern auf dem afrikanischen Nachbarkontinent gesehen wird« (BMZ

2016b: 4). Aus diesem Grund wird die deutsche EZ unter das Mantra der sogenann-

ten Fluchtursachenbekämpfung gestellt. Ihr primäres Ziel liegt in der »Verringerung

des Migrationsdrucks« (ebd.: 5).

Die kurzfristig bereitgestellten Gelder lassen Flucht und Migration neben Klima-

programmen zum größten Tätigkeitsfeld der GIZ werden (vgl. GIZ 2017: 8). Der neu

eingesetzte Koordinator des Bereichs Flucht und Migration, ehemals tätig im Bereich

Neukunden, beschreibt im Interview mit mir den Zuwachs so: »Jetzt ist aber mit dem

Zustrom der Flüchtlinge und Migranten innerhalb der letzten eineinhalb Jahre ein

wenig die Notwendigkeit entfallen, intensiv nach Neukunden zu suchen, weil einfach

die Arbeit und das Geld auf uns zugelaufen ist [. . .]« (Mitarbeiter M1: 2016). Im Be-

reich Flucht und Migration hat sich für das Unternehmen ein unerwartet relevantes

Feld für Wachstum ergeben.

Gleichzeitig erzeugt der Anstieg globaler Migrationsbewegungen einen politischen

Rechtfertigungsdruck. So sieht sich M1 mit Fragen konfrontiert, wie: »Warum kom-

men jetzt die Leute zu uns und warum habt ihr nicht die Lebensbedingungen ver-

bessert, dass die Leute da sein können?« (ebd.). Das an die GIZ herangetragene

Verständnis des entwicklungspolitischen Auftrags zur Verbesserung von Lebensver-

hältnissen ist demnach tief mit dem Gedanken von Migrationsprävention verbunden.

Neben einem gestiegenen Handlungsdruck beschreiben Mitarbeiter_innen auch einen

thematischen Wandel, der Migration zunehmend in einen sicherheitspolitischen Zu-

sammenhang stellt:

»Jetzt wo wir die Flucht- und Migrationskrise haben, ist natürlich ein

viel höherer Druck seitens der Auftraggeber da wirklich auch als GIZ

aktiv zu werden. Also in der migrationspolitischen Beratung, in der

Fluchtursachenbekämpfung, aber auch in Maßnahmen, die eher ein si-

cherheitspolitisches Spektrum abdecken, wie zum Beispiel Grenzmana-

gement. [. . .] Und sowohl Migrationsprojekte, als auch Grenzmanage-

mentprojekte haben im Umfang und an der Anzahl deutlich zugenom-

men.« (M2 2017)
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Ein weiterer Bereich, für den mehr Finanzmittel bereitgestellt werden, ist ›freiwillige

Rückkehr‹. Der aktuelle Bedarf an neuen Rückkehrprogrammen, so erklärt ein Mi-

grationsexperte6 der GIZ, sei »sehr innenpolitisch motiviert« (M3 2017) und führe

zu einer stärkeren Zusammenarbeit mit dem BMI und anderen innen- und außenpo-

litischen Akteuren (vgl. ebd.). Es sei insgesamt ein »hochsensibles Thema« (ebd.),

über das er nicht viel sagen könne. Er betont, die GIZ habe hier wenig Handlungs-

spielraum: »Das sind Themen, mit denen wir jetzt umgehen müssen. [. . .] Wir sind

keine NGO, wir sind im Besitz der Bundesregierung« (ebd.). Durch diese Aussage

wird deutlich, wie die GIZ in der Ausrichtung ihrer Arbeit von politischen Interessen

und deren Konjunkturen abhängig ist. Dass Migration zu ihrem größten Tätigkeits-

feld aufgestiegen ist, hängt direkt mit der gestiegenen Mittelvergabe im Zuge des

erschütterten Grenzregimes 2015 zusammen. Auch wenn die GIZ nach ihrer Selbst-

darstellung als Dienstleister handelt und Maßnahmen nur durchführt, statt sie auf die

Agenda zu setzen, unterliegt ihre Arbeit einer politischen Rationalität, die ihren Mit-

arbeiter_innen bewusst ist.

PERSPEKTIVE HEIMAT —
RÜCKKEHRPROGRAMME UND MIGRATIONSBERATUNG

Einige Monate nach der Interviewaussage zum ›hochsensiblen‹ Thema Rückkehr

wird vom BMZ unter dem Titel ›Perspektive Heimat‹ ein Rückkehrprogramm auf-

gesetzt. Es beinhaltet die Einrichtung von Rückkehrberatungsstellen in Deutschland

und soll die ›freiwillige Rückkehr‹ in verschiedene Balkanstaaten sowie nach Tu-

nesien und Marokko fördern. Zukünftige Zielländer sind Nigeria, Ghana, Senegal,

Irak, Afghanistan und Ägypten. Die GIZ unterstützt die Beratung durch sogenannte

Reintegration-Scouts, die Beschäftigungsperspektiven in Herkunftsländern aufzeigen

und Kontakte zu Projekten der deutschen EZ herstellen sollen (vgl. BMZ 2017: 2f.).

Darüber hinaus hat die GIZ eigene sogenannte Migrationsberatungszentren in Al-

banien, Serbien, Kosovo, Tunesien und Marokko eröffnet; weitere sind in Planung.

Hier sollen »legale Wege in die Bundesrepublik, aber auch Optionen zum Bleiben«

(GIZ 2015) aufgezeigt werden. Ein Mitarbeiter meint diesbezüglich: »Man könnte

denken, es geht um Migrationsverhinderung: Kommt nicht! Aber es geht um Infor-

mation, was Migration realistisch bedeutet, was die Risiken sind« (M3 2017). Neben

Migrationsinteressierten richtet sich das Beratungsangebot auch an Rückkehrer_in-

6 | Andere interviewte Mitarbeiter_innen bezeichneten ihn als solchen.
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nen. Es diene so als »Verbindungsstelle zwischen Rückkehrberatung in Deutschland

und der Reintegrationsförderung im Herkunftsland« (BMZ 2017: 4).

Ziel der GIZ ist Rückkehrpolitiken im Sinne einer ›nachhaltigen Reintegration‹ zu

verbessern (vgl. GIZ/German Marshall Fund 2016: 5). Unter ›nachhaltig‹ versteht

der Migrationsexperte der GIZ eine »Rückkehr, sodass die Leute nicht im Drehtür-

effekt wieder zu uns zurückkommen, idealerweise mit einer Entwicklungsorientie-

rung« (M3 2017). Gleichzeitig sollen keine Anreize geschaffen werden, sodass »der

Bruder sich dann gleich auf den Weg macht« (ebd.). Die Begünstigung potentieller,

zukünftiger Migration ist hier demnach nicht erwünscht.

Die aktuellen politischen Anforderungen verlangen dabei auch wirtschaftliche Ef-

fizienz: »Wir können jetzt kein Fünf-Millionen-Programm irgendwo auflegen, in ei-

nem Land, und dann kommen 80 Rückkehrer« (M1 2016). Die bereits langjährig

von der GIZ betriebene Beratung für ›rückkehrende Fachkräfte‹ sei dagegen in der

Umsetzung relativ teuer. Auch umfasst die neue Zielgruppe nicht mehr nur hochqua-

lifizierte Migrant_innen, sondern generell Menschen, denen eine langfristige Bleibe-

perspektive in Deutschland abgesprochen wird (M3 2017). ›Freiwilligkeit‹ sei dabei

nicht so klar definiert, so ein Mitarbeiter (M1 2016a). Für den Fall eines abgelaufenen

Aufenthaltsstatus stellt die GIZ-Broschüre Return Migration beispielsweise die Ka-

tegorie »voluntary but unavoidable« auf (GIZ/German Marshall Fund 2016: 6). Der

unvermeidbare Zwang einer Ausreisepflicht fällt damit auch unter ›freiwillig‹.

Auch auf Regierungsebene leistet die GIZ Migrationsberatung hinsichtlich Rück-

kehrthemen. Seit 2015 führt sie das Projekt ›Merhaba — Willkommen in Marokko‹

durch, welches marokkanische Kommunen im Bereich Migrationsmanagement und

Integration unterstützen soll. Dabei wird zivilgesellschaftlich auf den Aufbau einer

»marokkanische[n] Willkommenskultur« (GIZ 2015a) hingewirkt, welche die lokale

Integration von Transitmigrant_innen und rückkehrenden Marokkaner_innen fördern

soll. Ebenfalls seit 2015 arbeitet die GIZ mit dem marokkanischen Staat am »Auf-

bau einer nationalen Behörde zur Durchführung von Asylverfahren« (GIZ 2015b).

Ministerien, Richter_innen und zivilgesellschaftliche Akteure erhalten Trainings, die

Kenntnisse über den rechtlichen Rahmen von Flüchtlingsschutz vermitteln und bei

der Erstellung von Handlungsanweisungen und Verwaltungsvorschriften helfen sol-

len. Gleichzeitig soll die bilaterale Zusammenarbeit so gestärkt werden, »dass Part-

nerschaften abgeschlossen werden, dass ein Dialog stattfindet zwischen Entsendeland

und zwischen Ankunftsland und dass sich beide Länder Gedanken machen, über The-

men wie Mobilisierung der Diaspora, Integration, aber eben auch über Themen wie

Rückführung« (Wittenborg 2016). Durch migrationspolitische Strategieentwicklung

und Kooperationsabkommen wird Marokko in internationale Politiken des Migrati-

onsmanagement eingebunden. Der Ausbau staatlicher Verwaltungsstrukturen, Asyl-
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systeme und (Re-)Integrationsmaßnahmen birgt dabei die Gefahr, politischen Bestre-

bungen nach Rückführungen eine Legitimationsgrundlage zu bieten, Migrant_innen

in Transitstaaten zu ›fixieren‹ und internationale Schutzgesuche zu externalisieren.

GOOD FENCES MAKE GOOD NEIGHBORS —
GRENZMANAGEMENT UND POLIZEIAUSBILDUNG

Funktionierendes Grenzmanagement betrachtet die GIZ als Bestandteil von Rechts-

staatlichkeit, ›guter Regierungsführung‹ und somit als Voraussetzung für positive

Entwicklungsprozesse. Der informelle Grenzübertritt wird dagegen mit Menschen-

handel und organisierter Kriminalität in Verbindung gesetzt und als eine potentielle

Gefahr gesehen (vgl. GIZ 2015c: 1; M2 2017). Projekte zur Verwaltung und Kontrolle

von Grenzen sind daher im Sektor ›Sicherheit‹ der GIZ angesiedelt. Ihr Leistungsan-

gebot reicht vom »Aufbau von technischen Unterstützungseinheiten« (GIZ 2015c: 1),

der »Beschaffung und Wartung materieller Ausstattung von Grenzbehörden« (ebd.:

2) bis zur »Stärkung von Institutionen zum Thema Grenzmanagement« (ebd.). Dabei

besteht eine enge Zusammenarbeit mit der deutschen Bundespolizei oder der IOM

(M2 2017).

In diesem Rahmen führt die GIZ seit 2008 mit dem African Union Border Pro-

gramme (AUBP) und dem ›Polizeiprogramm Afrika‹ zwei Mehrländerprojekte in

Subsahara-Afrika durch. Beide Vorhaben laufen im Auftrag des Auswärtigen Amtes

und erhalten zum Teil Kofinanzierung durch die EU (vgl. GIZ 2016b: 1; Deutscher

Bundestag 2015: 9).

Im AUBP arbeitet die GIZ mit insgesamt 19 AU-Mitgliedsstaaten an der Umset-

zung des Grenzprogramms der AU. Dies hat zum Ziel, die kolonial gezogenen Gren-

zen afrikanischer Staaten vollständig zu markieren und die Durchlässigkeit für grenz-

übergreifende Viruserkrankungen, organisierte Kriminalität sowie irreguläre Migra-

tionsbewegungen zu senken. Die Partner werden im Aufbau von Grenzposten und

Grenzinfrastruktur unterstützt und erhalten Fahrzeuge, Büroausstattung und GPS-

Geräte. Polizeieinheiten werden im Umgang mit Kartenmaterial und GPS-Systemen

geschult. Darüber hinaus wird Versorgungsinfrastruktur in Grenzgebieten aufgebaut,

die die grenzüberschreitende Kooperation von Kommunen fördern und Fluchtursa-

chen bekämpfen soll (M2 2017; Deutscher Bundestag 2015: 4; GIZ 2016b: 1f.).

Auch will die GIZ im AUBP die Zusammenarbeit zwischen Regionalorganisatio-

nen (ECOWAS, IGAD usw.) und der AU ausbauen und beim Aufbau eines GPS-

basierten ›AU-Grenzinformationssystems‹ unterstützen (vgl. GIZ 2016b: 1f.). Einer

zuständigen Mitarbeiterin zufolge soll dabei eine Formalisierung von Abläufen der
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Grenzkontrolle sowie eine Angleichung von Politiken und Praktiken des Grenzmana-

gements erreicht werden:

»Es geht ja darum, dass der Staat in Kooperation mit anderen Staaten

und den staatlichen Behörden auch in die Lage versetzt wird, die Gren-

zen zu managen. Das heißt nicht nur die Grenzen zu schließen und dicht

zu machen, sondern auch, zu öffnen, Migration zu ermöglichen. Aber

gleichzeitig eben auch zu wissen, wer kommt da jetzt eigentlich über

die Grenze und wer geht. Also das ganze so ein Stück weit verwalten zu

können.« (M2 2017)

Wie sie nachfolgend klarstellt, geht jedoch die Verwaltung von Migrationsbewegun-

gen mit staatlich definierten Kriterien und der Unterscheidung in ›reguläre‹ und ›irre-

guläre‹ Bewegungen einher: »Es gibt allerdings sicherlich einen Zusammenhang mit

irregulärer Migration. Also, dass durch ein besseres oder effizienteres Grenzmana-

gement die Arbeitsmigranten, die jetzt ohne Pässe über die Grenze reisen, weil sie

dort arbeiten, dass das natürlich auch ein Stück weit unterbunden wird« (ebd.). Die

Erfassung dessen, ›wer da jetzt kommt‹ ist unweigerlich mit der Kriminalisierung

irregulärer Grenzübertritte verbunden.

Auch im Polizeiprogramm Afrika fördert die GIZ einen institutionellen und ma-

teriellen Ausbau des Grenzschutzes in der Sahelzone. An der für Transitmigrati-

on wichtigen Nordgrenze Nigerias half die GIZ beim Bau von neun Grenzposten

(vgl. Weiß 2016). Darüber hinaus wurde das Personal darin geschult, »Grenzmana-

gement nach internationalen Standards durchzuführen, also Ausweis- und Güterkon-

trollen, gefälschte Dokumente identifizieren zu können, Kriminelle zu erkennen und

festzusetzen — selbstverständlich unter Einhaltung der Menschenrechte« (ebd.).

In Mauretanien und im Tschad wird im Rahmen des Programms eine mit Interpol

verknüpfte Kriminaldatenbank aufgebaut und Kommissariate mit Fingerabdrucksets

ausgestattet (vgl. Deutscher Bundestag 2015: 7, 10). Im Tschad wurde diesbezüglich

»[d]ie Arbeit der Abteilung für Kriminaltechnik [. . .] der Direktion für Personener-

kennung (Identité Civile) unterstellt, welche für Pässe, Ausweise und Aufenthalts-

genehmigungen zuständig ist. Der Schwerpunkt dieser Direktion liegt bei der Ein-

führung einer biometrischen Datenbank« (ebd.: 10). Dies deutet darauf hin, dass die

Umstrukturierung und technische Ausstattung auch im Namen einer strafrechtlichen

Verfolgung irregulärer Grenzübertritte und Schleusung erfolgt. Als wesentliches Si-

cherheitsproblem gilt in diesem Zusammenhang die häufige Kooperation von Grenz-

behörden mit sogenannten ›Schleuserbanden‹ (M2 2017). Eine weitere Komponente

des Programms ist daher die Korruptionsbekämpfung innerhalb der Polizei. Im Niger
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und Tschad wird in diesem Sinne auch die Personalabteilung der nationalen Polizei

beraten (vgl. Deutscher Bundestag 2015: 10).

Insgesamt verortet die GIZ die Ursache sogenannter »Schattenseiten von Migra-

tion« (M3 2017) in einem ›Mangel an Staat‹ (Abwesenheit staatlicher Akteure in

Grenzgebieten, Fehlen von Grenzposten, nicht-rechtsstaatliches Handeln von Be-

amt_innen, Informalität von Abläufen) in den afrikanischen Projektländern. Ihre Ge-

genmaßnahmen haben zum Teil zur Folge, dass irreguläre Grenzübertritte rechtlich

kriminalisiert und praktisch erschwert werden. Die Mitarbeiter_innen verbinden mit

der Zielsetzung jedoch vor allem menschenrechtliche Schutzfunktionen: Grenzsiche-

rung soll Grenzen sicherer machen, Transparenz und Rechtsstaatlichkeit ermögli-

chen. Wie nachfolgend gezeigt wird, ist dieser vermeintliche ›Schutz‹ ein wesent-

liches Argument, dass auch im Programm Better Migration Management angeführt

wird.

BETTER MIGRATION MANAGEMENT —
DIE GIZ IM KHARTUM- UND VALLETTA-PROZESS

Über den Treuhandfonds des Valletta-Gipfels (EUTF) wurde die GIZ mit insgesamt

13 Projekten7 in Höhe von 170 Mio. Euro beauftragt. Better Migration Management

(BMM) ist mit 46 Millionen Euro Förderung ihr finanziell größtes Vorhaben und

umfasst den weitesten geographischen Projektraum. Dem Titel entsprechend ist das

übergeordnete Ziel des Vorhabens, »[t]o improve migration management in the regi-

on, and in particular to address the trafficking and smuggling of migrants within and

from the Horn of Africa« (GIZ 2016c: 10). Als ein sogenanntes Regionalvorhaben

betrachtet es die verschiedenen regionalen Transitrouten und umfasst alle Staaten des

Khartum-Prozesses (Sudan, Südsudan, Eritrea, Äthiopien, Dschibuti, Somalia, Kenia,

Uganda, plus Ägypten und Tunesien) (vgl. ebd.: II). Das BMM stellt damit eine di-

rekte Fortführung und Ausbuchstabierung des 2014 eingeläuteten Khartum-Prozesses

dar. In der Projektbeschreibung der GIZ heisst es dazu: »BMM [. . .] will be the cen-

7 | In Burkina Faso, Niger, Tschad, Kamerun, Mauretanien, Eritrea, Sudan, Kenia, Tunesien,

Ägypten sowie länderübergreifenden Regionalvorhaben am Horn von Afrika. Die Zielsetzung

der Projekte richtet sich größtenteils auf die Ausbildung von ›Resilienz‹ gegenüber sicherheits-

politischen und ökologischen Krisen, die Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten sowie

auf die Prävention und Verwaltung von Migrationsbewegungen (vgl. Europäische Kommission

2017: 52, 56, 62, 64, 66, 74).
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tral hub for migration management work at the heart of the Khartoum Process« (ebd.:

44).

Aufgrund ihrer regionalen Präsenz und inhaltlichen Erfahrung wurde die GIZ von

Seiten der EU und des BMZ für die Leitung des Vorhabens vorgeschlagen (vgl. EUTF

2015: 11). Sie führt ein Konsortium von Implementierungsorganisationen, welches

die verschiedenen Komponenten des BMM umsetzt (vgl. GIZ 2016c: II, 43f.). Als

konkrete Handlungsfelder wurden (1) Policy-Harmonisierung, (2) Kapazitätenbil-

dung, (3) Schutzmaßnahmen und (4) Sensibilisierung der Öffentlichkeit identifiziert

(vgl. ebd.: 1).

Über die Policy-Harmonisierung sollen Politiken des Migrationsmanagements re-

gional angeglichen und der Transfer zum Forum des Khartum-Prozesses gestärkt wer-

den. Dafür werden u.a. Aktionspläne gegen ›Schleusung und Menschenhandel‹ ent-

worfen, interministerielle Trainings durchgeführt und der Austausch von best prac-

tices vorangetrieben. Es finden Untersuchungen zu legislativen Lücken sowie Work-

shops zum Entwurf neuer Gesetzgebungen statt (vgl. ebd: 11ff.). Mitarbeiter_innen

betrachten diese Komponente als eine der wichtigsten für die erfolgreiche Umsetzung

des BMM. Es gehe »nicht um die Lieferung von Nachtsichtgeräten« (M3 2017), son-

dern darum, die Länder des Khartum-Prozesses zur überregionalen Zusammenarbeit

zu bewegen, so der GIZ-Migrationsexperte. Verbessertes Migrationsmanagement be-

deute dahingehend: »Capacity Development für die Partner, [. . .] um ihre eigene Rolle

im Migrationsmanagement nach internationalen und humanitären Standards wahrzu-

nehmen und auszufüllen« (ebd.).

Über die ›Kapazitätenbildung‹ finden Schulungen für Beamt_innen des Grenz-

schutzes, der Polizei und Immigrationsbehörde statt (vgl. GIZ 2016c: 13). Diese

können als überregionale Trainings von Grenzpolizeien aus verschiedenen Staaten

stattfinden, sodass auch Beamt_innen geschult werden können, deren Staaten von bi-

lateraler EZ mit Deutschland ausgeschlossen sind (M2 2017). Eine »Chance, [. . .]

gerade auch mit den Partnern, die wirklich schwierig sind, wie jetzt Sudan oder Eri-

trea, hier zumindest die Möglichkeit zu haben, sie in ein regionales Konzept einzu-

binden« (ebd.), meint eine Mitarbeiterin. Die Trainings sollen die Grenzbeamt_in-

nen auf den Umgang mit sogenannten ›gemischten Migrationsbewegungen‹ vorbe-

reiten, menschenrechtliche Standards vermitteln und mit Verfahren zur Statusbestim-

mung vertraut machen (vgl. GIZ 2016c: 14f.). Ferner zielt der Ausbau von Kapazitä-

ten auf die strafrechtliche Verfolgung sogenannter ›Schleuser und Menschenhändler‹

ab. Hierzu sollen die wichtigsten Grenzübergänge der Region überprüft, bestehen-

de Grenzposten renoviert und mit Grenzinformationssystemen ausgestattet werden.

Auch die Einführung biometrischer Daten wird dabei angestrebt (ebd.).
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Die dritte Komponente, ›Schutz‹, wirkt auf die Hilfestellung von Betroffenen des

Menschenhandels und sogenannter ›vulnerabler Personen‹8 hin (vgl. ebd.: 16). Vor-

gesehen sind u.a. mappings bestehender Schutzdienstleistungen in den Projektlän-

dern, die Entwicklung standardisierter Verfahren zur Bestimmung von ›Schutzbedürf-

tigen‹ sowie die Einrichtung zweier safe houses. Auch Programme des assisted vo-

luntary return and reintegration zählt das BMM zu Schutzdienstleistungen (vgl. ebd:

17ff.). In Zusammenarbeit mit der IOM soll das Angebot der ›freiwilligen Rückkehr‹

regional ausgebaut und bekannter gemacht werden (vgl. ebd: 21f.).

Über öffentliche Sensibilisierungsarbeit will das BMM zusätzlich Alternativen zu

irregulärer Migration und mögliche lokale Lebensentwürfe aufzeigen, indem zivilge-

sellschaftliche Organisationen und Aktivitäten (Informationskampagnen, öffentliche

Events oder community conversations) gefördert werden (vgl. ebd: 23ff.).

Die starke öffentliche Kritik, die nach dem Bekanntwerden des BMM-Programms

geäußert wurde, weist die GIZ von offizieller Seite entschieden zurück. Die Zusam-

menarbeit mit autoritären Regimen betrachtet Vorstandsmitglied Preuß als pragmati-

sche Notwendigkeit, um überhaupt in der Region aktiv zu werden: »If you are in hell,

you have to talk to the devil!« (Preuß 2016), äußert er in einer Stellungnahme. Intern

wird das Projekt jedoch zum Teil stark diskutiert, berichten Mitarbeiter_innen. Es sei

»ein Vorhaben [. . .], welches schon für große Unruhe sorgt, weil wir mit Staaten ar-

beiten, die Menschenrechte verletzen oder verletzt haben« (M1 2016). Gleichzeitig

überwiegt für die Interviewten die positive Zielsetzung des Vorhabens: »Aber auf der

anderen Seite, [. . .] wenn das dazu dient, Flüchtlinge, Migranten zu schützen und das

Migrationsmanagement zu verbessern, positiv zu verbessern [. . .], dann ist das erst

mal was Vernünftiges, was man da macht« (ebd.).

Die vermeintliche Verbesserung des ›Schutzes‹ nennen Mitarbeiter_innen als zen-

trale Legitimation des BMM-Vorhabens. Sie beschreiben Schutz primär als Sicher-

heit gegenüber sogenannten »Schleuser- und Schmuggelbanden« (M2 2017) und Mi-

grant_innen in diesem Zusammenhang als deren Opfer (vgl. ebd.). Gleichzeitig wird

davon ausgegangen, dass die Vermittlung von rechtsstaatlichen und menschenrechtli-

chen Standards, eine Kriminalisierung von Migrant_innen durch Grenzschutzbeamte

senken könne,

8 | Hierzu wird die Kategorie »Frauen und Kinder« (GIZ 2016c: 16) erwähnt. Aus feminis-

tischer Perspektive gibt es umfassende Kritik am Diskurs der Vulnerabilität, der zu einer on-

tologischen Behauptung eines verletzlichen, weiblichen Körpers führt (vgl. Butler et al. 2016:

2).
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»indem man zum Beispiel die Kontrollmechanismen stärkt, indem man

Polizeistrukturen stärkt um einfach die Migration, ja, tatsächlich ein

Stück weit freizügiger zu machen. Aber nicht freizügig in dem Sinn

von irregulär, sondern freizügig in dem Sinn, dass auch klar ist bei den

Sicherheitsbehörden oder klar ist, in den Strukturen, das sind Leute mit

Rechten.« (Ebd.)

Repressive Auswirkungen auf Migrationsbewegungen erscheinen dabei wie ein Ne-

beneffekt und werden als ein EU-politisches Interesse ausgelagert:

»Realpolitisch gesehen geht es jetzt natürlich nicht nur um die Rechte

von Migranten, sondern es geht auch um sicherheitspolitische Interessen

der EU. Wo man natürlich versucht, durch ein besseres Grenzmanage-

ment, durch bessere Kontrolle auch dem Terrorismus Herr zu werden.

Was manchmal natürlich auch gegenteilige Effekte auf die reguläre Mi-

gration hat.« (Ebd.)

Auch der GIZ-Migrationsexperte äußert Skepsis gegenüber dem Ansatz des Treu-

handfonds, Migration durch Entwicklung und ›Ursachenbekämpfung‹ vorbeugen zu

können: »Man kann Migration nicht verhindern durch mehr EZ. Mehr Entwicklung

führt zu mehr Migration, da können wir nichts machen« (M3 2017). Im Sinne des von

ihm beschriebenen migration humps plädiert er hingegen für ein verbessertes Mana-

gement: »Wir können nicht so viel Jobs schaffen, dass keiner mehr in den Flieger

steigt. Wir können nur dazu beitragen, dass Migration gut gestaltet wird« (ebd.). Doch

es gebe »viel Kritik am Migrationsmanagement« (ebd.). Im BMM versuche man da-

her »das ›Better‹ mit einem EZ Ansatz zu versehen« (ebd.). So kann die Debatte

um Migrationsmanagement innerhalb von EZ-Akteuren in Richtung einer positiven

Bewertung des Konzepts als entwicklungspolitischer Ansatz beeinflusst werden.

»UND WAS MACHT DIE EZ JETZT, DAMIT DIE LEUTE SICH

NICHT AUF DEN WEG MACHEN?«9

Diese rhetorisch gemeinte Frage, verdeutlicht die ambivalente Position, in der sich

die GIZ als EZ-Akteur im Feld der Migrationspolitik bewegt. Die interviewten Mit-

arbeiter_innen gehen weder davon aus, dass sich Migration und Flucht durch Ent-

wicklungsprojekte verhindern lassen, noch ist dies ihre Intention. Dennoch ist ihnen

9 | M3 2017.
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bewusst, dass sie in einem migrationspolitischen Rahmen agieren, der auf eine Ver-

ringerung von Migrationsbewegungen nach Europa abzielt.

Auf diesen Widerspruch reagiert die GIZ mit zwei Strategien: Erstens präsentiert

sie sich als neutraler Dienstleister, der Politiken umsetzt, ohne ihr Wirken selbst dar-

in als politisch zu definieren. Zweitens versucht sie dem Konzept des Migrations-

managements einen entwicklungspolitischen Anstrich zu geben. Die GIZ verfolgt

den Anspruch ›besseres‹ Migrationsmanagement und ›bessere‹ Rückkehrpolitiken zu

entwerfen. Dabei rückt sie jedoch nicht von der Prämisse klassischer Migrationskon-

trolle ab, grenzüberschreitende Bewegungen einer staatlichen Regulierung zu unter-

stellen und diese nach ihren Kriterien zu filtern. Als entwicklungspolitischer Akteur

hat die GIZ gegenüber Grenzschutzinstitutionen den Vorteil, dass sie weit über die

Mittelmeergrenze hinaus lokal etabliert ist und ihr Handeln über ein humanistisches

Entwicklungsparadigma gesellschaftlich legitimieren kann.

Doch auch die EZ kann Migrationsmanagement nicht zu einem menschenrechtli-

chen Projekt machen, der zum Abbau von Zwängen der Migration beitragen würde.

Vielmehr stützen die hier dargestellten Vorhaben hegemoniale Politiken und veran-

kern Programmatiken der Migrationskontrolle im Namen eines entwicklungspoliti-

schen Auftrags in den Agenden afrikanischer Staaten. Ihre Auswirkungen betreffen

sowohl innerafrikanische Migration und Freizügigkeiten als auch Transitmigration

Richtung Europa. Somit ist die GIZ als Teil der Einbindung afrikanischer Staaten in

ein interkontinentales, Euro-Afrikanisches Grenzregime zu verstehen.
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Eine ethnographische Untersuchung der Abschiebungshaft

THERESE LERCHL

Abstract: Like an echo of recent migration movements, the number of repatriation cases
is increasing. Whenever immigration authorities suspect the risk of absconding, they de-
tain the migrant by producing detention documents. This paper presents research on these
administrative-judicial practices concerning migrant detention, with the goal of recon-
structing their social and political moments — which become invisible once the doc-
uments are signed and executed. In this regard, documents are circulated in a legal-
administrative network — separate from the migrants they represent. As a consequence,
the objectification of migrants as references within these bureaucratic practices results
in »documentary detention«. By producing legal documents, authorities legitimize their
version of truth, even when the entanglements of migrants in documents can be retraced
to incorrect translations of a person into its textual representation. Therefore, by criti-
cally questioning those practices of truth production and negotiation, migrant detention is
re-politicized.

Keywords: ethnography, documentality studies, ANT, performativity, migrant detention

Seit ihrer Inhaftierung in einem deutschen Abschiebungsgewahrsam kreisten die Ge-

danken von Frau D. immer wieder um dieselbe Frage: Wie konnte es nur soweit kom-

men? Ohne tiefgreifendes Verständnis für die juristische Sprache, welche in ihren

Haftdokumenten eingeschrieben ist, war es ihr nicht möglich, die rechtlichen Beweg-

gründe für ihre Inhaftierung nachzuvollziehen. Jedoch wurde ihr bewusst, dass sie

sich über diese physische Inhaftierung hinaus bereits seit Längerem in Gewahrsam

von Dokumenten befindet:

»Even before they [. . .] brought me to the jail, I had another detention

which was causing a long period of stress and depression. [. . .] It was

a detention for me to go every week [to Ausländerbehörde to prolong

Duldung]. It feels like you are in jail. [. . .] What is the difference to

when I was outside? [. . .] And this is another detention written down in

papers.« (Interview Frau D. 2016)

movements | Vol. 4, Issue 2/2018 | www.movements-journal.org
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Während zur Lebenswirklichkeit von Migrant_innen in Haft und somit zur physi-

schen Inhaftierung bereits Forschungen existieren (vgl. Bosworth 2012; Ogada-Osir

et al. 2014; Lietaert/Broekaert/Derluyn 2014; Moran/Gill/Conlon 2013; Schwarz

2015), ist die dokumentarische Dimension der Inhaftierung, auf welche ich mich

in diesem Artikel beziehe, bisher weitgehend ausgeblendet worden. Als eine der

wenigen beleuchtet Kristen Drybread 2016 in ihrer Forschung die Rolle von Doku-

menten in einem brasilianischen Jugendgefängnis: »Yet the [. . .] inmates also suffer

violence at the hands of prison staff and administrators in less obvious ways —

through the production and circulation of institutional paperwork« (Drybread 2016:

411). In Anlehnung daran können die in räumlicher Entfernung zu den festgesetzten

Migranten_innen stattfindenden bürokratischen Schreibprozesse von Ausländerbe-

hörden und Amtsrichter_innen, wie von Frau D. dargestellt, als eine Gefangennahme

durch Dokumente wahrgenommen werden. In meiner Forschung ging ich der Frage

nach, wie die im rechtlich-administrativen Netzwerk zirkulierenden Dokumente Ab-

schiebungshaft erzeugen und welche Konsequenzen sich hieraus für die Akteur_innen

des Netzwerks ergeben.

Eine Untersuchung der dokumentarischen Dimension der Abschiebungshaft lenkt

den Blick somit auf die im Hintergrund ablaufenden rechtlich-bürokratischen Prak-

tiken. Durch die Betrachtung der dynamischen, jedoch meist unhinterfragten Pro-

zesse der Hervorbringung von Dokumenten lassen sich unsichtbar gewordene Her-

stellungsschritte rekonstruieren und die vermeintliche Statik der Texte überwinden

(vgl. Scheffer 2001: 9, 100; Weisser 2014: 48). So erfordert die Anordnung dieser

Verwaltungshaft eine in mehrere Schritte unterteilte Produktion von Haftanträgen

und -beschlüssen. Der_die Migrant_in wird zunächst von der Ausländerbehörde in

einen Haftantrag überführt, welcher anschließend an das Amtsgericht weitergereicht

wird. Nach der gerichtlichen Prüfung der Haftvoraussetzungen erstellt der_die Amts-

richter_in gegebenenfalls einen Haftbeschluss, welcher zur Inhaftierung der Person

führt (vgl. von Borstel 2013). Im Sinne der Akteur-Netzwerk-Theorie (ANT)1 (La-

1 | Die ANT umfasst Konzepte, welche über den Menschen hinaus auch Objekte bzw. nicht-

menschliche Entitäten in den Mittelpunkt des Forschungsinteresses stellen und deren gemeinsa-

mes Wirken bei der Untersuchung sozialer Zusammenhänge betrachten. Eines der Hauptargu-

mente der ANT ist demnach, dass auch Objekte Handlungsfähigkeit bzw. eine »material agen-

cy« (Çalışkan/Callon 2010: 9) besitzen. Betrachtet werden Verschränkungen aus menschlichen

und nichtmenschlichen Akteuren, sogenannte sozio-technische ›agencements‹, deren Bezeich-

nung sich von ›agency‹ ableitet. Objekte sind weitaus mehr als Hintergrund für menschliches

Handeln, sondern ermöglichen, ermächtigen, erlauben, schließen aus und vieles mehr (vgl. La-
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tour 2004) und Ansätzen zu Documentality2 (Weisser 2014) werden somit Doku-

mente als zentrale Akteure im Netzwerk hervorgebracht. Die Dokumente machen

Personen in Form von textlichen Referenzen rechtlich verhandelbar und zirkulieren

für die weitere Bearbeitung innerhalb des rechtlich-administrativen Netzwerks. Wäh-

rend diese textlichen Referenzen mobil sind, befindet sich der_die Betroffene bereits

in Gewahrsam und ist immobil. Eine derartige Analyse rechtlich-bürokratischer Prak-

tiken ermöglicht es, soziale und politische Momente sichtbar zu machen, welche in

den fertiggestellten Dokumenten bereits nicht mehr auszumachen sind. Indem der

Blick in diesem Artikel auf die Dokumentarist_innen und die durch sie produzier-

ten Dokumente gerichtet wird, werden somit Praktiken der Wahrheitsproduktion und

deren Depolitisierung deutlich.

Die etwa fünfmonatige Feldforschung nahm ihren Anfang in einer Gewahrsams-

einrichtung in Deutschland. In dem Versuch den Weg der Haftdokumente durch das

Netzwerk nachzuvollziehen, führte mich die Untersuchung schließlich zu Ausländer-

behörden, Amtsgerichten und Rechtsanwält_innen. In diesem Sinne folgte ich mit-

hilfe eines multiperspektivischen Ansatzes einer Multi-Sited Ethnography (Marcus

1998) Akteur_innen im Feld. Aufgrund der zentralen Rolle der im Netzwerk zirku-

lierenden Dokumente im Sinne der ANT kommt bei dieser Forschung auch das Kon-

zept des follow the object (Marcus 1995: 106) und in diesem spezifischen Fall follow

the document (Bueger 2014) zum Tragen. Dabei fanden verschiedene Methoden und

Instrumente wie teilnehmende Beobachtung, Dokumentenanalyse sowie leitfadenge-

stützte, problemzentrierte Interviews Anwendung (vgl. Lamnek 2010).

tour 2010: 123ff.). Dadurch wird die starre Vorstellung, wer oder was als Teil von ›Gesellschaft‹

gesehen wird, überwunden (vgl. Latour 2005: 72).

2 | Ein Hauptargument der ›documentality studies‹ ist, dass Menschen durch Praktiken des

Dokumentierens soziale Realitäten konstruieren. Der Ansatz baut auf Performativitäts- und

Inskriptions-Theorien auf (vgl. Weisser 2014: 54). In diesem Sinne zeigt sich die Handlungs-

fähigkeit von Schriftstücken, wenn der Leser dazu angehalten wird, sich auf eine bestimmte

Art und Weise zu verhalten bzw. sobald Handlungen und Entscheidungen durch Texte ge-

währt oder angefochten werden (vgl. Atkinson/Coffey 2004: 69). Hierfür sind gewisse, den

Texten eingeschriebene, »scripts of performance« (Prior 2004: 89) verantwortlich. Wissen und

Praktiken werden in Artefakte eingeschrieben und durch diese materielle Fixierung mobilisiert

(vgl. Callon 1991: 143). In Anlehnung an die ANT rückt der Inhalt der Dokumente in den ›do-

cumentality studies‹ in den Hintergrund und Texte werden vielmehr hinsichtlich der aus ihnen

hervorgehenden Handlungen und somit bezüglich ihrer Position innerhalb eines »network of

action« (Prior 2004: 76) analysiert.



188 | Therese Lerchl

IN DER AUSLÄNDERBEHÖRDE

Das Abschiebungshaftverfahren wird durch einen Haftantrag der zuständigen Aus-

länderbehörde eingeleitet. Hierbei werden Aspekte des_der Migrant_in, welche als

wesentlich für den Prozess eingestuft werden, herangezogen und in eine standar-

disierte und administrativ-rechtlich kompatible Form umgewandelt. Durch die im

Folgenden beschriebenen Praktiken der Dokumentalisierung distanzieren sich die

Rechtsanwender_innen zunehmend von dem verhandelten und referenzierten Subjekt

und beschäftigen sich anstatt mit Individuen mit dokumentierten Fällen (vgl. Latour

1999: 71).

Die dabei vollzogene Überführung von Menschen in dokumentarische Referen-

zen lässt sich anhand von Bruno Latours (1999) Konzept der zirkulierenden Referenz

nachvollziehen. Diese Referenzen stellen abstrahierte Repräsentationen der Wirklich-

keit dar und sind das Ergebnis eines sukzessiven Übersetzungsprozesses bei dem Ver-

such, die Wirklichkeit abzubilden (vgl. ebd.: 43). Latour demonstriert dies anhand

der schrittweisen Übersetzung von Bodenproben in eine wissenschaftliche Veröffent-

lichung. Hierbei geht es um die Frage: »Wie fassen wir die Welt in Worte?« (Ebd.:

36) In jedem Teilschritt des Übersetzungsprozesses werden sogenannte Operatoren

bzw. Hilfsmittel eingesetzt, um »die Extreme von Materie und Form [zu] verbinden«

(ebd.: 85) — in diesem Fall Subjekt und Haftdokument. Die Nachvollziehbarkeit der

Übersetzung und somit die Verbindung zwischen Migrant_in und der schriftlichen

Form wird mithilfe von Verweisen auf die Verwendung entsprechender Operatoren,

etwa das Aufenthaltsgesetz, legitimiert. In diesem Sinne werden den Personen zuge-

schriebene Merkmale sowie Auszüge menschlicher Biographien unter Zuhilfenahme

verschiedener Instrumente in Zeichen, Schrift und Paragraphen und somit in die text-

liche Form der Haftdokumente transformiert. In Teilschritten entfernt sich der_die

administrativ-rechtliche Bearbeiter_in von dem ausgehandelten Subjekt und schafft

durch die Dokumentalisierung in Form eines Haftantrags eine Abstraktion dessen

(vgl. ebd.: 71). Durch die Untersuchung dieser schrittweisen Transformationen wer-

den rechtliche Praktiken innerhalb des bürokratischen Netzwerks der Abschiebungs-

haft im Detail nachvollzogen und somit auch soziale und politische Momente sicht-

bar.

Bei der Erstellung eines Haftantrags fixiert der_die zuständige Bearbeiter_in der

Ausländerbehörde zunächst jene Situation schriftlich, welche aus Sicht der Auslän-

derbehörde eine Inhaftierung rechtfertigt. Abbildung 1 zeigt das Ergebnis im Fall der

interviewten Insassin Frau E.

Mithilfe dieser Zeilen in Abbildung 1 produziert die Ausländerbehörde schriftli-

che Wahrheiten, welche im Verlauf des Verfahrens in Form einer Referenz des_der
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Ein unangekündigter Abschiebungsversuch am 16.08.2016 scheiterte, da die Be-

troffene Widerstand leistete. Bereits bei der Abholung in der Wohnung gab die

Betroffene einen medizinischen Notfall vor. Daraufhin wurde ein Notarzt her-

beigerufen, welcher die Betroffene für gesund und reisefähig befunden hat. Dar-

aufhin wurde die Betroffene an den Flughafen nach Frankfurt gebracht. Dort

leistete sie erneut Widerstand, indem sie sich auf den Boden legte und schrie.

Zudem gab die Betroffene an, dass sie auf keinen Fall nach Kamerun fliegen

werde. Die Durchführung der Maßnahme wurde deshalb durch die Bundespoli-

zei abgebrochen.

Abb. 1: Auszug aus dem Haftantrag von Frau E. zur Schilderung der Ereignisse.

verhandelten Migrant_in zwischen verschiedenen Akteur_innen und Institutionen zir-

kulieren. Durch die Weiterreichung der Dokumente, welche als Grundlage für eigene

Dokumente verwendet und anschließend verbreitet werden, sind die ihnen inhärenten

dokumentarischen Einschreibungen im Netzwerk omnipräsent (vgl. Kameo/Whalen

2015: 208). Diese Dokumentation kann sich dabei jedoch auf drastische Weise von

der Wahrnehmung der Migrant_innen unterscheiden, wie die persönliche Schilderung

von Frau E. demonstriert:

»The police came. I couldn’t [come along] because [. . .] I have this heart

problem [. . .]. I have just gotten like a shock. I fell down [. . .], but they

were like I’m doing theatre. [. . .] The doctor did not examine [. . .] my

blood, but they say I’m ok. But here [in migrant detention] now everyday

they check my blood. Blood pressure is always up.« (Interview Frau E.,

2016)

Im Gegensatz zu der Version der Ausländerbehörde wurde ihre jedoch nicht ver-

schriftlicht, wodurch ihr die Legitimität fehlt, auf die Verhandlung ihrer Inhaftierung

Einfluss zu nehmen. Durch die dokumentarische Fixierung der Perspektive der Aus-

länderbehörde hingegen wird eine Version bzw. Repräsentation festgeschrieben und

dem Dokument in diesem Sinne eine Akteursmacht zugesprochen, da es von nun an

innerhalb des Netzwerks sowohl referenzieren als auch referenziert werden kann.

Indem der_die Verfahrensbearbeiter_in der Ausländerbehörde im Anschluss an die-

se Darstellung die Haftgründe definiert, überträgt er_sie diese Ereignisse mithilfe von

Gesetzestexten in eine rechtlich analysierbare Form. Dadurch steht nicht mehr die

Einmaligkeit des Vorfalls, sondern dessen Übertragbarkeit und Klassifizierung an-
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Der Antrag ist gem. § 62 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4, Nr. 5 AufenthG iVm § 2 Abs. 14

Nr. 5 AufenthG begründet.

Der Haftgrund des § 62 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 AufenthG liegt vor, da sich die

Betroffene in sonstiger Weise der Abschiebung entzogen hat. Dadurch, dass sie

sich auf den Boden warf, schrie und zudem angab, sie werde nicht nach Kame-

run fliegen, erzielte die Betroffene den Ausschluss der Beförderung durch die

Bundespolizei und vereitelte damit zielgerichtet die Abschiebung.

Zudem liegt der Haftgrund des § 62 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 AufenthG vor, da nach

§2 Abs. 14 Nr. 2 AufenthG Gründe vorliegen, die auf den in § 2 Absatz 14

festgelegten Anhaltspunkten beruhen und deshalb der begründete Verdacht be-

steht, dass sie sich der Abschiebung durch Flucht entziehen will. Im Rahmen

der Abschiebung äußerte die Betroffene, sie werde auf keinen Fall nach Ka-

merun fliegen. Sie legte sich ferner auf den Boden und schrie. Zudem machte

die Betroffene durch das Vorgeben eines medizinischen Notfalls deutlich, dass

sie die Bundesrepublik Deutschland trotz der vollziehbaren Abschiebungsandro-

hung nicht freiwillig verlassen wird. Insgesamt machte die Betroffene hierdurch

deutlich, dass sie sich der Abschiebung entziehen möchte.

Abb. 2: Auszug aus dem Haftantrag von Frau E. zur Darlegung der Haftgründe.

hand des Gesetzes im Vordergrund. In diesem Sinne wurde die ursprüngliche Mo-

mentaufnahme transformiert und abstrahiert, indem sie durch Operatoren in Form von

Paragraphen des Aufenthaltsgesetzes in Verbindung mit Haftgründen gesetzt wurde.

In Abbildung 2 ist der entsprechende Auszug aus dem Haftantrag von Frau E. darge-

stellt.

Die im Haftantrag eingesetzten rechtlichen Instrumente verlangen dem Leser ein

Verständnis jener juristischen Praktiken ab, welche den Paragraphen eingeschrie-

ben sind. Mithilfe eines komplexen juristischen Zeichensystems als Operatoren wird

demnach die nächste Transformations- und Abstraktionsstufe erreicht, indem der Vor-

fall anhand von Gesetzestexten interpretiert wird. An dieser Stelle wird die Deutungs-

hoheit der Behörde gegenüber der subjektiven Erfahrung von Frau E. sichtbar.

Zudem hat die Ausländerbehörde im Haftantrag Angaben hinsichtlich einer kon-

kreten Haftdauer zu leisten. Dieser Übersetzungsschritt ist auf direkte Weise von der

zeitlichen Organisation der Rückführungsmaßnahmen abhängig. Insofern werden die

erwartete Bearbeitungsdauer und deren inhärente Praktiken, wie die Beschaffung von

Passdokumenten und/oder die Flugbuchung in die Haftanträge eingeschrieben (In-
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terview Herr V. 2016). In diesem Sinne berichtet Herr V. über die Festlegung der

Haftdauer:

»Das müssen wir [im Haftantrag] genau darlegen wie. Wenn wir kei-

nen Pass haben und somit kein Rückreisedokument oder wie lange das

dauert bis das ausgestellt ist. Wo wir das beantragen oder ob es schon

beantragt ist und in welchem Stand das Verfahren ist.« (Interview Herr

V. 2016)

Basierend auf individuellen und institutionalisierten Erfahrungen in Form von Län-

derdatenbanken, welche die Bearbeitungsdauer verschiedener Konsulate bereitstel-

len, fungiert der erwartete Bearbeitungszeitraum als Operator dieses Übersetzungs-

schrittes (Interview Herr W. 2016).

Trotz dieses klar gesetzten rechtlichen Rahmens wird den Verfahrensbearbeit-

er_innen in der Anwendung eine gewisse Interpretation der Gesetzestexte zugestan-

den. Infolgedessen eröffnen sich in Abwägung der sogenannten Tatbestände im Her-

stellungsprozess des Haftantrags Verhandlungsräume, wie das folgende Zitat eines

Mitarbeiters einer Ausländerbehörde verdeutlicht: »[Nicht eindeutige Fälle] gibt es

durchaus, aber das sind dann solche Beurteilungsfälle. [. . .] Im Kollegenkreis disku-

tieren wir das aus« (Interview Herr V. 2016). Das legt bereits nahe, dass der Einsatz

der Operatoren ein sozialer Prozess ist und unter Umständen Absprachen und Fachli-

teratur erfordert. Die Anfertigung und die Inkraftsetzung von Dokumenten in der

bürokratischen Praxis werden jedoch häufig fälschlicherweise als apolitische und

technokratische Vorgänge wahrgenommen (vgl. Weisser 2014: 46). Deutlich werden

soziale Prozesse in der Herstellung der Haftanträge auch mit Blick auf derzeitige

politisch-rechtliche Entwicklungen. Mit den zahlreichen Gesetzesänderungen und

der Rechtsprechung der letzten Jahre gingen hohe Anforderungen an die Rechtsan-

wender_innen einher. Diese stehen jedoch in Konflikt mit dem oftmals fehlenden

Fachwissen und mangelnden Erfahrungen der Bearbeiter_innen in den Ausländer-

behörden, welche zumeist nicht über breites juristisches Wissen verfügen, sondern

punktuell eingearbeitet werden. Häufig schlagen sich unhinterfragte Routinen in der

Praxis der Ausländerbehörden somit in rechtlich unzureichenden Haftanträgen nie-

der (Interview Herr V. 2016; Interview Herr F. 2016). Vor diesem Hintergrund ist der

Prozess der Aushandlung von Abschiebungshaft akteursabhängig und sozial.

Durch die Hervorbringung von Haftanträgen werden außerdem politische Anlie-

gen in bürokratischen Verfahren verhandelt und zugleich depolitisiert. Auch wenn

die Praktiken der Dokumentarist_innen nicht per se politisch sondern administrativ

sind, tragen die Dokumente aufgrund ihrer Verschränkungen in der Praxis politische

Interessen und Einschreibungen in sich. Das Innenministerium des untersuchten Bun-
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deslandes erzeugt in diesem Zusammenhang einen politischen Druck, welcher bis in

die Verfahrensebene reicht. Die Beamten_innen werden dazu angehalten, Abschie-

bungszahlen zu generieren und diese an das Ministerium zu kommunizieren:

»Die Anzahl der Ausgereisten und derer, deren Aufenthalt so beendet

worden ist, müssen [jede Woche; ThL] gemeldet werden und wenn das

zu niedrig ist, kommen Nachfragen [. . .] Das [Thema Rückführungen;

ThL] ist auch in [Name des Bundeslandes] politisch auf erster Stelle der

Tagesordnung zurzeit.« (Interview Herr V. 2016)

Die Bearbeitung dieser politischen Anliegen auf der Verwaltungsebene führt insofern

zu einer Depolitisierung der Abschiebungshaftverfahren, da die politischen Dimen-

sionen durch die routinierten Praktiken der bürokratischen Referenzierung verschlei-

ert werden. In diesem Sinne nehmen die Dokumentarist_innen der Ausländerbehörde

ihr Handeln als unpolitisch und technokratisch wahr, da es ihre Aufgabe ist, gemäß

schematischer und standardisierter Vorgaben zu agieren. Im nächsten Abschnitt wird

dargelegt, wie die Verhandlung politischer Anliegen das Dokument befähigt, als text-

licher Akteur politisch zu handeln.

IM AMTSGERICHT

Nach Fertigstellung des Haftantrages wird er an den_die zuständige_n Amtsrichter_in

weitergereicht. Aufgabe des_der Richter_in ist es, die Rechtmäßigkeit einer Inhaftie-

rung zu überprüfen. Das geschieht, indem er_sie die Rückverfolgbarkeit der im Haft-

antrag vollzogenen rechtlichen Übersetzungen von Migrant_innen hin zum Haftan-

trag untersucht. Da die Transformation vom Menschen in die Haftdokumente nach-

vollziehbar sein muss, stellt die Reversibilität eine grundlegende Eigenschaft einer

zirkulierenden Referenz dar (vgl. Latour 1999: 59). Denn ist diese Referenzkette

als Ergebnis multipler Übersetzungen an einer oder mehreren Stellen fragmentiert,

ist sozusagen die »Leitfähigkeit des Wahren unterbrochen« (ebd.: 85). Hierfür hat

der_die Bearbeiter_in der Ausländerbehörde die einzelnen, im vorhergegangenen Ka-

pitel beschriebenen Etappen im Haftantrag dokumentalisiert und somit schriftlich fi-

xiert (vgl. ebd.: 60). Stimmt der_die Amtsrichter_in im Anschluss an eine Überprü-

fung den Ausführungen der Ausländerbehörde zu, gibt er_sie dem Antrag durch die

Verordnung der Abschiebungshaft in Form eines Haftbeschlusses statt.

Zentrales Instrument bei der Prüfung des Haftantrages ist eine Anhörung des_der

verhandelten Person. An dieser Stelle qualifiziert der_die Richter_in, metaphorisch

gesprochen, den rechtmäßigen Einsatz der Operatoren durch einen Abgleich des Sub-



In Gewahrsam von Dokumenten | 193

jekts mit seiner textlichen Repräsentation. Im Gegensatz zur Herstellung dieser Re-

ferenz, bei welcher die antragstellende Behörde einen sukzessiven Übersetzungspro-

zess vom Menschen hin zur repräsentativen Textform vollzieht, beschreitet der_die

Amtsrichter_in nun den entgegengesetzten Weg: die Rückverfolgung des Verschrift-

lichten hin zum repräsentierten Subjekt. Durch die Anhörung bezieht sich der_die

Amtsrichter_in somit wieder auf das menschliche Individuum, von dem sich der_die

Bearbeiter_in der Ausländerbehörde zunächst entfernt hat. Hierbei können sowohl

formelle Übersetzungsfehler der Ausländerbehörde sowie familiäre oder gesundheit-

liche Hindernisse einer Inhaftierung, welche nicht aus dem Haftantrag hervorgehen,

zum Vorschein kommen. Dieses Auffinden von nicht dokumentierten Inhaftierungs-

hindernissen kann schließlich die Brüchigkeit einer Referenzkette aufzeigen, wie ein

interviewter Amtsrichter verdeutlicht:

»Wenn der zum Beispiel mit einer Deutschen verheiratet ist [. . .], dann

muss ich theoretisch in Ermittlung treten und müsste die betreffende

Ehefrau anhören. [. . .] Weil [. . .] Schutz von Ehe und Familie kann auch

ein Abschiebehindernis sein.« (Interview Herr W. 2016)

Wirksam sind diese Gründe wiederum nur, wenn sie in eine entsprechend legitime

und somit dokumentarische Form wie beispielsweise eine Heirats- oder eine Geburts-

urkunde überführt werden.

Jedoch bleiben fragmentierte Referenzketten aufgrund der Machtasymmetrie zwi-

schen dem verhandelten Subjekt und dessen textlicher Repräsentation häufig unent-

deckt. Für die Anhörung werden neben dem_der verhandelten Migrant_in und ei-

nem_einer Dolmetscher_in, weitere Verfahrensteilnehmer_innen wie die Ausländer-

behörde oder in manchen Fällen ein_eine Rechtsanwält_in geladen. Aufgrund der teils

weiten Distanzen, welche die Vertreter_innen der Ausländerbehörden zum Amtsge-

richt zurücklegen müssen, nehmen sie zuweilen nicht an der Anhörung teil (Interview

Herr W. 2016). Die Interessen der Ausländerbehörde sind jedoch selbst bei ihrer Ab-

wesenheit in der Anhörung vertreten, da sie zuvor in die Haftanträge eingeschrie-

ben wurden. Nach vollzogener Referenzierung des verhandelten Individuums in eine

Textform kann der Haftantrag an dieser Stelle als Akteur performativ innerhalb des

rechtlich-administrativen Netzwerks der Abschiebungshaft wirken.

Das folgende Zitat eines Rechtsanwaltes zeigt auf, wie die im fertigen Haftan-

trag unsichtbar gewordenen sozialen Herstellungsprozesse die Entscheidungsfindung

des_der Haftrichter_in wesentlich beeinflussen können:

»Dann glaubt [der_die Amtsrichter_in] [. . .] dem Vortrag der Auslän-

derbehörde. Die werden schon nichts Falsches sagen. Machen die auch
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meistens nicht bewusst, aber oftmals wird einfach irgendetwas unter-

schlagen, weil man es als gar nicht für wesentlich ansieht.« (Interview

Herr F. 2016)

Diese Vernachlässigung wichtiger Kriterien bei der Erstellung dokumentarischer Re-

ferenzen kann wiederum auf die oftmals mangelnden rechtlichen Kompetenzen der

Ausländerbehörden zurückgeführt werden. In seiner fertiggestellten Form sind für

den_die Amtsrichter_in somit bereits dargelegte soziale und politische Momente der

Herstellung der Haftanträge nicht mehr sichtbar. Doch auch der rechtlich interpretati-

ve Spielraum der Bearbeiter_in der Ausländerbehörden kann oftmals nicht mehr nach-

verfolgt werden, wodurch Brüche in der Referenzkette häufig im Verborgenen blei-

ben. Hierbei wird die Macht der zirkulierenden Referenz sehr deutlich: Der_die Amts-

richter_in bezieht sich auf den textlichen Akteur in Form des Haftantrages, gleichwohl

sich dessen Entstehungsprozess hinter den Kulissen der Ausländerbehörde vollzogen

hat. Fehler in der Referenzkette des Haftantrages können auf diese Weise in den Haft-

beschluss übernommen werden.

Diese Machtasymmetrie zwischen dem zu verhandelnden Subjekt und den Do-

kumenten wird dadurch verstärkt, dass es den Migrant_innen meist an rechtlichen

Mediator_innen fehlt, die ihre Interessen in eine für das Verfahren erforderliche

rechtlich-dokumentarische Form überführen. Die Ladung von Rechtsanwält_innen

geschieht nur, wenn der_die Betroffene bereits anwaltlich vertreten ist und erreicht die

Verfahrensbevollmächtigten oft zu kurzfristig. Denn anders als bei der Verhandlung

einer Strafhaft wird bei der Abschiebungshaft als Verwaltungshaft kein_e Pflicht-

anwält_in zur Verfügung gestellt (Interview Herr W. 2016). Ohne das erforderliche

juristische Wissen ist es den Migrant_innen jedoch in der Anhörung nicht möglich,

die in den Haftanträgen zuvor vorgenommene Übersetzung ihrer Biographie mittels

Paragraphen in ein Dokument nachzuvollziehen. Nicht im Besitz dieser juristischen

Kompetenzen können sie ihre Anliegen nur in eigenen Worten vermitteln, die von

einem_einer Sprachdolmetscher_in übersetzt werden. Frau E. berichtet über ihre An-

hörung Folgendes: »They asked me many things but I said ›I don’t know‹. Because I

cannot speak alone when my lawyer is not here« (Interview Frau E. 2016). Wie Frau

E. in dem Zitat darlegt, ist eine Anfechtung ihres Falles ohne Anwält_in während

der Anhörung nicht möglich. Nur wenn den betroffenen Personen neben sprachli-

chen auch rechtliche Dolmetscher_innen zur Seite gestellt werden, ist eine Anhörung

auf Augenhöhe gewährleistet. Das führt dazu, dass innerhalb der Anhörung eher

über den_die Migrant_in in Form einer textlichen Repräsentation verhandelt wird, an-

statt mit ihm_ihr. Der_die Migrant_in steht damit versus dem Dokument. Somit wird

das verhandelte Subjekt bezüglich seiner Handlungsmacht quasi aus dem Verfah-
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ren exkludiert, während der in Kraft gesetzte Haftantrag seine performative Wirkung

entfaltet. Das Subjekt wird hierbei zugunsten seiner dokumentarischen Referenz ob-

jektiviert.

Falls der_die Amtsrichter_in den Haftantrag im Anschluss an die Anhörung so-

mit als rechtskräftig einstuft, gibt er_sie ihm statt und ordnet daraufhin durch Erstel-

lung eines Haftbeschlusses die Inhaftierung der verhandelten Person an. Doch auch

die Herstellung des Haftbeschlusses ist erneut von sozialen Aspekten geprägt, wel-

che die Qualität der Arbeitsergebnisse enorm beeinträchtigen können. Unter ande-

rem übersteigt die Bearbeitung dieser asyl- und aufenthaltsrechtlichen Fragestellun-

gen, welche normalerweise in den Verwaltungsgerichten angesiedelt sind, die prak-

tischen Kompetenzen der Amtsrichter_innen. Zusätzlich führen zahlreiche rechtlich-

politische Veränderungen zu erhöhten juristischen Anforderungen. In der unter Zeit-

druck durchzuführenden rechtlichen Untersuchung werden somit häufig Brüche der

Referenzkette des Haftantrages übersehen oder selbst neue hinzugefügt. Zu diesen

sozialen Umständen berichtet ein Amtsrichter:

»Man hat sich ja seinen Tag ein bisschen im Vorhinein organisiert. Pas-

sen tut es nie, schnell gehen muss es immer und [. . .] das ist ja nur ein

absolutes Randgebiet. [. . .] Ich habe einen Sitzungstag in der Woche,

an dem ich Hauptverhandlung in Strafsachen mache. Wenn an so einem

Tag etwas kommt; das ist Horror.« (Interview Herr W. 2016)

Infolge dieser rechtlich-bürokratischen Praktiken nimmt der Haftbeschluss wiederum

eine bedeutende Rolle als Akteur ein: Selbst wenn eine Referenzkette fragmentiert ist,

wird er durch die amtliche Legitimation eines_einer Richter_in in Kraft gesetzt und

führt zur Inhaftierung der Person. Die Rechtanwender_innen des Netzwerks erzeugen

in diesem Sinne dokumentarische Wirklichkeiten, die auf komplexen Verknüpfungen

zwischen verschiedenen Dokumenten basieren und dabei Hierarchien hervorbringen

sowie Autoritäten legitimieren (vgl. Atkinson/Coffey 2004: 69). In einem dazu befä-

higten Verhandlungsraum werden Ausreisepflichtige somit durch die Anwendung ju-

ristischer und dokumentarischer Methoden in Abschiebungshäftlinge transformiert.

Den Migrant_innen bleibt nach der Inhaftierung in einem Abschiebungsgewahrsam

nur die Möglichkeit innerhalb der einmonatigen Rechtsmittelfrist eine Haftbeschwer-

de einzulegen.
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DER VERHANDLUNGSRAUM DER ABSCHIEBUNGSHAFT:
INTERAKTION ZWISCHEN VERWALTUNG, JUSTIZ

UND GESETZGEBER

Vor dem Hintergrund der von sozialen und politischen Momenten geprägten Herstel-

lungsprozesse von Haftdokumenten sind rechtswidrige Inhaftierungen keine Einzel-

fälle, sondern strukturelle Schwächen im bürokratischen System der Abschiebungs-

haft. Die Justiz erhebt keine Zahlen bezüglich Haftbeschwerden, jedoch führt Rechts-

anwalt Herr F. eine umfangreiche persönliche Statistik: Von den 1.627 Mandanten,

welche er seit 2001 bundesweit in Abschiebungshaftverfahren vertreten hat, befanden

sich 823 Mandanten nach vorliegenden rechtskräftigen Entscheidungen der Gerich-

te zu Unrecht in Haft. Das entspricht 50 Prozent aller Fälle (Herr F., Stand August

2018). Trotz ihres Widerspruchs gegen die Haft können die Migrant_innen weiterhin

abgeschoben werden. In diesem Fall werden sie vollständig aus dem Verhandlungs-

raum herausgelöst und einzig von der Haftbeschwerde bzw. der dokumentarischen

Referenz, in welche sie ihre Interessen von einem_einer Anwält_in einschrieben lie-

ßen, im Verfahren repräsentiert. Aufgrund häufiger Kontaktabbrüche zwischen An-

wält_innen und Mandant_innen können die Migrant_innen weder über den Ausgang

des Verfahrens informiert werden, noch erreicht sie die Entschädigung, welche ihnen

bei einer rechtswidrigen Haft zusteht (Interview Herr F. 2016).

Eine Haftbeschwerde führt dazu, dass die Referenzkette des nunmehr durch den

rechtskräftigen Haftbeschluss gestützten Haftantrags einer erneuten Prüfung durch

eine_n Rechtsanwält_in und möglicherweise durch höhere gerichtliche Instanzen un-

terzogen wird. Die Begründung der Haftbeschwerde greift kritische Punkte der Haft-

dokumente auf und weist durch eine stichhaltige Argumentation auf eine fragmentier-

te Referenzkette hin. Auf diese Weise ist es möglich, die zuvor getroffene richterliche

Entscheidung aufzuheben und eine Unrechtmäßigkeit der Haft respektive eine Nicht-

Nachvollziehbarkeit der Referenzkette nachzuweisen. Die Haftbeschwerde eröffnet

einen abstrakten netzwerkübergreifenden Verhandlungsraum, in welchem die Ver-

wendung der Operatoren und somit die Interpretation der Gesetzestexte festgeschrie-

ben wird. Hierbei kommt es zu einer Verschränkung verschiedener Akteur_innen

wie dem_der Migrant_in, welche_r seine_ihre Anliegen mithilfe eines_einer Rechtsan-

wält_in in den textlichen Akteur der Haftbeschwerde einschreibt, der Verwaltung, der

Rechtsprechung und dem Gesetzgeber. Nachdem Ausländerbehörden, Amtsgerichte,

Rechtsanwält_innen und Gerichte niedriger Instanzen Gesetzestexte bereits auf mul-

tiple Weise angewendet haben, sind Gerichte auf höheren Instanzen dazu befugt, eine

bestimmte Interpretation für rechtlich legitim zu erklären. Auf diese Weise wurde

eine Haftbeschwerde von Migrant_innen, die in Deutschland inhaftiert wurden, auf
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der Ebene des Europäischen Gerichtshofes verhandelt und führte 2014 zu einem Ur-

teil, das die separierte Unterbringung von Strafgefangenen und Abschiebungshäftlin-

gen in Deutschland forderte. Dieses performativ wirkende Urteil hatte weitreichende

Folgen für die Praxis, insofern dass Abschiebungshäftlinge nicht mehr wie zuvor in

Justizvollzugsanstalten, sondern in eigens geschaffenen Abschiebungsgewahrsamen

untergebracht werden mussten (Interview Herr F. 2016).

Im Anschluss an eine Rechtsprechung ist es dem Gesetzgeber vorbehalten, ge-

setzliche Anpassungen vorzunehmen, wodurch wiederum politische Anliegen in die

Verhandlung eingebracht werden. Davon machte der Gesetzgeber Gebrauch, nach-

dem der Bundesgerichtshof 2014 Inhaftierungen in Verbindung mit der Dublin III-

Verordnung3 zu einer Zeit für unrechtmäßig erklärte, als derartige Inhaftierungen in

der bundesdeutschen Praxis verbreitet waren. Die Einführung des § 2 Abs. 14 und

15 AufenthG und der darin gesetzlich festgelegten Kriterien von ›Fluchtgefahr‹ ist

als Reaktion auf dieses Urteil zu sehen. Dadurch wurde die zuvor fehlende rechtliche

Verknüpfung auf nationaler Ebene zur europäischen Dublin III-Verordnung herge-

stellt und die Inhaftierung ermöglicht (Interview Herr F. 2016).

Die Ergebnisse dieser komplexen Aushandlungsprozesse werden daraufhin in be-

stehende Gesetzestexte eingebunden und verschmelzen darin zu einem scheinbar ho-

mogenen Fließtext. Diesem können ohne Zuhilfenahme weiterer Dokumente, wie

z.B. Gerichtsbeschlüssen, keinerlei Hinweise zu seinen Herstellungsprozessen ent-

nommen werden. Auf diese Weise wirken die Ergebnisse zum einen performativ auf

die Akteur_innen des Netzwerkes und werden zum anderen bei ihrer Anwendung Ge-

genstand neuer administrativ-rechtlicher Verhandlungen. Durch die Aushandlung der

heterogenen Anliegen verschiedener Akteur_innen verändert sich die Abschiebungs-

haft und ihre Rahmenbedingungen in einem ständigen Konstitutionsprozess fortlau-

fend.

DIE DOKUMENTARISCHE DIMENSION DER INHAFTIERUNG

Die Abschiebungshaft soll als letztes Mittel eines Rechtsstaates gewährleisten, dass

eine Rückführung ausreisepflichtiger Migrant_innen erfolgt. Dementgegen werden

Ausländerbehörden von ihrer Landesregierung mit Nachdruck dazu angehalten, eine

hohe Anzahl von Rückführungen durchzuführen, weshalb die Beamt_innen in ihrer

3 | »Die sogenannte Dublin-Verordnung ist eine europarechtliche Verordnung, die Regelungen

zur Bestimmung des Mitgliedstaates festlegt, der für die Durchführung eines Asylverfahrens

[. . .] zuständig ist« (Informationsverbund Asyl & Migration, o.J.).
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Praxis häufiger auf die Maßnahme zurückgreifen. Die vollzogenen Abschiebungen

werden hierbei von den Behörden dokumentiert und als Referenzen an die politi-

sche Ebene weitergeleitet. Da Abschiebungshaftfälle in den Statistiken nicht näher

differenziert werden, gehen diese vergleichbar seltenen Inhaftierungen in der Ge-

samtzahl aller Rückführungen auf. Während der_die Migrant_in somit bereits ausge-

wiesen wurde, repräsentiert diese Zahl im statistischen Verbund mit vielen weiteren

das Ende seines_ihres Aufenthaltes in der Bundesrepublik Deutschland. Jene Zahlen

von abgeschobenen Migrant_innen stellen somit eine zirkulierende Referenz für die-

se in rechtlich-administrativen Verfahren geschaffene Gruppe von zurückgeführten

Migrant_innen dar. Die Produktion dieser Zahlen, die aus der Praxis der Rechtsan-

wender_innen stammen, stellt für Außenstehende jedoch einen intransparenten Pro-

zess dar. Zirkulieren die Zahlen in Form von Statistiken oder politischen Erklärungen

durch die Öffentlichkeit, wirken sie performativ. So misst bspw. der ehemalige Bun-

desinnenminister Thomas de Maizière den Erfolg der Gesetzesänderungen, welche

zu Verschärfungen des Aufenthaltsrechts führten, anhand der Zahlen zurückgeführter

Personen:

»Diese Maßnahmen greifen auch. Die Zahl der freiwilligen Rückfüh-

rungen und Abschiebungen steigt. Im vergangenen Jahr haben rund

55.000 abgelehnte Asylbewerber Deutschland freiwillig verlassen, mehr

als 25.000 wurden abgeschoben. Das ist ein Zuwachs von etwa 40 Pro-

zent gegenüber dem Vorjahr; das ist gut.« (Bundesministerium des In-

neren 2017)

Insbesondere im Jahr 2016, nach dem ›Sommer der Migration‹ 2015 und kurz vor

dem Bundestagswahljahr 2017, wurden diese Zahlen instrumentalisiert, um eine po-

litische Agenda zu legitimieren. Die Transformation von Migrant_innen in Ausrei-

sepflichtige und Abschiebungshäftlinge ist somit das Ergebnis komplexer bürokrati-

scher Prozesse, in welchen textliche Akteure innerhalb des Netzwerks der Abschie-

bungshaft hervorgebracht und in Kraft gesetzt werden. In diesem Zuge wird eine he-

terogene Gruppe von Individuen anhand eines geschaffenen Merkmals homogenisiert

und zugleich objektiviert. Denn anstelle des Subjekts beziehen sich die Akteur_innen

des Netzwerks oftmals nur auf die die Migrant_innen im Verfahren repräsentieren-

de, zirkulierende Referenz. Gegenüber ihren textlichen Referenzen, welche aufgrund

von Einschreibungen performativ wirken, nehmen die Subjekte insofern eine unter-

geordnete Rolle im Verfahren ein. So wird der Perspektive der Behörden durch ihre

Fixierung in den Dokumenten große repräsentative Macht verliehen. In der von den

Richter_innen durchgeführten Anhörung ist es den Migrant_innen aufgrund der Ab-

wesenheit von Pflichtanwält_innen nicht möglich, ihre Sichtweise in einer rechtlich
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verhandelbaren Form ins Verfahren einzubringen. Oftmals wird in dieser Hinsicht

mehr über sie als mit ihnen gesprochen und somit ihre Perspektive meist aus dem

Verfahren exkludiert.

In diesem Zusammenhang wird eine für die Abschiebungshaft gesetzlich erforderte

Einzelfallprüfung auch aufgrund von mangelnden rechtlichen Kompetenzen in den

Ausländerbehörden und Amtsgerichten momentan nicht gewährleistet. Der politische

Druck, möglichst hohe Rückführungszahlen zu generieren, verstärkt diesen Effekt. In

der Folge werden viele Dokumente trotz fragmentierter Referenzketten rechtlich in

Kraft gesetzt und viele Menschen zu Unrecht inhaftiert sowie kriminalisiert.

Die Menschen befinden sich insofern in Gewahrsam von Dokumenten. Auch die

Inhaftierung von Frau E. ist als Ergebnis dieser dokumentarischen Praktiken zu ver-

stehen. Sie ging bisher jedoch noch nicht in die anonymen Statistiken der Rück-

führungen ein, da sie aufgrund gesundheitlicher Umstände entlassen wurde. Zuvor

musste sie jedoch mit Nachdruck darauf bestehen, eine angemessene ärztliche Unter-

suchung zu erhalten. Sie lebt seither mit einer Duldung in Deutschland. Ihre aufent-

haltsrechtliche Situation hält sie noch immer dokumentarisch gefangen und ist für sie

psychisch sehr belastend. Ihre subjektive Biographie wurde durch textliche Akteu-

re ins Verfahren eingebracht und hob damit die physische als auch dokumentarische

Gefangenschaft auf.
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Abstract: This article presents ethnographic commentary on the dynamics between dif-
ferent ethnic and national communities in Nouakchott’s informal sector. It first gives some
background for this analysis by briefly reviewing the history of ethnic and national iden-
tity construction in Mauritania, focusing on how these different logics of inclusion and
exclusion have informed policy and practice from the colonial era up to the present day.
Ethnographic field data is then contextualised through a discussion of the role played by
›the informal‹ in Mauritania’s political economy. The analysis reveals that informality in
the context of Nouakchott should simply be understood as urban social relations in prac-
tice. This analytical lens is then deployed to evaluate how the axes of nationality, ethnicity,
and class play out in this setting. Nationality supersedes ethnicity as a mode of inclusion
and exclusion in the informal economy. Ultimately, however, these lines of differentiation
are dissolved by the overall structural position of those in the informal sector.

Keywords: Mauritania, urban informality, ethnicity, nationality, migration

How do ethnicity and nationality interact in African urban settings? In what ways do

particular lines of differentiation acquire salience at a given moment in time? This

article addresses these questions through an analysis of the informal sector in Mau-

ritania’s capital city of Nouakchott. It proceeds in two phases: first, it traces the

spatial and embodied boundaries of the Mauritanian nation-state from the colonial

era up to the present day. This historical overview also touches on processes of urban

development and the rise of the informal economy in Nouakchott. I argue that the

overwhelming prevalence of ›the informal‹ at all levels of society suggests that urban

informality in this context should be analysed simply as social relations in practice.

This historical overview and analytical lens together lay the foundation for the arti-

cle’s second objective, which is to present ethnographic commentary on the dynamics

between Mauritanian nationals and West African migrants who are semi-employed

and unemployed in Nouakchott’s urban informal sector. This means paying attention
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to which ethnic and national groups are present, their interactions with employers and

state authorities, and the contestations over public space that often result from these

interactions. The paper then turns to analysing the role of nationality in creating

psycho-social cleavages between Mauritanian nationals and West African migrants

in the informal economy. The potency of national distinction is illustrated through

a discussion of how it manifests itself within ethnic groups that exist across national

borders. The national imaginary also cuts through the commonality of experience

associated with the socioeconomic realities of the urban informal sector, resulting in

the familiar scenario of a national/other divide bisecting a common class position.

The paper concludes with a reflection on how the structural position of those within

the informal sector nonetheless ultimately transcends these national fragmentations.

First, however, it is necessary to discuss the theoretical approach.

The »place-specific and embodied setting« (Novak 2017) of the informal economy

has a key role to play in the processes by which nationality is superseded by struc-

tural position. This consideration necessitates a theoretical perspective that takes into

account the contingent character of sociohistorical categories. Such a perspective can

be found in the situational turn in social anthropology. In response to the rigidity of

early 20th century structural approaches, theorists began to take into consideration the

manner in which individual behaviour was conditioned not only by overarching social

structures, but also by contingent situations and scenarios which constitute said struc-

tures (Gluckman 1940). Taken further, this perspective helped illuminate »the way in

which individuals actually handle their structural relationships and exploit elements

of choice between alternative norms according to the requirements of any particular

situation« (Van Helsen 1967: 148). This emphasis on the situational corresponded to

shifts in the analysis of ethnicity away from the naturalisation of ethnic groups, and

towards considerations of the fluidity of ethnic boundaries (Barth 1969). Okamura

(1981) made this link explicit in his discussion of »situational ethnicity«. These con-

ceptual frames have since facilitated shifts from discussions of »ethnic conflict« to-

ward »ethnically framed conflict« (Brubaker 2002), they have highlighted the power

role played by external categorisations in identity construction (Jenkins 2003), and

they have underscored the various ways in which ethnic boundaries are constructed,

challenged, and rearranged (Wimmer 2008). Such constructivist perspectives were

also soon applied to theories of nations and nationalism (Gellner 1983), with scholars

such as Anderson (1983) and Hobsbawm (1983) respectively discussing the nation as

an »imagined community«, and the role of »inventing tradition« within the national

project. The brief historical overview of ethnic and national identity construction in

Mauritania below draws on and corresponds to these perspectives. Moreover, the
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ethnographic analysis that follows illustrates the ongoing relevance of the situational

approach.

A HISTORICAL OVERVIEW OF INCLUSION AND EXCLUSION

IN MAURITANIA

The roots of modern ethnic and national group identity in Mauritania can be found

in the colonial era. The territories of what would become the nation-state of Mauri-

tania were first given cartographical expression in an 1899 plan for French colonial

expansion north of the Senegal River. The area delimited in the plan was named la

Mauritanie Occidentale (Coppolani 1999), in what Ould Mey (1996) believed to have

been a nostalgic allusion to the Roman Empire’s province of Mauretania. By naming

this territory with reference to its Arab-Berber inhabitants — »the Moors«1 — the

colonial administration formalised the narratives of its own knowledge production,

which tended to depict distinct modes of religious practice in operation on either side

the Senegal River: a ›black‹ Islam to the south and a ›Moorish‹ Islam to the north

(Robinson 2000). This conception also reflected balances of power and spheres of

influence at the turn of the 19th century. At this point in time, the Senegal River had

come to represent a dividing line in the minds of colonial administrators, between

›black‹ colonial subjects to the south and ›Moors‹ to the north who were yet to be

pacified (Ould Saad 2004: 97). It should come as little surprise, then, that following

the establishment of a protectorate in the southern territories of modern-day Mauri-

tania in 1902, the French government decreed that the line formed by the river was

to create the territorial demarcation between the administrative zones of Senegal and

Mauritania.

The implementation of a racialised, linear model of territoriality in a region charac-

terised by intense levels of internal mobility would bring about its own administrative

difficulties for colonial administrators. Following the drawing of the border, there

was a chronic outflow of black African Haalpulaar populations2 from the administra-

tive territory of Senegal to that of Mauritania, where the tax regime was somewhat

1 | Throughout this text, the term »Arab Moor« is used to refer to a group of people of Arab

and Berber origin that gradually came to constitute Mauritania’s upper class. The term »white

Moor« is also used, in accordance with how ethnic identity is colloquially expressed in Mau-

ritania, to further distinguish between the dominant group in Moorish society and the formerly

enslaved »black Moors«, or Haratin. Slavery still afflicts many of the rural poor in this group.

2 | The Haalpulaar are a black African ethnic group present across much of West Africa.
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more lenient. The solution to the resulting labour shortages was found in a further

classification of racial categories. In December 1905, the colonial administration de-

creed that all »indigènes of the black African race residing in Mauritanian territory«

(Colonial Administrator’s Report, quoted in Leservoisier 1994: 62) would hence-

forth be subject to the same tax regime as that of Senegal. From the point of view

of the colonial administration, then, cleaving a racial distinction within its Maurita-

nian territory appeared to be the most efficient means of extracting a surplus from

its subject populations. According to this decree, the Haalpulaar based north of the

Senegal River were deemed effectively tax resident in Senegal, despite their physi-

cal residence within the territory of Mauritania. This racialised exclusion of black

Africans from the proto-nation-state of Mauritania would resurface in dramatic form

over seventy years later, during the 1989 border conflict with Senegal, when thou-

sands of Afro-Mauritanians were deported from state territory alongside Senegalese

nationals. I will return to this point below.

Postcolonial national sovereignty

While the political significance of independence from colonialism cannot be under-

estimated, it necessarily entailed an institutionalisation of the very rationalities that

were introduced under colonial rule in the first place. The years following the im-

plosion of colonial authority in l’Afrique Occidentale Francaise saw the introduction

of a new national identity card across the region in 1949. As Gary-Tounkara (2009)

has observed, by specifying the ›race‹ of the card bearer, this new ID card would

reproduce the colonial imperative of dividing populations into ethnic subgroups (14).

Mauritanian nationality was established by Law 61-112 in June 1961, one year after

the country gained independence. The law set out the conditions of what would con-

stitute a Mauritanian national and the criteria for obtaining Mauritanian nationality in

detail (Di Bartolomeo/Fakhoury/Perrin 2010). Therefore, as with so many other post-

colonial contexts, independence from European colonialism would paradoxically be

asserted by means of what Agamben (1998) highlighted as the defining contradiction

of European modernity, namely the collapsing of natural life into the construct of the

nation-state, via the institution of citizenship. The exclusionary boundaries that this

model necessarily entails were given legal expression in Mauritania four years later,

with the passing of Law 65-046, which stipulated that foreign nationals who entered

the country irregularly would be punished with a two-month to two-year prison sen-

tence.

There were, however, two principal ways in which this exclusionary potential has

been mitigated in practice. The first was the establishment in 1973 of the Economic
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Community of West African States (ECOWAS), which triggered a regional impetus

supporting an area in which goods and persons could circulate freely. A range of bilat-

eral agreements have since been put in place to this end, and visa controls for citizens

of the participating member states were abolished in 1993. Mauritania withdrew from

ECOWAS in 1999 but maintained many of its bilateral agreements pertaining to free

movement. As such, in Mauritania, »nationals of the 15 member states, especially

Senegalese and Malians, continue, to varying degrees regulated by bilateral agree-

ments, to have privileged rights of access and residence« (Choplin/Lombard 2014:

71). The second mitigating factor has been the fact that for much of the history of the

Mauritanian nation-state, migration has been largely left to regulate itself informally,

with very little state oversight (Bensaâd 2008). Given the greater degrees of prole-

tarianisation in neighbouring colonies, inward migrant labour flows in the decades

following independence responded naturally to shortages in multiple nascent urban

industries, such as the fishing, mining, and transport sectors (Cross 2013). Much of

this labour was sourced and regulated by informal networks rather than official con-

tracts. Thus, while migrant »illegality« existed on paper since 1965 in Mauritania,

the aforementioned legal and structural factors meant that it only acquired a stringent

national exclusionary function much more recently, for reasons that will be discussed

shortly.

The lack of a substantive form of migrant »illegality« at this time of course did not

mean that other forms of discrimination and exclusion were absent from the Mauri-

tanian postcolonial landscape. In the years immediately following independence, the

state was principally led by those Arab-Moor tribal factions that had previously ac-

quiesced to colonial rule. Significant portions of the state bureaucracy were, however,

also occupied by members of black African communities, whose deeper integration

within the colonial administration meant that their level of linguistic competence ex-

ceeded that of many of their Arabic speaking compatriots (Marchesin 2010). By

the 1970s however, an elite-driven trend of »Arabisation« meant that greater sec-

tions of the state and upper ranks of the armed forces would come to be occupied

by Arab Moors. Educational policies also began to side-line the French language in

favour of Arabic (De Chassey 1984). Measures such as these served to exasperate

the sense of marginalisation amongst Mauritania’s black African populations, partic-

ularly amongst those who, due to their traditionally nomadic pastoral lifestyle, had

always existed at an administrative and social distance from the state, such as the Fula

(Ciavolella 2011).3

3 | The Fula are a subgroup within the Haalpulaar, distinguished from the sedentary majority

by their traditionally nomadic lifestyle.
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These identitarian schisms provided a readymade framework within which pro-

cesses of land expropriation that had been taking place in the 1980s in the Senegal

River Valley could be interpreted and acted upon (OECD 2010). In 1983, a new land

law abolished customary rights, and effectively facilitated the expropriation of many

Afro-Mauritanian groups living in the region in favour of large agricultural coopera-

tives, mostly run by Arab Moors whose presence there had grown following succes-

sive droughts in the 1970s. Tensions were further heightened in 1987 following an

attempted coup by Afro-Mauritanian members of the armed forces affiliated with a

self-described »multi-ethnic« black African separatist group. Grievances came to a

head in 1989, when what started out as a dispute over grazing rights between Maurita-

nian Fula herders and Senegalese farmers quickly escalated into a series of ethnically

framed attacks and reprisals across Senegal and Mauritania. Over the course of what

would come to be termed »the events«, »between 80,000 and 100,000 Mauritanians

were expelled from Senegal, and at least 70,000 Senegalese and other blacks were

expelled from Mauritania« (Tempest 1989: 3). The Mauritanian government denied

that its own citizens were among those deported, but the UNHCR claimed otherwise

(Parker 1991). An Afro-Mauritanian civil society leader described to me how his

mother and sister were deported to Senegal during »the events«, after being accused

of being Senegalese, despite their being in possession of Mauritanian papers (inter-

view, 7 March 2018). In such cases, accusations of being Senegalese served as a

rhetorical proxy for being of black African descent, which in turn was grounds for

expulsion beyond Mauritania’s territorial borders. Most of the Mauritanians expelled

were ethnic Fula. While the representation of the Senegal River as an ethnic dividing

line had initially been introduced during the colonial era, it was at this point firmly

implanted within postcolonial social structures.

The state’s spatial and embodied boundaries were further hardened by circum-

stances in 2006, when the Atlantic coast of Mauritania provided the setting for a brief

chapter in the ongoing crisis of European borders. In response to increasing numbers

of Sub-Saharan migrants leaving the northern port city of Nouadhibou for the Canary

Islands, the Spanish Government launched a military operation off the coasts of West

Africa, with the oversight of Frontex and in cooperation with Mauritanian authori-

ties. This ›cooperation‹ ended up resulting in the greatest number of expulsions from

state territory since »the events« of 1989, with 11,637 people being expelled from

Mauritania over the course of 2006 (Di Bartolomeo/Fakhoury/Perrin 2010). Hav-

ing succeeded in stemming the flow of undesirable people onto European shores, a

reconceptualisation of migration and border security took place in Mauritania. An

elaborate border management regime has since been developed, including the new

designation of 45 exclusive legal entry points into the country and the training of
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Mauritanian security personnel by international experts (Frowd 2014). So although

a linear logic of territoriality has informed the spatial demarcations of the Maurita-

nian state since its colonial inception in the early 20th century, it is only now in the

21st century that significant technological and practical resources are being devoted

to enacting this territorial integrity.

This hardening of the physical border is also apparent in its embodied form, as

evidenced by the introduction of a biometric identification system for citizens and

a concomitant residence permit for non-nationals in 2012. The biometric system

has opened up old wounds in Mauritanian society, with an Afro-Mauritanian group,

Touche Pas à Ma Nationalité (Hands Off My Nationality), claiming that the exclu-

sionary nature of the enrolment process amounted to a continuation of »the events«

by other means (Dia 2015). The residence permit for foreign nationals has been no

less contentious, as it has served as a new means by which the state can deport foreign

nationals from its territory (Dialtabé 2012) — which it has since been doing on a reg-

ular basis.4 From the point of view of the state, all of this represents a modernising

development. At a talk on the dynamics of migration in Mauritania delivered at a re-

gional trade union conference in Nouakchott, a state official admitted to being proud

of the recently installed biometric and residence permit systems, because »now, no

one is targeted because they are such and such. It’s because they haven’t respected

the law« (16 February 2018). Migrant community associations, however, claim that

the lengthy list of paperwork demanded of residence permit applicants effectively

pushes it out of reach for the vast majority of migrants in Mauritania. They also point

out that it is exclusively Sub-Saharan Africans who are subjected to raids and depor-

tations (interview, 26 February 2018). This would seem to indicate that older lines

of ethnic demarcation have not gone away, but have rather been disguised within the

putatively indiscriminate framework of a bureaucratic migration management system.

Whether by accident or design, the net effect of the biometric ID and residence

permit has been to situate many — both Mauritanians and non-nationals — outside

of the state’s purview. Before moving on to a discussion of ethnographic data, this

observation necessitates a further contextualisation of this informal space — in which

4 | It is difficult to come across recent statistics regarding deportations. Peregil (2015) stated

that the number of deportations carried out in 2014 was 6,463. Di Bartolomeo, Fakhoury

and Perrin (2010) put the number deported in 2007 at 6,634. A 2017 report produced by a

coalition of regional NGOs stated that 78 Senegalese citizens were deported in the month of July

2015 alone (Boulama et al. 2017). When I was in Rosso, a customs official and a Senegalese

policewoman both said that deportations occur on a daily basis.
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the protagonists of our discussion find themselves — and specifically this space’s

relationship to the urban environment of Nouakchott.

»The informal« in Nouakchott: urban social relations in practice

Nouakchott was a small fishing village of 200 people when it was chosen as the

budding nation’s capital city in 1958. In subsequent decades, however, Mauritania

would undergo a series of drastic interconnected transformations, which often saw

the state lagging behind seemingly self-perpetuating social processes. Between 1962

and 1975, the population of Nouakchott »grew from 7,750 to 103,483. By 1976 only

27 per cent of the [Mauritanian] population were still nomads compared with 78 per

cent in 1959; 31 per cent were urban dwellers compared with 6 per cent in 1959«

(Bennoune 1978: 46). These rural-urban migrations were further accelerated by dev-

astating droughts during the 1970s and 1980s, the result of which was huge growth

of informal shantytowns on the periphery of the city (Choplin 2009). By 2015, the

urban population had grown to over 1 million, representing 48% of the national popu-

lation, of whom just 1.9% were still nomadic (République Islamique de la Mauritanie

2015). Within a remarkably short timeframe, then, the social relations and structures

of a modern urban society emerged from communities long characterised by nomadic

pastoralism and sedentary agriculture.

The transformative effects of these local climatic and social processes of urbanisa-

tion and sedentarisation were further impelled by the global economic context of the

1980s and early 1990s. Structural adjustment programmes implemented by the Mau-

ritanian state under the tutelage of the World Bank and the IMF entailed recurring

currency devaluations, the opening up of numerous sectors to foreign international

investment, and the general rolling back of the state (Ould Mey 1996). Cross (2011)

argues that this »neoliberal economic reform rapidly projected Mauritanian popula-

tions into the monetary economy and gave rise to a strong informal sector« (832).

As has been illustrated in other African contexts, deeper integration into global eco-

nomic processes can occur in conjunction with the marginalisation, subordination,

and outright exclusion of local workers (Meagher/Mann/Bolt 2016). This informal

sector remains the primary feature of the Mauritanian labour market today, with the

Office of National Statistics reporting in 2017 that 91.5% of those employed in the

non-agricultural private sector are working informally (République Islamique de la

Mauritanie 2017). While it is difficult to come by reliable statistics regarding the pro-

portion of migrants employed in this sector, it is widely acknowledged that the vast

majority work informally (IOM 2009: 16; République Islamique de la Mauritanie

2010: 29). A similar prevalence of »the informal« can be observed in the domain
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of urban property, which Choplin (2006) describes as a »rationalised informal sec-

tor« (p. 90). This characterisation describes how social codes and networks which

are informal nonetheless operate according to discernible principles, facilitating new

patterns of wealth accumulation in Mauritania.

Given its sheer ubiquity as well as its manner of reflecting and reproducing power

differentials, it may be useful to think of informality in the context of Nouakchott

simply as urban social relations in practice. Such a definition corresponds to McFar-

lane’s conceptualisation of formality and informality as practices, insofar as it also

strives to analyse informality »taking place not above or in advance of urban life, but

within its unfolding« (McFarlane 2012: 101). It also draws on Scott’s seminal critique

of the modern state project, which he argued to be inherently and fatally incapable of

fully integrating the »illegible« forms of local knowledge and practice onto which it

is superimposed (Scott 1998). The following ethnographic analysis, however, should

illustrate that informality in the context under consideration is best viewed neither

as a practice in itself, nor as an outlier of an otherwise seamless state surveillance

system. Rather, it is the material site in which the historically endowed categories

and social hierarchies discussed above are reproduced and, at times, recast, on the

ground. This analytical lens will now be deployed to assess the interplay between

ethnicity, nationality and class position in this setting.

NATIONALITY, ETHNICITY AND URBAN INFORMALITY

IN NOUAKCHOTT

A word on method

The data presented in the following section of this article was conducted within the

framework of doctoral field research. All exchanges, observations and interviews

cited here took place between October 2017 and August 2018. The majority of these

were in French, although some also occurred in the Mauritanian dialect of Arabic

known as Hassaniya. All exchanges and quotes cited emerged within the context

of ethnographic field observations. This methodological approach immediately ap-

peared most appropriate to researching the informal economy for two principal rea-

sons. First, it offered an opportunity to directly observe dynamics between authority

figures and workers in the informal sector, as well as that among different commu-

nities in this setting. This first-hand perspective would not have been available had

I chosen to conduct interviews with participants elsewhere. Secondly, as the son of

a Mauritanian national of »White Moor« background, my presence in the various
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sites of the informal economy would often initially elicit inquiries about whether I

was looking to hire workers. Undoing this perception and establishing an alternative

perspective seemed imperative for both ethical and methodological reasons. In this

regard, leading individuals away from the sites of the informal economy to conduct a

formal interview elsewhere would, in my judgement, have done the research process

more harm than good.

Notes on Nouakchott’s informal economy

In a dusty public square in the upper-class neighbourhood of Tevregh Zeina in north-

central Nouakchott, people shelter themselves from sun and sand as they wait out the

days in search of sparse and precarious employment. The high, barbed-wire-adorned

walls of the French embassy loom behind a roundabout on the west side of the square,

a permanent, ominous fixture for those based here. The square is also flanked on

the north by a large expensive apartment complex — home mostly to international

military and diplomatic staff — and a newly constructed hotel. Numerous people

here have recounted to me in detail how the owner of the hotel enlisted the police

and the municipality to clear them out of the square while he was constructing it in

2016. Several were deported to Rosso-Senegal during these raids. The building was

then left empty and unused for over a year, seemingly forgotten by its owner. But

the mass expulsion he instigated is still fresh in the minds of everyone here, serving

as a turning point in their relationship to this particular place. As illustrated by other

examples of the struggles of Nouakchott’s urban poor (Choplin 2014b, 2014a; Vium

2016), the crux of antagonism between the state and the disenfranchised here lies

in the contestation of public space. On the south side of the square is the walled-off

perimeter of Nouakchott’s only church, in whose shade many of the unemployed pass

the hours of the day. To those in the informal economy functioning here, the square

and its surroundings is simply known as the Church.

As a labour pick-up point, the Church offers insight into the schisms between those

with and without resources in Mauritanian society. Those who are gathered here are

principally Malians, Guineans, and Mauritanian Fula and Haratin. The only miss-

ing component of the mosaïque mauritanienne (Schmitz 1994) is the »white Moor«,

who only ever makes an appearance in the capacity of a prospective employer or the

occasional wandering street vendor. When cars periodically pull up looking to hire

someone, a large crowd will gather, with people often pushing past one another to

get into it to haggle prices. This is typically how people find employment as domes-

tic workers in Nouakchott. The vast disparity between supply and demand in this

economy means that the majority remain unemployed on each occasion. However,
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the desperation born of this disparity can also result in the employer driving away

empty-handed, a frustrated reaction to the chaotic scenes that his presence inevitably

brings about. Alongside those waiting in hope of winning the scramble to get a job as

a domestic worker are those who come to the Church to wash cars and tint windows.

They typically spend the day standing at the roundabout under the austere gaze of

the embassy walls, brandishing their materials at passing cars. When they succeed in

attracting a customer, they direct them around the corner to an alley behind the south

wall of the church, the site of their informal car washing operation.

Before the property owner deployed the authorities of the state against these mi-

grant workers, they were free to carry out their business in the square itself. Cheikh, a

Guinean Fula, recounted to me how things were a lot easier before the police pushed

them out of the square. He was among those deported to Rosso-Senegal at this time,

but he found his way back within a few days, thanks to the unorthodox business prac-

tices of Rosso border police. »If you have money you don’t have a problem«, he

explained. »The police down there are looking for money. They’re men of the law

but they do business as well.« At this point, Karim, another car washer, chimed in:

»They look for money illegally. We’re trying to get money legally and we’re worn

out!« The zone of indistinction between formal and informal business practices to

which Karim alludes here is further underscored by the fact that bribes and unofficial

charges at Rosso — and other border crossings in Mauritania — are typically referred

to as »les formalités«. This ambiguity between »the formal« and »the informal« also

arises in relation to the state’s initial act of clearing out the public square at the request

of a private property owner. The question of why »some instances of informality are

designated as illegal and their inhabitants criminalised while other land transforma-

tions appear to be protected and formalised to enjoy state sanction or even endorsed

as practices of the state« (MacLeod/Jones 2011: 2452) thus appears to be of interest

here. This conundrum is resolved, however, once we view informality as nothing

other than the practice of urban social relations, with all of the power dynamics that

they entail.

Like most other people here, Cheikh is working to provide money for his fam-

ily back home in Guinea. Here, Mauritanian nationals and migrant workers alike

have family connections in rural areas of their respective regions. Talk of the family

back home in »the village« is common. Informality notwithstanding, then, this ur-

ban pocket of economic activity plays a role in sustaining livelihoods in diverse parts

of West Africa, both within Mauritania’s borders and further abroad. It also gen-

erates further economic activity in the locale of the Church itself. Migrant women

from various West African backgrounds come here each day to serve lunch in the
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form of a plate of the Senegalese rice dish Thiéboudienne for 400 ougiyas.5 Gen-

dered social roles and relations are thus reproduced in the informal economy. The

day is also punctuated at regular intervals by the regional delicacy of mint tea. All of

this is facilitated by people — both migrants and Mauritanians — who come to the

Church each day to set up shop in response to demand from workers here. Informality

thus produces further informality, from which social rituals and networks inevitably

emerge. These are at times disrupted by municipality officials, who arrive to confis-

cate cleaning materials and insist that people take their business elsewhere. Where

exactly this ought to be has never been made clear. During the time I spent here, such

disruptions never reached the intensity of the fabled 2016 raid. At moments of high

frequency, however, they can push the cost of services up. Around the time of the

2018 African Union Summit in Nouakchott, for example, car washers told me they

had begun charging customers 1,000 ougiyas instead of 500, due to the near-constant

pressure from the municipality.

Further examples of urban social relations in practice play out on a daily basis

roughly 2 km south of the Church, in an area known as Clinique. The majority

of workers I encountered here are from Senegal. They assemble on both sides of

the road leading to Clinique’s hectic intersection, calling out to passing potential

employers. The shops on each side of the road deal mostly in construction, plumbing

and electrical supplies, which are also the areas in which the unemployed multitude

attempt to find work as day labourers. Sharing the crowded pavement with them

are numerous street vendors hawking clothes, sunglasses, jewellery, headphones, and

traditional drinks and snacks. Some have resorted to this form of petit-commerce in

frustration at the chronic unemployment within the construction and domestic work

sectors. This was the case for Boubacar, a Senegalese Fula who had been seeking

day labour as a painter when I first got to know him. One day I arrived in Clinique to

find that he had swapped his paintbrush and roller for a small selection of perfumes,

which he had laid out in a display on the curb. He explained that after finding no

more than 3 days’ painting work over the space of a month, he opted to switch to

street vending. This proved to be a risky decision, however.

Just as car washers by the Church need to be ready to hide their materials to avoid

them being confiscated by the municipality, similar contestations over public space

unfold on a daily basis in Clinique and other parts of the city centre. It was a com-

mon occurrence to observe gendarmes forcing people selling products to pack them

up and move on. The very fact that this is a more or less daily routine illustrates that

5 | Ougiya is the local currency in Mauritania. 400 ougiyas was roughly equal to 1 euro at the

time of this research.
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it fails manifestly in its stated purpose of permanently clearing the streets of Clin-

ique of street vendors. It does, nonetheless, produce a deeply disruptive effect in the

lives of people here, rendering business at times impossible, and thereby increasing

the precarity in which they live. Street vendors have told me that they believe a new

shopping centre development just north of Clinique to lie behind the increased hos-

tility of gendarmes in their regard of late.6 The urban African struggles observed by

Cooper (1983) between migrant labour, capital and the state, and their consequences

in the domains of public space and migrant life, are thus very much in play in this

context. If street vendors refuse to pack up their materials, or even if they fail to do

so quickly enough, the products will be confiscated. This had already happened to

Boubacar on a number of occasions in the short time that he had been in this business.

For him, the stark survival choice was between idle invisibility in unemployment or

throwing himself into the crosshairs of the municipality.

This is a situation in which many, both national and non-national, find themselves

in Nouakchott. Notwithstanding this commonality of position amongst Nouakchott’s

multinational urban poor, however, there are cleavages among those on the margins

of the state.

Urban informality and national fragmentation

One day I was sitting in the alley behind the Church chatting with two car wash-

ers: a Malian Soninké called Yousef, and a Mauritanian Fula named Moussa. The

two agreed that Mauritania is a hostile place to be poor, but opinions diverged when

Moussa claimed that black Mauritanians were disenfranchised by »White Moors«.

Yousef was sceptical about the plight of Afro-Mauritanians, claiming that »they’re

not real Mauritanians«. In doing so, he reproduced the same racialised exclusionary

conception of the nation that underpins black Afro-Mauritanian grievances against

the state. While Yousef and Moussa identify with separate ethnic groups, it is clearly

nationality that constitutes the point of antagonism between them, since true mem-

bership of the Mauritanian nation is what is at stake in the exchange. A similar theme

emerged on another occasion, when I observed a disagreement between a Guinean

Fula named Ahmed and a Mauritanian Fula called Khaled. Ahmed was telling me

about the difficulties of life here, saying that things are very hard for foreigners. »Not

just for foreigners!« Khaled angrily interjected, and protested that Mauritanians had

difficulties too. The insinuation that hardship was the exclusive domain of migrants

6 | Local media have reported on similar disputes between market workers and municipality

officials over the same shopping centre development (N’Diaye 2017).
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in Nouakchott had sparked indignation in the Mauritanian Fula. For him the root

of their situation was not a matter of simply being ›foreign‹. Evidently, the fact of

Ahmed’s and Khaled’s shared ethnic identification did not preclude nationally-based

differences from arising between them.

A conversation with Boubacar, the Senegalese Fula painter turned street ven-

dor, may further illuminate how nationality cuts through ethnic affiliation. After

an Afro-Mauritanian walked away from his perfume display without buying any-

thing, Boubacar returned to leaning on a car beside me, complaining about the Fulas

in Mauritania:

»They’re worth nothing here. They’re behind. And they always give for-

eigners a hard time. They say that foreigners have ruined the country.

They say that this is their country, but it’s not their country! They only

collect rubbish and that type of thing. And they give us a hard time.«

When I inquired if they give him a hard time because they themselves are also having

a hard time, he responded that yes, »they are having a hard time«. He then continued

to decry their attitudes to foreigners. »But you speak the same language, don’t you?«

I asked. »We’re brothers!« he affirmed, »but they give us a hard time.«7 Boubacar’s

words indicated the extent to which the colonial administrative decision to draw a

territorial border between people living on opposite banks of the Senegal River has

resonated in psycho-social terms up to today. Such sentiments have been echoed to

me from the ›national‹ side of this divide as well. Youslem, a Mauritanian Fula, told

me how he used to earn between 60,000 and 70,000 ougiyas a month as a domestic

worker when he first arrived in Nouakchott from his home region of Kaedi. Now,

however, domestic workers only earn between 25,000 and 30,000. He blamed mi-

grants for this. They work for nothing, he argued, and as a result, »they have ruined

everything«.

Boubacar’s observations about the structural position of the Fula in Mauritania is

not without basis in fact, and it may offer some insight into what underlies these an-

tagonisms. Ciavolella (2010) chose the Fula ethnic group as his object of study in

what he termed an »anthropology of the margins« of the Mauritanian state. For him,

looking at the state from the perspective of its peripheral groups could provide unique

insights into its very nature. From our point of view, the fact that certain Mauritanian

nationals face systemic marginalisation alongside migrant labourers speaks to a lack

of what Brubaker (2010) has referred to as »substantive citizenship« in Mauritania.

Some may also even lack the »formal citizenship« with which he juxtaposes it, as

7 | Originally »Ils nous fatiguent« in French.
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suggested by those Afro-Mauritanian groups that claimed the biometric ID system

was intended to strip them of their citizenship (Antil/Lesourd 2012). The gravity

of such a relegation to the periphery of belonging, and the meagre distribution of re-

sources that exists there, goes some way to explaining antagonisms between nationals

and non-nationals in the informal economy.

The familiar, tragic irony of this situation is the similarity of experience that unites

those who blame one another for their condition. At separate instances, both Youslem

and a Malian named Bakar recounted to me the exact same feelings of frustration, iso-

lation, and powerlessness associated with domestic work. Both spoke of feelings of

emasculation due to having to take orders from children, and both said that without

patience, you can’t last in the job. If the employment of domestic workers facilitates

status reproduction for employers, as Bridget Anderson (2003) has observed, the sta-

tus of the worker is also certainly reproduced in the process. Yet this common class

position and its experiential bonds are fractured by the national/other divide. It must

be emphasised that this subjective psychological identification with the »imagined

community« of the nation (Anderson 1983; Finlayson 1998) takes on a concrete, ma-

terial form here. Youslem once sat beside me in a bad mood after trying his luck in

the crowd that had gathered around a car at the Church. »The guy said he doesn’t hire

Mauritanians,« he told me dejectedly. His begrudging of foreign nationals is there-

fore grounded in his experience. And from the point of view of migrants, in addition

to the exclusionary function of the residence permit, a recent series of national ring-

fencing measures has meant that it is no longer officially possible for them to obtain

formal employment in sectors such as transport and fishing (Diop 2013; Undercurrent

News 2017). The formal sector is further closed off by the fact that work permits can

only be obtained if the job to which one is applying cannot be filled by a Mauritanian

national (République Islamique de la Mauritanie 2010). Such policies further expand

the pool of informal labour, pushing wages down and thus raising the potential for

antagonistic social relations in this arena.

State coercion and social cohesion

Considering these policy-forged cleavages between those on the peripheries of the

state, it is worth concluding with a reflection on why there is not more antipathy here.

After all, competition is an iron law of the labour market, all the more so — one

might expect — when it is an informal one. What one finds just as often, however, is

a solidarity of necessity. There are at least two reasons for this. At the most funda-

mental level, the daily social interactions and exchanges around mint, sugar, tea and

cigarettes in the various sites of the informal economy make up the strands of social
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fabric that ensure a minimal degree of coexistence. In the context of West Africa, such

social interactions are facilitated by what Whitehouse (2012) has referred to as the

system of inter-ethnic joking relationships that exists across the region. Mauritania’s

geo-cultural location may thus provide some explanation as to why the phenomenon

of »strangerhood«, which Whitehouse uses to describe the position of West African

migrants in Brazzaville, Congo, has not manifested itself as profoundly between mi-

grants and nationals in Nouakchott. Everyday mundane exchanges such as those

identified by Whitehouse can be linked to the routines that Purcell (2003), drawing

on Lefebvre, identified as constituting an alternative mode of urban belonging, which

he describes as »inhabitance«. It is the very fact of »inhabitance«, in his view, that

justifies the right to the city, rather than the exclusionary income-based model that

dominates urban settings in which capitalist private property relations prevail. Ev-

idently, Nouakchott is one such setting, which means that the informal economy is

anything but immune to this overarching capitalist framework. Indeed, car washers

have on occasion lamented to me the lack of organised unity among them, which can

result in wage undercutting. Nonetheless, such practices do not preclude what White-

house (2012) calls the »pattern of ritualized informal ties« (p. 16), which arises from

daily social interactions in a shared urban space.

Secondly, the hostility of state authorities toward those in the informal sector adds

impetus to the solidarity of necessity identified here. Amidst rumours of an im-

pending police raid at the Church (which ultimately never materialised), car wash-

ers banded together, passing their water cans to one another and hiding them behind

the wall of another empty property so as to avoid them being confiscated. And in

Clinique, petit-commercants will often warn one another when gendarmes arrive to

perform a sweep and confiscate belongings. The manner in which this positioning

vis-à-vis state authority forges social cohesion may be further illuminated through

an exchange with Alex, a Mauritanian Fula car washer at the Church. Like so many

others, he was telling me about how foreigners have ruined the labour market here.

When I responded to his assertions with surprise, by observing that everyone at the

Church seemed to get on rather well, he replied that

»Yes, everyone gets on with each other, because if you have a good heart

and you behave yourself you won’t have any problems. But if we come

here and fight amongst ourselves, then that will bring problems with the

police and all of that.«

According to Alex, then, there is a collective self-interest in maintaining a degree of

social cohesion, as anything less would jeopardise the security of all. To put this in

situational terms, the sociohistorical structures of ethnicity and nationality certainly
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offer rhetorical formats of exclusion and frameworks of resentment to individuals in

the informal economy. However, their capacity to constitute substantive social barri-

ers between workers is checked by the relationship between those in the informal sec-

tor and the state. What appears anomalous according to what one might expect from

the exclusionary structures of ethnicity and nationality is explainable by reference

to the relationship of the municipality and the police to individuals in the informal

economy. As Papadopoulos and Tsianos observed, »where migrants and precarious

workers meet is in sharing the same urban spaces« (2013: 189), and in this case, in

the state repression to which this sharing of urban space exposes them.

It is crucial to acknowledge that in the abstract, the line between national and other

is manifestly evident in the form that state reprisals may take, insofar as non-nationals

are »deportable« (De Genova 2002), while nationals are not. In practice, however, the

persistence of ethnically based modes of discrimination means that Mauritanian Fula

and Haratin are not immune from arbitrary arrest and discrimination. And on the

other hand, an undocumented migrant may avoid deportation at the cost of a bribe

to police, as several respondents attested to me. Moreover, a corruption scandal in

Nouakchott’s migrant detention centre in 2016 led to a temporary lull in migrant de-

tention and deportation (Sileye 2016). These considerations indicate that the extent

to which the line between »deportable« non-nationals and »non-deportable« citizens

manifests in practice depends on contingent contextual factors. This further under-

scores the situational nature of nationality and ethnicity. Furthermore, while the simi-

lar experience of certain Afro-Mauritanians and West African migrants regarding the

biometric ID card and residence permit may serve to sharpen antagonisms between

those on the margins of the state, it could equally heighten a sense of collective ex-

clusion, which can in turn foster a shared sense of grievance, if not identity.

CONCLUSION

Created ex nihilo in 1958 (Bensaâd 2008), Nouakchott today serves as the setting

for a daily cyclical routine, in which gendarmes, police, and municipality officials,

tasked with arranging urban space in the image of capital and the state, are set against

migrant street vendors and workers trying to eke out an existence in this same urban

space. The collective survival impulse of the latter is the ultimate operating principle

of those segments of the informal economy discussed here. This is a world that peo-

ple have entered having travelled, either internally or across borders, in the hope of

gaining a living. Cheikh summed this up when speaking to me about continuing to

work with the threat of their materials being confiscated: »everyone does what they
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can to survive.« As Locatelli and Nugent (2008) stated in relation to other African ur-

ban contexts, the strategies that arise from this survival impulse should be understood

»as capacities built upon people’s perceptions of their own status and experiences

of their daily life« (4). The universally informal nature of the social networks and

economic activity discussed here, as well as that of the state disruptions to which

they are subject, indicate that what is often labelled ›informality‹ can equally be de-

scribed in Nouakchott as urban social relations in practice. The historical baggage

of national categories and identities can and does provide the content for situational

displays of identity in this urban context. However, it is superseded by the position of

those within the informal economy, who are internally bound together by social ritu-

als and patterns of communication, and externally by a shared structural antagonism.

This makes the informal economy, for the moment, a more immediate and tangible

alternative mode of belonging.
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Abstract: This is a personal account of the recent and somewhat enforced and ambiguous
mobility of an academic who was dismissed from her university because of the Peace
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and open platform: »Intervention«. Academia needs interventions.

Keywords: migration, enforced mobilization, Peace Academics, Turkey, affective

JOURNEY 1

In the morning of September 2, 2016, my husband and I, with our 10-year-old daugh-

ter, found ourselves on a plane to Paris. That summer, we had two international

flights cancelled along with other reservations and lost quite a considerable amount

of money. Thanks to the International Association for Media and Communication

(IAMCR), our registration fees were reimbursed, as small compensation. IAMCR

also put explanatory notes in our sessions that we had been unable to attend the con-

ference and make our presentations because our freedom of movement had been re-

scinded: The rectorate of our school, Ankara University, had not given us permission

to attend international academic conferences. The hidden ›rationale‹ behind the pro-

hibition was that I was one of the academics who had been accused by the Turkish

authorities of being terrorists, upon signing a peace declaration.1 This trip to Paris

was an effort to cross the border in the face of ongoing pressure and recent attempts

1 | The Peace Petition »We Will Not Be a Party to This Crime«, signed by academics on Jan-

uary 11, 2016, called on the Turkish government to take measures to end the violence against

the civilian population in the Kurdish region of Turkey. Following that, they received many

movements | Vol. 4, Issue 2/2018 | www.movements-journal.org
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to prevent my movement. Perhaps I was hoping to leave the ›inconveniences‹ be-

hind, still regretting it for those who I know would continue to suffer from the new

conditions in Turkey; the journalists, students, academics, human rights activists who

have done nothing more than position themselves in the oppositional side of the polit-

ical spectrum and speak up. Liberating myself from the ›new standards of freedom‹

in Turkey, I was hoping to breathe better, at least for a while. Such was my mood

just two days before the journey. Yet, what happened the next night, the night of

September 1, (which is ironically known as Peace Day in Turkey) changed my mood.

What I started to feel was not any kind of relief, but quite the contrary: it was as if

I was insensitively leaving the country, while everyone else was being placed in a

difficult situation or sent into exile. I had a sleepless night. The icon showing the

messages on my phone alerted me that ›something bad‹ had happened again. We

had witnessed many violations of human rights, especially in the last few years. The

message enlightened me about a new one; a new decree was published to dismiss the

many academics who had signed the peace petition. These people, many of whom

I had had a chance to work with, had dedicated their lives to critical academic pro-

duction. The government had assumed the power of issuing a law by decree rather

than following the regular legislative processes in the Parliament, using the state of

emergency in the aftermath of the military coup attempt of July 15, 2016, as a pre-

text. Since that day, it has become a rather unpleasant habit to find out about new

decree-laws and examine them in detail, looking for our names and the names of our

friends and colleagues.

pressures including the President Recep Tayyip Erdoğan labelled all as a traitor, and terrorist; a

right-wing mafia leader threatened these academics by saying that »we will shower with their

blood«, and the AKP-supporting media (which is the majority of the media) published each

academic’s name and photograph and targeted all of them (to support peace academics, see

meccsa.org.uk). Some academics who signed the petition were dismissed and more were sub-

jected to disciplinary interrogations and criminal proceedings, many of which ended up with

the verdict of imprisonment (the Anti-Terror Act, Article 7/2 calls for 15 months imprisonment)

due to the accusation of carrying out propaganda for and supporting a terrorist organization. The

Academics for Human Rights Newsletter of the Supporting Academics as a Human Rights Ac-

tor in a Challenging Context project, entitled Ongoing Threats to Turkey’s Academics for Peace

and Violations of Human Rights (April 2018), has used the data from the peace academics’ net-

work and has listed different forms of pressure, threats, harassment and restrictions at political,

judicial and bureaucratic levels. For more details, see tihvakademi.org. For more updated in-

formation, see the web page of the Academics for Peace, barisicinakademisyenler.net.

http://www.meccsa.org.uk/news/three-d-issue-27-still-saying-we-will-not-be-a-party-to-this-crime-as-peace-academics-of-turkey/
http://www.tihvakademi.org/wp-content/uploads/2018/04/Bu%CC%88ltenI%CC%87ngSON.pdf
https://barisicinakademisyenler.net/English
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The enthusiasm of my young daughter for Paris, which she had not seen before,

prevented me from giving up on the trip. She was not unaware of what was happen-

ing; however, she was trying to put distance between her and the difficult realities of

Turkey. She asked, »Mom, is it really the city of love? Does it smell like perfume?«

My daughter had been asking whether there was a good place in the world for quite

a while, in light of her observations that there were injustices every new place she

visited. Yet she had not given up reserving the hope for the next place. Soon enough,

she realized that Paris was not the place she was waiting for upon finding herself in

the passport queue — which, unlike the EU line, was too long and too slow, and was

filled by people like us, mostly black or brown. To make it worse, the streets and

metro stations did not smell of perfume and there were many refugees lying on the

streets.

For now, though, let’s get back to the plane to meet Miyse. When we were seated

on the plane, we saw a young and rather shy woman sitting in the window seat. She

looked uncomfortable and insecure as if it was not her seat, as if she did not belong

there. Her name was Miyse, a Syrian refugee who started living in the Turkish city

of Hatay after the nursery where she worked was bombed. Her father had died in

the civil war. Her brothers moved to Saudi Arabia while her mother chose to survive

in Sudan. She was going to see her mother in another country because of the bitter

irony that while her mother could not enter Turkey, Miyse could not enter Sudan. It

is heartbreaking that there were borders between a mother and her child. Despite the

language barriers, we started talking and continued in an amalgamation that included

Turkish, English, and sign language. I advised her to enter a graduate program such as

Arabic-Turkish translation, and informed her about scholarships. She listened quietly,

contentedly even, to my efforts. Then I thought about my own life; since I was seven,

I had believed in the merits of reading and learning, and had known no other way to

live. Now, I was being threatened with dismissal at the age of 47 from the faculty

where I had spent 30 years because of a declaration that demanded peace, and I

was facing imprisonment. At that time, there was ›only‹ a disciplinary interrogation

opened against me, like all my other colleagues who signed the peace petition at the

same university. I had not yet been dismissed, and allegations of terrorism with seven

years of imprisonment for Academics for Peace had not been put in place. Anyway, I

focused on saving Miyse through education as if it had saved me! Traveling side by

side, I realized the limits to what I could wish for my daughter: »If one day she finds

war planes over her head, I hope she can find a safer place and survive like Miyse.«

Then I realized how little I was expecting from life for my daughter. I was scared.
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JOURNEY 2

Two days after the dismissal from the university, we went on another journey. In

Turkey, being dismissed from the university not only means losing your job, but

also being saddled with multi-dimensional difficulties, the accumulation of which is

called »civilian death«. You can no longer have health insurance or work in another

university, public or private. Even if the dean or president of a private university

wanted me in their institutions, I was told, the Higher Education Authority (YÖK in

Turkish) would not approve my employment. Your friends hesitate to call or even

write emails in fear of being monitored by the state. Your passport is invalidated,

so you cannot leave the country. Anyway, our ›trip‹ to Germany on February 9 had

been planned a few weeks earlier. After our dismissal, we were concerned about the

invalidation of our passports, but no official authority could give us information on the

status of them. Our flight from Ankara to Germany was via Istanbul. Our passports

had probably already been invalidated, but we decided to take our chances in the hope

that the state was not functioning efficiently. So, with the slight possibility that our

passports were still valid, we gathered our suitcases, but left the washed clothes on

the ironing board and the food in the refrigerator, including the homemade yogurt.

We would come back after staying a couple days in Istanbul anyway — we did not

have any real faith in passing the passport check. There was an extra check point

for public officers holding green passports, like me. We could barely believe that,

having checked with the computer, the officers stamped our passports as »approved«.

It turned out that our passports had not yet been invalidated after all. We passed

the second check with no problem, but did not inform friends and families because

the officers might come stop us any moment before boarding was completed. Very

recently, my PhD student from Spain, who had been writing a thesis on ISIS and new

media, was taken into custody for several days in a sports hall. The authorities did

not allow me to enter the building and translate for her and threatened me, stating that

they would take me too, if I insisted on it. She was interrogated about reports that

she had written as a journalist and then was held by the police until she was inside

the plane ready for deportation. Then she lost her right to her status as a student.

Remembering that, I was thinking the possibility of the police coming onto the plane

before takeoff. It did not happen. Still, I was unable to feel happy after takeoff,

because we could return to our country only when (if) our passports were accepted

as valid and our innocence was granted. When? We didn’t know. My daughter was

crying: »I don’t want to go on a journey when we don’t know when we’ll return.« It

was hard to believe when considering the right to travel is a basic human right.
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When we landed, I received a message from the host dean that he would be at

the airport with our names on a paper and a driver to take us to a guesthouse. How

different it was from the treatment I had received from my faculty deans who are

spoiled by power and became the servants of the government.

We arrived in a small town in the evening. There was no grocery store like the

ones we used to have in Ankara. Nevertheless, some unseen hand had filled the re-

frigerator with food, including our favorite feta cheese, sujuk and bread. We had two

full refrigerators in two different countries, filled with essentially the same food. Our

first guest came on that first night. By chance, my neighbor was a friend of a friend

and came to see if everything was okay. Over the next few days, the German man

was joined by his young African-born son who spoke some French and German. He

tried to communicate with us through a rap song and a few negative words in English

about Erdoğan, as if he was feeling what we were experiencing. In the morning a

message came from him, saying that »the sun is born everywhere« and lessened the

pain in my heart.

Despite the pressures that we had encountered after signing the Petition for Peace

in January 2016, I did not apply for an academic position abroad (or to the associa-

tions supporting academics at risk) until October 2016, believing that the academics

dismissed before me would need these positions more. However, this gesture of soli-

darity, depriving myself of the chance to work, lost its meaning in any practical sense

with the dismissal of thousands of academics following the July 15 ›coup attempt‹.

So, it was a great relief when the university that invited me made an effort to provide

support for more than the initial period, not only because of my academic merit but

also as a manifestation of their solidarity, remembering the Germany of the 1930s.

A few days later, my German friend, a retired professor who had helped me during

the invitation process for the university, came to see us with a huge suitcase from the

other side of the country, filled with books on media studies. He hugged us all sepa-

rately. That was the moment that once again, I felt that common blood and common

country were not what mattered. Human values and solidarity around them could

travel beyond borders.

We were not that lucky in finding a permanent home. Many people, especially

those of Turkish origin living in the city, blamed this on the ›Syrians‹. According to

their accounts, the German state had given Syrians homes in a university town where

there were not many vacant houses. »Rightly, the hosts do not want to give up their

homes«, said a Turkish woman, working at a grocery store, who had only immigrated

fifteen years before the Syrians did. She was complaining about »dirty Arabs«. My

objections did not reach her heart, and she defended her position without even a trace

of rephrase. It is so unfortunate that those who were once immigrants can be so
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hostile to another group of immigrants and refugees. When I was trying to help the

Syrian woman who I had encountered on the previous trip, I did not know that my

own child would become classmates with Syrian refugee children at a difficult-to-find

school in a German town — with all these children trying to ›integrate‹ and learn a

foreign language. Nor did I know at that time that an official from the ›Ausländer‹

office would not even try to understand my situation and instead would tell me to go

back to Turkey to extend my visa, and if that was not an option, then to apply to live

in a refugee camp.

I was also surprised to find out that my husband’s Turkish acquaintance, who tried

to help us to find a house, would almost be excluded from his own circle because

of us. There was a group of Turkish people who still sympathized with President

Erdoğan and considered everyone that he considered an enemy as their own enemies,

›traitors‹ really. It was so ironic that this time we were seen enemies because of being

perceived as FETÖ supporters.2 I had been dismissed from the university, and that

meant we had to be supporters of either FETÖ or the PKK. That was the perception

of the mosque community there. Religion was not a part of our identity and life at

all, and our acquaintance defended us with the fact that we drank alcohol, I wore

a mini skirt, and my husband was an Alawite with a leftist moustache. Later we

heard that some people from that group themselves had negative reactions from some

Germans for their unyielding support for Erdoğan. »Go back to your country if you

like it so much!«, they said to these Turks after Erdoğan’s insulting, inappropriate,

and provocative words equating Germans with Nazis. The relative balance that they

had established with their years and years of hard work could be broken so easily,

I thought, and I felt sorry for them. There were other things I also felt sorry about,

such as the 45-year-old woman from Dersim who looked more like a 60-year-old.

She was attending a Volkschule to learn German for the first time, and the reason for

that was she could only find time after her kids started university. Just like Miyse,

the young Syrian woman that I met on the plane, things could have been different

for this old lady if she had gone to school and learned the German language. I then

met a Kurdish man who was sorry that his sons had forgotten their mother tongue,

Kurdish, while learning German. It seemed as if he was trying to connect with his

roots through making traditional yufka bread. He was saying that without that bread,

life was impossible in a country famous for its broad variety of breads.

2 | FETÖ is an acronym used for »Fethullahçı Terör Örgütü«, i.e. »the terrorist organization of

Fethullah Gülen«. The government has held the religious sect of the Gülen Movement respon-

sible for the failed military coup attempt in Turkey on July 15, 2016.
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We now live in a green town near the city of Siegen. It rains a lot here and I find

myself checking the weather forecast of the cities in Turkey almost every day; the

cities that I was born in, lived in and wanted to die in. The owner of the house we rent

is a Turkish guest worker who came to Germany in the 1970s and worked at a quarry

for years. He settled in this town thinking that the fresh weather and forest would be

good for his asthma, a common legacy of mining. We had encountered in the same

town for completely different reasons.

That is the end of my notes here on the journey to Germany and the first few days

of my stay. I still do not know the answer to the question that I ask myself, the same

one that an AfD supporter I met in the election campaign asked me: »When are you

going back to your country?«

POSTSCRIPT

One-and-a-half years have passed since I started writing these two ›journeys‹. Even

though the state of emergency has been lifted, at least officially, not much has changed

for critical academics, intellectuals, journalists and human rights advocates in Turkey.

There is still a travel ban in Turkey for those who have been dismissed by decree. The

suspension, for example, of my passport violates not only my freedom but also the

freedom of my daughter, who is a 12-year-old child, and it makes her feel ›exiled‹.

Since we cannot leave Turkey again, we cannot go »home.« The situation is much

worse for the other signatories of the Peace Petition who are still trapped in Turkey.

They are unemployed, forbidden from working in any other position, cannot leave

the country even if they find positions abroad, and have no social security or access

to free health service. The court case against the Peace Academics has resulted in

imprisonment for more than one year on allegations of »supporting terrorism.« Yet,

despite all the criminalization and restrictive conditions, critical academic production

continues, by writing books, articles, and blog posts, and sharing stories with the

public on alternative platforms beyond the borders.





Über das Recht, komplex zu sein

RIA PRILUTSKI

Abstract: Starting from personal observation, I develop my argument around what I call
the »right to be complex,« which is often denied to marginalised persons. I propose taking
intersectionality seriously by recognising the complexity of power structures and subject
positions. In my examples, debates about sexual violence often equate victims with white,
non-migrant females and the demands for gender-sensitive language only represent white
middle-class German speakers, leaving everybody else outside, and forcing subjects situ-
ated in ambiguous positions into a false loyalty conflict. I argue for closer attention and
non-reductionist approaches to such ambiguous positions. Furthermore, I draw on Urmila
Goel’s insights into the complexity of racism, and argue that a person can be positively
and negatively affected by it, as it is in the case of anti-Slavic and several other forms of
racism. In the last section, I briefly refer to the debate on the autonomy of migration and
consider the right to be complex as a right to move or to stay. I conclude with the idea of
a myriad of origins belonging to every person instead of persons belonging to one single
point of origin. As a consequence, I argue for a personal right not only to decide where
we want to go but also where we have come from.

Keywords: intersectionality, complexity of power structures and subject positions, auton-

omy of migration, racism, moral rights

Wo Heimat?

Wie bitte?

Wo deine Heimat ist!

Hab’ ich nicht. Und brauch’ ich auch nicht.

Was ist denn so verwerflich an dem Begriff ›Heimat‹?

Nichts.

Der Dialog ereignete sich vor etwa fünf Jahren im Rahmen eines Seminars über öko-

nomische Anthropologie an der Universität Jena. Ich, immerhin schon seit sechs Jah-

ren Teil dieser Gesellschaft, immerhin Studierende im Master Gesellschaftstheorie,

immerhin ganze Abende in die Lektüre von Polanyi und Graeber vertieft, wurde in

der Pause im falschen Deutsch angesprochen. Wie mein Kommilitone auf die Idee

movements | Vol. 4, Issue 2/2018 | www.movements-journal.org
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gekommen war, ich könnte keine komplexe Sprache verstehen oder sei nicht wich-

tig genug, in einem grammatikalisch korrekten Satz adressiert zu werden, ist mir bis

heute schleierhaft. Meine Seminarbeiträge konnten hierfür jedenfalls keine Grundla-

ge bieten, denn sie waren auch damals schon sehr komplex. Dass sich der Kommi-

litone erst nach meiner verwunderten Nachfrage an die Existenz von Pronomen und

Verben in seiner vermeintlichen ›Muttersprache‹ erinnerte, war anscheinend nur für

mich ein Widerspruch. Wie er meine sichtbare Erschütterung auf den Heimatbegriff

zurückführen konnte und nicht etwa auf den rassistischen Platzverweis, den er aus-

gesprochen hatte, weiß ich ebenfalls nicht. Was ich jedoch weiß: Solche Situationen

waren und sind für mich und andere als ›fremd‹ markierte Personen alltäglich.

Ich habe keine Heimat, weil ich die Gesellschaft, in der ich aufgewachsen bin,

beim besten Willen nicht als Heimat bezeichnen kann, – ich habe sie ja nicht ohne

Grund Hals über Kopf verlassen. Dass ich das auch in Bezug auf die Gesellschaft, in

der seit über einem Jahrzehnt lebe, nicht kann, beweist die oben dargestellte Situation

hinreichend. Ich brauche keine Heimat, weil ich mich mit diesem Umstand abgefun-

den und das Beste daraus gemacht habe. Ich begreife mich nicht als Deutsche und

auch nicht als Russin. Ich definiere mich als eine in Westsibirien aufgewachsene, in

Deutschland lebende, postnationale Person mit Migrationsgeschichte. Und außerdem

als weiblich, lesbisch, armuts- und gewalterfahren und neuroqueer — nur um Einiges

zu nennen.

Dieser Artikel widmet sich dem Recht, komplex zu sein, das für Mehrfach-Nicht-

Zugehörige wie mich eine existentielle Bedeutung hat, sowie seiner Umsetzung in

der wissenschaftlichen und politischen Praxis. Ich widme mich dabei insbesondere

zwei Kontexten: erstens dem Umgang mit vielfältigen Diskriminierungen und Posi-

tionierungen und zweitens dem Thema Autonomie der Migration.

VON INTER- UND ›INTRASEKTIONALITÄT‹,
KONFLIGIERENDEN LOYALITÄTEN

UND FALSCHEN PERSÖNLICHKEITSSPALTUNGEN

Zwei theoretische Bezüge sind für die folgenden Überlegungen von Bedeutung und

bilden meinen wissenschaftlichen Ausgangspunkt: einerseits die neuere deutschspra-

chige Rassismusforschung und andererseits die Intersektionalitätsdebatte. Meine Ar-

gumentation baut hauptsächlich auf Urmila Goels »Plädoyer für Ambivalenzen, Wi-

dersprüchlichkeiten und Mehrdeutigkeiten in der Rassismuskritik« (Goel 2013) so-

wie meinen eigenen Beobachtungen auf.
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Was ich auf der Ebene des Subjekts als das Recht, komplex zu sein, zusammenfas-

se, bedeutet auf der gesellschaftsanalytischen Ebene eine ganz und gar nicht so kom-

plexe Erkenntnis: Komplexe Macht- und Ungleichheitsverhältnisse1 ergeben komple-

xe Subjektpositionen ergeben komplexe Macht- und Ungleichheitsverhältnisse usw.

Unsere Aufgabe als Wissenschaftler/innen, als politische Akteur/innen und Alltags-

menschen besteht m.E. darin, diesem Umstand Anerkennung zu verschaffen und ihn

in unserer Tätigkeit zu berücksichtigen.

Wir benötigen Kategorien in unserem alltäglichen Leben, in unserer wissenschaft-

lichen und politischen Arbeit, weil wir ohne sie nicht sprechen könnten. Wir benö-

tigen sie zur notwendigen Komplexitätsreduktion. Eine Frage zwingt sich für mich

jedoch auf: Auf wessen Kosten erfolgt die Komplexitätsreduktion? Wer wird warum

und auf welche Weise nicht benannt, nicht repräsentiert, nicht erfasst? Im Kontext

der Migrations- und der Diskriminierungsforschung sagt die Frage, welche Subjekt-

positionen und Lebensrealitäten ausgelassen wurden, oft mehr über die gesellschaft-

lichen Verhältnisse aus, als die Auflistung der Genannten. So kann man sich fragen,

wie wahrscheinlich es ist, dass es unter den Opfern der Kölner Silvesterangriffe keine

nicht-weißen oder migrantischen Frauen befanden. Die mediale Inszenierung der Op-

fer als eine universelle, allumfassende weiße deutsche Figur und der Täter als einen

einheitlich schwarzen migrantischen Mann (vgl. u.a. Kulaçatan 2016) war eine Kom-

plexitätsreduktion mit fatalen Konsequenzen für ›migrantisierte‹ Männer, für nicht-

weiß-deutsche Opfer sexistischer Gewalt und für alle anderen Subjekte, die diesem

Bild nicht entsprechen konnten.

Für Mehrfach-Betroffene ergibt sich aus solchen Situationen zudem ein unmögli-

cher Loyalitätskonflikt. Ich kann mich nicht spalten und an einem Tag Frau, an einem

anderen Tag Migrantin, wieder später mal homosexuell oder von Klassismus betrof-

fen sein, und dann vielleicht auch noch Soziologin, die das alles analysieren darf,

wenn sie denn Glück hat. Als Person bin ich das alles auf einmal und hätte zu al-

lem etwas zu sagen. Und auch wenn die Erkenntnisse, die man üblicherweise unter

dem Stichwort »Intersektionalität« zusammenfasst, mittlerweile zum politischen und

wissenschaftlichen Mainstream gehören oder zumindest auf dem besten Weg dahin

sind, beobachte ich wenig Konsequenzen daraus im — wissenschaftlichen wie poli-

tischen — Alltag: Wenn es hart auf hart kommt, darf man doch entweder schwul sein

oder Migrant. Oder in Fatima El-Tayebs Worten:

1 | Ich gehe von einem Verständnis von Macht in der Tradition von Foucault aus, also im

Sinne von produktiver und nicht nur repressiver Macht. Dies schließt sowohl Herrschafts- als

auch Widerstandspraktiken ein.
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»Zu den Erkenntnissen von postcolonial studies und queer theory, die

sich im letzten Jahrzehnt nahezu als Gemeinplatz durchgesetzt haben,

gehört jene von der Interdependenz der Konzepte von ›Rasse‹ und Ge-

schlecht, der Unmöglichkeit, das eine ohne das andere adäquat zu ana-

lysieren. Auch im deutschen akademischen Diskurs wird dieser Ansatz

weitgehend anerkannt — mit einer wichtigen Ausnahme: der Analyse

der deutschen Gesellschaft selbst.« (El-Tayeb 2012: 129; Herv. i. O.)

Denn aus mehrfachen (Nicht-)Zugehörigkeiten können sich durchaus konfligierende

Interessen und Sensibilitäten ergeben. Die Auseinandersetzungen um eine geschlech-

tergerechte Sprache etwa können rassistische oder klassistische Ausgrenzungen pro-

duzieren. Eine Sprachnorm, die in der geschriebenen Form mit Partizipien und Son-

derzeichen gespickt ist und in der gesprochenen Form eine Sprechweise verlangt, die

für viele nicht-deutsche ›Erstsprachler/innen‹ dieser Welt körperlich nicht zu schaf-

fen ist, erzeugt immer neue Gründe, ganze Gruppen von Personen auszuschließen,

die über keine ›korrekte‹ Sprache verfügen, und beraubt sie ihrer ohnehin margina-

lisierten Artikulationsmöglichkeiten. Das antisexistische Ziel also, Frauen, aber vor

allem Inter- und Trans-Personen eine angemessene Repräsentation in der Sprache zu

ermöglichen, lässt sich nicht ohne Weiteres mit der antirassistischen Linguizismus-

Kritik am repressiven Gebrauch der (deutschen) Sprachnorm vereinbaren. Mit der

Forderung nach einer klaren, verständlichen Kommunikation, die insbesondere im

Kontext von Klassismus und Ableismus immer wieder laut wird, wird es auch nicht

einfach sein.

Die Auflistung solcher ›Loyalitätskonflikte‹ ließe sich nun ins Unendliche steigern,

jedoch besteht der Kern des Problems für mich darin, sie überhaupt als Konflikte zu

betrachten und nicht etwa als fruchtbare Differenzen. Der oben zitierte Aufsatz von

El-Tayeb endet mit einem Aufruf, die queer theory beim Wort zu nehmen und zur

analytischen Grundlage für neue Koalitionen zu machen, in denen sowohl die mehr-

heitsdeutsche Dominanz etwa in der Lesben- und Schwulenbewegung als auch die

Eindeutigkeit der ethnischen Zugehörigkeit in Frage gestellt werden (ebd.: 137f.).

Beim Wort nehmen kann man auch bereits Judith Butler, die in »Das Unbehagen

der Geschlechter« von einer notwendigen und produktiven Unvollständigkeit der Ka-

tegorie ›Frau‹ ausging (Butler 2014 [1991]: 35). Gerade die daraus resultierenden

Divergenzen und Interessenkonflikte können zur Basis für eine neue Bündnispolitik

werden:

»Vielleicht ist es für ein Bündnis gerade notwendig, die eigenen Wider-

sprüche anzuerkennen und mit diesen ungelösten Widersprüchen zum

Handeln überzugehen. Vielleicht gehört es auch zur dialogischen Ver-
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ständigung, dass man die Divergenzen, Brüche, Spaltungen und Splitte-

rungen als Teil des oft gewundenen Demokratisierungsprozesses akzep-

tiert.« (Ebd.)

Doch es geht noch komplexer. Die Bekenntnis zur intersektionalen Analyse und Ar-

beitsweise allein reicht nicht, denn jede Kategorie, um die es hier geht, und jedes

Herrschaftsverhältnis ist in sich schon komplex.2 Darauf hat auch Urmila Goel (2013)

in ihrem Plädoyer hingewiesen, indem sie dazu aufgerufen hat, sich vermehrt mit

Widersprüchen, Uneindeutigkeiten und Ambivalenzen in der Rassismusforschung zu

beschäftigen. Einerseits erfordert dies eine gesonderte Aufmerksamkeit für Verflech-

tungen von Rassismus und anderen Diskriminierungsformen, andererseits aber auch

eine genauere Betrachtung der ›Familienähnlichkeiten‹ (Mecheril/Melter 2011) und

der Unterschiede zwischen einzelnen Rassismen — etwas, das ich hier zugespitzt

als eine ›intrasektionale‹ Perspektive bezeichne. Rassistische, aber auch sexistische,

klassistische etc., Unterscheidungen sind relational und kontextspezifisch, so dass

in der Forschung schon seit einiger Zeit von Rassismen im Plural gesprochen wird

(Hund 2006; Mecheril/Melter 2011).

Ambivalente Positionierungen sind hier unvermeidbar und die Auseinandersetzung

mit ihnen dringend notwendig. Goel verweist in diesem Zusammenhang auf die pre-

käre Position von Personen, »die physiognomisch als Zugehörige zur Dominanzge-

sellschaft passieren können, die aber als nicht zur Dominanzgesellschaft zugehörig

klassifiziert und rassistisch ausgegrenzt werden, sobald mehr Informationen über sie

zur Verfügung stehen (z.B. Name, Sprache, Informationen über Familienbiographie)«

(Goel 2013: 86f.). Ein klassisches Beispiel aus meiner Praxis ist der Antislawismus.

Von einigen Forscher/innen gar nicht erst als Rassismus anerkannt (s. Arndt 2009)3,

obwohl es auch Rassismusforscher/innen of Colour gibt, die die Rassifizierung ost-

europäischer Bevölkerungen durchaus anerkennen (bspw. El-Tayeb 2016) oder sogar

2 | Vgl. dazu den Aufsatz von Leslie McCall »The Complexity of Intersectionality«, in dem

sich die Autorin gerade der Unmöglichkeit der Erfassung der sozialen Realität in ihrer Komple-

xität widmet und drei Ansätze im Rahmen der Intersektionalitätsforschung unterscheidet: den

antikategorialen, intra- und interkategorialen Ansatz (McCall 2005).

3 | Ich stehe diesem Versuch einer weißen deutschen Wissenschaftlerin, eine nach ›Farben‹

und Religionen sortierte Taxonomie der Betroffenen zu entwickeln und die antislawische Ge-

walt etwa im Nationalsozialismus für nicht rassistisch zu erklären, kritisch gegenüber, auch und

gerade weil der Verweis auf das weiße Privileg, Andere zu benennen und über die Erfahrungen

der Anderen zu bestimmen, einen großen und wichtigen Verdienst der Kritischen Weißseins-

forschung darstellt.
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auf die Kontinuitäten zwischen dem deutschen Kolonialismus und der jahrhunderte-

alten Pol/innenfeindlichkeit hinweisen (Ha 2012), bildet der antislawische4 Rassis-

mus oft einen Streitpunkt. Kann es einen Rassismus gegenüber Menschen geben, die

weiß aussehen? Ja, aber man muss diese Menschen dafür als ›weniger‹ oder ›nicht

so richtig‹ weiß kategorisieren. Als slawisch kategorisierte Menschen machen Ras-

sismuserfahrungen, indem man sie etwa als gewalttätig, barbarisch, unterentwickelt

und gefährlich darstellt. Und slawische Menschen können selbst rassistisch agieren,

indem sie darauf bestehen, auf Kosten Anderer als weiß anerkannt zu werden, und

ihren Anteil an weißen Privilegien einfordern. Eine Person kann zudem von mehre-

ren Rassismen zugleich betroffen sein: etwa aufgrund ihres Aussehens, ethnischer,

nationaler oder religiöser Zugehörigkeit, ihrer Sprache, ihrer Migrationserfahrung

oder Familiengeschichte. Verschiedene Betroffenen-Positionen in unterschiedlichen

Rassismen erzeugen bisweilen gegensätzliche Interessen und Bedürfnisse: So ist es

vielen Schwarzen Deutschen enorm wichtig, als Deutsche anerkannt zu werden, da

sie auch und gerade durch die Verweigerung der nationalen Zugehörigkeit rassis-

tisch angegriffen werden. Für viele Menschen mit Migrationsgeschichte sind hinge-

gen Mehrfachzugehörigkeiten bedeutend, wieder Andere streben eine Dekonstrukti-

on der nationalen Zugehörigkeit als solchen an, da sie diese als rassistisch wahrneh-

men. Wichtig ist es, diese Konflikte als produktive Impulse aufzufassen und keine

falsche Opferkonkurrenz darauf aufzubauen.

Für mich als Wissenschaftlerin bedeuten solche Ambivalenzen und Uneindeutig-

keiten wie die oben beschriebenen, dass ich in meiner Arbeit eine kontextspezifische,

für Feinheiten offene Fallanalyse praktizieren muss, und zwar nicht nur in Bezug auf

Rassismus. Eine Frau ist einem Mann gegenüber tendenziell benachteiligt. Der Sexis-

mus gegenüber Trans- und Inter-Personen ist jedoch ein anderer, und in diesem Fall

ist eine cis-Frau mit ihrem immerhin normkonformen Geschlecht eher als privilegiert

einzustufen — vorausgesetzt, alle anderen Faktoren sind gleich, versteht sich. Gera-

de das Einfordern von Eindeutigkeit und klar abgegrenzten Kategorien ist zudem ein

wesentliches Merkmal von Rassismus (aber auch von Sexismus), da hier alles Ab-

weichende als monströs wahrgenommen wird (vgl. Goel 2013: 80; Mecheril 2003:

323ff.).

Für mich als Privatperson und als Aktivistin folgt aus meiner eigenen uneindeu-

tigen Position die Anerkennung der (sozialen) Tatsache, dass ich von Rassismus,

(Hetero-)Sexismus und Klassismus negativ und positiv betroffen bin. Ich muss zwi-

schen den Kontexten und Situationen unterscheiden, in denen ich meine eigene Ent-

4 | Aber auch der antiirische, antigriechische Rassismus etc.
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menschlichung thematisieren darf und soll, und solchen, in denen ich, z.B. als weiße

Person, immer noch Vorteile und Privilegien habe. Das letzte Jahrzehnt verbrachte

ich mit der z.T. unfreiwilligen Arbeit an meinem körperlichen passing, und diese Ar-

beit war sehr erfolgreich: Die Situationen, in denen andere Menschen immer noch

nach ›slawischen Gesichtszügen‹ oder nach ›einem Akzent‹ bei mir suchen, werden

immer seltener, und ich werde immer mehr als deutsch wahrgenommen. Was ich bei

aller Angst, aufzufallen und wieder Gewalt- und Ausgrenzungserfahrungen zu ma-

chen, jedoch nie vergessen darf: Andere haben diese Wahl nie gehabt. Das Recht,

komplex zu sein, wird in diesem Fall zur Pflicht.

AUTONOMIE DER (MIGRANTISCHEN) KOMPLEXITÄT, ODER:
IT’S SOCIOLOGY, STUPID!

Vieles wurde bereits gesagt zur Debatte um die Autonomie der Migration. Ohne auf

die einzelnen Positionen hier näher eingehen zu können, fasse ich die grundlegende

Frage auf folgende Weise zusammen: Sind Migrant/innen und Geflüchtete als autono-

me Subjekte aufzufassen, oder verharmlost eine solche Betrachtung die Zwänge und

Beschränkungen, denen sie unterliegen und die sie in erster Linie zu transnationaler

Migration motivieren? Vor Kurzem wurde die Kritik an der Autonomie-Perspektive

in der Intervention von Miriam Lang in dieser Zeitschrift auf den Punkt gebracht:

»Migration ist meistens keine freigewählte, emanzipierte Entscheidung,

sondern die Reaktion auf ein Zusammenwirken von Zwängen, beispiels-

weise kapitalistischen, geschlechtsspezifischen, ökologischen und/oder

(neo)kolonialen. Und sicher wären viele derjenigen, die heute mit dem

europäischen Grenzregime Katz und Maus spielen, lieber in ihrem kul-

turellen und sozioökonomischen Kontext geblieben, wenn das denn eine

gangbare Perspektive gewesen wäre.« (Lang 2017: 183; Herv. i. O.)

Aus meiner Sicht muss die Entscheidung, Geflüchtete entweder als autonome Gestal-

ter/innen ihres eigenen Lebens oder als Opfer der Umstände zu betrachten, notwendi-

gerweise scheitern. Sie muss scheitern, weil die binäre Opposition — wie in so vielen

anderen Fällen — aufgrund ihrer Unterkomplexität am Leben der Betroffenen vorbei-

geht. Menschen bewegen sich aufgrund von Zwängen und nutzen dabei dennoch ihre

begrenzten Entscheidungsspielräume, sind freiwillig geflüchtet oder unfreiwillig mi-

griert, oder eins nach dem anderen, oder alles auf einmal. Vor zehn Jahren ging es

mir nicht darum, hier zu sein. Es ging mir in erster Linie darum, nicht mehr dort zu

sein. Aber ich bin nun mal hier, und wenn ich schon einmal hier bin, will ich auch
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hier sein dürfen, ohne mich dafür rechtfertigen zu müssen. Ich verstehe die Auto-

nomie der Migration nicht als falsche Tatsachenfeststellung, die die Not und Gewalt

verschleiert, denen viele Migrant/innen nach wie vor ausgesetzt sind. Der Wunsch

nach Bewegungsfreiheit impliziert auch die Freiheit, zu bleiben, und die Autonomie

der Migration entsprechend auch die Autonomie, nicht zu migrieren. Ich verstehe sie

als Ziel, als Forderung, als ein leises Versprechen einer weniger schlechten Welt, als

Spuren einer hoffentlich besseren Zukunft in der Gegenwart.

Das Recht, komplex zu sein, ist kein postmoderner Spleen. Ich sehe es als notwen-

dige Basis für ein respektvolles Zusammenleben und -arbeiten, für unsere Forschung

und unsere politischen Kämpfe. Meine Lieblingsantwort auf die Frage, wo ich ›ur-

sprünglich‹ oder ›eigentlich‹ herkomme, lautet: Ich bin eine Person, ich habe nicht

den einen Ursprung, sondern Tausende. Das Recht, komplex zu sein, hier in der Form

von Autonomie der Migration, bedeutet, nicht nur selbst entscheiden zu dürfen, wo

man hinwill, sondern auch, wo man herkommt. Es ist das Recht, eine Heimat zu ha-

ben und zu brauchen oder nicht, das Recht, selbst zu entscheiden, mit welchen Orten

und Lebensphasen man sich am ehesten identifizieren kann, das Recht auf die eigene

Geschichte.

In den vielen Positionierungen und Kategorisierungen, die ich in Bezug auf mich

selbst und andere erzwungenermaßen vornehmen muss, fehlt oft eine ganze Reihe:

nicht die Kategorien, die uns einfach zugestoßen sind, sondern diejenigen, für die wir

uns entschieden haben. Freundin. Aktivistin. Soziologin. ›Die mit den grünen Haa-

ren‹. Wenn ich also das Recht hätte, komplex zu sein, könnte ich mit Sicherheit sagen:

Ich komme aus Jena, und zwar aus dem Institut für Soziologie der FSU. Das ist der

Ort, den ich am ehesten als mein Zuhause empfinde, obwohl dieser Ort sehr hässlich

und feindselig sein kann. Denn dieses Zuhause habe ich mir selbst verdient, indem

ich für meine symbolische und epistemische Existenz gekämpft und mich selbst zu

dem Subjekt sozialisiert habe, das ich heute bin. Ich unterrichte spezielle Soziologien

an einem fast ausschließlich weißen und migrationsbereinigten Ort, und das ist es,

was mich gerade ausmacht. Ich komme aus der Soziologie, die mir das analytische

Rüstzeug und die Begriffe dafür gegeben hat, das auszudrücken, was ich ohnehin

wusste. ›Wo Heimat‹ also? It’s sociology, stupid.
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